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Die Grenzen meiner Sprache ...

"Die Grenzen meiner Sprache

sind die Grenzen meiner Welt."

(Ludwig Wittgenstein)

Ein jeder ist der Sprache teilhaftig, soweit sie sich in den Archiven
des täglichen und perspektivischen Gebrauchs sammelt, strukturiert und
ablagert. Dennoch besteht ihre vorrangigste Eigenschaft und Funktion
wohl eher darin, niemals Besitz, Eigentum oder Vermögen werden zu
können.

Der Wunsch des Menschen nach wechselseitiger oder einseitiger
Verfügungsgewalt als Hilfsmittel oder Werkzeug in seinen Händen oder
gar in seinem Munde, um damit seine Interessen zu verfolgen, ist so
alt wie die doch äußerst beschränkte Reichweite eben dieses Ansinnens.
Nicht grundlos ist die Kultur der Werkzeuge und Hilfsmittel, also auch
die der Sprache, hoch innovativ und wird bestimmt durch ihre
fortschreitende Entwicklung. Soviel zu Ludwig Wittgenstein und seinem
Bekenntnis zur Unzulänglichkeit seines sprachlichen Vermögens als
Einsicht in die Grenzen ihrer Fassungs- und Entfaltungsmöglichkeiten.

Wenn also der Knüppel, wie uns die Volksweisheit verrät, beim Hund
liegt, warum sollte ich gerade auf diesen fixiert bleiben, um ihn im
Zweifelsfalle zu bezwingen? Die Grenzen der Sprache, also der Kehrwert
ihres Besitzes, bleiben am Ende dieser Betrachtungen deshalb ebenso
ungeklärt wie die Chance, sie zu besitzen oder sich ihrer unabweislich
zu bedienen. Auch die Fragefertigkeit, als ein Bestandteil
sprachlichen Vermögens erwiesen, wird in Anbetracht entgrenzender
Unwahrscheinlichkeiten dann auf ihre Gegenstandslosigkeit reduziert.

Jedes jedoch von Besitz- und Verfügungsstreben emanzipierte
Verständnis und der Folge ungetriebener Mühe nicht im Wege stehen zu
müssen, hebt die Beseitigung solcher Hindernisse in den Horizont der
Erreichbarkeit.

Fraglos allerdings müssen gerade diese Hindernisse zum Zwecke ihrer
Überwindung zuvor in ihrer ganzen Vollständigkeit und
Widersprüchlichkeit aufgerichtet und bis zur Erschöpfung verbraucht
werden. Nicht erst nach Wittgenstein muß dieser Preis sich
überstülpender Erkenntnisse neben den Schleifen andauernder
Wiederholung dennoch vollständig entrichtet werden, wollte man sich
denn ihrer Fesselgewalt endlich und gültig wirksam entledigen können.

Ihre Schattenblick-Redaktion


18. Mai 2018
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KOHLEALARM/433: Klimakampf und Kohlefront - zu spät für Seen und Grundwasser ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 17.05.2018

Wassereinleitung in tagebaubeeinflusste Seen löst nur geringe Teile des
Problems



Cottbus, 17.05.2018. Zu den am Donnerstag in Cottbus vorgestellten
Maßnahmen zur Stützung der durch den Tagebau Jänschwalde geschädigten Seen
bei Guben gibt René Schuster vom Umweltverband GRÜNE LIGA die folgende
erste Bewertung ab:

"Es ist höchste Zeit, dass die Bergbehörde LBGR erste Konsequenzen aus der
Schädigung der Seen zieht, das hätte bereits vor Jahren passieren müssen.

Während die Grundwasserabsenkung des Tagebaues noch in diesem Jahr durch
Inbetriebnahme weiterer Pumpen noch weiter verschärft werden soll, soll die
Einleitung in die Seen frühestens in einem Jahr beginnen und erst in drei
Jahren der Zielwasserstand erreicht sein. Aus unserer Sicht ist jede
weitere Verschlechterung unzulässig und ein Fortschreiten des Tagebaues
nach Norden zu stoppen.

Die Wiederherstellung der Seewasserstände von 2010 reicht aus unserer Sicht
nicht aus, weil schon vor 2010 Einflüsse des Bergbaus am Absinken der Seen
beteiligt waren.

Der Grundwasserentzug durch den Tagebau schädigt zudem nicht nur die Seen,
sondern auch andere Lebensräume und verursacht Bergschäden. Auch diese
Wirkungen reichen zwangsläufig weiter als bisher zugegeben. Sie zu
verhindern gibt es offenbar kein Konzept."

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Mai 2018 
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BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 16. Mai 2018

Tagebau Hambach: Land NRW enteignet BUND - Umweltschützer kündigen
hartnäckigen Widerstand an



Düsseldorf, 16. Mai 2018 | Das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch
die Bezirksregierung Arnsberg, hat laut einer heutigen Pressemitteilung
ein Grundstück des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
zugunsten der RWE AG zwangsenteignet. Das BUND-Grundstück liegt im
Braunkohlentagebau Hambach, unmittelbar nördlich der alten Trasse der
Autobahn A4.

"Es ist ungeheuerlich, dass wir aus den Medien erfahren müssen, dass die
Bezirksregierung Arnsberg den Grundabtretungsbeschluss zu unseren Lasten
gefällt hat", sagte Dirk Jansen, Geschäftsleiter des BUND NRW in einer
ersten Reaktion. "Wir bedauern sehr, dass sich die Bezirksregierung
Arnsberg wieder einmal als Erfüllungsgehilfe für die Bergbauinteressen des
Kohlekonzerns RWE erweist." Bis zur Stunde [16.5.2018 - 16.15 Uhr] wurde
der Grundabtretungsbeschluss dem BUND nicht übermittelt. "Dieses Vorgehen
ist nicht hinzunehmen, weshalb wir über unseren Anwalt bereits bei der
Bezirksregierung unser Befremden bekundet haben."

Die Bezirksregierung gibt laut Pressemitteilung vor, dass dem
Grundabtretungsbeschluss eine Gesamtabwägung aller maßgeblichen Belange
vorangegangen sei und im Ergebnis ein Gemeinwohlinteresse für diesen
Grundrechtseingriff gegeben sei.

"Das grenzt an Realitätsverweigerung", kritisiert der BUND-Bergbauexperte
Jansen. Es gebe kein Vorhaben, dass stärker gegen das Wohl der
Allgemeinheit verstoße, als ein Braunkohlentagebau. Zur Sicherung der
Energieversorgung sei die Braunkohle heute überflüssig, sodass ohne die
Fortführung des Tagebau Hambach die Lichter in NRW nicht ausgingen.
Braunkohle sei zudem der klimaschädlichste aller Energieträger und trage
maßgeblich dazu bei, dass Deutschland sein Klimaschutzziel 2020 verfehlen
wird. Zudem isei die Gewinnung der Braunkohle mit zahlreichen
irreversiblen Eingriffen in Natur, Landschaft und Gewässer verbunden.

"Es ist daher im Interesse des Gemeinwohls, möglichst schnell aus der
Braunkohle auszusteigen, anstatt nach dem Motto 'nach uns die Sintflut'
weiter zu baggern", sagte Jansen. Die technisch durchaus mögliche 
Nicht-Inanspruchnahme des BUND-Grundstücks würde für RWE einen Kohleverlust von
etwa 400 Millionen Tonnen Kohle bringen.

Gleichzeitig kündigte Jansen an, dass sich der BUND mit allen juristischen
Mitteln gegen die Zwangsenteignung wehren werde. Gestärkt sehen sich die
Umweltschützer durch das von ihnen erstrittene Urteil des
Bundesverfassungsgerichts von 2013, wonach die Zwangsenteignung eines 
BUND-Grundstücks für den Tagebau Garzweiler für verfassungswidrig erklärt
wurde.


Mehr Infos zum Enteignungsverfahren unter:

https://www.bund-nrw.de/themen/mensch-umwelt/braunkohle/hintergruende-und-publikationen/braunkohlentagebaue/hambach/bund-enteignung

 * 
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RAUBBAU/115: Fracking nicht mit uns - Schleichwege der Politik ... (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 15. Mai 2018

Wirtschaftsminister auf Abwegen

BUND kritisiert Äußerungen zu Fracking in Niedersachsen scharf



Der BUND Niedersachsen kritisiert die jüngsten Einlassungen von
Wirtschaftsminister Bernd Althusmann zum Fracking in Niedersachsen, die er
als Antwort auf eine Anfrage der Grünen gegeben hat. "Mit seiner Idee,
hierzulande möglicherweise Frackingbohrungen für unkonventionelle
Lagerstätten zuzulassen, hat der Minister einen denkbar schlechten Einstieg
in die Energiepolitik gewählt", stellt Dorothea Steiner, Mitglied im
Vorstand des BUND Niedersachsen, fest. "Kein anderes Bundesland nutzt die
Möglichkeiten für 'Probebohrungen zu Forschungszwecken', die als Hintertür
in das Gesetz von 2016 eingebaut wurden." Dafür gebe es gute Gründe:
Fracking in Lagerstätten wie Schiefergestein oder Kohleflöze berge das
Risiko erheblicher Bodenschäden - bis hin zu Erdbeben - und gefährde das
Grundwasser. Deswegen seien im Gesetz selbst bei Probebohrungen erhebliche
Hürden vorgesehen.

"Die von Althusmann erwähnte umweltverträgliche Frack-Technologie gibt es
nicht", betont Steiner. "Das zeigen alle Erfahrungen, die wir bisher in
Niedersachsen gemacht haben." Der BUND befürchtet, dass dem
Wirtschaftsminister etwas Anderes am Herzen liegt: Fracking zur besseren
Erschließung konventioneller Lagerstätten aus Sandsteinschichten, das so
genannte Tightgas. "Die Erdgasindustrie möchte hier seit Jahren
'Impulsfracks' niederbringen, denn die tiefe Lagerung des Sandsteins in bis
zu 4.000 m erfordert einen hohen hydraulischen Druck", so Steiner. Die
Risiken bleiben bestehen.

Der BUND fordert den Minister auf, anstatt weiter auf klimaschädliches
fossiles Erdgas zu setzen, sich im Bund dafür einsetzen, die
Rahmenbedingungen für erneuerbare Energien zu verbessern. "Gerade ein
windreiches Land wie Niedersachsen würde davon profitieren", so Steiner.
"Dass eine naturverträgliche Versorgung mit 100 % erneuerbaren Energien
möglich ist, hat der BUND mit seinem aktuellen Energieszenario 2050 für
Niedersachsen dargelegt."




Das BUND-Energieszenario finden Sie unter:

www.bund-niedersachsen.de/publikationen

Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) ist bundesweit
mit mehr als 500.000 Mitgliedern, Spendern und Förderern der größte
Umweltverband Deutschlands. In Niedersachsen zählt der Verein rund 33.000
Mitglieder und Förderer. Der Verein ist vom Staat als Umwelt-/Naturschutzverband anerkannt. Der BUND versteht sich als die treibende
gesellschaftliche Kraft für eine nachhaltige Entwicklung in Deutschland.
Die Vision: ein zukunftsfähiges Land in einer zukunftsfähigen und
friedfertigen Welt.

 * 
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KOHLEALARM/431: Klimakampf und Kohlefront - nicht einmal Neutralität ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 14.05.2018

Ehrliche Ausstiegsdiskussion statt Kohle-Lobby-Kommission

GRÜNE LIGA lehnt Tillich und Platzeck als Kommissionsvorsitzende ab



Berlin, 14.05.2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA lehnt Stanislaw Tillich
(CDU) und Matthias Platzeck (SPD) als Ko-Vorsitzende der geplanten
Kommission zu Strukturwandel und Kohleausstieg ab. Berichten zufolge will
die Bundesregierung am 16. Mai die Zusammensetzung der Kommission
beschließen.

"Die Arbeit der Kommission müssen von allen Beteiligten anerkannte
Persönlichkeiten leiten, die vorher nicht einseitig Partei ergriffen haben.
Wer Platzeck und Tillich zu Vorsitzenden machen will, der plant eine 
Kohle-Lobby-Kommission. Beide ehemaligen Ministerpräsidenten wissen nicht wie man
Klimaziele erreicht, sondern nur wie man sie blockiert und verzögert." sagt
René Schuster, Bundesvorsitzender der GRÜNEN LIGA, der Platzeck in den
Gründungsjahren um 1990 noch angehört hatte.

Schuster weiter: "Wir Lausitzer kennen Platzeck als den Politiker, der das
Wort seines Vorgängers brach und weitere Dörfer der Kohle opfern wollte.
Zehn Jahre Zukunftsangst und Unsicherheit in der betroffenen Region gehen
auf sein Konto. Die Diskussion eines Plan B hat er stets verweigert. Es
wäre absurd, ihn genau diese Diskussion jetzt leiten zu lassen. Letztlich
macht die jahrelange Blockade des Klimaschutzes durch die Braunkohleländer
eine Kommission des Bundes zum Kohleausstieg überhaupt erst notwendig."

Die GRÜNE LIGA widerspricht damit der Darstellung von
Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD), Matthias Platzeck könne
Konsens und habe als ehemaliger Landesumweltminister den Klimaschutz im
Blick. Die folgende unvollständige Auflistung ruft Platzecks Verhältnis zu
Kohle und Konsens zusammengefasst in Erinnerung:

- Platzecks Zeiten als Brandenburgischer Umweltminister ging bereits vor 20
Jahren zu Ende, seine Zeit als Ministerpräsident (2002 bis 2013) war nicht
durch umweltpolitische Impulse gekennzeichnet.

- Er setzte sich persönlich beim EU-Kommissionspräsidenten für die
Abbaggerung der Lacomaer Teichlandschaft ein, als diese im Jahr 2006 wegen
des europäischen Naturschutzes auf der Kippe stand. Eine Folge dieses
Engagements: Brandenburg verfehlte sein Klimaziel für das Jahr 2010
aufgrund der hohen Braunkohleverstromung.(1)

- 2007 versuchte Platzeck den Kohlelobbyismus seiner Regierung als
Klimaschutz zu tarnen, wollte Brandenburg zum "Innovationslabor" für
Kohlekraftwerke mit CO2-Abscheidung machen.(2) In der Realität stellte
seine Regierung gleichzeitig einen Bundesratsantrag auf Besserstellung der
Braunkohle beim Emissionshandel.(3)

- Vielen Lausitzern bleibt Platzeck als der "Landesvater" in Erinnerung,
der ihre Dörfer dem Kohlekonzern opfern wollte. Das Wort seines Vorgängers
Stolpe, das Horno das letzte umzusiedelnde Dorf sei, hat Matthias Platzeck
gebrochen. Seine Regierung ließ untersuchen, wo man überall noch baggern
und umsiedeln könnte, die entsprechende Studie der TU Clausthal kam im März
2007 nur über einen leak ans Licht der Öffentlichkeit(4). Dadurch unter
Zugzwang, stellte Platzeck die Pläne für drei konkrete neue Tagebaue gleich
in einer gemeinsamen Pressekonferenz mit dem damaligen Tagebaubetreiber
Vattenfall vor(5). Politische Unterschiede zwischen Landesregierung und
Kohlekonzern waren während Platzecks gesamter Amtszeit als
Ministerpräsident nicht wahrnehmbar.

- Als das Bündnis "Keine neuen Tagebaue" Platzeck aufforderte, sich der
Initiative in einer öffentlichen Podiumsdiskussion zu stellen(6), kniff der
Regierungschef, der zuvor in Presse und Landtag gegen die Kohlekritiker
polemisiert hatte. Die Verweigerung eines sachlichen Dialogs soll ihn nun
als Moderator qualifizieren?

- In einem Interview verteidigte Platzeck die Braunkohle mit dem Satz "Ob
wir in Brandenburg unsere Kraftwerke schließen, hat auf das Weltklima
ungefähr so viel Auswirkungen, als ob in China ein Sack Reis umfällt."(7)
Wird das jetzt zum Credo der geplanten Kommission?

- Spätestens 2012 war klar, dass es das "saubere Kohlekraftwerk" mit
CO2-Abscheidung in Deutschland nicht geben wird. Den von vielen Seiten
(etwa vom Nachhaltigkeitsbeirat des Landes) geforderten Plan B zu
diskutieren, hat Platzeck bis zum Ende seiner Amtszeit verweigert.




Fußnoten:

(1) Die 2002 beschlossene "Energiestrategie 2010" wollte Brandenburgs
CO2-Emissionen bis 2010 wenigstens auf 53 Millionen Tonnen senken (S. 47).
Es wurden 3 Millionen mehr (Klimagasinventur 2011 für das Land Brandenburg,
S. 8), Der Tagebau Cottbus-Nord (Abbaggerung des FFH-Gebietes Lakomaer
Teiche) steuerte dazu ca. 5,8 Millionen Tonnen bei.

(2) Brandenburg setzt weiterhin auf Braunkohle. Tagesspiegel, 28. März 2007

(3) u.a. Brandenburg will der Kohle einen Vorteil verschaffen, 20cent, 4.
April 2007, S. 5

(4) Kohle-Irrsinn 23 Dörfer sollen weg, BILD Berlin-Brandenburg, 29. März
2007. S. 11

(5) Pressemitteilung der Staatskanzlei vom 18. September 2007

(6) u.a. Gespräch über die Braunkohle verlangt, Neues Deutschland,
24.11.2007

(7) u.a. Platzeck verteidigt Braunkohle-Strom, 20cent, 4. März 2008, S. 4

 * 
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RAUBBAU/114: Fracking nicht mit uns - am Ende also doch ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - 14. Mai 2018

BBU: Althusmanns Fracking-Vorstoß ist ein Angriff auf die Umwelt



(Bonn, Hannover, 14.05.2018) Auf scharfe Kritik des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU e.V.) ist der Vorstoß des
niedersächsischen Wirtschaftsministers Bernd Althusmann gestoßen,
Probebohrungen unter Anwendung der Fracking-Technik im Schiefergestein
zuzulassen. Der Umweltverband wirft dem CDU-Politiker vor, die
gefährliche Gasfördermethode ohne Rücksicht auf die mit dieser Technik
verbundenen erheblichen Umweltschäden etablieren zu wollen. Der BBU
fordert von der niedersächsischen Landesregierung, Althusmanns
Fracking-Plänen umgehend einen Riegel vorzuschieben.

Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt hierzu:
"Noch im Koalitionsvertrag von SPD und CDU in Niedersachsen stand das
Bekenntnis 'Der Schutz des Trinkwassers hat für uns absoluten Vorrang
vor wirtschaftlichen Interessen'. Mit seiner Fracking-Offensive zeigt
Althusmann, dass dies für ihn nur Lippenbekenntnisse sind. Denn gerade
aus den USA ist bekannt, dass Fracking zu erheblichen
Grundwasserkontaminationen führen kann. Hinzu kommen Gefahren durch
Erdbeben und durch die Verpressung des Lagerstättenwassers aus
Fracking-Bohrungen in den Untergrund. Um den Gaskonzernen den Einstieg
in die Fracking-Technik im Schiefergestein in Deutschland zu
ermöglichen, wirft Althusmann zudem juristische Nebelkerzen. So ist
seine Aussage irreführend, ein pauschaler Ausschluss von Probebohrungen in
unkonventionellen Lagerstätten sei rechtlich fragwürdig. Denn die von der
Bundesregierung beschlossene Fracking-Gesetzgebung besagt, dass diese
Erprobungsmaßnahmen der Zustimmung der jeweiligen Landesregierung bedürfen.
Legt die Landesregierung fest, dass die öffentlichen Interessen Umwelt- und
Gesundheitsschutz absoluten Vorrang haben, können Anträge auf 
Fracking-Probebohrungen im Schiefergestein problemlos abgelehnt werden. Doch genau
dies will Althusmann nicht."

Für den BBU ist es zudem befremdlich, dass der niedersächsische
Umweltminister Olaf Lies, der während seiner Zeit als früherer
Wirtschaftsminister Fracking im Sandstein (Tight-Gas-Reservoirs)
durchgesetzt hat, nun die Rolle des Althusmann-Kritikers spielt, während
Ministerpräsiden Stephan Weil schweigt. Denn die Kritik von Lies bleibt
folgenlos, wenn sich die niedersächsische Landesregierung nicht klar und
öffentlich gegen Althusmanns Fracking-Vorstoß positioniert. Der BBU fordert
daher die niedersächsische Landesregierung und den Ministerpräsidenten Weil
auf, ihr Schweigen aufzugeben und Althusmanns Fracking-Plänen eine klare
Absage zu erteilen.



Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen die
gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 
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MELDUNG/171: Mut zur Vielfalt - Kultureinrichtungen müssen sich weiter öffnen (idw)


Bertelsmann Stiftung - 17.05.2018

Mut zur Vielfalt - Kultureinrichtungen müssen sich weiter öffnen

Deutschland ist das Land mit den drittmeisten Einwanderern weltweit. Es
hat sich in den vergangenen Jahren intensiv den Herausforderungen des
Zusammenlebens in Vielfalt gestellt. Die Deutsche UNESCO-Kommission und
die Bertelsmann Stiftung haben nun untersucht, welchen positiven Beitrag
künstlerische Arbeit für das Zusammenleben in der
Einwanderungsgesellschaft leistet.



Gütersloh/Bonn, 17. Mai 2018. In Deutschland leben heute Menschen mit
unterschiedlicher Herkunft, kulturellen Prägungen und Traditionen
zusammen. Die Deutsche UNESCO-Kommission und die Bertelsmann Stiftung
haben an zwölf ausgewählten Fallbeispielen die Rolle der Künste für das
Zusammenleben in Vielfalt untersucht. Anhand der Beispiele wird deutlich,
welches Potential in der künstlerischen Auseinandersetzung für eine
Einwanderungsgesellschaft liegt. Sie zeigen, dass Bund, Länder und
Kommunen über zahlreiche Handlungsmöglichkeiten und Ansatzpunkte verfügen,
um durch gezielte Kulturpolitik das Zusammenleben in Vielfalt zu
fördern.

Die Studie "Kunst in der Einwanderungsgesellschaft" ist Teil der
Aktivitäten des diesjährigen Reinhard Mohn Preises "Vielfalt leben -
Gesellschaft gestalten" der Bertelsmann Stiftung. Anlass für die
Veröffentlichung ist der "UNESCO-Welttag der kulturellen Vielfalt für
Dialog und Entwicklung", der in der kommenden Woche am 21. Mai
stattfindet. Die Autorinnen, Burcu Dogramaci und Barbara Haack, zeigen
kulturelle Vielfalt ist eine Bereicherung: Deutschland ist geprägt von
vielfältigen Einflüssen, die im Laufe der Geschichte in unser Land
gekommen sind.

Die Studie belegt, dass daraus sich zahlreiche inhaltliche Chancen für den
Kulturbetrieb ergeben. Es kommt darauf an, die politischen und
gesellschaftlichen Herausforderungen, die mit Migration, Integration und
Vielfalt verbunden sind, im Repertoire abzubilden. "Mehr Mut zu Vielfalt
lohnt sich: für die Kultureinrichtungen, für das Publikum und vor allem
für die Gesellschaft", sagt Kai Unzicker, Experte für gesellschaftlichen
Zusammenhalt der Bertelsmann Stiftung, im Blick auf die Erfahrungen aus
den Fallstudien.

Kultureinrichtungen brauchen langfristige Förderung

Damit Kultureinrichtungen sich auf die Bedingungen einer
Einwanderungsgesellschaft einlassen können, bedarf es passender Strukturen
und Rahmenbedingungen. "Die Studie macht deutlich, wie wichtig solide
Strukturen und eine systematische Förderung vielfältiger Projekte, Akteure
und Möglichkeiten kultureller Teilhabe sind", betont Christine M. Merkel,
Leiterin des Fachbereichs Kultur der Deutschen UNESCO-Kommission. 
Kultur-Einrichtungen brauchen langfristig Förderung und Planungssicherheit. 
Dann ist es möglich, andere Repertoires zu spielen und Ensembles 
vielfältiger zu besetzen. Denn: "Es geht nicht nur um Kunst für Migranten, 
sondern auch um Kunst von und mit Migranten", führt Merkel weiter aus.

Schlussfolgerungen

Die Studie zeigt: Es gibt viele gute Beispiele der künstlerischen
Auseinandersetzung mit der Einwanderungsgesellschaft in Deutschland. Die
untersuchten Beispiele können Vorbilder für neue Projekte sein, indem sie
Hinweise geben, unter welchen Bedingungen Projekte wirksam werden. Die
zentralen Empfehlungen der Studie lauten:

• Erstens, es lohnt sich, das vorhandene interkulturelle Angebot
der öffentlich geförderten Kunst- und Kultureinrichtungen weiter auszubauen
und erfolgreiche Angebote zu verstetigen.

• Zweitens gilt es, Ressourcen zur Förderung künstlerischer
Kompetenz und Selbstorganisation bereitzustellen, um die Zugangshürden für
Künstler mit Migrationshintergrund abzubauen.

• Drittens, langfristig angelegte Förderstrukturen sind die Basis
für die Umsetzung innovativer Projekten.


Über den Reinhard Mohn Preis:

Der Reinhard Mohn Preis erinnert an den Gründer der Bertelsmann Stiftung,
Reinhard Mohn († Oktober 2009). Der Preis zeichnet international
renommierte Persönlichkeiten aus, die sich um wegweisende Lösungen zu
gesellschaftlichen und politischen Herausforderungen verdient gemacht
haben. Die Preisvergabe basiert auf einer weltweiten Recherche nach
innovativen Konzepten und exemplarischen Lösungsansätzen für
Herausforderungen, die für die Zukunftsfähigkeit Deutschlands von
entscheidender Bedeutung sind. In diesem Jahr heißt das Thema "Vielfalt
leben - Gesellschaft gestalten" und der mit 200.000 Euro dotierte Preis
geht an den ehemaligen Bundespräsidenten Joachim Gauck. Mit der
Preisvergabe würdigt die Bertelsmann Stiftung Gauck als Brückenbauer in
einer kulturell vielfältigen Gesellschaft. Gauck wird die Auszeichnung am
7. Juni 2018 im Rahmen eines Festaktes im Theater Gütersloh
entgegennehmen.


Weitere Informationen unter:

http://www.bertelsmann-stiftung.de

http://www.unesco.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, Jochen Lange, 17.05.2018
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AUSSTELLUNG/4410: Bonn - Archäologische Funde der Nasca-Kultur bis zum 16. September 2018


Bundeskunsthalle zeigt archäologische Funde der Nasca-Kultur



BONN - Es gibt wohl keine prähispanische Kultur, die farbenprächtigere
Keramiken und Textilien hinterließ als die Nasca. In der Ausstellung
"Nasca. Im Zeichen der Götter. Archäologische Entdeckungen aus der
Wüste Perus" zeigt die Bundeskunsthalle, Friedrich-Ebert-Allee 4, ab
Donnerstag, 10. Mai 2018, die Funde dieser untergegangenen
Gesellschaft.

Das vermutlich geheimnisvollste Zeugnis der südamerikanischen Kultur
sind die Nasca-Linien, die die UNESCO zum Weltkulturerbe erklärte.
Vorgestellt werden die großen Bodenzeichnungen in der aktuellen Bonner
Schau via Multimedia-Installation. Darüber hinaus gibt es rund 200
Exponate zu sehen, die die Gesellschaft, die Geschichte und die Kunst
der Nasca präsentieren.

Geprägt war die Nasca-Kultur von Ritualen, Kunst, hochentwickeltem
Handwerk, Musik und dem Leben in einer der extremsten Klimaregionen
unseres Planeten. Der goldene Gesichtsschmuck eines Priesters oder
eine Doppelausgussflasche in Schlangenform erzählen faszinierende
Geschichten über den Alltag der Menschen, die in fruchtbaren Tälern
zwischen den Hochanden im Osten und einer dem Pazifik vorgelagerten
Wüste lebten.

Die Nasca hinterließen keine Schriftzeugnisse, jedoch eine Bildsprache
auf Textilien, Keramiken und dem Wüstenboden. Sie entwickelten eine
höchst komplexe Lebensweise mit fremdartig erscheinenden Ritualen und
Kunstwerken, die zum qualitätvollsten archäologischen Erbe der Welt
gehören. Kultur-Interessierte können die Ausstellung bis Sonntag, 16.
September 2018, besuchen. Weitere Informationen gibt es unter
www.bundeskunsthalle.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Mai 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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AUSSTELLUNG/4409: Ausstellungsschiff MS Wissenschaft reist in die Arbeitswelten der Zukunft ...


idw - Pressemitteilung: Wissenschaft im Dialog gGmbH

Reise in die Arbeitswelten der Zukunft

Wissenschaftsjahr 2018: Ausstellungsschiff MS Wissenschaft startet
Tour in Berlin



Das Ausstellungsschiff MS Wissenschaft geht vom 15. Mai 2018 an wieder
auf Tour: Start ist in Berlin-Mitte, anschließend reist das Schiff
durch mehr als 30 weitere Städte in Deutschland. An Bord des 100 Meter
langen Frachtschiffs ist im Wissenschaftsjahr 2018 die Ausstellung
"Arbeitswelten der Zukunft" zu sehen. Der Eintritt ist frei.

Wie verändert digitale Technik das Arbeitsleben in Büros und
Fabrikhallen? Was macht gute Arbeit aus, was fördert Kreativität und
Zufriedenheit? Und: Welche Berufe wird es in Zukunft geben und welche
Fähigkeiten werden gefragt sein? Um diese Themen des
Wissenschaftsjahrs 2018 - Arbeitswelten der Zukunft geht es in der
Ausstellung auf der MS Wissenschaft. Die interaktiven
Ausstellungsstücke zu aktueller Forschung verschaffen einen einfachen
Zugang zu komplexen wissenschaftlichen Themen. Sie laden insbesondere
Jugendliche und Erwachsene zum Nachdenken über Wünsche an den eigenen
Arbeitsalltag ein.

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und Forschung, sagte bei
der Eröffnung der MS Wissenschaft: "Wir müssen uns als Gesellschaft
bewegen, müssen uns mit den Veränderungen der Digitalisierung
auseinandersetzen, müssen dabei schneller werden und durch
Weiterbildung auch in Zukunft fit bleiben. Auf der MS Wissenschaft
erleben wir einen spannenden Einblick in die Zukunft der
Arbeitswelten. Hier zeigt sich, wie wir durch Bildung und Forschung
auf unsere eigene Entwicklung Einfluss nehmen können. Und ich bin
zuversichtlich, dass wir in Deutschland gerade durch Digitalisierung
weiterhin Stabilität auf dem Arbeitsmarkt und Vollbeschäftigung
erreichen können."

"Wieder einmal sind wir Menschen an einem Punkt der Geschichte, wo uns
die Umbrüche in der Arbeitswelt verunsichern oder gar verängstigen. Es
fehlt an Leitlinien und Utopien, wie die Zukunft der Arbeit
funktionieren könnte. Dabei kann die Wissenschaft helfen. Sie
bearbeitet wichtige Zukunftsfragen wie den Zusammenhang zwischen
Arbeit und Gesundheit oder möglichen Regeln für die Zusammenarbeit von
Mensch und Maschine", sagt die Vorsitzende des Lenkungsausschusses von
Wissenschaft im Dialog (WiD), Prof. Dr. Antje Boetius.

Das Ausstellungsschiff MS Wissenschaft tourt 2018 im Auftrag des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung durch Deutschland und
reist anschließend nach Österreich weiter. Wissenschaft im Dialog,
realisiert die Ausstellung. Die Exponate kommen direkt aus der
aktuellen Forschung: Institute von Fraunhofer-Gesellschaft,
Helmholtz-Gemeinschaft, Leibniz Gemeinschaft, Max-Planck-Gesellschaft
und DFG-geförderte Projekte, Hochschulen und weitere Partner haben
Ausstellungsstücke beigesteuert. Die Ausstellung wird für
Besucherinnen und Besucher ab zwölf Jahren empfohlen.

An Deck des Ausstellungsschiffs gibt es in vielen Orten entlang der
Route Diskussionsveranstaltungen, in einigen Städten Improtheater-
Workshops für Schulklassen.

Öffnungszeiten der Ausstellung:

Täglich 10-19 Uhr (Dienstag, 15. Mai, erst ab 13 Uhr)

Führungen durch die Ausstellung:

Täglich 17 Uhr; in Ferienzeiten sowie sonn- und feiertags 11 Uhr und
17 Uhr

Anmeldung für Schulklassen:

Für Gruppen ab 10 Personen ist eine Anmeldung
auf www.ms-wissenschaft.de/schulen erforderlich. Die Ausstellung ist
geeignet für Schülerinnen und Schüler ab zwölf Jahren. Termine für
Schulklassen sind bereits ab 9 Uhr buchbar.

Weitere Informationen:

www.wissenschaftsjahr.de und www.ms-wissenschaft.de

Die ersten Anlegestellen:

Berlin-Mitte: 15.-18. Mai, am 15. Mai ab 13 Uhr, Schiffbauerdamm,
zwischen Friedrichstraße und Marschallbrücke

Potsdam: 19.-22. Mai, Yachthafen Potsdam, am Ende der Kastanienallee
Berlin-Wannsee: 23.-25. Mai, Anlegestelle S-Bahnhof Wannsee,
Ronnebypromenade

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.wissenschaftsjahr.de

http://www.ms-wissenschaft.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution544

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaft im Dialog gGmbH, Dorothee Menhart, 16.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4408: Eisenach - "Frauen und Bachs Musik", bis 4.11.2018


Pressemitteilung: ARTEFAKT Kulturkonzepte

Frauen und Bachs Musik

Neue Ausstellung im Bachhaus Eisenach



Ab dem 27. April zeigt das Bachhaus eine Ausstellung zur Rolle der
Frauen bei der Entstehung, Wiederentdeckung und Rezeption von Johann
Sebastian Bachs Musik. Jede dieser Persönlichkeiten wird mit
Original-Objekten und Hörbeispielen illustriert.

Die neue Sonderausstellung "Frauen und Bachs Musik" im Bachhaus
Eisenach schlägt am Beispiel von neun Frauen-Persönlichkeiten einen
Bogen vom sich wandelnden Frauenbild in der Bach-Zeit über die
Bach-Pflege im Kreis um Prinzessin Anna Amalie von Preußen und in den
Berliner Salons um 1800 bis zum Einfluss früher Bach-Interpretinnen
auf heutige Hörgewohnheiten. Zur Bach-Zeit (1685-1750) begannen
Frauen, sich aus der ihnen zugedachten Rolle von "Gehülfinnen" ihrer
Ehemänner zu emanzipieren.

Wie umstritten das neue Frauenbild war, zeigt eines der
Ausstellungsstücke: der Erstdruck der Liedersammlung "Singende Muse an
der Pleiße" von 1736 mit dem darin enthaltenen Lied "Ihr Schönen,
höret an": Es ist ein derb-humorvoller Beitrag zur damaligen
Diskussion um die Öffnung des Studiums für Frauen, zu dem der
Leipziger Professor Gottsched den Text und Bach die Melodie
beigesteuert haben sollen. Die Universitäten, heißt es, müssten
"erröten, wenn Doris disputiert und Amor präsidiert": "Ich sterbe vor
Vergnügen, wenn ihr anstatt der Wiegen, euch den Catheder wählt, statt
Kinder Bücher zählt." Beim Erscheinen muss es zu einem Skandal
gekommen sein, denn die Seite wurde aus dem Buch geschnitten und eine
andere mit einem unverfänglichen Lied eingeklebt. Neben dem Bachhaus
in Eisenach besitzen nur die Universität der Künste (Berlin) und die
British Library (London) unzensierte Exemplare.

Vorerst rätselhaft bleibt ein Gemälde einer unbezeichneten Pianistin
aus der Mitte des 19. Jahrhunderts, welches das Bachhaus für diese
Ausstellung erwarb und restaurieren ließ. Sie hält in ihren Händen
offenbar - nur der Mittelteil des Komponisten-Namens ist sichtbar -
Noten von Johann Sebastian Bach! Die Darstellung ähnelt bekannten
Bildern Fanny Hensels, und wer wenn nicht sie, die ihren erstgeborenen
Sohn nach ihren drei musikalischen Vorbildern "Felix Ludwig Sebastian"
nannte, könnte damals so verrückt gewesen sein, sich mit Bach-Noten
portraitieren zu lassen? Die Kuratoren der Ausstellung hoffen, dass
vielleicht jemand unter den Besuchern Auskünfte über die Herkunft
dieses im Bestand eines aufgelösten Antiquariats aufgefundenen und
sodann 2017 versteigerten Bilds geben kann.

"Frauen und Bachs Musik"

27.4.-4.11.2018

Sonderausstellung im Bachhaus Eisenach

Frauenplan 21, 99817 Eisenach

täglich 10-18 Uhr

 * 

Quelle:

ARTEFAKT Kulturkonzepte

Solf, Schmitz, Rüter, Hirtz, Friedrich, Flöth GbR

Marienburger Str. 16, D-10405 Berlin

Telefon: 0049 (0)30 - 440 10 686,Fax: 0049 (0)30 - 440 10 684

E-Mail: stefan.hirtz@artefakt-berlin.de

Internet: www.artefakt-berlin.de
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SEMINAR/3161: Leer - "Rhetorik für Frauen im Berufsalltag" am 29. und 30. Mai 2018


Rhetorik für Frauen im Berufsalltag

Coaching "Wie sag ich's im Job?" am 29. und 30. Mai



Interessierte Frauen können am 29. und 30. Mai an einem kostenfreien
Coaching zum Thema "Wie sag ich's im Job?" in den Räumen der
Koordinierungsstelle Frauen und Beruf, Mühlenstraße 135 in Leer,
teilnehmen. Die Veranstaltung findet an beiden Tagen in der Zeit von
8.15 bis 12.30 Uhr statt.

Gespräche über Themen wie Gehaltserhöhung, Freistellung für die Pflege
Angehöriger, Erkrankung der Tagesmutter, Jobwechsel und
Verbesserungsideen stellen berufstätige Frauen oft vor
Herausforderungen. Dabei kommt der Wortwahl eine große Bedeutung zu.
Am Ende der beiden Seminartage sind nicht nur die Eckpunkte einer
guten Vorbereitung bekannt. Die Teilnehmerinnen lernen auch, wie
unangenehme Botschaften mit Hilfe von Ich-Botschaften neutral
formuliert werden können.

Die beiden Seminartage werden geleitet von Trainerin Maria Koriath.
Anmeldungen unter koordinierungsstelle@lkleer.de oder unter Telefon
0491 999028-22.

Koordinierungsstelle Frauen und Beruf

Mühlenstraße 135

26789 Leer

www.lkleer.de/koordinierungsstelle-frauen-beruf-facebook.com/frauenundfamilienfoerderung

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 15. Mai 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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SEMINAR/3160: Mönchengladbach - "Eine heilsame Reise durch die Welt der Düfte" am 2.6.


Eine heilsame Reise durch die Welt der Düfte



Mit ihren wohltuenden Düften und Inhaltsstoffen wirken ätherische
Pflanzenöle wie Balsam auf Körper, Geist und Seele. Angewendet im
Wellness- als auch im therapeutisch alternativmedizinischen Bereich
bieten sie eine große Vielfalt, steigern das allgemeine Wohlbefinden
und wirken sinnlich und heilsam zugleich. Die Teilnehmer gewinnen
einen ersten Einblick in die allgemeinen Einsatzmöglichkeiten und
Wirkweisen von ätherischen Ölen und lernen einige Rezepturen kennen.
Im Anschluss können sie eine wohltuende Duftmeditation genießen, sich
mit einer kleinen Aromamassage verwöhnen und entdecken ihre ganz
persönlichen Pflanzenhelfer.

2.6.2018, 10:30 - 15:00 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181F2285F

Kosten: 25 Euro, Materialumlage 5 Euro

Weitere Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de,

Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TAGUNG/2366: Gotha - "FaunaFloraForster - Georg Forsters Bilder der Natur", 28.-30.05.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Erfurt

Tagung in Gotha nimmt Forster-Zeichnungen in den Blick

Im Rahmen ihrer aktuellen Ausstellung "FaunaFloraForster - Georg
Forsters Bilder der Natur" lädt die Forschungsbibliothek Gotha der
Universität Erfurt Ende Mai zu einer Tagung ein.



Die Forschungsbibliothek Gotha der Universität Erfurt bewahrt eine
geschlossene Bildserie von 31 zoologischen und botanischen Gemälden
sowie ein Konvolut von 77 botanischen Skizzen des Naturforschers,
Ethnologen, Weltumseglers, Schriftstellers, Aufklärers und
Revolutionärs Georg Forster (1754-1794). Sie sind herausragende,
unikale Zeugnisse der naturwissenschaftlichen Tätigkeit und des
künstlerischen Schaffens Georg Forsters, zugleich substanzielle
Überlieferungen der zweiten Weltumseglung von James Cook und zentrale
Bildquellen der sich seit 1800 ausbildenden Natur- und
Geisteswissenschaften. Diese zwei Spitzenstücke stehen im Mittelpunkt
einer Tagung, die im Rahmen der aktuellen Ausstellung
"FaunaFloraForster - Georg Forsters Bilder der Natur" vom 28. bis 30.
Mai von der Forschungsbibliothek Gotha in Kooperation mit dem Zoologen
Prof. Dr. Martin S. Fischer (FSU Jena) und dem Philosophen Prof. Dr.
Jürgen Goldstein (Universität Koblenz-Landau) ausgerichtet wird.

Sie steht unter dem Titel "?'was einem durch diese zwei Oeffnungen der
Pupille fällt und die Schwingungen des Gehirns erregt' - Die
Zeichnungen und das Skizzenbuch Georg Forsters (1754-1794) der
Forschungsbibliothek Gotha." und wird Forsters Gothaer Naturbilder
erstmals in ihrer Geschlossenheit in den Mittelpunkt eines
interdisziplinären Arbeitsgesprächs von Natur- und
Geisteswissenschaftlern stellen. Einer der Höhepunkte der Tagung ist
ein öffentliches Abendgespräch vor den originalen Forsterzeichnungen,
zu dem der Buchkünstler Christian Thanhäuser (Ottensheim/Österreich)
Einblicke in die Praxis naturwissen-schaftlich-künstlerischer
Illustration geben wird.

Forsters komplexes naturkundlich-ethnologisches Lebenswerk erfreut
sich seit mehreren Jahren eines wachsenden Interesses, das weit über
die Fachwissenschaften hinausgeht. Forster wird zunehmend in eine
Reihe mit Alexander von Humboldt gestellt. Neue Zugänge zu Leben und
Werk Forsters eröffnet die wissens- und kulturgeschichtliche Forschung
mit ihren auf Netzwerke, Medialität, Visualität, Material und Raum
ausgerichteten Perspektiven, die in den Dialog mit den
Naturwissenschaften zu bringen sind. Die Tagung wird die für das
zeichnerische ?euvre Forsters zentrale Gothaer Überlieferung erstmals
in den Fokus dieser aktuellen Forschungsperspektiven rücken.

Alle Interessierten sind herzlich eingeladen, um Anmeldung bei Dr.
Petra Weigel unter E-Mail: petra.weigel@uni-erfurt.de wird jedoch
gebeten.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://blog-fbg.uni-erfurt.de/2018/04/praeszision-und-wahrheit-georg-forster-und-seine-bilder-der-natur/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution425

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Erfurt, Carmen Voigt, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1154: Berlin - "Hybrid Encounters" mit dem argentinischen Künstler Tomás Saraceno, 25.05.2018


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Berlin

TU Berlin: Kunst, Spinnen und Algorithmen

Der argentinische Künstler Tomás Saraceno lädt am 25. Mai 2018 Experten aus der Robotik und Biologie zum Gespräch



Die Hybrid Plattform, eine Initiative der TU Berlin und der UdK
Berlin, und die Schering Stiftung haben mit den "Hybrid Encounters"
eine Veranstaltungsreihe ins Leben gerufen, die Kunst und Wissenschaft
in den Dialog bringt. Hochkarätige, internationale Gäste aus Kunst und
Wissenschaft erhalten eine "carte blanche" für die Gestaltung des
Abends und laden Persönlichkeiten ein, die komplementär zum eigenen
Hintergrund künstlerisch oder wissenschaftlich tätig sind.

In der zweiten Ausgabe lädt der argentinische Künstler Tomás Saraceno
Experten aus der Bionik, Biorobotik und Biologie zum Gespräch. Die
Diskussion wird ergänzt um eine "Arachnid Jam Session", eine
Performance des Musikers David Rothenberg mit einer Spinne.

Zeit: Freitag, 25. Mai 2018, 19 Uhr

Ort: Konzertsaal der UdK Berlin, Hardenbergstraße / Ecke Fasanenstraße, 10623 Berlin

- Der Eintritt ist frei.

Tomás Saraceno wird mit Prof. em. Dr. Ingo Rechenberg, Technische
Universität Berlin, einem Mitbegründer des Einsatzes von
evolutionsbiologischen Algorithmen in den Ingenieurwissenschaften,
Prof. Dr. Tim Landgraf, Leiter des BioRobotics-Lab an der Freien
Universität Berlin, Alex Jordan, PhD, Leiter der Arbeitsgruppe
Mechanismen und evolutionäre Ökologie sozialer Interaktion am
Max-Planck-Institut für Ornithologie in Konstanz, diskutieren.

Im Gespräch sollen die Grenzen und Übergänge zwischen Natur und Kultur
erörtert werden. Tomás Saraceno interessiert die Frage, ob und wie
künstliche Intelligenz und Maschinenlernen die Differenzierungen in
Natur und Kultur zukünftig obsolet werden lassen. Welche Konsequenzen
bringt der Einzug der Informatik in die Biologie mit sich? Eröffnet
dieser neue Möglichkeiten einer artenübergreifenden Kommunikation?

Die "Arachnid Jam Session" des Musikers David Rothenberg mit einer
Spinne in ihrem Netz wird an diesem Abend auf faszinierende Weise die
artenübergreifende Kommunikation mit Hilfe von Musik und jenseits
traditioneller Grenzen erlebbar machen.

Tomás Saraceno zählt zu den international bekanntesten
zeitgenössischen Künstlern. Sein Schaffen ist geprägt von einer engen
Zusammenarbeit mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern. In
seinem Studio unterhält er ein sogenanntes "Spider Lab", mit dem er
das weltweit größte Spinnwebenarchiv aufgebaut hat. Seit Jahren setzt
sich der Künstler mit dem Netzbau sozialer und quasisozialer
Spinnenarten auseinander. Zudem untersucht er seit einiger Zeit die
Kommunikationsmechanismen von Spinnen. Seit Beginn seines
künstlerischen Schaffens hat Saraceno eine Praxis entwickelt, die
jenseits traditioneller Grenzen verläuft. Seine Werke wurden weltweit
ausgestellt, unter anderem auf der Biennale in Venedig, im
Metropolitan Museum of Art in New York oder im Hamburger Bahnhof in
Berlin. Im Herbst eröffnet er eine Einzelausstellung im Palais de
Tokyo in Paris.

Ingo Rechenberg ist Professor Emeritus für Bionik und
Evolutionstechnik an der TU Berlin. Er ist Mitbegründer von
evolutionsbiologischen Algorithmen in den Ingenieurwissenschaften und
untersucht die Bewegungsstrategien von Tieren unter Extrembedingungen.
Forschungsreisen führen ihn regelmäßig in die Sahara, wo er 2006 eine
Spinnenart entdeckte, die sich rollend fortbewegt. Aktuell baut er
einen Roboter, der diese Bewegungsstrategie imitiert.

Tim Landgraf ist Professor für Biorobotik und Schwarmintelligenz an
der FU Berlin und Leiter des Biorobotics-Labs am Dahlem Center for
Machine Learning and Robotics. Er erforscht, wie man das
Schwarmverhalten von sozialen Insekten, z.B. bei der gemeinsamen
Futtersuche, in Systeme der künstlichen Intelligenz übertragen kann.
Im Zuge dieser Forschung hat Tim Landgraf Roboter entwickelt, die mit
Bienen oder Fischen kommunizieren können.

Alex Jordan ist Arbeitsgruppenleiter in der Abteilung "Collective
Behaviour" am Max-Planck-Institut für Ornithologie und der Universität
Konstanz. Er untersucht wie sich Sozial- und Sexualverhalten
evolutionär entwickelt haben. Er arbeitet mit Fischen, Insekten und
Spinnen und beobachtet den Effekt von sozialen Hierarchien auf das
Verhalten des Kollektivs. Der Informationsfluss zwischen sozialen
Gruppen, die Ursprünge von bestimmten Verhaltensmustern der Arten und
die neurologische Grundlage für abweichende Formen des Agierens stehen
im Zentrum seiner Untersuchungen.

David Rothenberg ist Musiker, Komponist und Professor für Philosophie
und Musik am New Jersey Institute of Technology. Er interessiert sich
seit langem für die musikalische Qualität von Tierlauten und
komponiert Stücke, in denen er zusammen mit Tieren musiziert.
Untersuchungen von Vogelgezwitscher, Walgesängen, dem Zirpen der
Grillen und Singen der Zikaden bilden die Grundlage seiner
bekanntesten Bücher und Musikproduktionen.

Konzipiert und durchgeführt werden die "Hybrid Encounters" durch die
Hybrid Plattform, eine gemeinsame Einrichtung der Universität der
Künste Berlin und der Technischen Universität Berlin, und die Schering
Stiftung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, Stefanie Terp, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8346: Saarbrücken - Ringvorlesungen der Saar-Universität in der 21. Kalenderwoche


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Die Ringvorlesungen der Saar-Universität in der 21. Kalenderwoche



Im Sommersemester bietet die Universität des Saarlandes wieder
öffentliche Vortragsreihen an. Alle Interessierten sind herzlich
eingeladen. Der Eintritt ist frei.

1. Ringvorlesung über "Europäische Traumkulturen":

Dienstag, 22. Mai, 18 Uhr: "Intermedialität. Der Schlaf als Freund der
Musen - Schlafende, Träumende um 1800"

(Prof. Dr. Eva Kocziszky, Pannonische Universität Veszprém, Ungarn)

Veranstaltungsort: Campus B3 1, Hörsaal II

www.traumkulturen.de

 * 

2. Ringvorlesung "Bunte Einheit im Klassenzimmer"

Dienstag, 22. Mai, 18 Uhr: "Informatische Bildung für alle"

(Pascal Schmidt, Informatik, und Kerstin Reese, LPM, Zentrum für
Medienbildung)

Heterogene Schülergruppen und der Anspruch von Allgemeinbildung
stellen hohe Anforderungen an Unterricht. Im Vortrag wird beleuchtet,
welchen Beitrag die Fachdidaktik zum inklusiven Informatikunterricht
leisten kann und welche weiteren Maßnahmen erforderlich sind. Im
zweiten Teil wird eine an der Saar-Uni entwickelte Unterrichtsreihe
zur "informatorischen Bildung" in der Grundschule vorgestellt, zudem
werden die bisherigen Erfahrungen im Unterrichtseinsatz sowie in
Lehrerfortbildungen des Landesinstituts für Pädagogik und Medien (LPM)
präsentiert.

Veranstaltungsort: Günter-Hotz-Hörsaal (Campus E2 2)

 * 

3. Ringvorlesung "Erinnerung und Aufbruch. Das europäische Kulturerbe
im Saarland nach 1945"

Mittwoch, 23. Mai, 19.30 Uhr, Kino achteinhalb: (Achtung - abweichende
Uhrzeit und Veranstaltungsort): Dokumentarfilm "Der eiserne Schatz -
Eine Geschichte der Völklinger Hütte" (2018, Regie Sven Rech)

(Einleitung und Moderation: Dr. Fabian Trinkaus, Universität des
Saarlandes, Landesgeschichte)

Die Luft ist wieder rein. Über hundert Jahre hatte das Eisenhüttenwerk
die Stadt Völklingen in Qualm, Ruß und Gestank gehüllt. Selbst die
Ziegen, die manche Hüttenarbeiter in ihren Siedlungen hielten, hatten
zuerst den Ruß von den Grashalmen geblasen, bevor sie zubissen. Aber
als 1986 die letzten Feuer in den Hochöfen ausgingen, atmete niemand
auf. Ihr "altes Schätzchen", so nannten die Völklinger liebevoll die
Dreckschleuder mitten in der Stadt, es hatte den letzten Schnaufer
getan und wurde betrauert. Die Dokumentation erzählt von der
hochgefährlichen Arbeit an den Hochöfen, in Kokerei und Walzwerk, von
Staublungen, Verbrennungen, Todesfällen - und vom Stolz darauf,
Hüttenarbeiter zu sein: ein harter, furchtloser Kerl, Teil einer
Maschine, die einer ganzen Stadt, einem ganzen Land Wohlstand und
Arbeit bescherte. Aber auch von Verzweiflung und Scham, als die
Wirtschaftswunder-Maschine nicht mehr rentabel war und stillgelegt
wurde. Und heute? Teil des Welterbes der Menschheit zu sein, als
erstes Industriedenkmal überhaupt 1994 in die Liste der zu schützenden
Orte aufgenommen worden zu sein - bringt das den verlorenen Stolz und
den Wohlstand zurück? (daserste.de)

Der Film von Sven Rech wird präsentiert als Vorabpremiere vom
Kunsthistorischen Institut der Universität des Saarlandes in
Zusammenarbeit mit dem Saarländischen Rundfunk.

Veranstaltungsort: Kino achteinhalb, Nauwieserstraße 19, 66111
Saarbrücken

 * 

4. Ringvorlesung über Fantastik:

Mittwoch, 23. Mai, 18.30 Uhr: "Fantastisches Saarland: Eine Zustandsbeschreibung"

(Julian Blomann, PopRat Saarland )

Veranstaltungsort: Filmhaus, Mainzer Str. 8, 66111 Saarbrücken

E-Mail: amerikanistik@mx.uni-saarland.de

www.amerikanistik.uni-saarland.de/

 * 

5. Ringvorlesung über "Macrons neues Frankreich?:

Donnerstag, 24. Mai, 18 Uhr: "Migranten in Frankreich - Überfordert
die Flüchtlingskrise das Land der Menschenrechte?"

(Günter Liehr, Publizist, Paris/Marseille)

Während der jüngsten Migrantenwellen erwies sich Frankreich als
erstaunlich unvorbereitet und abweisend. Ein neues Zuwanderungsgesetz
scheint vor allem auf die Abschreckung von Asylkandidaten zu zielen.
Tätige Hilfeleistungen kommen hingegen aus Kreisen der
Zivilgesellschaft und von humanitären Organisationen.

Günter Liehr, geboren in Göttingen, Literaturwissenschaftliches
Studium in Bonn, lebt seit 1977 in Frankreich. Bis 2010 war er
Redakteur beim französischen Auslandsrundfunk Radio France
Internationale. Letzte Buchveröffentlichungen: "Frankreich. Ein
Länderporträt" in 2007, "Marseille. Porträt einer widerspenstigen
Stadt", Zürich 2013, und "Grand Paris. Eine Stadt sprengt ihre
Grenzen", Zürich 2017.

Veranstaltungsort: Stadtarchiv Saarbrücken, Deutschherrnstr. 1, 66117 Saarbrücken

Programm: https://www.uni-saarland.de/einrichtung/frz/veranstaltungen/vortragsreihe.html




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, Gerhild Sieber, 16.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASIEN/765: Burma wegen Leugnung von Massenvergewaltigungen ächten - Opfern sexualisierter Gewalt helfen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 18. Mai 2018

Starke Zunahme an Geburten unter geflüchteten Rohingya -
Menschenrechtler fordern Ächtung Burmas für Leugnung von
Massenvergewaltigungen - Opfer sexualisierter Gewalt brauchen mehr
Hilfe



Göttingen, den 18. Mai 2018 - Mehr medizinische, psychologische und
soziale Hilfe für Opfer sexualisierter Gewalt in Burma hat die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) gefordert. "Rohingya brauchen
nicht nur Nahrungsmittel und andere humanitäre Güter, sondern
gezielte Hilfe für Opfer von Vergewaltigungen. Die massive Zunahme
von Geburten unter geflohenen Rohingya-Frauen ist nun der endgültige
Beweis dafür, dass Tausende von ihnen unmittelbar vor ihrer Flucht
von Soldaten vergewaltigt wurden. Viele von ihnen hatten bei
Befragungen bereits ausgesagt, dass ihnen Gewalt angetan wurde",
sagte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Freitag in Göttingen und
forderte: "Diese Verbrechen gegen die Menschlichkeit dürfen nicht
straflos bleiben. Burmas Regierung muss geächtet werden, solange sie
weiter sexualisierte Gewalt gegen Rohingya leugnet und jede
unabhängige internationale Untersuchung der Gräueltaten verhindert."

Internationale Helfer hatten in den vergangenen Tagen über eine
dramatische Zunahme von Geburten unter alleinstehenden Frauen in
Flüchtlingslagern in Bangladesch berichtet. Die meisten dieser Mütter
sind vor sieben bis neun Monaten aus ihrer Heimat Burma geflohen. Die
Vereinten Nationen, Menschenrechtsorganisationen, Wissenschaftler und
Journalisten haben in den vergangenen Monaten Hunderte geflohene
Frauen befragt und in zahlreichen Reporten ihre glaubwürdigen
Aussagen über Massenvergewaltigungen durch burmesische Soldaten
dokumentiert. Seit Beginn des Massenexodus der muslimischen
Minderheit Ende August 2017 hat Burmas Regierung unter Aung San Suu
Kyi hingegen Massenvergewaltigungen vehement geleugnet.

"Burma ignoriert offensichtlich den internationalen Konsens,
Vergewaltigungen als Kriegswaffe zu ächten", kritisierte Delius. "Es
ist eine Verhöhnung des Friedensnobelpreises, wenn die Preisträgerin
Aung San Suu Kyi als einflussreiche Staatsrätin Burmas systematisch
Verbrechen gegen die Menschlichkeit burmesischer Soldaten deckt. Der
gezielte Einsatz sexualisierter Gewalt zur Vertreibung
hunderttausender Rohingya aus ihrer Heimat muss als eines der größten
Verbrechen des 21. Jahrhunderts bezeichnet werden."

Vergewaltigung als Kriegswaffe sind in Burma nicht neu. Die GfbV
erinnerte daran, dass Burmas Armee in den vergangenen 30 Jahren in
ihren Auseinandersetzungen mit Karen, Shan, Kachin und anderen
Nationalitäten systematisch Frauen vergewaltigen ließ. "Nie wurden
diese Verbrechen juristisch geahndet", kritisierte Delius. "Dies
rächt sich nun, weil Burmas Soldaten diese Gewalttaten offensichtlich
noch immer als legitim ansehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Mai 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/066: Überholtes Informationsverbot zum Schwangerschaftsabbruch endlich abschaffen (HU)


Pressemitteilung der Bürgerrechtsorganisation Humanistische Union

vereinigt mit der Gustav Heinemann-Initiative

Berlin, 18. Mai 2018

Überholtes Informationsverbot zum Schwangerschaftsabbruch endlich
abschaffen

Humanistische Union veröffentlicht Adresslisten von Ärzten und Kliniken und
fordert Bundestag zur Abstimmung über Aufhebung des § 219a StGB auf



Aus Protest gegen die weitere Verschleppung einer Aufhebung des § 219a
Strafgesetzbuch (StGB) und als praktische Hilfestellung für Frauen, die
sich über Schwangerschaftsabbrüche informieren wollen, veröffentlicht die
Humanistische Union ab sofort auf ihrer Webseite Kontaktdaten von
Ärzt*innen und Kliniken, die einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen. Dafür
hat die Bürgerrechtsorganisation die Adressen von Kliniken bzw. Praxen aus
Hamburg und Schleswig-Holstein recherchiert, weitere Bundesländer sollen
folgen. "Besonders in einem Flächenland wie Schleswig-Holstein wird es für
Frauen, die einen der immer weniger werdenden Ärzt*innen für
Schwangerschaftsabbrüche suchen, immer schwieriger", so der Frauenarzt Dr.
Schöttler.

Das "Werbeverbot" für Schwangerschaftsabbrüche aus § 219a StGB werde
vor allem von sogenannten Lebenschützern genutzt, um Ärzt*innen zu
kriminalisieren und die informationssuchenden Frauen zu gängeln. "Es kann
nicht sein, dass die einzigen in Deutschland öffentlich zugänglichen
Ärztelisten auf den Internetseiten der sogenannten Lebensschützer zu finden
sind, wo diese Ärzt*innen an den Pranger gestellt werden, wo allein auf
Abschreckung gesetzt wird und die Frauen keine wertfreien Informationen
etwa über die jeweils angebotenen Abbruchmethoden finden", kritisiert Dr.
Schöttler. Eine Einschränkung des freien Informationszugangs über Angebote
zum Schwangerschaftsabbruch sei im Zeitalter des Internets nicht mehr
zeitgemäß, der § 219a StGB historisch überholt.

Das Verbot aus § 219a StGB erfasst weit mehr als das, was allgemein
unter Werbung verstanden wird. Es stellt unter Strafe, wenn jemand "seines
Vermögensvorteils wegen (...) Dienste zur Vornahme eines
Schwangerschaftsabbruchs (...) anbietet [bzw.] ankündigt". Ärztinnen und
Ärzte machen sich nach gängiger Rechtsprechung bereits strafbar, wenn sie
auf ihrer Webseite neutral und sachlich bekanntgeben, dass sie Abbrüche
überhaupt anbieten (weil sie damit Geld verdienen). So wurde die
Allgemeinmedizinerin Kristina Hänel im November 2017 vom Gießener
Amtsgericht zu einer Geldstrafe von 6.000 Euro verurteilt. Die Zahl der
Anzeigen wegen mutmaßlicher Verstöße gegen den § 219a ist in den
vergangenen Jahren angestiegen. Das zunehmend restriktive Klima führt dazu,
dass einzelne Beratungsstellen und Ärzte von "Lebensschützern" belästigt
werden und immer weniger Ärzt/innen bzw. Kliniken bereit sind,
Schwangerschaftsabbrüche vorzunehmen. Schöttler weist darauf hin, dass sich
in Städten wie Trier heute keine Arztpraxis mehr finde, die Abbrüche
vornimmt.

Die Humanistische Union unterstützt die Forderung nach einer Abschaffung
des § 219a StGB, wie sie auch in drei dem Bundestag vorliegenden
Gesetzentwürfen erhoben wird. Ein Verbot von offensiver Werbung für
Schwangerschaftsabbrüche ist nach Überzeugung der Bürgerrechtsorganisation
wirksam mit dem ärztlichen Standesrecht durchsetzbar. Für das freie
Informationsrecht von Frauen über Schwangerschaftsabbrüche setzten sich
über 155.000 Unterstützer*innen einer Petition auf change.org ein, ebenso
wie ein breites Bündnis von Wohlfahrts- und Sozialverbänden,
Gewerkschaften, Parteien und NGOs, die sich mit einem Offenen Brief an die
Bundeskanzlerin, die zuständigen Bundesminister*innen und
Fraktionsvorsitzenden der Koalition gewandt haben.



Adressübersicht der Humanistischen Union zum Schwangerschaftsabbruch:

http://www.humanistische-union.de/shortcuts/219a

Weitere Informationen zum Thema:

Eva Gschwendtner: Eingriff erlaubt, aber nicht darüber reden. Die Debatte
um das Werbeverbot für den Schwangerschaftsabbruch nach § 219a StGB.
In: vorgänge Nr. 221/222 (1-2/2018), S. 143-148; abrufbar unter
https://bit.ly/2Kywugt

Informationsrecht für Frauen zum Schwangerschaftsabbruch - Petition auf
Change.org, 

https://www.change.org/p/kristinah%C3%A4nel-informationsrecht-f%C3%BCr-frauen-zum-schwangerschaftsabbruch-219a-behindert-das

Breites Bündnis fordert Aufhebung von § 219a StGB - Offener Brief vom
23.4.2018, 

https://www.awo.org/breites-buendnis-fordert-aufhebung-von-ss-219a-stgb

Solidaritäts-Website für alle nach § 219a StGB angeklagte Ärzt*innen:


https://solidaritaetfuerkristinahaenel.wordpress.com/2018/05/08/liste-mit-adressen-fuer-abbrueche-in-schleswig-holstein/

 * 

Quelle:

Humanistische Union e.V.

- Bundesgeschäftsstelle -

Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

Telefon: 030 - 204 502 56, Fax: 030 - 204 502 57

E-Mail: info@humanistische-union.de

Internet: www.humanistische-union.de
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ATTAC/1904: Frieden geht - Attac ruft zu Staffellauf gegen Rüstungsexporte auf


Attac Deutschland - Presseankündigung

Frankfurt am Main, 18. Mai 2018

Frieden geht: Attac ruft zu Staffellauf gegen Rüstungsexporte auf

13 Tage quer durch Deutschland für Abrüstung und Waffenhandel-Stopp



"Frieden geht!" Unter diesem Motto startet am Pfingstmontag vor der
Waffenfabrik Heckler und Koch in Oberndorf am Neckar ein Staffellauf
gegen Rüstungsexporte quer durch Deutschland. Zu dem Protest ruft ein
breites Bündnis auf, dem auch das globalisierungskritische Netzwerk
Attac angehört. In 13 Tagen führt der Lauf durch mehr als 80
Etappenorte, um am 2. Juni nach 1100 Kilometern die politischen
Entscheidungsträgerinnen und -träger in Berlin zu erreichen.

"Kriegswaffen und Rüstungsgüter dürfen grundsätzlich nicht exportiert
werden", sagt Hanni Gramann vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis.
"Zu den wichtigen Schritten auf dem Weg dorthin gehört, dass keine
Kriegswaffen und Rüstungsgüter an menschenrechtsverletzende und
kriegführende Staaten exportiert werden und keinesfalls mit
Hermesbürgschaften abgesichert werden."

"Mit Waffen ist kein Frieden zu machen. Sie führen zu Gewalt und
Kriegen. Mit ihnen werden Menschen verwundet, getötet, in die Flucht
getrieben", ergänzt Barbara Fuchs, Attac-Vertreterin in dem Bündnis
"Frieden geht!". "Die Regierungskoalition aus CDU, CSU und SPD ist zum
zweiten Mal mit dem Anspruch angetreten, eine zurückhaltende und
restriktive Rüstungsexportpolitik zu vertreten. Doch von Zurückhaltung
keine Spur, wenn mit dem Label 'Altaufträge'" weiter Waffen in Staaten
geliefert werden, die heiße Kriege führen oder für brutale
Aufstandsbekämpfung und Folterungen berüchtigt sind."

Attac unterstützt die Proteste gegen Rüstungsexporte und sieht in dem
neuen Bündnis eine Chance, mit dem entstandenen Netzwerk
zivilgesellschaftlicher Akteure die Forderungen nach Abrüstung, einem
Stopp des Waffenhandels sowie der Umstellung von Rüstungs- auf zivile
Produktion weiter voranzubringen.

Das Finale des Staffellaufs in Berlin beginnt am 2. Juni um 12 Uhr mit
einer Kundgebung am Potsdamer Platz. Die anschließende Demonstration
führt vorbei am Lobbybüro des Bundesverbandes der Sicherheits- und
Verteidigungsindustrie (BDSV) und am Bundesverteidigungsministerium, wo
Elsa Rassbach vom Attac-Rat bei einer Zwischenkundgebung über die
anstehende Bundestagsentscheidung über Kampfdrohnen sprechen wird. Gegen
14 Uhr beginnt die Abschlusskundgebung vor dem Bundestag am Paul-Löbe-Haus.


Weitere Informationen:

www.frieden-geht.de

www.frieden-geht.de/laufstrecke_und_laufzeiten

www.frieden-geht.de/auftaktveranstaltung-in-oberndorf

www.frieden-geht.de/abschlussveranstaltung-in-berlin

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/254: Nur Nulltarif und Fahrradstraßen helfen (Projektwerkstatt Saasen)


Projektwerkstatt Saasen - 17. Mai 2018

Kein Herumdoktern an einem falschen Verkehrssystem!

Nur Nulltarif und Fahrradstraßen helfen!



"Wer Fahrverbote für alte Dieselfahrzeuge fordert oder Programme zur
Aufrüstung luftbelastender PKW entwirft, spaltet die Gesellschaft und
rettet die Profite der Autokonzerne", heißt es aus den Reihen der
Aktionsschwarzfahrer*innen, die in immer mehr Städten mit ihren
spektakulären Aktionen für eine Verkehrswende eintreten. Ihnen geht es um
eine ökologisch wirksame und sozial gerechte Verkehrswende.

Deutliche Kritik üben die in Bussen und Bahnen offen gekennzeichnet
fahrenden und mit Flyern, Aufklebern, Musik und Schildern für die
Einführung des Nulltarifs und die Umwidmung von Auto- zu Fahrradstraßen
werbenden Aktionsschwarzfahrer*innen an Parteien und Institutionen, die
statt einer Verkehrswende lieber die Aufrüstung des bestehenden Fuhrparks
befördern wollen. Plaketten und Vorschriften zur Nachrüstung von Motoren
würden arme Menschen stärker treffen, da die meisten teuren Autos zwar in
Herstellung und Betrieb mehr Ressourcen verbrauchen, aber bessere Filter
hätten. "Eine sozial-ökologische Wende hin zu lebenswerten Städten ist mit
PKWs nicht machbar", schimpfen viele der Aktionsschwarzfahrer*innen über
die Reaktionen auf die Ankündigung der EU, gegen die Untätigkeit der
deutschen Regierung in Sachen Luftverschmutzung klagen zu wollen. Wer
wirklich eine Verkehrswende und eine bessere Luft wolle, müsse die Menschen
zum einen in Busse und Bahnen bringen, zum anderen aufs Fahrrad. Das
wirksamste Mittel sei der fahrscheinlose Personenverkehr (Nulltarif) und
die Einrichtung von Fahrradrouten auf bisherigen Autostraßen. Dafür sei ein
Stufenplan nötig, der nach wenigen Jahren zumindest alle Innenstädte
gänzlich autofrei machen könne. Um eine sofortige erste Wirkung zu
erreichen, sei als erster Schritt die Verschrottung der besonders
luftbelastenden PKW-Typen denkbar - die Fahrzeuginhaber*innen sollten, wenn
sie auf die Neuanschaffung eines PKW verzichten, mit dem Fahrzeugschein der
nicht mehr zugelassenen Autos dann frei in Bussen und Bahnen fahren können.
"Das kostet weniger als die Umrüstung!" Die weiteren Schritte würden
dadurch zudem einfacher. Denn wenn weniger Autos fahren, sei der Platz da
für Fahrräder, Busse, Straßenbahnen. Dörfer und Städte könnten aufleben und
die Menschen dort aufatmen.

Die Aktionsschwarzfahrer*innen wollen ihre Aktionen deshalb intensivieren.
In den vergangenen Wochen haben in vielen Städten
Informationsveranstaltungen und Trainings zum demonstrativen Schwarzfahren
stattgefunden. Dabei steigen die Aktivist*innen mit einem deutlichen
Hinweisschild auf ihre Fahrt ohne Ticket in Busse und Bahnen ein und werben
per Flyer und Gesprächen für Nulltarif und fahrradfreundliche
Ortsgestaltung. Gerichte in Gießen und München hatten diese Art des
Schwarzfahrens in der Vergangenheit für straffrei erklärt. Daher hoffen
viele jetzt auf Nachahmer*innen in weiteren Städten und Regionen. "Die
Aktion ist einfach, jederzeit möglich und erreicht sehr viele Menschen.
Wenn in jeder Straßen-, S- und U-Bahn ein Mensch für Nulltarif und
Fahrradstraßen wirbt, kommen wir der Verkehrswende viel näher als durch das
hinhaltende Geschwätz von Politiker*innen, die die Interessen der
Autoindustrie hinter hohlen Phrasen verstecken." Eine Variante des
Aktionsschwarzfahrens gibt es inzwischen auch für Inhalber*innen von
Dauerkarten. So können alle Menschen die Idee umsetzen.

Auch überregional wollen sich die Verkehrswendeaktivist*innen vernetzen. Am
2.6. steht ein bundesweites Vernetzungstreffen an, im Sommer und Herbst
sollen gemeinsame Camps und Aktionen in verschiedenen Städten folgen. "Das
wichtigste aber ist, dass überall Aktionen beginnen. Echte Verkehrswende
kommt von unten!"



Hintergründe, Gesetzestexte und -kommentare, Urteile und Studien zum
Nulltarif unter:

www.verkehrswende.tk

 * 

Quelle:

Projektwerkstatt Saasen

Ludwigstr. 11, 35447 Reiskirchen-Saasen

E-Mail: saasen@projektwerkstatt.de

www.projektwerkstatt.de/saasen
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LESUNG/6073: Leverkusen - "Sakari lernt durch Wände zu gehen" mit Jan Costin Wagner am 6. Juni


"Sakari lernt durch Wände zu gehen" - Autorenlesung Jan Costin
Wagner 



Auf Einladung der Stadtbibliothek und als Beitrag zum 50-jährigen
Jubiläum der Städtepartnerschaft Leverkusen-Oulu liest am 6. Juni der
preisgekrönte Autor Jan Costin Wagner aus seinem aktuellen Roman
"Sakari lernt durch Wände zu gehen" in der Hauptstelle der
Stadtbibliothek.

Zum Inhalt des Romans:

Auf dem Marktplatz der finnischen Stadt Turku steigt ein junger Mann
in einen Brunnen. Er ist nackt und offenbar verwirrt. Und er hat ein
Messer bei sich. Im Nachhinein kann sich niemand so recht erklären,
warum einer der herbeigeeilten Polizisten ihn erschossen hat - vor
allem nicht der Schütze selbst. Er versucht, mehr über den jungen
Menschen zu erfahren, dem er das Leben genommen hat, und wendet sich
hilfesuchend an seinen Kollegen Kimmo Joentaa. Kimmo, inzwischen
selbst alleinerziehender Vater einer Tochter, sucht die Eltern des
Toten auf - und stößt auf Spuren einer Katastrophe, die nicht nur das
Leben des Jungen aus dem Brunnen, sondern das zweier Familien tragisch
und tiefgreifend verändert hat.

Über den Autor:

Jan Costin Wagner, Jahrgang 1972, lebt als Schriftsteller und Musiker
bei Frankfurt am Main. Seine hochgelobten Kriminalromane um den
finnischen Ermittler Kimmo Joentaa wurden vielfach ausgezeichnet (u.
a. Deutscher Krimipreis, Nominierung zum Los Angeles Times Book Prize)
und in 14 Sprachen übersetzt.

Termin: 6. Juni 2018, 19:30 Uhr

Ort: Hauptstelle der Stadtbibliothek in Wiesdorf, Fr.-Ebert-Platz 3d
(Zugang durch die Rathausgalerie)

Eintritt: 10 Euro, ermäßigt 8 Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 15. Mai 2018

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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AUSSICHTEN/8280: Und morgen, den 19. Mai 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 19.05.2018 bis zum 20.05.2018 +++
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Kühle Sonne,

Wolkenbrüche,

Jean-Lucs Wonne,

Feuchtgerüche.
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INFOPOOL / EUROPOOL / WIRTSCHAFT





AGRAR/1707: Kürzung des EU-Agrarhaushaltes unverständlich (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 18. Mai 2018

"Kürzung des EU-Agrarhaushaltes unverständlich angesichts eines
Haushaltsplus von 25 Prozent"

Stellungnahme des DBV-Präsidiums zum Mehrjährigen Finanzrahmen der EU



Der Deutsche Bauernverband (DBV) bewertet die vorgeschlagenen
Kürzungen des Agrarhaushaltes im EU-Finanzrahmen 2021-27 sehr
kritisch. Die geplanten schmerzhaften Einschnitte in die Gemeinsame
Agrarpolitik sind angesichts einer Anhebung des EU-Gesamthaushaltes um
etwa 25 Prozent unverständlich und werden der Bedeutung der
Landwirtschaft und der Ländlichen Räume für Arbeitsplätze und
Wertschöpfung in Europa nicht gerecht. In einer Stellungnahme fordert
daher das Präsidium des Deutschen Bauernverbandes, das Budget für
beide Säulen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) stabil zu halten. Die
Anhebung der EU-Haushaltsgrenze auf 1,11 Prozent des
Bruttonationaleinkommens (BNE) ist positiv, aber nicht ausreichend.
Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich gemäß Koalitionsvertrag
mit Nachdruck für ein stabiles Agrarbudget in beiden Säulen der GAP
einzusetzen.

Die Stellungnahme im Wortlaut

https://www.bauernverband.de/grab_pic_chris.php?id=714970

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Mai 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





KONZERT/304: Hamburg - Nola Note auf Orchesterreise, eine Kindermusik-Geschichte, Laeiszhalle 09.06.


Hamburg: Laeiszhalle, großer Saal, 09.06.2018, 15 Uhr

NOLA NOTE IM GROSSEN ORCHESTER

Auf Weltreise! Hamburger Erstaufführung!



Mitten in der Nacht klingelt das Telefon. Konrad Kontrabass, der beste
Freund von Nola Note, nimmt ab und erfährt, dass sein Bruder Karl sich
den Instrumenten-Hals gebrochen hat - er kann beim großen Konzert
nicht mitspielen. Konrad verspricht, für ihn einzuspringen und fliegt
mit Nola ins Konzerthaus.

Nola staunt über die vielen Instrumente aus aller Welt in dem
Orchester und bekommt von ihrem Freund Konrad alles erklärt: die erst
Geige samt ihrer Streicher-Familie, lernt zwischen eleganten Holz- und
glänzenden Blechbläsern zu unterscheiden, verliebt sich in die sanft
klingende Harfe, staunt über die Kraft der Pauke und lernt den
Dirigenten kennen!

Bei uns dürfen sich die Besucher aktiv an der spannenden Reise von
Nola beteiligen. So ist reinrufen, mitklatschen, tanzen und singen
ausdrücklich erwünscht. Und die Darsteller werden auch den einen oder
anderen "Ausflug" ins Publikum unternehmen.

Nola Note auf Orchesterreise: eine Kindermusik-Geschichte, die auf
Initiative von JAKO-O, best for kids, zusammen mit dem Komponisten und
Produzenten Thomas Klemm, der Theaterpädagogin Petra Grube und dem
Verlag und Produzenten pehnert&hoffmann zum Leben erweckt wurde. Sie
soll Kindern die fantastische Welt der sinfonischen Musik eröffnen und
kleine Konzertbesucher für Musik und Instrumente begeistern.

"Nach vielen Aufführungen in Deutschland, Österreich und der Schweiz
der letzten Jahre freuen wir uns auf diese Hamburger Erstaufführung,
für die wir uns gemeinsam mit und für die Hamburger Camerata etwas
Besonderes ausgedacht haben: wir holen die Welt ins Orchester ...", so
Matthias Hoffmann von pehnert&hoffmann.

Es spielt die Hamburger Camerata

Nola Note: Josefine Heidt

Konrad Kontrabass: Cihan Mildner

Mädchenchor Hamburg der staatlichen Jugendmusikschule Hamburg, Chorleitung: Gesa Werhahn

Leitung: Frank Löhr

unterstützt von JAKO-O

Samstag, 9. Juni 2018, 15 Uhr

Laeiszhalle, großer Saal, Johannes-Brahms-Platz, 20355 Hamburg

Eintrittspreise von 9 Euro bis 17 Euro zzgl. Vorverkaufsgebühr, Eltern
zahlen Kinderpreise

Tickets: 040 / 45 33 26 (Konzertkasse Gerdes) oder 01806 570070 (Eventim)

(0,20 /Anruf inkl. MwSt aus den Festnetzen, max. 0,60 /Anruf inkl. MwSt aus den Mobilfunknetzen)

oder info@konzertkassegerdes.de oder 

https://www.elbphilharmonie.de/de/programm/nola-note-im-groen-orchester/9486 

sowie bei allen bekannten Vorverkaufsstellen.

 * 

Quelle:

Hamburger Camerata

Domstraße 15, 20095 Hamburg

E-Mail: presse@hamburgercamerata.com

Internet: www.hamburgercamerata.com
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





KONZERT/303: Hannover - Kinderkonzert "Blaue Blume und Wunderhorn", 10. und 11.06.2018


Staatsoper Hannover

3. KINDERKONZERT

»BLAUE BLUME UND WUNDERHORN«



Heini will endlich die Epoche kennenlernen, aus der seine
Vampir-Ouvertüre stammt: die Romantik. Dafür geht Heini auf eine
Zeitreise in die Epoche von Blauer Blume und Wunderhorn,
Ritterromantik und Zauberwort, Natursehnsucht und Märchenton, mit
Musik von Franz Schubert, Felix Mendelssohn Bartholdy, Carl Maria von
Weber, Richard Wagner und Heinrich Marschner.

Niedersächsisches Staatsorchester Hannover

DIRIGENT Siegmund Weinmeister

MIT Heini, dem kleinen Vampir (Britt Wolfgramm, Figurentheater
Marmelock)

SO, 10.06.18, 11:00 UHR UND MO, 11.06.18, 11:00 UHR

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Juni 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9449: München - "Jutta Koether - Tour de Madame", Museum Brandhorst 18.05.-21.10.2018


MUSEUM BRANDHORST

Jutta Koether - Tour de Madame

Eröffnung: 17. Mai 2018, 19.00 Uhr

Ausstellungsdauer: 18. Mai 2018 - 21. Oktober 2018



Kaum eine andere Künstlerin hat unser heutiges Verständnis von Malerei
und von der Kulturlandschaft seit den 1980er-Jahren so entscheidend
geprägt wie Jutta Koether (geb. 1958). "Jutta Koether - Tour de
Madame" präsentiert auf zwei Etagen des Museums Brandhorst in einem
ersten umfassenden Überblick die erstaunliche Bandbreite ihrer Arbeit.
In vielerlei Hinsicht wird die Ausstellung eine Entdeckungsreise sein,
führt sie doch die mehr als 150 Gemälde, Zeichnungen und Assemblagen
auf eine völlig neue Art und Weise zusammen. Viele der Werke wurden
nie öffentlich ausgestellt oder waren seit ihrer ersten Präsentation
nicht mehr zu sehen.

Ein Höhepunkt der Schau wird ein neu geschaffener, 15-teiliger
Gemäldezyklus sein, der - in Anspielung auf Cy Twomblys Lepanto-Raum
aus der Dauerausstellung des Museums Brandhorst - Koethers eigene
"Schlacht" mit der Malerei-und Kunstgeschichte vor Augen führt.

Die Ausstellung bietet einen systematischen und chronologischen
Überblick über das facettenreiche Oeuvre der Künstlerin. Sie führt
zurück zu Koethers Anfängen im Kontext des Kölner Neo-Expressionismus
Anfang und Mitte der 1980er-Jahre und ihrer anschließenden
Auseinandersetzung mit der Farbe Rot als Ausdrucksmittel - eine
Antwort auf das Klischee männlicher Maler. Nach ihrem Umzug nach New
York Anfang der 1990er-Jahre begann Koether atemberaubend intensive
und farbenprächtige, großformatige Gemälde zu schaffen, in denen
Motive aus Popkultur, Literatur und Kunstgeschichte in dichten
malerischen Gesten geschichtet sind. Anfang der 2000er-Jahre richtete
sich Koether in ihrer Herangehensweise immer stärker auf Performance
und Musik aus, was in tiefschwarzen Leinwänden und Assemblagen mit
Devotionalien der Punk und Noise-Kultur gipfelte. Das letzte Kapitel
der Ausstellung der Punk und Noise-Kultur gipfelte. Das letzte
Kapitel der Ausstellung widmet sich Koethers exzentrischer Hinwendung
zur Historienmalerei und ihren jüngsten Aneignungen aus dem visuellen
Gedächtnis der Kunstgeschichte.

Das Werk von Jutta Koether ist programmatisch das Werk einer Malerin,
das den männlich dominierten Kanon der Kunstgeschichte in Frage
stellt. Jutta Koether reflektiert diese Geschichte und greift Motive
weiblicher Künstlerinnen wie Giorgia O'Keeffe, Eva Hesse oder Louise
Bourgeois auf. Ein Beispiel ist Koethers Entscheidung, die Farbe Rot
ins Zentrum ihrer Kunst zu stellen. Je nach Kontext steht die Farbe
dann für Schmerz, Scham, Hysterie, Intensität, Aggression,
Provokation, Schminke, Begehren, Weiblichkeit. Die Zusammenführung
aller Werkgruppen erlaubt deshalb, Koethers Schaffen in seiner
historischen Bedeutung zu erfassen: als groß angelegten Versuch, eine
Gegen-Geschichte zum Kanon der modernen Malerei zu entwerfen.
Konsequenz und Konsistenz ihres künstlerischen Schaffens lassen keinen
Zweifel daran, dass Jutta Koether vor allem eines ist - eine der
relevantesten deutschen Malerinnen der letzten Jahrzehnte.

Das Museum Brandhorst veranstaltet am 28. Juni um 19.00 Uhr ein
Gespräch zwischen der Künstlerin und Kerstin Stakemeier.

Am letzten Wochenende der Ausstellung (19. und 20. Oktober)
organisiert das Museum Brandhorst in Zusammenarbeit mit den Münchner
Kammerspielen und der Akademie der Bildenden Künste München eine
Veranstaltungsreihe mit Vorträgen, Performances und Konzerten.

Begleitet wird die Ausstellung von einem umfangreichen
Ausstellungskatalog, der erstmals eine systematische
Auseinandersetzung mit Koethers künstlerischer Praxis bietet und ihr
gesamtes Oeuvre von 1982 bis hin zu ihren jüngsten Arbeiten, die für
diese Ausstellung geschaffen wurden, in einer umfassenden Bilderreihe
mit rund 230 Farbreproduktionen präsentiert. Der Katalog ist als
maßgebliche Publikation zu Koethers Werk angelegt und dient der
weiteren kritischen Auseinandersetzung mit ihrem Oeuvre. Er erscheint
in einer deutschen und einer englischen Ausgabe. Die international
bekannten Kunsthistoriker Manuela Ammer, Benjamin H.D. Buchloh, Julia
Gelshorn, Achim Hochdörfer, Branden W. Joseph, Tonio Kröner, Michael
Sanchez und Anne Wagner beleuchten jeweils eine von Koethers
vielfältigen Werkgruppen und -phasen (372 S., ca. 270 Abb., Verlag
Buchhandlung Walther König, deutsche Sprachfassung:
ISBN 978-3-96098-359-0, englische Sprachfassung: 978-3-96098-360-6,
Buchhandelspreis: 49,80 Euro).

Das Museum Brandhorst organisiert die Ausstellung in Zusammenarbeit
mit dem Mudam Luxembourg - Musée d'Art Moderne Grand-Duc Jean,
initiiert und kuratiert von Achim Hochdörfer und Tonio Kröner mit
Unterstützung von Kirsten Storz. Sie wird vom 18. Mai bis 21. Oktober
2018 im Museum Brandhorst zu sehen sein. Die Werkschau im Mudam
Luxembourg von 08. Februar bis 12. Mai 2019 wird von Suzanne Cotter
kuratiert.

Das Museum Brandhorst im Internet: http://www.museum-brandhorst.de

 * 

Quelle:

Presseabteilung der Pinakotheken

Tine Nehler M.A. | Leitung Presseabteilung

Pinakothek der Moderne und Bayerische Staatsgemäldesammlungen

Kunstareal | Barer Str. 29 | 80799 München

Tel. + 49.89.23805-1321 | Fax + 49.89.23805-1304

E-Mail: presse@museum-brandhorst.de

Internet: http://www.pinakothek.de
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AUSSTELLUNG/9448: Sprengel Museum Hannover - Ella Bergmann-Michel und Robert Michel, 25.5.-2.9.2018


Sprengel Museum Hannover

ELLA BERGMANN-MICHEL UND ROBERT MICHEL

EIN KÜNSTLERPAAR DER MODERNE

Eröffnung der Ausstellung: Freitag, 25. Mai 2018, 18:00 Uhr

Ausstellungsdauer: bis 2. September 2018



Ella Bergmann-Michel (1895 - 1971) und Robert Michel (1897 - 1983)
zählen zu den Künstlern der avantgardistischen Moderne. Schon früh
wurden sie als »Pioniere der Bildcollage« gefeiert. Ihre Bilder und
Collagen sind eine Synthese aus dadaistischen und konstruktiven
Tendenzen mit dem Ziel, Kunst, Technik und Natur miteinander zu
verbinden. Darüber hinaus beschäftigten sich beide mit den neuen
Medien ihrer Zeit: Reklame, Architektur, Fotografie und Film.

Das Paar lernte sich 1917 während des Kunststudiums in Weimar kennen
und erlebte die Aufbruchsstimmung während der Gründung des Bauhauses.
Zu Beginn der 1920er-Jahre erfolgten die ersten Ausstellungen. Seit
1921 waren sie eng mit Kurt Schwitters befreundet, man besuchte sich
gegenseitig und unternahm gemeinsame Reisen. Durch Schwitters'
Vermittlung waren sie an den Wanderausstellungen der Société Anonyme
durch die USA beteiligt. Ab Mitte der 1920er-Jahre beschäftigte sich
Robert Michel verstärkt mit Architektur, Leuchtreklame, Typografie und
Werbung. Ella Bergmann-Michel begann ab 1927 mit Fotografie und Film
zu experimentieren und leitete ab 1930 gemeinsam mit Paul Seligmann
die Arbeitsgemeinschaft »Liga für den unabhängigen Film«. 1928 zählten
u. a. Kurt Schwitters, Robert Michel und Willi Baumeister zur neu
gegründeten Interessengemeinschaft »ring neuer werbegestalter«. Das
Künstlerpaar war auch engagiert im Bund »das neue frankfurt«. Während
der nationalsozialistischen Zeit reduzierten beide ihre künstlerischen
Aktivitäten. In der Nachkriegszeit wurden beide wiederentdeckt, es
folgten zahlreiche Ausstellungen. Seit 1988 befindet sich der Nachlass
des Künstlerpaares als Leihgabe im Sprengel Museum Hannover.

Präsentiert werden etwa 250 Werke aus allen Schaffensperioden und
Medien, u. a. Collagen, Zeichnungen, Druckgrafik, Reklame- und
Architekturentwürfe, Typografie und Fotografien. Die Ausstellung in
der Wechselausstellungshalle des Museums ist chronologisch aufgebaut
und stellt die Werke von Ella Bergmann-Michel und Robert Michel
einander gegenüber, ergänzt um gewidmete Werke von Freunden und
Weggefährten wie Johannes Molzahn und Kurt Schwitters. In der Blue Box
werden die sozialkritischen Dokumentarfilme der 1930er-Jahre von Ella
Bergmann-Michel gezeigt. Es erscheint ein Katalog. Die Ausstellung
wird gefördert vom Land Niedersachsen.

 * 

Quelle:

Sprengel Museum Hannover

Kurt Schwitters Platz, 30169 Hannover

Internet: www.sprengel-museum.de
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VORTRAG/289: Unna - "Der Tanz als Motiv in der bildenden Kunst" am 29. Mai 2018


Der Tanz als Motiv in der bildenden Kunst

Frauensalon am 29. Mai



Kreisstadt Unna. Die Kunsthistorikerin Dr. Ellen Markgraf aus Kassel
stellt in ihrem Vortrag, am Dienstag 29. Mai 2018 von 19.30 bis 21.30
Uhr im Kaminraum an der Paul-Gerhardt-Kirche, Fliederstr. 16, die
Darstellung des Tanzes als Motiv in der bildenden Kunst in den
Mittelpunkt.

Seit der Antike ist der Tanz ein beliebtes Motiv und im Laufe der
Kunstgeschichte haben es Künstler wie Henry Matisse, Edgar Degas,
besonders auch Emil Nolde und E. L. Kirchner aufgegriffen. Umsetzungen
des Themas gibt es sowohl in der Malerei, als auch in der Bildhauerei.
Zudem wirft die Referentin einen Blick auf Positionen des
zeitgenössischen Tanztheaters mit der Frage, wie beispielsweise Pina
Bausch und William Forsythe Kunst in ihren Stücken thematisieren
beziehungsweise thematisiert haben.

Der Eintrittspreis beträgt 7 Euro. Weitere Informationen: Büro für
Gleichstellungsfragen der Kreisstadt Unna, Tel.: 02303/103-555

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Mai 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Oliver Böer

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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GEGENWIND/751: Buchvorstellung - Wirklich verloren? Oder Dolchstoß?


Gegenwind Nr. 356 - Mai 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Buchvorstellung

Wirklich verloren? Oder Dolchstoß?

Die Niederlage Deutschlands im Ersten Weltkrieg

von Reinhard Pohl



Ab dem September 1918 brach die deutsche Front in Frankreich und
Belgien Stück für Stück zusammen. Millionen Soldaten waren getötet
oder verwundet worden, in Gefangenschaft geraten oder so erschöpft,
dass sie nicht mehr einsetzbar waren. Jetzt kamen zwei Probleme hinzu:
Die Spanische Grippe brach aus, die allerdings auch die französischen,
britischen und us-amerikanischen Truppen schwächte. Aber seit dem
Sommer 2018 desertierten mehr und mehr Soldaten, weigerten sich
anzugreifen. Alle wussten, dass der Krieg verloren war. Mit der
Absetzung des Oberkommandos durch die Reichsregierung begann diese,
ihre Niederlage zu bestreiten.

Das Buch, gerade erschienen, zeichnet den gesamten Krieg nach.
Schwerpunkt ist die Situation rund um Deutschland, während andere
Kriegsschauplätze wie die Türkei oder Rumänien nur am Rande vorkommen.
Denn der Krieg wurde an der Westfront, also in Frankreich und Belgien
entschieden.

Der Autor geht dabei davon aus, dass Deutschland nicht schon zu Beginn
des Krieges in einer aussichtslosen Situation war. Es ist umstritten,
ob die Kriegserklärung Großbritanniens hätte vermieden werden können,
wenn Deutschland die Neutralität Belgiens respektiert hätte (für die
Großbritannien bürgte). Der Autor geht davon aus, überdies auch davon,
dass der gesamte Krieg hätte vermieden werden können.

Aber selbst nach Kriegsbeginn stand Deutschland zwar im Kampf mit
Russland, Großbritannien und Frankreich und im Bündnis mit
Österreich-Ungarn. Aber es konnte das Osmanische Reich, die Türkei,
als Bündnispartner gewinnen. Diese zeigte sich stärker als vorher von
Deutschland vermutet, die Obersten Heeresleitung war davon
ausgegangen, es handele sich eher um einen Klotz am Bein. Und Italien
sowie Rumänien blieben lange Zeit neutral, ebenso die USA.

Heute erscheint es kaum noch vorstellbar, damals war es real so: Die
USA und ihre Neutralität stand gar nicht so unter Beobachtung wie
heute. Das Deutsche Reich gewann Bulgarien als Bündnispartner, der
zwar vor allem eigene Ziele verfolgte, aber als stärker als die USA
eingeschätzt wurde. Auf dem Papier stimmte das, die USA hatten damals
kaum eine Armee und auch keine Wehrpflicht. Es stimmte aber nicht,
wenn man die Wirtschaftskraft berücksichtigte - und die gab letztlich
den Ausschlag.

Der Autor zeichnet den Krieg im Osten und im Westen nach. Er
beschreibt Jahr für Jahr die Kämpfe an den verschiedenen Fronten. Alle
Kämpfe führten zu horrenden Verlusten aller beteiligten Mächte, es gab
zeitweise kaum Bewegung an der Front. Die höheren Verluste hatten
meistens die Einheiten, die angriffen. Die Armee, die sich
verteidigten, waren meistens im Vorteil.

Schon während des Krieges gab es viele Diskussionen, wie man ihn
beenden könnte. Gerade in Deutschland stritten verschiedene
Gruppierungen und Fraktionen darum, ob es besser wäre, bedingungslos
in Friedensverhandlungen einzutreten, oder ob sich die Opfer "gelohnt"
haben müssten, man also zumindest im Osten Land dazu bekam. Hier ging
es ab 1916 um den "russischen" Teil Polens, den Deutschland im Sinne
des Selbstbestimmungsrechtes der Völker zu einem neuen unabhängigen
Polen machen wollte, ohne den deutschen und österreichischen Teilen
Polens dasselbe Recht einzuräumen. Letztlich setzten sich diejenigen
durch, die nicht ohne Vorbedingungen verhandeln wollten - auf der
anderen Seite auch: Die Wiederherstellung der Unabhängigkeit Belgiens
sollte genauso vorab klar sein wie die Rückgabe von Elsaß-Lothringen
an Frankreich.

2017 gab es widersprüchliche Entwicklungen. Klar wurde allmählich,
dass Russland zusammenbrach. Italien war auf alliierter Seite in den
Krieg eingetreten, aber Österreich-Ungarn hatte entgegen allen
deutschen Befürchtungen die Front halten können. Zwar waren die USA in
den Krieg eingetreten, hatten es aber noch nicht geschafft, Truppen
über den Ozean nach Frankreich zu bringen. Das deutsche Oberkommando
glaubte immer noch, die USA würden es auch nicht schaffen, eine Armee
aufzustellen und auszurüsten, während sie einen Großteil der Truppen
der Ostfront in den Westen bringen konnten.

Doch es funktionierte nicht. Die vom deutschen Oberkommando immer
unterstellte "Überlegenheit deutscher Soldaten", naturgemäß, gegenüber
französischen oder britischen Soldaten gab es eben nicht, das galt
auch für russische Soldaten. Dort brach das System zusammen, das
führte zum Zusammenbruch der Front.

Ausführlich beschreibt der Autor dann das Jahr 1918. Im Frühsommer
1917 hatte es noch eine ganze Reihe deutscher Angriffe gegeben, aber
jeder einzelne wurde schwächer, weil die Kräfte erschöpft waren.
Anschließend gab es im Spätsommer und Herbst britische und
französische Angriffe. Die gab es so 1918 nicht mehr. Alliierte
Angriffe gab es, zudem kamen jetzt mehr und mehr US-Truppen an. Aber
Deutschland versuchte im Wesentlichen, die Front zu verkürzen und sich
auf besser befestigte Stellungen im Hinterland zurückzuziehen - aber
oft zu spät und zu langsam, weil das Selbstvertrauen des Oberkommandos
größer war als der Realismus.

Letztlich ging der Krieg für Deutschland verloren, weil Deutschland
schwächer und die Alliierten stärker waren. Die Proteste in
Deutschland und auch in Kiel setzten erst ein, als der Krieg bereits
klar verloren war. Ob Deutschland es hätte schaffen können, ungefähr
2016 mit einem "Unentschieden" den Krieg zu beenden, muss natürlich
offen bleiben. Der Autor glaubt aber, beide Seiten hätten es zumindest
versuchen müssen. Und der Autor glaubt, dass die Überlegenheit der
Alliierten keineswegs so groß war, wie es heute in der Rückschau
wirkt.


Holger Afflerbach: Auf Messers Schneide.

Wie das Deutsche Reich den Ersten Weltkrieg verlor.

Verlag C. H. Beck, München 2018, 664 Seiten, 29,95 Euro
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Europäische Union will das iranische Atomabkommen retten

Von Jean Shaoul

18. Mai 2018



Die Außenbeauftragte der EU, Federica Mogherini, hat am Dienstag in Brüssel
Gespräche mit dem deutschen, französischen und britischen Außenminister
sowie dem iranischen Außenminister Mohammed Javad Zarif geführt, um das
iranische Atomabkommen zu retten.

Eine Woche zuvor, am 8. Mai, hatte US-Präsident Donald Trump bekannt
gegeben, dass sich die USA einseitig aus dem Abkommen zurückziehen, das im
Juli 2015 von den USA, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Russland
und China unterzeichnet wurde. Trump erklärte, die USA würden erneut
lähmende Wirtschaftssanktionen gegen den Iran verhängen.

Vertreter der US-Regierung forderten daraufhin, dass die EU ihre
Handelsbeziehungen zum Iran abbricht.

Der nationale Sicherheitsberater John Bolton erklärte, es seien "keine
neuen Verträge erlaubt" und gab europäischen Unternehmen 90 bis 180 Tage
Zeit, um ihre Aktivitäten in bestimmten Sektoren wie Öl, Energie, Auto und
Schifffahrt herunterzufahren. Sollte sich die EU nicht daran halten, müsse
sie mit sekundären Sanktionen rechnen.

Die europäischen Mächte sowie die Staats- und Wirtschaftsmedien
verurteilten das Vorgehen von Trump, forderten die Wahrung des Vertrags und
schworen, ihre Geschäftsinteressen gegen die Drohungen von Trump zu
verteidigen, die "höchste Stufe an Wirtschaftssanktionen gegen den Iran" zu
verhängen.

Die Europäer sind zunächst darüber besorgt, dass Trumps Rückzug aus dem
Deal ihre Bemühungen zunichte macht, den Iran unter Bedingungen, bei denen
sich die Wirtschaft des europäischen Kontinents selbst verlangsamt,
wirtschaftlich auszubeuten.

Der Handel der USA mit dem Iran betrug 2017 nur 170 Millionen Dollar,
während der Handel zwischen der EU und dem Iran Geschäfte im Wert von 25
Milliarden Dollar umfasste. Der Handel der EU mit dem Iran stieg von 7,7
Milliarden Euro im Jahr 2015 auf 21 Milliarden Euro im vergangenen Jahr.
Die EU ist damit nach China und den Vereinigten Arabischen Emiraten der
drittgrößte Handelspartner des Iran.

Die europäischen Mächte befürchten darüber hinaus, dass die
Wiedereinführung von Sanktionen lediglich die Vorstufe eines Kriegs mit dem
Iran darstellt. Eine militärische Invasion des Iran hätte zutiefst
destabilisierende Auswirkungen auf die Region und ginge mit steigenden
Ölpreisen sowie der Flucht von Massen von Menschen einher.

Ungeachtet dessen, ob die USA als Mittel letztlich einen Krieg oder eine
Regimewechseloperation gegen den Iran vorziehen, besteht ihr Hauptziel
darin, ihre Hegemonie über den Nahen Osten auf Kosten Chinas und Russlands,
aber auch ihrer europäischen Verbündeten zu konsolidieren.

Sowohl der französische Präsident Emanuel Macron als auch Kanzlerin Angela
Merkel reisten letzten Monat nach Washington, um Trump davon abzubringen,
das Iran-Abkommen über Bord zu werfen. Der britische Außenminister Boris
Johnson führte anschließend Gespräche mit dem amerikanischen Vizepräsident
Pence und Außenminister Pompeo.

Um Trump davon zu überzeugen, das Abkommen aufrecht zu erhalten,
vereinbarten die Europäer, eine Reihe neuer Forderungen an Teheran zu
stellen. Dies blieb jedoch ohne Erfolg.

Seitdem hat das US-Finanzministerium weitere Sanktionen angekündigt. Nur
Minuten vor dem Treffen der EU-Außenminister mit ihrem iranischen
Amtskollegen am Dienstag in Brüssel gaben die USA die Einführung von
Sanktionen bekannt, die sich unter anderem gegen den Gouverneur der
iranischen Zentralbank und einen Stellvertreter richten. Begründet wurden
die Maßnahmen mit deren angeblicher Unterstützung für die Quds-Brigaden der
islamischen Revolutionsgarde sowie für die Hisbollah im Libanon.

Teheran hat sich dazu verpflichtet, seinen Teil des Abkommens einzuhalten,
solange der Iran sein Öl verkaufen kann, und der EU eine Frist von 60 Tagen
gesetzt, um die Umsetzung des Atomabkommens zu garantieren. Weitere
gemeinsame Treffen finden nächste Woche in Wien und am Mittwoch in Sofia
statt.

Am Dienstagabend versprach Mogherini, das Atomabkommen von 2015 auch ohne
die USA am Leben zu erhalten. Der Handel mit dem Iran und die Investitionen
in dem Land sollen dazu aufrecht erhalten werden. Mogherini räumte indessen
ein, dass es schwierig sein werde, Teheran die geforderten Garantien zu
geben. Die EU hatte sich darauf geeinigt, praktische Lösungen zu finden und
weiterhin Öl- und Gasprodukte des Iran zu kaufen, effektive Beziehungen
zwischen den Banken zu erhalten und europäische Investitionen in Iran zu
schützen. Sie fügte jedoch hinzu: "Ich kann nicht über rechtliche oder
wirtschaftliche Garantien sprechen..."

Außenminister Zarif betonte: "Wir müssen irgendeine Art Garantie erreichen,
dass diese Vorteile für den Iran innerhalb dieses festgelegten Zeitraums
garantiert werden können.... ein paar Wochen".

Es gelang nicht, die politische und wirtschaftliche Ohnmacht der Europäer
gegenüber den USA zu verschleiern. Die europäischen Mächte versuchen, die
Handelsbeziehungen mit dem Iran unter Bedingungen fortzusetzen, unter denen
das Handels- und Investitionensvolumen der EU mit den USA unvergleichlich
größer sind.

Einige Unternehmen, darunter die dänischen Reedereien Maersk Tankers und
Torm sowie der Technologieriese Siemens, der Verträge im Wert von mehr als
1,6 Milliarden Dollar unterzeichnet hat, haben bereits angekündigt, den
Handel mit dem Iran einzustellen. Eine Entscheidung des Flugzeugbauers
Airbus, der 100 Maschinen in den Iran liefern will, steht noch aus.

Es gab verschiedene Vorschläge, wie die Europäer "sekundäre Sanktionen"
umgehen könnten, was eine wirtschaftliche Konfrontation mit den USA
bedeuten würde. Keiner davon ist jedoch besonders überzeugend.

Ein Vorschlag bezieht sich auf das 1996 als Reaktion auf die Sanktionen der
USA gegen Kuba erarbeitete "Sperr-Statut", das es für EU-Unternehmen
illegal machen würde, Gesetze mit extraterritorialer Anwendung einzuhalten.
Dieses müsste entsprechend der aktuellen Situation angepasst werden und
bedarf der Zustimmung aller 28 Mitgliedstaaten.

Eine weitere sind Vergeltungsmaßnahmen wie eine "Clawback"-Klausel, die es
ermöglichen würde, die Kosten für Verstöße gegen die US-Sanktionen durch
Zölle auf US-Exporte in die EU zu decken. Der französische
Wirtschaftsminister Bruno Le Maire verwies auf die Notwendigkeit, dass die
EU ihre eigene "wirtschaftliche Souveränität" verteidigen müsse, und
forderte die Schaffung eines europäischen Gremiums, das - ähnlich wie das
US-Justizministerium - ausländische Unternehmen für ihre Handelspraktiken
bestrafen könne.

Andere haben die europäischen Investmentbanken aufgefordert, Teheran
Kreditlinien zur Verfügung zu stellen und Kredite zu erleichtern oder den
Dollar im internationalen Handel durch den Euro zu ersetzen.

Dies könnte zwar mittelständischen Unternehmen ohne Handels- und
Investitionsbeziehungen zu den USA helfen, wäre aber für die
transnationalen Konzerne Europas wie die Automobilhersteller Peugeot und
Daimler sowie den dänischen Pharmakonzern Novo Nordisk, für den die USA ein
wichtiger Markt sind, nutzlos. Die meisten Kommentatoren gehen davon aus,
dass die Banken nicht bereit wären, solche Vorhaben zu finanzieren und den
Zorn der USA auf sich zu ziehen.

Alle diese Maßnahmen riskieren jedoch, die schon jetzt schwer beschädigten
Handelsbeziehungen mit den USA vor dem Hintergrund von Trumps Drohung,
Einfuhrzölle auf Stahl und Aluminium aus Europa zu verhängen, noch weiter
zu verschlechtern.

Die europäischen Mächte setzen daher ihre Hoffnungen auf einen Appell an
die Fraktionen im politischen Establishment der USA, die gegen Trumps
Entscheidung zum Iran sind. Sie weisen darauf hin, dass Trump nicht nur die
Handelsbeziehungen, sondern auch die politischen Beziehungen zu Europa
gefährdet.

Auch wenn die europäischen Mächte bezüglich des Atomabkommens mit dem Iran
nach außen eine geschlossene Front gegen die USA bilden, gibt es doch klare
Trennungen zwischen ihnen. Einige der kleineren Länder handeln wenig oder
gar nicht mit dem Iran, während andere, wie Großbritannien, trotz ihres
Widerstandes gegen Trumps Rückzug aus dem Abkommen, vor allen Dingen
versuchen, eine Entfremdung Washingtons zu vermeiden.

Wie auch immer die Gespräche am Ende ausgehen werden: der Graben zwischen
den USA und Europa vertieft sich.

Die Förderung ihrer eigenen Geschäftsinteressen im Iran und im gesamten
Nahen Osten bringt die EU auf Kollisionskurs mit Washington. Die
europäischen Mächte sichern ihre Interessen - die nicht weniger reaktionär
sind als die von Trump - unter anderem durch illegale Interventionen im
Nahen Osten wie die Bombardierung Syriens durch Washington, London und
Paris im vergangenen Monat, nachdem sie schon seit Jahren verdeckte
Aktionen in dem vom Krieg zerrissenen Land durchführen. Aber die Umsetzung
einer von Washington unabhängigen Handels- und Militärpolitik wird einen
enormen Anstieg der Militärausgaben erfordern, wenn die europäischen Mächte
mit den USA konkurrieren wollen.

Eine solche Politik erfordert notwendig eine Intensivierung der Angriffe
auf die Arbeiterklasse, um die Hunderte von Milliarden Euro heran zu
schaffen, die notwendig sind, um Europa zu einem glaubwürdigen
militärischen Rivalen des Pentagon zu machen. Die europäischen Mächte haben
die Absicht, diesen Weg zu gehen.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Der Internationalismus von Karl Marx... heute noch aktuell

von Manuel Kellner



Im "Kommunistischen Manifest" von 1848 geht Karl Marx weit über eine
Haltung hinaus, die internationale Solidarität als eine Aufgabe neben
anderen versteht: "Die Kommunisten unterscheiden sich von den übrigen
proletarischen Parteien nur dadurch, dass sie einerseits in den
verschiedenen nationalen Kämpfen der Proletarier die gemeinsamen, von
der Nationalität unabhängigen Interessen des gesamten Proletariats
hervorheben und zur Geltung bringen" (MEW 4:474). Sein
Internationalismus enthält ein global emanzipatorisches Projekt, das
auch mit der nationalen Unterdrückung Schluss macht:

"In dem Maße, wie die Exploitation des einen Individuums durch das
andere aufgehoben wird, wird die Exploitation einer Nation durch die
andere aufgehoben. Mit dem Gegensatz der Klassen im Innern der Nation
fällt die feindliche Stellung der Nationen gegeneinander." (MEW
4:479.) Sein enger Freund und Kampfgefährte Friedrich Engels spitzt
dies folgendermaßen zu: "Ein Volk, das andere unterdrückt, kann sich
nicht selbst emanzipieren." (MEW 18:527.)

Für Marx und Engels war das nicht bloß Traum von einer besseren Welt,
sondern vor allem Richtschnur für politische Praxis. Sie waren für
unabhängige politische Organisationen und Parteien der Arbeiterklasse
und für internationale Organisierung, und sei es zunächst mit
bescheidenen Kräften.

Eine solche Organisation war der Bund der Kommunisten, für die Marx
und Engels das Manifest schrieben. In den Statuten der von ihnen
mitbegründeten "Weltgesellschaft der revolutionären Kommunisten" (im
April 1850 in London) heißt es:

"Das Ziel der Assoziation ist der Sturz aller privilegierten Klassen,
ihre Unterwerfung unter die Diktatur der Proletarier, in welcher die
Revolution in Permanenz erhalten wird bis zur Verwirklichung des
Kommunismus, der die letzte Organisationsform der menschlichen Familie
sein wird. Zur Verwirklichung dieses Zieles wird die Assoziation ein
Band der Solidarität zwischen allen Fraktionen der revolutionären
kommunistischen Partei bilden, indem sie, dem Prinzip der
republikanischen Brüderlichkeit entsprechend, alle nationalen
Schranken verschwinden lässt." (MEW 7:553.)


Internationale Organisierung

In diesem Geist fand im Rahmen des Wiederauflebens der
Arbeiterbewegung nach Jahren der Reaktion im August 1862 in London ein
"Fest der internationalen Verbrüderung" statt. Ein Polen-Meeting in
London am 22. Juli 1863 zur Unterstützung der Aufständischen in Polen
sprach sich ebenfalls für das gemeinsame Handeln der Arbeitenden der
verschiedenen Länder aus. Am 28. September 1864 wurde in London die
Internationale Arbeiterassoziation (IAA) - die I. Internationale
- gegründet. Marx schrieb die "Inauguraladresse", in der er die
furchtbare Lage der ausgebeuteten Menschen und der erwerbslosen Armen
im Kontrast zur Anhäufung des Reichtums bei immer weniger
Kapitaleignern schildert, aber auch die Errungenschaft des
10-Stunden-Tags als "Sieg der politischen Ökonomie der Arbeiterklasse"
über diejenige des kapitalistischen "Mittelstands" feiert und die
Perspektive der Eroberung der politischen Macht weist. Dann hebt er
die Bedeutung der internationalen Organisierung hervor:

"Die vergangene Erfahrung hat gezeigt, wie Missachtung des Bandes der
Brüderlichkeit, welches die Arbeiter der verschiedenen Länder
verbinden und sie anfeuern sollte, in allen ihren Kämpfen für
Emanzipation fest beieinander zu stehen, stets gezüchtigt wird durch
die gemeinschaftliche Vereitlung ihrer zusammenhangslosen Versuche. Es
war dies Bewusstsein, das die Arbeiter verschiedener Länder,
versammelt am 28. September 1864 in dem öffentlichen Meeting zu
St. Martin's Hall, London, anspornte zur Stiftung der Internationalen
Assoziation." (MEW 16:12/13.)


Außenpolitik des Proletariats

Gegen die internationalen Intrigen und "piratischen Kriege" der
Herrschenden und "ihre idiotische Gleichgültigkeit" gegenüber dem
"Meuchelmord des heroischen Polen" habe die Arbeiterklasse "die
einfachen Gesetze der Moral und des Rechts, welche die Beziehungen von
Privatpersonen regeln sollten, als die obersten Gesetze des Verkehrs
von Nationen geltend zu machen. Der Kampf für solch eine auswärtige
Politik ist eingeschlossen im allgemeinen Kampf für die Emanzipation
der Arbeiterklasse. Proletarier aller Länder, vereinigt euch!"

Die "provisorische Statuten" der IAA bekräftigten den internationalen
Charakter der proletarischen Emanzipation:

"In Erwägung, dass die Emanzipation der Arbeiterklasse durch die
Arbeiterklasse selbst erobert werden muss; dass der Kampf für die
Emanzipation der Arbeiterklasse kein Kampf für Klassenvorrechte und
Monopole ist, sondern für gleiche Rechte und Pflichten und für die
Vernichtung aller Klassenherrschaft ... dass die Emanzipation der
Arbeiterklasse weder eine lokale, noch eine nationale, sondern eine
soziale Aufgabe ist..." (MEW 16:14).

Zweifellos dachten Marx und Engels: "Der Kommunismus ist empirisch nur
als die Tat der herrschenden Völker 'auf einmal' und gleichzeitig
möglich, was die universelle Entwicklung der Produktivkraft und den
mit ihm zusammenhängenden Weltverkehr voraussetzt." (MEW 3:35.) Die
Gräuel kolonialistischer Unterdrückung werden von ihnen zwar
angeprangert, doch andererseits auch als notwendiges Übel angesehen,
um die Bedingungen für die globale Emanzipation weltweit zu
verbreiten.


Vorbild noch heute

Marx' Artikel über "Die künftigen Ergebnisse der britischen Herrschaft
in Indien" endet mit einem fragwürdigen Trost: "Erst wenn eine große
soziale Revolution die Ergebnisse der bürgerlichen Epoche, den
Weltmarkt und die modernen Produktivkräfte, gemeistert und sie der
gemeinsamen Kontrolle der am weitesten fortgeschrittenen Völker
unterworfen hat, erst dann wird der menschliche Fortschritt nicht mehr
jenem scheußlichen heidnischen Götzen gleichen, der den Nektar nur aus
den Schädeln Erschlagener trinken wollte." (MEW 9:226.)

Dieses Schema wurde von Marx später relativiert, so in seinem Brief an
Vera Sassulitsch, wo er einräumt, die alte Bauerngemeinde könne die
Basis für eine revolutionäre Entwicklung in Russland sein. Auch die
haltlosen Positionen von Marx und Engels zu den sog. "geschichtslosen
Völkern" und "Völkerabfällen", die nur eine konterrevolutionäre Rolle
spielen könnten (wozu auch die Basken zählten), widersprechen ihrer
internationalistischen Grundhaltung (siehe die eingehende Kritik in
Roman Rosdolskys Studie "Friedrich Engels und das Problem der
'geschichtslosen' Völker", 1964).

Das im untenstehenden Kasten angeführte Marx-Zitat über die
unterdrückten Iren und die englischen Arbeiter wirkt aber wie die
Miniatur einer konsequent internationalistischen Antwort auf die
gegenwärtige Weltlage: Ohne gemeinsame Auflehnung - gerade auch
entlang der globalen Wertschöpfungsketten - gegen das Elend der am
meisten ausgebeuteten abhängig Beschäftigten und Armen wird die Macht
des Kapitals nicht gebrochen werden.

Die Arbeit der I. Internationale war nur ein Anfang; sie muss in
unseren Jahren vollendet werden.



KASTEN


 KAMPF GEGEN DIE UNTERDRÜCKUNG IRLANDS: BEDINGUNG FÜR DIE
 EMANZIPATION DER ENGLISCHEN ARBEITERKLASSE





"Alle industriellen und kommerziellen Zentren Englands
 besitzen jetzt eine Arbeiterklasse, die in zwei feindliche
 Lager gespalten ist, englische proletarians und irische
 proletarians. Der gewöhnliche englische Arbeiter hasst den irischen
 Arbeiter als einen Konkurrenten, welcher den standard of life
 herabdrückt. Er fühlt sich ihm gegenüber als Glied der
 herrschenden Nation und macht sich eben deswegen zum
 Werkzeug seiner Aristokraten und Kapitalisten gegen Irland,
 befestigt damit deren Herrschaft über sich selbst. Er hegt
 religiöse, soziale und nationale Vorurteile gegen ihn. Er verhält
 sich ungefähr zu ihm wie die poor whites zu den niggers in den
 ehemaligen Sklavenstaaten der amerikanischen Union. Der Irländer
 pays him back with interest in his own money [zahlt ihm mit
 gleicher Münze heim]. Er sieht zugleich in dem englischen Arbeiter
 den Mitschuldigen und das stupide Werkzeug der englischen
 Herrschaft in Irland.



Dieser Antagonismus wird künstlich wach gehalten und gesteigert
 durch die Presse, die Kanzel, die Witzblätter, kurz, alle den
 herrschenden Klassen zu Gebot stehenden Mittel. Dieser
 Antagonismus ist das Geheimnis der Ohnmacht der englischen
 Arbeiterklasse, trotz ihrer Organisation. Er ist das Geheimnis
 der Machterhaltung der Kapitalistenklasse. Letztere ist sich dessen
 völlig bewußt.



Das Übel hört hier nicht auf. Es wälzt sich über den Ozean fort.
 Der Antagonismus zwischen Engländern und Irländern ist die geheime
 Grundlage des Konflikts zwischen United States und England. Er
 macht jede ernste und aufrichtige Kooperation zwischen den
 Arbeiterklassen beider Länder unmöglich. Er erlaubt den Regierungen
 beider Länder, sooft sie es für gut halten, dem sozialen Konflikt
 die Pointe abzubrechen durch ihr mutual bullying [Aufhetzen] und,
 in case of need [nötigenfalls], durch Krieg zwischen beiden
 Ländern."



England, als Metropole des Kapitals, als bis jetzt den Weltmarkt
 beherrschende Macht, ist einstweilen das wichtigste Land für die
 Arbeiterrevolution, dazu das einzige Land, wo die
 materiellen Bedingungen dieser Revolution bis zu einem gewissen
 Reifegrad entwickelt sind. Die soziale Revolution in England zu
 beschleunigen, ist daher der wichtigste Gegenstand der
 Internationalen Arbeiterassoziation. Das einzige Mittel, sie zu
 beschleunigen, ist die Unabhängigkeitmachung Irlands. Daher Aufgabe
 der 'International', überall den Konflikt zwischen England und
 Irland in den Vordergrund zu stellen, überall für Irland offen
 Partei zu nehmen. Die spezielle Aufgabe des Zentralrats in London,
 das Bewusstsein in der englischen Arbeiterklasse wachzurufen, dass
 die nationale Emanzipation Irlands für sie keine question of
 abstract justice or humanitarian sentiment [Frage des abstrakten
 Rechts oder menschenfreundlichen Gefühls] ist, sondern the first
 condition of their own social emancipation [die erste
 Bedingung für ihre eigene soziale Befreiung]."

 
(Karl Marx, 9. April 1870, MEW 32: 668/669.)
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VORWÄRTS/1375: Karl Marx - Philosoph und Revolutionär


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 15/16 vom 26. April 2018

Philosoph und Revolutionär

von Tarek Idri



Karl Marx ist der bedeutendste Theoretiker der
ArbeiterInnenbewegung. Er war aber nicht nur Theoretiker, sondern
prägte die Kämpfe seiner Zeit: Mit der demokratischen Bewegung während
der Revolution 1848 und später in der Ersten Internationalen.



Karl Marx wurde am 5. Mai 1818 in Trier, im äussersten Westen
Deutschlands, geboren. Der Vater, Sohn eines Rabbiners, war
Rechtsanwalt und trat 1824 zum Protestantismus über. Die Mutter
stammte aus einer alten jüdischen Familie aus Holland. Die Familie war
wohlhabend und gebildet. 1836 verlobte sich Marx im Alter von achtzehn
Jahren mit seiner Jugendfreundin Jenny von Westphalen, Tochter eines
hohen Beamten.

Ab dieser Zeit studierte Marx Rechtswissenschaften in Berlin. Im
Selbststudium befasste er sich aber vor allem mit Geschichte und
Philosophie. Hegels Philosophie, die damals als preussische
Staatsphilosophie galt, rückte dabei ins Zentrum seines Interesses.
Hegel verherrlichte den Staat als das absolut Vernünftige. Wichtiger
als das System Hegels war seine dialektische Methode. Dieser zufolge
ist alles in steter Veränderung begriffen, die Geschichte ist ein in
ewiger Umwälzung begriffener Entwicklungsprozess. Marx schloss sich
den Junghegelianern, linken Hegelanhänger, an. Anführer der Runde war
Bruno Bauer (1809-1882). Man befasste sich vor allem mit Philosophie-
und Religionskritik. Bauer beispielsweise wies nach, dass die
Evangelien keine geschichtliche Grundlage hatten, Fantasieprodukt
waren. Als Reaktion auf die Evangelienkritik erhielt Bauer ein
Unterrichtsverbot und als Freund Bauers verschloss sich für Marx die
Aussicht auf eine akademische Laufbahn und eine Professur.
Nichtsdestotrotz beendete Marx sein Studium 1941 mit einem
Doktortitel.


Abrechnung mit Junghegelianer

Zu dieser Zeit wurde in Köln ein oppositionelles Blatt gegründet: die
«Rheinische Zeitung». Marx wurde Chefredakteur und übersiedelte nach
Köln. Bei seiner Arbeit befasste sich Marx zunehmend mit
kommunistischen Ideen und den konkreten Problemen der Menschen. Der
Regierung wurde die Zeitung bald lästig, sie beschloss 1848 das
Verbot. Marx verliess daraufhin das Land. Marx begann zunehmend,
Kritik an den JunghegelianerInnen zu üben. Er stiess auf die Schriften
von Ludwig Feuerbach, der die Anschauung des Menschen und der Natur in
den Mittelpunkt des Denkens stellte. Für Marx hatte sich die Hegelsche
Philosophie als unfähig erwiesen, die materiellen Fragen zu lösen, die
ihm in der «Rheinischen Zeitung» entgegengetreten waren.

1843 heiratete Marx Jenny von Westphalen. Im gleichen Jahr
übersiedelte er nach Paris, um eine radikale Zeitschrift
herauszugeben: die «Deutsch-Französischen Jahrbücher», von denen
allerdings nur das erste Heft erschienen ist. Marx hat zwei Artikel in
der Zeitschrift veröffentlicht, in der er die «rücksichtslose Kritik
alles Bestehenden» verkündet und an die Massen und an das Proletariat
appelliert. Unter anderem führten Schwierigkeiten bei ihrer geheimen
Verbreitung in Deutschland zur Einstellung der «Deutsch-Französischen
Jahrbüchern».

Im September 1844 kam für einige Tage Friedrich Engels (1820-1895)
nach Paris und wurde seit dieser Zeit der engste Freund von Marx. In
den «Deutsch-Französischen Jahrbüchern» hatte Engels mitgeschrieben,
über eine Kritik der Ökonomie. Sie hatten bei dieser Arbeit eine
«Übereinstimmung der Gedanken» gefunden. Mittels einer Abrechnung mit
ihren einstigen junghegelianischen Weggefährten im gemeinsamen Werk,
die «Deutschen Ideologie», formte sich ihre eigene Philosophie heraus:
der historische oder auch dialektische Materialismus. Ihr zufolge
bildet die wirtschaftliche Produktion die Grundlage für die politische
und intellektuelle Geschichte einer Periode: Die ganze Geschichte ist
eine Geschichte von Klassenkämpfen.


Revolution in Deutschland

Im Jahre 1845 wurde Marx als gefährlicher Revolutionär aus Paris
ausgewiesen. Er verlegte seinen Wohnsitz nach Brüssel. Im Frühjahr
1847 schlossen sich Marx und Engels dem «Bund der Kommunisten» an.
Dieser Bund stiftete deutsche Arbeiterbildungsvereine. Es wurden
Vereinsbibliotheken eingerichtet und Unterricht in
Elementarkenntnissen für ArbeiterInnen organisiert. Marx wurde
Vizepräsident des Bundes und hielt in den Brüsseler Arbeitervereinen
Vorträge. Schliesslich verfassten Marx und Engels im Auftrag des
Bundes das berühmte, im Februar 1848 erschienene Manifest der
Kommunistischen Partei, ihr politisches Programm. In diesen Jahren
waren in der Familie Marx drei Kinder geboren worden; das erste
Töchterchen hiess nach der Mutter Jenny und kam 1844 zur Welt.

Zu dieser Zeit brach die Revolution in Frankreich und in weiteren
Regionen Mitteleuropas aus. In Wien und Berlin siegte im März die
Revolution. Marx und seine GenossInnen brachen ins Rheinland auf. Es
gelang ihnen, sich in Köln an die Spitze der demokratischen Bewegung
zu stellen. Am 1. Juni brachten sie eine neue Zeitung heraus, die
«Neue Rheinische Zeitung» mit Marx als Chefredakteur. Ziel war, die
revolutionäre Bewegung voranzutreiben. Die Aufgabe war dringend, da
das im März Gewonnene im Juni schon wieder halb verloren war. Die
Krisen der Revolution in Berlin und Frankfurt wirkten sich stark auf
Köln aus. Nur in Köln wurde ein fester demokratischer Kongress
gebildet. Einer der wichtigsten Vereine darin war die Demokratische
Gesellschaft, die von Marx geleitet wurde. Die alte Macht siegte
jedoch.

Die Konterrevolution entzog den Revolutionär-Innen das
Aufenthaltsrecht und wies sie aus Preussen aus. So auch Marx, der nach
London kam, wo er bis zu seinem Tode lebte. Die Familie Marx fristete
ihr Dasein in grosser Armut und kam oft nur durch finanzielle
Unterstützung von Engels durch. Marx verdiente ein unregelmässiges
Einkommen unter anderen mit seiner Korrespondenzarbeit für die
US-Zeitung «New York Tribune». Marx zog sich in den 1850er Jahren fast
völlig in die Studierstube zurück. Er arbeitete dabei seine
materialistische Theorie aus; mit besonderem Eifer widmete er sich dem
Studium der politischen Ökonomie.


Die Internationale

1864 wurde in London die Internationale Arbeiterassoziation gegründet.
Marx arbeitete die Statuten sowie die Gründungsrede der Organisation
aus und stellte sich bald als das eigentliche «Haupt» der Bewegung
heraus. In ihren Beschlüssen stellte die Internationale Forderungen im
Sinne der ArbeiterInnen auf: Beschränkung des Arbeitstags,
Arbeitsschutzgesetze, Gewerkschaftsrechte, Kinderschutz etc. In dieser
Zeit arbeitete Marx an der Vollendung des ersten Teils seines
Hauptwerks: Das Kapital, Band I. (siehe Seite 11 [der Printausgabe])
Marx hoffte, alle Bände bald veröffentlichen zu können, aber dies zog
sich über lange Jahre hin, und es ist ihm nicht gelungen, sie
fertigzustellen. Marx deckt im ersten Band des «Kapitals» die
wirkliche Wurzel der kapitalistischen Bereicherung auf und zeigt, wie
der Profit aus der Lohnarbeit entsteht. Der zweite Band folgt dem
weiteren Weg der Ware und behandelt den Warenaustausch. Im dritten
Band spürt Marx der Profitverteilung nach.

Nach dem Fall der Pariser Kommune (1871), der ersten Revolution der
ArbeiterInnenklasse, machten die reaktionären Mächte gegen die
Internationale mobil. Durch diesen Druck und durch die Konflikte mit
den AnarchistInnen war das Fortbestehen der Internationalen unmöglich
geworden.

Marx zog sich wieder in sein Arbeitszimmer zurück, diesmal bis an sein
Lebensende. Er litt unter verschiedenen Krankheiten. Er bekam den
ersten Aufschwung der deutschen ArbeiterInnenbewegung durch die
Sozialdemokratie mit und begleitete ihn kritisch. Die Ehepartnerin von
Marx starb 1881 an einem Krebsleiden. Karl Marx ist schliesslich am
14. März 1883 sanft in seinem Lehnstuhl entschlafen.

 * 
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DOKUMENTATION/1481: ZDF - ZDFzeit "Wo lebt es sich am besten?", am 22.05.2018 (ZDF)


ZDFzeit: Wo lebt es sich am besten?

Die große Deutschland-Studie

Dienstag, 22. Mai 2018, 20.15 Uhr 

Inhalt:

– Sendetermin und Stab

– Wo lebt es sich am besten? – Die große Deutschland-Studie

– Infos zu Prognos

– Infos zur "ZDFzeit"



Dienstag, 22. Mai 2018, 20.15 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Wo lebt es sich am besten?
Die große Deutschland-Studie
Film von Matthias Fuchs und Sven Markmann

Kamera: Jürgen Rumbuchner, Terry Manthey
Produktion: ZDF Digital Medienproduktion
Redaktion: Christian Wilk
Leitung der Redaktion: Ursula Schmidt
Länge: ca. 45 Minuten

 * 

Wo lebt es sich am besten? – Die große Deutschland-Studie

Das längste Leben, die beste Luft, die niedrigsten Mieten oder das höchste Einkommen – welche Orte in Deutschland sind top und welche ein Flop? Eine neue Studie liefert überraschende Antworten:

Die Unterschiede zwischen Nord und Süd sind inzwischen größer als die zwischen Ost und West. Zu diesem Schluss kommen die Wissenschaftler, die für das ZDF Daten aus allen 401 Landkreisen und kreisfreien Städten ausgewertet haben. Einen klaren Gewinner-Ort gibt es auch.

Die Deutschland-Studie des Wirtschaftsforschungsinstituts Prognos im Auftrag von "ZDFzeit" vergleicht die Lebensverhältnisse in der Republik. 14 Mal erreichen Städte und Kreise aus Baden-Württemberg die vorderen Ränge. Vier Top-Plätze gehen nach Ostdeutschland. Probleme gibt es dagegen insbesondere im Ruhrgebiet. Doch trotz großer wirtschaftlicher Schwierigkeiten leben auch dort die Menschen gern. Die Abwanderung aus der Metropole Ruhr ist nicht mehr so groß wie vor einigen Jahren. Mit versteckter Kamera testet "ZDFzeit", wie die Menschen im Ruhrgebiet reagieren, wenn man sie dennoch auffordert, ins erfolgreiche Bayern umzuziehen.

Die Probleme der Dörfer

"ZDFzeit" zeigt, wo es gut läuft – und wo nicht. In dem kleinen Dorf Ellweiler im Hunsrück drückt die Schuldenlast. Fast 400 000 Euro sind es inzwischen, doch Einnahmen gibt es so gut wie keine. Ohne Infrastruktur hat es Bürgermeister Gerhard Göttge schwer, Unternehmen nach Ellweiler zu holen. "Wir haben inzwischen gutes Internet, aber Handyempfang hängt vom Standort ab." Eine Busverbindung gibt es nicht, und die Dorfkneipe ist inzwischen auch geschlossen. Doch der 63-Jährige will nicht aufgeben. Er und die anderen 330 Einwohner packen selbst mit an. Egal, ob die Parkbank neu gemacht werden muss oder das Dach vom Gemeindehaus – ohne Eigeninitiative würde es gar nicht gehen. "Wir sind vergessen und abgehängt vom Rest der Welt", sagt Göttge.

Die strukturschwachen Regionen

Strukturschwache Regionen gibt es überall in Deutschland. Unter den schlechtesten 50 Platzierungen befinden sich 24 Kommunen in NRW, 11 in Niedersachsen, 10 in ostdeutschen Bundesländern. "Unsere Ergebnisse belegen, dass wir inzwischen eher Unterschiede zwischen Land und Stadt sowie Nord und Süd haben, als zwischen Ost und West", resümiert Prognos-Chef Christian Böllhoff.

In Göritz im Spreewald gibt es weder gute Einkaufsmöglichkeiten noch schnelles Internet. Die "Tuningfreunde Spreewald" haben als Hobby ihr Auto. Die jungen Erwachsenen wollen trotz aller Widrigkeiten ihrem Dorf treu bleiben. Steffi Blaschke, 24, kann sich kein anderes Leben vorstellen: "Hier kennt jeder jeden. Der Trubel und die Anonymität in der Stadt sind nichts für mich."

Das Leben auf dem Land

Noch immer gibt es in Deutschland eine tiefe Sehnsucht nach dem "Leben auf dem Land". Das zeigt eine repräsentative Umfrage für "ZDFzeit". Befragt nach ihrem Wunsch-Wohnort sagen 44 Prozent der Deutschen, dass sie von einem Leben in einem kleinen Dorf auf dem Land träumen, 39 Prozent würden am liebsten in einer kleineren Stadt wohnen, und nur 16 Prozent bevorzugen die Großstadt.

Winzerin Hildegard Stigler führt so ein Leben, das sich wohl viele vorstellen. Sie steht regelmäßig in ihren Weinbergen, schneidet die Reben und genießt die Landschaft. Danach sitzt sie mit der gesamten Familie bei der "Vesper", dem Abendessen. Natürlich mit einem Glas Wein aus dem eigenen Anbau. "Es ist ein gemütliches Leben hier", sagt sie, "das lässt uns alt werden. Wir haben keinen Stress." Tatsächlich haben Frauen in der Region Breisgau-Hochschwarzwald die höchste Lebenserwartung in Deutschland.

Die Studie

Insgesamt sind 24 000 Datensätze in die Studie eingeflossen, unterschiedlich gewichtet nach wissenschaftlichen Vorgaben. Zehn Forscher von Prognos haben ein Jahr lang daran gearbeitet, darunter Soziologen, Politologen und Volkswirte. Welche Orte es bis ganz oben im Ranking geschafft haben, wird erst später verraten.

Veröffentlichungsdatum der Studie:

Das ZDF veröffentlicht die "Deutschland-Studie" am Donnerstag, 17. Mai 2018, im Internet.

 * 

Infos zu Prognos

Die Prognos AG, eines der ältesten Wirtschaftsforschungsunternehmen Europas, wurde 1959 an der Universität Basel auf den Weg gebracht. Heute ist das Unternehmen mit rund 150 Experten an acht Standorten vertreten: Basel, Berlin, Düsseldorf, Bremen, München, Stuttgart, Freiburg und Brüssel.

Prognos arbeitet interdisziplinär – mit Ökonomen, Geografen, Ingenieuren, Mathematikern, Soziologen und Verkehrswissenschaftlern für folgende sieben Beratungsbereiche: Wirtschaft & Arbeit, Gesellschaft & Staat, Standort & Region, Technologie & Innovation, Energie & Klimaschutz, Infrastruktur & Verkehr und Managementberatung.

 * 

Infos zur "ZDFzeit"

Auf dem Sendeplatz "ZDFzeit" sind dienstags um 20.15 Uhr große Primetime-Dokumentationen zu sehen. Neben investigativen, politischen und historischen Filmen werden dort auch verbrauchernahe Themen präsentiert. Hinzu kommen Einblicke in die soziale Wirklichkeit wie etwa in den Dokumentationen "Wie korrupt ist Deutschland?", "Neues Wirtschaftswunder", "Wie viel Polizei braucht Deutschland?" oder "Wie gut sind unsere Ärzte?".

"ZDFzeit" bietet seit Januar 2012 jährlich rund 35 Produktionen auf dem Sendeplatz am Dienstagabend.

Die "ZDFzeit"-Redaktion leitet seit dem 1. Oktober 2015 Ursula Schmidt. 
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:
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DOKUMENTATION/1480: ZDF - Dokumentation vom 101. Katholikentag "Das Kreuz mit dem Frieden", am 21.05.2018 (ZDF)


Das Kreuz mit dem Frieden / "Suche Frieden"

Dokumentation und Berichte vom 101. Katholikentag 

Pfingstmontag, 21. Mai 2018, 18.15 Uhr 

Inhalt:

– Das Kreuz mit dem Frieden – Die Christen und der Krieg

– Zitate aus dem Film 

– Drei Frauen für den Frieden



Das Kreuz mit dem Frieden – Die Christen und der Krieg
Dokumentation
Pfingstmontag, 21. Mai 2018, 18.15 Uhr

Buch und Regie: Ingo Helm
Regie Reenactment: Volker Schmidt-Sondermann
Fachberatung: Prof. Hubert Wolf
Kamera: Ralf Gemmecke, Reiner Bauer
Schnitt: Sebastian Scholz
Musik: Christian Rehfeldt
Aufnahmeleitung: Manuela Lee-Rusch
Produktionsleitung IFAGE: Andrea Haas-Blenske, Katharina Bork
Produktionsleitung ZDF: Petra Ziegler
Producer: Melanie Weiß
Produzent: Volker Schmidt-Sondermann
Redaktion ZDF: Martina Schönfeld
Leitung der Sendung: Michaela Pilters
Länge: 43'30

Das Christentum nennt sich eine Religion des Friedens. "Selig, die Frieden stiften", sagt Jesus. Und doch wurden im Namen des Glaubens entsetzliche Kriege geführt. Wie passt das zusammen? Neben religiösen Rechtfertigungen für Kriege gab es auch immer wieder Kritiker und Friedensmahner aus den Reihen der Kirchen selbst. Der Film verfolgt diese Spannung vom Römischen Reich bis heute und zeigt die Aktualität des Themas.

Von Kaiser Konstantin über Karl den Großen zu den Kreuzzügen, vom Dreißigjährigen Krieg über den Ersten Weltkrieg bis zur Friedensbewegung in der DDR – überall ist die Frage virulent, wie Christentum und Krieg zusammenpassen. Auch der "Kreuzzug" des ehemaligen amerikanischen Präsidenten George W. Bush gegen den Terror islamischer Fundamentalisten gehört dazu – und die Frage, wie sich die Päpste Johannes Paul II. oder Franziskus zum Thema Krieg positionieren.

Die Spurensuche des Films fördert Überraschungen zutage: prominente Vordenker des Mittelalters etwa, die mutig und mit erstaunlich modernen Argumenten gegen ihre Herrscher das Wort ergriffen. Oder auch die Geschichte des Emblems "Schwerter zu Pflugscharen", das auf eine Propagandaaktion der Sowjetunion zurückgeht und gegen seine Urheber ungeahnte Wirkungen entfaltet hat.

Mit aufwendigen Spielszenen werden Schlüsselmomente dieser Geschichte zum Leben erweckt. Historiker kommen zu Wort, der Religionskritiker Michael Schmidt-Salomon und der katholische Militärbischof Franz-Josef Overbeck.

 * 

Zitate aus dem Film von Prof. Hubert Wolf

Prof. Hubert Wolf ist Professor für Kirchengeschichte an der Westfälischen Wilhelms-Universität in Münster und Fachberater des Films "Das Kreuz mit dem Frieden – Die Christen und der Krieg".

"Das Ideal einerseits, dass das Christentum eine Friedensreligion ist, und die Realität, die oft anders aussieht, ist fast das Spannendste, was es in der Geschichte überhaupt gibt."

"Gibt es das Ideal der absoluten Friedfertigkeit? Oder kann es nicht auch notwendig sein, in bestimmten Situationen die Waffen in die Hand zu nehmen, um Menschen, die in Not sind, zu schützen? Was ist zum Beispiel bei einem Genozid? Wer entscheidet, ob es einen gerechten Krieg gibt? Diese Fragen kann man bis heute nicht beantworten."

"Die Taube, der Regenbogen, die Schwerter zu Pflugscharen – diese christlichen Symbole wurden im säkularen Bereich zu Friedenssymbolen. Damit ist das Christentum im säkularen Bereich gegenwärtig, auch wenn nicht immer klar ist, dass die Symbole ursprünglich christliche sind."

"Papst Franziskus denkt weniger theologisch-lehramtlich. Für ihn ist wichtig, dass die Menschen erfahren, konkret spüren, dass Christen für den Frieden und nicht für den Krieg sind. Das macht er vor allem auf der Ebene der Symbole, auf der Ebene der menschlichen Umarmung, der Nähe. Das ist ein neuer Stil für einen Papst. Und er überlegt, die Lehre vom gerechten Krieg endgültig aus dem Katechismus zu streichen."

"Es hat den Anschein, als ob sich immer die Gewalttätigen gegen die Friedfertigen durchsetzen. So ist es aber nicht, wenn man die Geschichte genau betrachtet. Denn wenn sich die Gewalttätigen durchgesetzt hätten, dann wäre das Thema Frieden passé gewesen. Aber das Christentum bleibt die Institution, die immer wieder Mahner zum Frieden hervorbringt. Das Friedensgebot wird nicht eliminiert, indem sich die Gewalttäter durchsetzen, im Gegenteil, es wird immer noch mehr zum Stachel, und es bleibt eine Herausforderung."

 * 

Drei Frauen für den Frieden – Denkanstöße zum Katholikentag in Münster
Film von Jürgen Erbacher und Jan Frerichs
Mittwoch, 9. Mai 2018, 0.45 Uhr

Zum Auftakt des 101. Katholikentags in Münster

Der Film porträtiert drei Frauen, die sich für Frieden engagieren, obwohl oder gerade weil sie die Erfahrung von Terror, Gewalt und Tod in der eigenen Familie gemacht haben.

Der Sohn von Frederike Herrlich kam beim Attentat am Berliner Breitscheidplatz ums Leben. Ahlam verlor ihren Mann und ihren Bruder im Bombenhagel von Aleppo. Naisys Bruder wurde von Militärs in Kolumbien erschossen.

Frederike Herrlich hat der Tod ihres Sohnes Christoph aus der Bahn geworfen. Der 40-Jährige starb bei dem islamistischen Attentat auf den Weihnachtsmarkt am Berliner Breitscheidplatz am 19. Dezember 2016. Halt und Unterstützung fand die 67-Jährige in ihrer Kirchengemeinde, beim Singen und durch die aktive Mitarbeit in Sozialprojekten. Sie hat der Mutter des Attentäters einen Brief geschrieben, weil sie überzeugt ist, dass nur im Dialog Versöhnung und Frieden möglich sind.

Ahlam war Lehrerin in Aleppo. Ihr Mann und ihr Bruder kamen bei Bombenanschlägen auf die syrische Stadt ums Leben. Daraufhin flüchtete die 28-Jährige mit ihrem kleinen Sohn aus der Kriegsregion. Über die Türkei, Griechenland und mehrere osteuropäische Länder kam sie schließlich nach Deutschland. Sie lebt heute in Gelsenkirchen und versucht mit Kunstprojekten ihre traumatischen Erfahrungen zu verarbeiten. Bei Gesprächsabenden versucht sie die Deutschen für die Situation in ihrer Heimat Syrien zu sensibilisieren.

Naisy lebt in Tumaco, einer Stadt in Kolumbien mit einer der höchsten Rate an Gewalttaten des Landes. Tumaco wird von FARC-Rebellen beherrscht, die sich bisher dem Versöhnungsprozess zwischen Regierung und den Rebellen verweigern. Naisys Bruder wurde vor dem Haus der Familie von einem Soldaten getötet. Die 21-Jährige arbeitet als Sozialarbeiterin und engagiert sich in verschiedenen Projekten der Kirchengemeinde, um Jugendlichen eine Perspektive ohne Gewalt und Drogen zu bieten. Mit ihrer Hip-Hop-Gruppe versucht sie zudem, die Gewalterfahrungen in der Musik zu verarbeiten. 
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:
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DOKUMENTATION/1479: ZDF - "Terra X" Der Wormser Wunderbau, am 20.05.2018 (ZDF)


Terra X: Der Wormser Wunderbau

1000 Jahre Kaiserdom

Pfingstsonntag, 20. Mai 2018, 19.30 Uhr 

Inhalt:

– Sendedatum, Stab, Inhalt

– Warum Quedlinburg?



Pfingstsonntag, 20. Mai 2018, 19.30 Uhr
Terra X: Der Wormser Wunderbau
1000 Jahre Kaiserdome
Dokumentation

Buch: Alexander Hogh
Regie: Hannes Schuler
Kamera: Ralf Gemmecke, Marc Francke
Schnitt: Hannes Schuler
Animation: Jörg Faber Courtial, Michael Schlesinger, Philipp Clermont, Timm Schwehm
Musik: Mathias Rehfeldt
Aufnahmeleitung: Fynn Siemoneit, Dagmar Wendelmuth
Sprecher: Udo Wachtveitl
Fachberater: Prof. Dr. Stefan Weinfurter, Tobias Schäfer
Producerin: Pia Schädel
Produzenten: Andrea Haas-Blenske, Volker Schmidt-Sondermann
Produktionsleitung: Katharina Bork (IFAGE), Petra Ziegler (ZDF)
Redaktion: Georg Graffe, Susanne Hillmann
Länge: 43'30

Im Jahr 1000 wurde Burchard zum Bischof von Worms ernannt. Er war der Meinung, dass die vorhandene Kirche weder groß genug noch zeitgemäß sei, und ließ an ihrer Stelle in rund 15 Jahren ein neues Gotteshaus erbauen. Für die damalige Zeit ein extrem kurzer Zeitraum. Der Wormser Dom wurde als kreuzförmige Basilika mit zwei halbrunden Chören in Ost- und Westrichtung und Rundtürmen geplant. Die feierliche Einweihung des romanischen Doms wurde am 9. Juni 1018 in Anwesenheit des Kaisers vollzogen.

Schon drei Jahre später kam es zu einem ersten Teileinsturz mit Bauschäden im Westwerk. Um 1105 wurde der Burchard-Dom nach und nach abgerissen und wieder aufgebaut, mit Kreuzrippengewölben im Langhaus und einem Westchor mit großer Rose. Dem neuen Dom kam eine fortschrittliche Technik zugute, so konnten die Baumeister statt einer flachen eine gewölbte Decke einziehen. Anhand mittelalterlicher Gerüsthölzer, deren Reste bis heute in den Mauern stecken, können Wissenschaftler die Baugeschichte des Doms exakt nachvollziehen. Geweiht wurde der umgebaute "zweite" Dom im Jahr 1181. Das Meisterwerk der Spätromanik entspricht weitgehend dem heutigen Erscheinungsbild.

Die nächsten Jahrhunderte hinterließen sichtbare Spuren am Wormser Dom. Im Verlauf des Pfälzischen Erbfolgekrieges (1688 bis 1697) verwüsteten französische Truppen den Dom. Der Versuch, ihn zu sprengen, misslang, allerdings brannte er völlig aus. Dies ist auch der Grund, warum die Inneneinrichtung heute fast ausschließlich in barockem Stil gehalten ist.

1792 wurde Worms erneut von den Franzosen erobert. Der Dom diente den Revolutionstruppen als Pferdestall und Lagerspeicher. Im Jahr 1886 begann eine gründliche Innen- und Außensanierung des Doms. Der Westchor musste sogar bis auf die Grundmauern erneuert werden. 1935 waren diese Arbeiten abgeschlossen. Zehn Jahre später, kurz vor Ende des Zweiten Weltkrieges, wurde der Dom durch Fliegerangriffe erheblich beschädigt: Das Dach verbrannte, und die Glocken schmolzen. Doch wie durch ein Wunder wurde das Bauwerk nicht direkt von Bomben getroffen. Schon 1949 bekam der Dom drei neue Glocken als Symbol des Neuanfangs.

 * 

Warum Quedlinburg?

Für die Dreharbeiten der szenischen Elemente unserer Dokumentation wurde ein Dom gesucht, dessen Innenraum in etwa dem Wormser Dom im Jahr 1018 entspricht. Der Wormser Dom selbst kam dafür leider nicht in Frage: Sein ursprünglich romanischer Kirchenraum wurde erst gotisiert und schließlich durch prächtige Barockeinbauten "modernisiert". Im romanischen Dom gab es auch noch keine Kirchenbänke, die zwar heute den Besuchern Bequemlichkeit verschaffen, aber vor 1000 Jahren weder vorgesehen noch vorhanden waren. Die Suche nach einem Dom im romanischen Urzustand, ohne feste Einbauten und mit Aussicht auf eine Drehgenehmigung führte am Ende nach Quedlinburg, wo das Drehteam schließlich ideale Drehbedingungen vorfand.

Hannes Schuler, Regisseur

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Mai 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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REPORTAGE/497: ARD-alpha - Das Grundrecht auf Meinungsfreiheit, 20.5.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

Was darf man sagen und was nicht

Moderator Ramo Ali erkundet unterschiedliche Aspekte des Grundrechts

Meinungsfreiheit - Thema in "RESPEKT"

Sonntag, 20. Mai, um 19.30 Uhr, ARD-alpha



Als geflüchteter Syrer hat Ramo Ali erfahren, was es heißt, in einem
Land zu leben, in dem freie Meinungsäußerung lebensgefährlich geworden
ist. In Deutschland ist er nun mit Demonstrationen konfrontiert, die
sich auch gegen Geflüchtete richten - auf Basis des Grundrechts der
freien Meinungsäußerung.

Meinungsfreiheit erfordert Toleranz, aber auch die Orientierung an
gesellschaftlichen Werten und die Einhaltung von Gesetzen.
Entscheidend ist, dass die Ausübung der Meinungsfreiheit andere Rechte
nicht verletzt, wie zum Beispiel die Unantastbarkeit der Menschenwürde
und die Religionsfreiheit. Das Gleichgewicht all dieser Faktoren wird
auch in unserem Alltag immer wieder neu auf die Probe gestellt.


"RESPEKT"

Das neue, multimediale Format "RESPEKT", präsentiert immer sonntags um
19.30 Uhr in ARD-alpha 30-minütige TV-Reportagen rund um die Themen
Demokratie und Werteorientierung. Auf der Website www.br.de/respekt
sind Online-Videos und weitere Materialien abrufbar. Die Reportagen
stehen zeitunabhängig auch in der neuen Mediathek des Bayerischen
Rundfunks zur Verfügung. In der Sendung am 20. Mai geht es um das
Grundrecht auf Meinungsfreiheit.

Das Staatsinstitut für Schulqualität und Bildungsforschung München
(ISB) erstellt derzeit begleitende Unterrichtsmaterialien, die auf der
Website www.br.de/respekt verfügbar sein werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15. Mai 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk

Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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FEATURE/1024: Deutschlandfunk Kultur - Die Fußball-WM 1978 im Schatten der argentinischen Diktatur, 20.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Argentiniens Triumph und Trauer

Die Fußball-WM 1978 im Schatten der Diktatur

Von Ronny Blaschke

Nachspiel. Feature

Sonntag, 20. Mai 2018, 18.05 - 18.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Argentinien vor 40 Jahren: Im Gastgeberland der 11.
Fußball-Weltmeisterschaft herrscht eine Militärjunta. 30.000
Argentinier sollen ihr zum Opfer gefallen sein, heißt es nach deren
Ende 1983. In Frankreich und den Niederlanden war ernsthaft erwogen
worden, das Turnier zu boykottieren. Während Argentinien unter Trainer
César Luis Menotti, einem erklärten Gegner des Militärregimes, den
Titel gewann und Millionen Menschen auf den Straßen feierten, wurde in
versteckten Lagern gefoltert und gemordet. Welche Lehren hat die
argentinische Gesellschaft aus diesem düsteren Kapitel gezogen? Welche
Rolle spielt die WM 40 Jahre später in der Erinnerungskultur für das
fußballverrückte Land?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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FEATURE/1023: WDR 5 - Dem Himmel so nah-ost! 20.+21.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Dem Himmel so nah-ost! 

Ein akustisches Himmelfahrtskommando

von Helgard Haug und Thilo Guschas

Rimini Protokoll

WDR 5 Dok 5 - Das Feature

Produktion NDR/SWR 2017

Sonntag, 20.05.2018, 11.05 - 12.00 Uhr, WDR 5

Wiederholung am 21. Mai 2018, 20.04 - 21.00 Uhr, WDR 5



Zwei Menschen, ein Himmel. Über Israel und Palästina. Welche
Vorstellungen haben sie vom Himmel, was verbinden Sie mit ihm?

Der palästinensische Meteorologe Ayman Mohsen erforscht mit seinem
israelisch-palästinensischen Team die Himmelssphären
naturwissenschaftlich. Die israelische Kriminologin Anat Berko
untersucht die Jenseitsvorstellung von palästinensischen
Selbstmordattentätern und somit den Himmel als ambivalenten
Sehnsuchtsort. Wie lassen sich diese unterschiedlichen Blickwinkel
zusammen betrachten? Kann der Himmel nicht ein geeinter utopischer
Raum sein? Was verbinden sie mit dem Himmel? Was sagt die Vorstellung
davon über das irdische Leben aus? Die Autoren gehen in ihren
Begegnungen mit den beiden Protagonisten den Fragen nach, wo sich ihre
kulturellen, religiösen Existenzen berühren.

Redaktion: Dorothea Runge

 * 

Quelle:

Programmtip vom 4. Mai 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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HÖRSPIEL/1750: Deutschlandfunk Kultur - "Achtung Aufnahme!" von Julia Tieke, 21.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Achtung Aufnahme!

Hörstück von Julia Tieke

Autor*innen 2017/Haus der Kulturen der Welt, Berlin 2016/53'22

(Ursendung)

Freispiel

Montag, 21. Mai 2018, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ein Hörstück mit vielen Stimmen und wenig Übersetzung: Monologe in
acht Sprachen bilden das Gerüst des Hörspiels, in dessen Zentrum die
Mehrdeutigkeit der Begriffe Aufnahme und aufnehmen steht. Wer nimmt
wen auf und zu welchem Zweck? Das Hörstück entstand aus einer
Audioinstallation, die die Autorin 2016 für das Projekt 'Tonspuren'
vom Haus der Kulturen der Welt in Berlin realisierte.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 15. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1695: Deutschlandfunk - Die Verharmlosung des Atommülls, 21.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wissenschaft im Brennpunkt

Die Verharmlosung des Atommülls

Über Transmutation

Von Frank Grotelüschen

Forschung aktuell

Montag, 21. Mai 2018, 16.30 - 17.00 Uhr, Deutschlandfunk



Wird es den Menschen in einer Million Jahren noch geben? Unseren
Atommüll jedenfalls schon. Dabei ließen sich die langlebigen
radioaktiven Stoffe zu harmloseren mit kürzeren Halbwertszeiten
zermahlen. Im Labor funktioniert die Transmutation bereits, im großen
Maßstab muss sie sich erst noch bewähren. Doch die Endlagerkommission
will den Weg gar nicht weiter verfolgen - zu teuer, zu aufwendig, zu
ineffektiv, eine nachvollziehbare Entscheidung für die nahe Zukunft.
Aber wer trägt das Risiko in 100 oder 1.000 Jahren?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 15. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2566: Deutschlandfunk - Konzertdokument der Woche, 20.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Grundton D 2018 - Konzert und Denkmalschutz (1)

Werke von Wolfgang Amadeus Mozart, Giya Kancheli und Antonín
Dvorák

Minguet Quartett

Konzertdokument der Woche

Sonntag, 20. Mai 2018, 21.05 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk



Zum Saisonauftakt der Benefizkonzertreihe "Grundton D" geht es hoch
hinaus. Das renommierte Minguet Quartett steigt auf den Dachboden der
ehemaligen Propstei im rheinland-pfälzischen Wehr. Seit fast drei
Jahrzehnten engagiert sich der Deutschlandfunk in Zusammenarbeit mit
der Deutschen Stiftung Denkmalschutz für Baudenkmale in Not. Der Erlös
der Benefiz-Veranstaltungen fließt direkt in den Wiederaufbau und
Erhalt der Konzertorte.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DER FILM/380: Fürstenwalde/Spree - Das Gegenteil von Grau, 24.05.2018


Aufruhr(t)räume: 

DAS GEGENTEIL VON GRAU 

Am Beispiel nichtkommerzieller Projekte und Initiativen im Ruhrgebiet.

Eine Veranstaltung im Filmtheater Union, am 24.5.2018 um 18 Uhr

in Zusammenarbeit mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung Brandenburg

Berliner Straße 10, 15517 Fürstenwalde



Das Gegenteil von Grau:

Brachflächen, Leerstand, Anonymität, Stillstand - So etwas kennen die
Menschen des Ostens schon lange. Viele haben deshalb den Mut verloren. Aber
auch im Westen gibt es Gegenden, die vom Kapitalismus abgehängt wurden und
sich nun auf sich selbst besinnen müssen.

Matthias Coers hat einen Film gedreht, der zeigt, wie Menschen zwischen
Dortmund und Duisburg sich zu wehren beginnen. Nicht indem sie Steine
schmeißen, sondern indem sie etwas Eigenes aufbauen. Sie entdecken
Möglichkeiten und greifen in den städtischen Alltag ein. Ein Wohnzimmer
mitten auf der Straße, Nachbarschaft, Gemeinschaftsgärten. Stadtteilläden,
Mieter*inneninitiativen, Reparierwerkstätten entstehen in den Nischen der
Städte - unabhängig, selbstbestimmt und gemeinsam.

Der Regisseur des Films Mietrebellen porträtiert diese nichtkommerziellen
Projekte auf lebendige und ermutigende Weise und steht danach für ein
Gespräch zur Verfügung.

Trailer:

https://www.youtube.com/watch?v=yprmKSA82Dk

Thema des Films ist, wie sich jenseits des marktwirtschaftlichen Interesses
Projekte für die Menschen entwickeln. Welche Pionierarbeit sie leisten. Die
Initiativen, von denen im Film erzählt wird, widmen sich scheinbar
randständigen Themen, die aber im Grunde zentral für die Zukunft der
Menschheit sind - solidarisches Miteinander, freies Assoziieren,
kooperatives Produzieren, Aktivität im Stadtteil.

Die Kämpfe um Arbeitsplätze in Duisburg-Rheinhausen Anfang der 90er haben
die Menschen dort in Agonie zurückgelassen, dieser Film will anregen, nicht
auf das Stadtmarketing zu warten, was nie kommt, sondern die Stadtteile
selbst in die Hand zu nehmen.

Kann das auch für die DDR-Menschen eine gute Lehre sein? Können auch sie
mit Hilfe selbstverwalteter Projekte aus der Agonie ihrer Gefühle gerissen
werden, zu einer zweitrangigen Sorte von Deutschen zu gehören? Wir finden,
dass der Film da durchaus einiges an Exemplarizität zu bieten hat!

Eine Veranstaltung im Filmtheater Union 

Berliner Straße 10, 15517 Fürstenwalde 

am 24.5.2018 um 18 Uhr

in Zusammenarbeit mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung Brandenburg,
RL-Club Fürstenwalde/Spree

 * 

Quelle:

Anja Röhl
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KURSUS/1754: Unna - "Mit wenigen Schritten mehr Ordnung auf dem PC herstellen" am 30.5.


Mit wenigen Schritten mehr Ordnung auf dem PC herstellen

VHS-Aktuell: PC-Workshop am 30. Mai in Holzwickede



Kreisstadt Unna. Im Workshop "PC aufräumen und Daten sichern" lernen
die Teilnehmenden mit Fenstern und Ordnern übersichtlich zu arbeiten
und Ordner sowie Dateien zu sortieren, zu verschieben und zu löschen.
Außerdem wird gezeigt, wie Ansichts- und Filterfunktionen im Windows
Explorer genutzt und doppelte Dateien gefunden werden. Im Bereich der
Internetnutzung wird die Löschung des Internetverlaufs und von Cookies
behandelt, um Speicher nicht unnötig zu vermüllen. Selbstverständlich
werden auch Wartungs- und Systemprogramme von Windows vorgestellt, mit
denen das Betriebssystem einsatzbereit und vollfunktionsfähig gehalten
wird.

Einfache PC-Grundkenntnisse sind Voraussetzung für diesen Kurs. Gerne
kann auch der eigene Laptop zur Veranstaltung mitgebracht werden. Die
Volkshochschule haftet nicht für private Geräte.

Das Seminar "PC aufräumen und Daten sichern" mit der Kursnummer
181-4426H findet am 30. Mai 2018 von 15:00 Uhr bis 18.00 Uhr in der
Begegnungsstätte Holzwickede statt. Die Gebühr beträgt 18 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 63 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - EDV-Kurse in Holzwickede" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Mai 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Oliver Böer

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1753: Mönchengladbach - "Tipps und Tricks zur Suchmaschinenoptimierung", 1.6.


Tipps und Tricks zur Suchmaschinenoptimierung



Es ist zur Gewohnheit der Nutzer geworden, über Suchmaschinen die
gewünschten Webangebote aufzuspüren. Nur die Unternehmen, die sich mit
dem Thema Suchmaschinen befassen, werden entsprechende Positionen in
den Suchergebnissen erzielen. In diesem Workshop erhalten die
Teilnehmer viele Tipps und Tricks, um dies zu erreichen.

1.6.2018, 9:00 - 12:15 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181B2096T

Kosten: 95 Euro

Weitere Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de,

Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1752: Mönchengladbach - "VBA-Programmierung mit Excel" - Grundlagen am 2. und 3. Juni 2018


VBA-Programmierung mit Excel - Grundlagen



Die Teilnehmer lernen anhand praktischer und leicht verständlicher
Beispiele die Grundlagen der Programmierung mit Visual Basic kennen
und erwerben so die Fähigkeit, eigene automatische Abläufe zu
programmieren. Nach dem Seminar können sie einfache Programme zur
Steuerung einer Excel-Anwendung in Visual Basic zu erstellen.

2.6. bis 3.6.2018, 9:00 - 15:00 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181B5322T

Kosten: 85 Euro inkl. Lehrbuch

Weitere Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de,

Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1751: Mönchengladbach - Tipps zur effektiven Internetnutzung, 1.-8.6.2018


Tipps und Tricks zur effektiven Internetnutzung



Der Kurs vermittelt Informationen zur Browserwahl, zu den
Browser-Grundeinstellungen (Startseite) und zur Nutzung von
Suchmaschinen. Bei der Recherche erspart die richtige Strategie
unnötige Umwege. Neben typischen Internetanwendungen kommt auch das
Thema Sicherheit zur Sprache.

1.6.2018 bis 8.6.2018, 17:00 - 18:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181A0800S

Kosten: 10 Euro

Weitere Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de,

Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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DERMATOLOGIE/724: Neues Bewertungssystem für entzündliche Hauterkrankung (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 16.05.2018

Neues Bewertungssystem für entzündliche Hauterkrankung



Mit einem neuen Bewertungssystem können Ärztinnen und Ärzte künftig
zwischen einfachen, mittelschweren und schweren Formen der Akne Inversa
unterscheiden, einer entzündlichen Hauterkrankung, an der in Deutschland
etwa eine Million Menschen leiden. Zuvor hatte es keinen international
anerkannten Score gegeben, mit dem sich die Schwere der Erkrankung
beurteilen ließ. Mediziner um Prof. Dr. Falk Bechara von der
dermatologischen Universitätsklinik im St. Josef-Hospital der
Ruhr-Universität Bochum stellen ihr System in der Fachzeitschrift JAMA
Dermatology vor.

Individuelle Patientendaten einbezogen

Bisherige Bewertungssysteme für Akne Inversa, auch Hidradenitis
Suppurativa genannt, hatten individuelle Patientendaten, wie etwa
Schmerzen oder die Anzahl an Schüben, nicht berücksichtigt. Außerdem
konnten die Systeme nicht flexibel für die Kontrolle des Therapieverlaufs
eingesetzt werden. Diese Probleme behebt das neue "Severity Assessment of
Hidradenitis Suppurativa", kurz SAHS, das Bechara mit seinen Kollegen
entwickelte.

Die Mediziner testeten und validierten den Score an 355 Patientinnen und
Patienten. "Mit dem SAHS Score steht nun erstmalig ein Bewertungssystem
zur Verfügung, das sowohl die Entzündungsaktivität einfacher kalkulieren
kann, als auch patientenorientierte Daten erfasst. Dies ist nicht nur für
den klinischen Alltag entscheidend, sondern auch von großem Interesse für
zukünftige wissenschaftliche Studien", sagt Falk Bechara, Leitender
Oberarzt der dermatologischen Klinik.

Über die Krankheit

Die Akne Inversa, auch Hidradenitis Suppurativa genannt, ist eine
chronisch entzündliche und schubweise verlaufende Hauterkrankung und
gehört zu den schwerwiegendsten dermatologischen Krankheitsbildern
überhaupt. Zu spät erkannt und nicht adäquat behandelt verschlechtert sich
der Gesundheitszustand, bis die Krankheit oft in schweren irreversiblen
Gewebeschäden endet. "Nur wenige dermatologische Erkrankungen sind so
belastend für den Patienten und gleichzeitig so schwer zu therapieren",
erklärt Bechara.

Die dermatologische Klinik des St. Josef-Hospital Bochum, deren Leiter
Prof. Dr. Eggert Stockfleth ist, gehört international zu den führenden
Zentren bei der Behandlung der Akne Inversa. Sie versorgt pro Jahr rund
1.000 Patientinnen und Patienten.


Originalveröffentlichung

Schapoor Hessam, Lisa Scholl, Michael Sand, Lutz Schmitz, Sarah
Reitenbach, Falk G. Bechara: 

A novel severity assessment scoring system
for Hidradenitis Suppurativa

in: JAMA Dermatology, 2018 

DOI:
10.1001/jamadermatol.2017.5890


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, Dr. Julia Weiler, 16.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARTIKEL/833: Auf den Ernstfall vorbereitet - Dekontaminationsübung auf dem Gelände des Uniklinikums Regensburg (UKR)


Universitätsklinikum Regensburg - Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

Auf den Ernstfall vorbereitet

Gestern fand auf dem Gelände des Universitätsklinikums Regensburg (UKR) eine Dekontaminationsübung statt, um für den Ernstfall gerüstet zu sein.



Störfall in einer Industrieanlage, ein Unfall mit Altlasten: um auf
solche oder ähnliche Szenarien mit chemischen, biologischen oder
radioaktiven Gefahrenstoffen vorbereitet zu sein, trainierten
Notfallmediziner der Interdisziplinären Notaufnahme und der Klinik für
Anästhesiologie des UKR am gestrigen Dienstag, 15.05.2018, den
Ernstfall.

Das Dekontaminationstraining fand zusammen mit der Berufsfeuerwehr
Regensburg und dem Malteser Rettungsdienst statt. Auch für die
Feuerwehr war die Übung eine Besonderheit. Das Zusammenspiel zwischen
akutmedizinischer Versorgung und Dekontamination wurde in diesem
Umfang bisher noch nicht geübt. "Die medizinische Notfallversorgung
von Patienten nach einem Kontakt mit nuklearen, chemischen oder
biologischen Giftstoffen stellt uns vor Herausforderungen. Ein solches
Dekontaminationstraining führten wir gestern zum ersten Mal am UKR
durch", erklärt Professor Dr. Bernhard Graf, Direktor der Klinik für
Anästhesiologie des UKR und Vorsitzender des Rettungszentrums
Regensburg. "Ziel des Trainings ist es, die Abläufe bei genau solchen
Szenarien mit allen Beteiligten zu üben, um im Ernstfall bestens auf
die Dekontamination betroffener Personen vorbereitet zu sein und diese
schnellstmöglich medizinisch versorgen zu können", ergänzt PD Dr.
Markus Zimmermann, Leiter der Interdisziplinären Notaufnahme des UKR.

Für die Dekontaminationsübung wurde eine spezielle "Waschstraße"
aufgebaut, durch die eine kontaminierte Person geschleust wurde. Dabei
gliederte sich das Ganze in eine reine (weiße) und eine verunreinigte
(schwarze) Zone. In letzterer fand die eigentliche Dekontamination
statt. In speziellen Becken und einer Dusche wurde der Betroffene
entkleidet sowie mit Wasser und Desinfektionsmittel von den
Einsatzkräften abgewaschen. Während der gesamten Dekontamination
müssen dabei spezielle Schutzkleidung und Gasmasken getragen werden,
um die Ausbreitung der Gefahrenstoffe einzudämmen und sich selbst zu
schützen. Ist der Patient erfolgreich gereinigt, müssen alle
Kleidungsstücke und Schutzanzüge, die während des
Dekontaminationsprozesses zum Einsatz gekommen sind, entsprechend
entsorgt werden.

Viele denkbare Szenarien, eine Übung

Die Dekontamination von Menschen gilt als wichtiger Aspekt der
Notfallvorsorge. Als mögliche Szenarien zählen beispielsweise
Störfälle in der chemischen Industrie, Unfälle mit Gefahrenstoffen
oder Terroranschläge. Dekontamination bedeutet dabei, dass betroffene
Personen von giftigen Stoffen gereinigt werden. Diese können
radioaktiver, biologischer oder chemischer Natur sein.
Als einziger Maximalversorger in Ostbayern ist das UKR auf die
Versorgung von Patienten mit schweren und schwersten Verletzungen
eingerichtet und ist auch im Ernstfall auf solch spezielle Szenarien
vorbereitet.

 * 

Quelle:
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BILDUNG/1108: Neues Alphabetisierungsprojekt - Gesundheit fängt mit Lesen an (AOK-Bundesverband)


AOK-Bundesverband - 16. Mai 2018

Gesundheit fängt mit Lesen an



Mainz / Berlin - Neues Projekt von Stiftung Lesen und
AOK-Bundesverband: HEAL - Health Literacy im Kontext von
Alphabetisierung und Grundbildung / Förderung durch Bundesministerium
für Bildung und Forschung

Die Stiftung Lesen und der AOK-Bundesverband starten mit "HEAL -
Health Literacy im Kontext von Alphabetisierung und Grundbildung" ein
neues Kooperationsprojekt. Ziel der Zusammenarbeit ist es,
Schnittstellen auszuloten und Handlungsempfehlungen für Politik,
Gesellschaft und Wirtschaft zu entwickeln. Denn mehr als 7,5 Millionen
Menschen in Deutschland sind funktionale Analphabeten. Sie können
Texte nicht oder nur schwer lesen. Das hat oft auch Folgen für die
Gesundheit.

Auf zwei Tagungen bündeln die Initiatoren gemeinsam mit Experten aus
Gesundheit, Bildung, Wissenschaft und Medien das Wissen aus den
Bereichen Gesundheits- und Schriftsprachkompetenz. Der Auftakt fand
heute in Berlin zum Thema "Health Literacy" statt, die kommende
Veranstaltung im November nimmt "Food Literacy" in den Blick. HEAL
läuft bis April 2019 und wird im Rahmen der Nationalen Dekade für
Alphabetisierung und Grundbildung vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung unterstützt. Mit dem Projekt bauen Stiftung Lesen und
der AOK-Bundesverband ihre Zusammenarbeit aus. Bereits seit 2011
engagiert sich die AOK beim bundesweiten Vorlesetag.

Dr. Jörg F. Maas, Hauptgeschäftsführer der Stiftung Lesen, erklärt:
"Lesen spielt in allen Lebensbereichen eine entscheidende Rolle. Wenn
Akteure der Lese- und Gesundheitsförderung über den eigenen Tellerrand
hinausschauen, wird die Gesellschaft in beiden Bereichen profitieren.
Wir danken dem Bundesministerium für Bildung und Forschung für die
großzügige Förderung des innovativen Projekts."

Martin Litsch, Vorstandsvorsitzender des AOK-Bundesverbandes,
bestärkt: "Wer Beipackzettel nicht verstehen, Medikamente nicht
richtig dosieren oder Hygienevorschriften nicht befolgen kann,
gefährdet sein körperliches Wohlbefinden. Im Umkehrschluss bedeutet
das jedoch auch: Eine Verbesserung der Schriftsprachkompetenz aller
Menschen in Deutschland wirkt sich positiv auf deren Gesundheit aus.
Da die meisten Menschen im Krankheitsfall Ärzte oder Apotheker
aufsuchen, sollten funktionale Analphabeten dort - innerhalb des
Gesundheitssystems - geeignete Unterstützung erhalten."

Thomas Bartelt, Referent in der Abteilung Weiterbildung, Arbeitsmarkt,
ESF im Bundesministerium für Bildung und Forschung betont: "Wer in der
Lage ist, sich über Ernährung, Prävention und Behandlung zu
informieren, lebt gesünder. HEAL schafft die Grundlagen, um das Leben
vieler Menschen in Deutschland zu verbessern. Daher unterstützen wir
sehr gern die gemeinsame Initiative der Stiftung Lesen und des
AOK-Bundesverbandes."

Die Stiftung Lesen arbeitet dafür, dass Lesen Teil jeder Kindheit und
Jugend wird. Denn Lesefreude und Lesekompetenz sind wichtige
Voraussetzungen für die persönliche Entwicklung und ein erfolgreiches
Leben. Als operative Stiftung führt sie in enger Zusammenarbeit mit
Bundes- und Landesministerien, wissenschaftlichen Einrichtungen,
Stiftungen, Verbänden und Unternehmen breitenwirksame Programme sowie
Forschungs- und Modellprojekte durch. Dazu zählen der 'Bundesweite
Vorlesetag', der 'Welttag des Buches' und 'Lesestart - Drei
Meilensteine für das Lesen', ein bundesweites frühkindliches
Leseförderprogramm, das vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung finanziert wird. Die Stiftung Lesen steht unter der
Schirmherrschaft des Bundespräsidenten und wird von zahlreichen
prominenten Lesebotschaftern unterstützt. Mehr unter 

www.stiftunglesen.de

 * 

Quelle:

AOK-Bundesverband

Pressemitteilung vom 16. Mai 2018

Kai Behrens, Pressesprecher

Presse und Kommunikation

Rosenthaler Straße 31, 10178 Berlin

Telefon: 030 34646-0, Telefax: 030 34646-2502

E-Mail: presse@bv.aok.de

Internet: http://www.aok-bv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





DROGEN/372: Keine Entwarnung bei Drogentodesfällen (DAH)


Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH) - 16. Mai 2018

Deutsche AIDS-Hilfe: Keine Entwarnung bei Drogentodesfällen

Berlin - Tod und Gesundheitsschäden durch Drogenkonsum wären oft
vermeidbar / Verbände veröffentlichen Handreichung für die Politik:
"Eine moderne Drogenpolitik nützt allen"



Im Jahr 2017 sind in Deutschland 1.272 Menschen an den Folgen des
Konsums illegaler Drogen verstorben. Die Zahl ist leicht gesunken -
nachdem sie vier Jahre lang angestiegen war. Das hat gestern die
Drogenbeauftragte der Bundesregierung, Marlene Mortler, mitgeteilt.

Dazu erklärt Ulf Hentschke-Kristal vom Vorstand der Deutschen AIDS-Hilfe (DAH):

"Der leichte Rückgang ist kein Grund zur Entwarnung. Im Gegenteil: Die
Zahl der Drogentoten ist immer noch unerträglich hoch. In vielen
Fällen hätte eine andere Drogenpolitik das Schlimmste verhindern
können."

Notfallmedikament Naloxon endlich verfügbar machen

Die meisten Todesopfer forderten mit 707 Fällen weiterhin Heroin und
andere Opioide. Dabei gibt es für den Fall der Überdosierung ein hoch
wirksames Notfallmedikament, das Leben rettet. Doch Naloxon ist in
Deutschland in der Regel nicht verfügbar, wenn es drauf ankommt.

Dringend erforderlich ist die Aufhebung der Verschreibungspflicht
sowie die Ausstattung von Konsumierenden und potenziellen Ersthelfern
mit dem einfach anwendbaren Präparat. Andere Länder setzen Naloxon
bereits seit Jahren ein, in den USA gehört es zur Standardausstattung
vieler Polizist_innen.

"Es ist erschütternd: Ein lebensrettendes Medikament ohne Risiken und
Nebenwirkungen steht bereit - und die Menschen haben keinen Zugang.
Modellprojekte reichen nicht - wir brauchen endlich den
flächendeckenden Zugang zu Naloxon", betont DAH-Vorstand
Hentschke-Kristal.

Für den Einsatz von Naloxon plädierte gestern bei der Pressekonferenz
der Drogenbeauftragten auch Prof. Dr. Ludwig Kraus, Leiter des IFT
Instituts für Therapieforschung München (siehe Pressemitteilung).
Lebensrettende Maßnahmen unterbleiben

Weitere Maßnahmen, die Leben retten und Gesundheitsschäden vermeiden
können, sind in Deutschland ebenfalls nicht oder nur teilweise
verfügbar:


	Drogenkonsumräume mit medizinischer Hilfe, sauberen Konsumbedingungen zur Vermeidung von HIV- und Hepatitisinfektionen sowie mit Präventionsangeboten gibt es nur in sechs Bundesländern

	Drugchecking (Qualitätskontrolle von Drogen zur Vermeidung von Überdosierung und Vergiftungen) ist rechtlich nicht abgesichert und erfolgt daher nicht.

	In Haft, wo besonders viele Menschen mit HIV und dem Hepatitis-C-Virus HCV infiziert sind, stehen weiterhin keine sauberen Spritzen zur Verfügung, teilweise haben Abhängige auch keinen Zugang zur Substitutionstherapie.



Marlene Mortler betonte nach Medienberichten, die Zahl der Drogentoten
stehe für unermessliches Leid. Es gelte, "suchtkranke Menschen noch
deutlich früher zu erreichen als bisher".

Dazu DAH-Vorstand Ulf Hentschke-Kristal:

"Es kann und muss tatsächlich mehr geschehen. Dabei geht es aber nicht
nur um Frühintervention, sondern vor allem um Maßnahmen für dauerhaft
abhängige Menschen, die Todesfälle und Gesundheitsschäden verhindern.
Sich dafür einzusetzen liegt in der Verantwortung der Bundesregierung
und ihrer Drogenbeauftragten. Wir unterstützen die Politik dabei
gerne."

Handreichung für die Politik

Welche Konzepte Individuen und Gesellschaft vor den schädlichen Folgen
von Drogen schützen können, skizzieren der Fachverband akzept, das
Selbsthilfenetzwerk JES und die Deutsche AIDS-Hilfe in einer neuen
Handreichung für die Politik unter dem Titel "Eine moderne
Drogenpolitik nützt allen".

Die Broschüre beschreibt knapp und eingängig wissenschaftlich
abgesicherte Handlungsoptionen - von einem Werbeverbot für Tabak und
Alkohol bis hin zu einer Reform des Betäubungsmittelgesetzes. Sie wird
in der kommenden Woche an Bundestagsabgeordnete und andere
Politiker_innen verschickt.


Die Deutsche AIDS-Hilfe ist der Dachverband von rund 120 Organisationen in Deutschland.

 * 
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ERNÄHRUNG/1436: Zur wichtigen Rolle von Hormonen in der Milch (idw)


Universitätsklinikum Leipzig AöR - 16.05.2018

Zur wichtigen Rolle von Hormonen in der Milch

Prof. Wieland Kiess gibt in Publikation erstmals Überblick über die
Wirkungen von Hormonen in Muttermilch und tierischer Milch



Leipzig. Muttermilch ist ein besonderer Saft - über die erste Nahrung gibt
eine Mutter nicht nur Nährstoffe, sondern über verschiedenste
Milchbestandteile auch wichtige Substanzen für die weitere Entwicklung an
den Säugling weiter. Welche Rolle dabei Hormonen zukommt, untersucht eine
zweibändige Fachpublikation, die Prof. Wieland Kiess, Direktor der
Kinderklinik am Universitätsklinikum Leipzig, jetzt gemeinsam mit Dr.
Andreas Höflich vom Leibnizinstitut für Nutztierbiologie in Dummerstorf
herausgegeben hat.

Das in der Reihe "Best Practice & Research" im Bereich Endokrinologie auf
Englisch erschienene Buch ist das erste überhaupt zu diesem wichtigen
Thema. "Wir sind gerade erst dabei genauer zu betrachten, welche
Bestandteile Milch - ob von Natur oder zugeführt - enthält und welche
Wirkung diese haben", erklärt Kindermediziner Prof. Wieland Kiess. Sein
Spezialgebiet sind Stoffwechselprozesse und damit verbundene Erkrankungen
und Entwicklungsstörungen im Kindesalter.

Milch enthalte - neben Nährstoffen - auch natürlich vorkommende Hormone
und andere bioaktive Substanzen, die in den Hormonhaushalt eingreifen. "In
der Muttermilch haben diese zentrale Aufgaben", beschreibt Kiess, "auf
diese Weise werden beispielsweise während des Stillens Signale zur
Sättigung zwischen Mutter und Kind übermittelt."

Wie immer seien Hormone in der Milch eben nicht nur schädlich, sondern
auch nützlich. Gleichzeitig sei es aber auch so, dass in tierischer Milch,
die wir als Nahrung verwenden, neben den natürlichen Bestandteilen ebenso
Kontaminationen vorkommen. "Das sind beispielweise Östrogene, die aus der
Behandlung der Kühe mit Wachstumshormonen in die Milch gelangen und damit
in unsere Nahrungskette", so Prof. Kiess.

Es sei daher zunehmend wichtig, darauf zu achten, was genau alles mit der
Milch an Kinder übertragen werde und welche Folgen dies auf deren Wachstum
und hormonelle Entwicklung haben kann. Fragen der Milchsicherheit, so
Kiess, werden in diesem Zusammenhang künftig sicher eine größere Rolle
spielen.

Mit der jetzt vorliegenden Publikation geben er und Privatdozent Höflich
einen Überblick über den aktuellen Kenntnisstand zu diesen Fragen. Ein
Fazit dabei ist: "Auch der Blick auf die Hormone bestätigt die Erkenntnis,
dass Muttermilch eine hochkomplexe und in ihrer Wirkung kaum zu
überschätzende Substanz ist, deren Effekt für die Entwicklung eines Kindes
nicht nur auf in der Weitergabe von Nährstoffen besteht und die wir noch
nicht vollumfänglich verstanden haben", sagt Prof. Wieland Kiess.


Originalpublikation:

Best Practice & Research Clinical Endocrinology & Metabolism, Hormones in
milk Part I & II,

Guest Editors W. Kiess and A. Hoeflich, Elsevier, 2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1298

 * 

Quelle:
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STATISTIK/102: Schleswig-Holstein - Über eine Million Fehltage wegen Rückenschmerzen (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 17. Mai 2018

Schleswig-Holstein: Über eine Million Fehltage wegen Rückenschmerzen

- DAK-Gesundheitsreport 2018: Plus 45 Prozent bei den Krankenhausfällen 

- 111.000 Erwerbstätige haben chronische Schmerzen



Rätsel Rücken: Trotz Prävention und zahlreicher Gesundheitskurse ist
Rückenschmerz in Schleswig-Holstein die drittwichtigste Diagnose für
den Krankenstand. Hochgerechnet auf alle Erwerbstätigen im
nördlichsten Bundesland kamen 2017 mehr als eine Million Ausfalltage
wegen Rückenschmerzen zusammen. Das zeigt der aktuelle
DAK-Gesundheitsreport "Rätsel Rücken - warum leiden so viele
Schleswig-Holsteiner unter Schmerzen?" Laut Umfrage sind 1,1 Millionen
Erwerbstätige in Schleswig-Holstein betroffen, jeder Zwölfte (111.000)
sogar chronisch unter Schmerzen, die drei Monate oder länger andauern.
Immer mehr Patienten gehen mit ihren Beschwerden direkt ins
Krankenhaus. Seit dem Jahr 2007 stieg die Zahl der Klinikfälle um rund
45 Prozent an.

Laut DAK-Gesundheitsreport 2018 hatten 80 Prozent aller Beschäftigten
in Schleswig-Holstein im vergangenen Jahr Rückenschmerzen.
Hochgerechnet auf alle Erwerbstätigen sind dies mehr als 1,1 Millionen
Betroffene. Nach der Umfrage im Rahmen des Reports hat fast jeder
Dritte aktuell Beschwerden. "Das gesundheitspolitische Ziel, das
Problem Rücken in den Griff zu bekommen, wurde nach den Ergebnissen
unserer Studie nicht erreicht", sagt Cord-Eric Lubinski, Leiter der
DAK-Landesvertretung. "Die Untersuchung sollte zum Anlass genommen
werden, die Angebote in den Bereichen Prävention und Versorgung auf
den Prüfstand zu stellen." Dies sei jetzt auch mit Blick auf das im
Koalitionsvertrag geplante neue Behandlungsprogramm zur
Rückengesundheit der richtige Zeitpunkt, um eine zielgenaue Lösung für
die betroffenen Patienten zu finden."

Die Problematik spiegelt sich auch in der stationären Behandlung
wider: Schleswig-Holstein hatte 2016 mehr als 4.900 Krankenhausfälle
wegen Rückenschmerzen, ein Anstieg um rund 45 Prozent in den
vergangenen neun Jahren. Der DAK-Report untersucht erstmals
detailliert, wie Rückenschmerzpatienten in die Klinik kommen. Fazit:
Mehr als die Hälfte der Betroffenen wird als Notfall aufgenommen. Im
bundesweiten Vergleich liegt die Zahl der Schleswig-Holsteiner, die
wegen Rückenschmerzen ins Krankenhaus kommen, mit 193 je 100.000
Einwohnern und Jahr deutlich unter dem Durchschnitt (306). Ein
möglicher Grund dafür sind die Portalpraxen wie wir sie in
Schleswig-Holstein haben", so Lubinski. Um den Erwartungen der
Betroffenen an die Versorgung möglichst gerecht zu werden und
gleichzeitig die Notfallambulanzen der Kliniken zu entlasten, sieht
der Leiter der DAK-Landesvertretung auch Schwerpunktpraxen,
medizinische Versorgungszentren, tagesklinische Versorgungsangebote
und einen verbesserten Terminservice bei den niedergelassenen Ärzten
als wichtige Lösungsansätze.

Für Krankschreibungen sind Rückenprobleme besonders relevant. Ihr
Anteil an den Fehlzeiten in den Betrieben in Schleswig-Holstein lag
2017 bei neun Prozent. "Trotz eines verstärkten Engagements im
Betrieblichen Gesundheitsmanagement gibt es keine signifikante
Verbesserung", betont Cord-Eric Lubinski. Laut DAK-Analyse ist
Rückenschmerz die drittwichtigste Einzeldiagnose überhaupt - hinter
akuten Atemwegsinfektionen und depressiven Episoden. Fünf Prozent der
Beschäftigten waren 2017 mindestens einmal wegen Rückenschmerzen
krankgeschrieben. "Wir müssen dem Rückenschmerz den Kampf ansagen", so
Lubinski, "und gemeinsam mit den Unternehmen das individuelle
Arbeitsumfeld noch rückenfreundlicher gestalten - auch vor dem
Hintergrund der demografischen Entwicklung." In den verschiedenen
Altersgruppen zeigen sich durchaus Unterschiede: Während eine
Krankschreibung wegen Rückenschmerzen bei Jüngeren im Durchschnitt
sieben Tage dauert, sind es bei Älteren 16 Tage.

Die große Mehrheit meldet sich mit Rückenschmerzen nicht krank. 83
Prozent gehen mit Schmerzen zur Arbeit. Die Wahrscheinlichkeit, sich
krankzumelden, steigt jedoch mit der Stärke der empfundenen Schmerzen
und dem Chronifizierungsgrad. Entscheidend ist auch, ob Beschäftigte
häufig in unbequemer Körperhaltung arbeiten müssen oder häufig an die
Grenze ihrer Leistungsfähigkeit kommen. Diese Faktoren machen eine
Krankmeldung wahrscheinlicher. Freude bei der Arbeit schützt hingegen
vor einer Krankmeldung: Spaß im Job ist ein protektiver Faktor.

Die große Mehrheit der Schleswig-Holsteiner versucht zunächst allein
mit den Schmerzen zurechtzukommen. Nur etwa jeder dritte Betroffene
(29 Prozent) war laut eigenen Angaben im vergangenen Jahr wegen der
Rückenbeschwerden beim Arzt. Von diesen suchten 78 Prozent bei einem
einzigen Arzt Hilfe. 17 Prozent konsultierten wegen ihrer Beschwerden
zwei Mediziner und vier Prozent drei oder mehr Ärzte. Gefragt nach der
konkreten Rückenschmerz-Behandlung gaben 53 Prozent der Betroffenen
an, eine Physiotherapie bekommen zu haben. Annähernd jeder Zweite
erhielt Schmerzmittel, 37 Prozent bekamen eine Krankschreibung. Bei
jedem Dritten wurde ein CT oder ein MRT des Rückens gemacht. Der
Zusammenhang von Stress und Rückenschmerzen wurde in den Praxen kaum
thematisiert (drei Prozent). "Da sich Stress und psychische
Belastungen stark auf die Rückengesundheit auswirken können, sollte
dieser Aspekt stärker bei Diagnose und Behandlung berücksichtigt
werden", fordert Lubinski.

Das sogenannte Schonen - von Experten ausdrücklich nicht empfohlen,
weil es die Schmerzen eher noch verstärkt - praktiziert aktuell noch
jeder Elfte. Als erste Reaktion auf die aktuelle Studie bietet die
DAK-Gesundheit ihren Versicherten ab sofort ein neues onlinebasiertes
Rücken-Coaching an. Unter dem Titel Rücken@Fit erhalten Betroffene
eine verhaltensorientierte individuelle Hilfe bei akuten und
chronischen Rückenschmerzen. "Dieses moderne Coaching geht sehr
persönlich auf die Rückenprobleme ein", erläutert Cord-Eric Lubinski.
"Rücken@Fit führt den Nutzer in einen Dialog mit einem virtuellen
Coach. Statt auf allgemeine Rückenübungen setzen wir auf gezielte
Anleitungen und Wissensvermittlung, die genau zur jeweiligen
Schmerzart und zur individuellen Lebenssituation passen. Das ist eine
Weiterentwicklung der bisher üblichen Rücken-Coachings." Auch im
Internet finden Schmerzgeplagte viele Infos und praktische Tipps rund
um das Thema "Gesunder Rücken": www.dak.de/ruecken

Der Gesundheitsreport wertet auch die Fehlzeiten der DAK-versicherten
Arbeitnehmer insgesamt aus: Im Durchschnitt hatte 2017 jedes Mitglied
im Norden insgesamt 14,6 Fehltage. Das waren 0,3 Tage mehr als im Jahr
davor. Gleichzeitig stieg die Betroffenenquote von 45 auf 48 Prozent.
Trotz des leichten Anstiegs war mehr als die Hälfte der Erwerbstätigen
in Schleswig-Holstein war 2017 kein einziges Mal krankgeschrieben. Der
größte Anteil der Fehlzeiten entfiel auf Erkrankungen des
Muskel-Skelett-Systems. Mit 320 Ausfalltagen pro Jahr bezogen auf 100
Versicherte blieb der Anteil nahezu konstant. Auf Platz zwei kamen
Psychische Leiden wie zum Beispiel Depressionen mit 268 Tagen, auf
Platz drei die Atemwegserkrankungen mit 212 Tagen. Hier stieg die
Anzahl der Ausfalltage um 13 Prozent. Insgesamt dauerte eine
Krankschreibung 2017 in Schleswig-Holstein im Durchschnitt gut
dreizehn Tage.

Die DAK-Gesundheit ist eine der größten Krankenkassen Deutschlands.
Für die Analyse wurden die Daten von rund 113.000 erwerbstätigen
Mitgliedern der DAK-Gesundheit in Schleswig-Holstein durch das IGES
Institut ausgewertet.

Der aktuelle DAK-Gesundheitsreport untersucht umfassend die
krankheitsbedingten Ausfalltage sowie ambulante und erstmals auch
stationäre Behandlungen bei Rückenerkrankungen in Schleswig-Holstein.
Die Analyse der anonymisierten DAK-Daten wird ergänzt durch eine
repräsentative Umfrage. Das Forsa-Institut hat dafür vom 7. bis 29.
November 2017 bundesweit 5.224 erwerbstätige Frauen und Männer im
Alter von 18 bis 65 Jahren befragt. Zentrale Ergebnisse wurden mit
einer DAK-Untersuchung aus dem Jahr 2003 verglichen.

 * 
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MELDUNG/907: Auf dem Weg zur Zuckersteuer ... (idw)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 16.05.2018

Auf dem Weg zur Zuckersteuer: DDG begrüßt verhältnispräventive Forderungen des Deutschen Ärztetages



Die Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) begrüßt nachdrücklich die
präventionspolitischen Forderungen des 121. Deutschen Ärztetages. Hierzu
gehören insbesondere gesetzgeberische Maßnahmen wie eine Zuckerabgabe und
Lebensmittelkennzeichnung, um den Verzehr ungesunder Lebensmittel vor
allem bei Kindern und Jugendlichen zu reduzieren. "Die DDG setzt sich seit
Jahren für verhältnispräventive Maßnahmen ein", erklärt DDG-Präsident
Professor Dr. med. Dirk Müller-Wieland. "Dazu zählt ein gestuftes
Mehrwertsteuersystem für gesunde und ungesunde Lebensmittel, die viele
Kalorien enthalten, ohne satt zu machen"

Auf dem 121. Deutschen Ärztetag, der am 12. Mai in Erfurt zu Ende ging,
sind eine Reihe von Entschließungen verabschiedet worden, die
Fehlernährung verhindern sollen. Hintergrund sind alarmierende Zahlen,
wonach hierzulande über 15,4 Prozent der Kinder und Jugendlichen zwischen
drei und 17 Jahren übergewichtig sind, rund 5,9 Prozent sogar adipös. So
forderte der Ärztetag die Bundesländer auf, Gesundheitserziehung und
Ernährung als Schulfach in den Lehrplan aufzunehmen. Die Ärzte votierten
darüber hinaus für ein gut verständliches Kennzeichnungssystem auf
Lebensmittelverpackungen, die sogenannte Ampel. Sie soll Verbraucher in
die Lage versetzen, Zucker- und Fettgehalt auf einen Blick zu erkennen.

Im Sinne eines "Policy-Mixes" sprach sich das Ärzteparlament zudem für
gesetzgeberische Maßnahmen wie eine Zuckerabgabe auf stark gesüßte
Softdrinks aus. Laut Weltgesundheitsorganisation (WHO) kann eine
20-prozentige Preiserhöhung auf zuckerhaltige Getränke zu einer
20-prozentigen Konsumreduktion führen. "Eine Zuckerabgabe ist eine sehr
effektive Maßnahme zur Prävention von Adipositas, da sie die Industrie
zugleich motiviert, den Zuckergehalt in Softdrinks zu reduzieren, wie das
Beispiel Großbritannien zeigt", betont auch DDG-Geschäftsführerin Barbara
Bitzer. Neben einem erhöhten Mehrwertsteuersatz auf ungesunde Lebensmittel
wäre eine gleichzeitige Mehrwertsteuerbefreiung gesunder Lebensmittel, wie
Obst und Gemüse, sinnvoll. Die DDG setzt sich aus diesen Gründen seit
Jahren für derartige verhältnispräventive Maßnahmen ein.

Auch die Beschlüsse des Deutschen Ärztetages zur Sicherstellung der
Diabetologie weisen aus Sicht der DDG den richtigen Weg in die Zukunft. So
wurde der von DDG, Deutscher Gesellschaft für Innere Medizin (DGIM),
Deutscher Gesellschaft für Endokrinologie (DGE), Deutscher Gesellschaft
für Allgemeinmedizin und Familienmedizin (DEGAM) und Deutscher Akademie
für Kinder- und Jugendmedizin (DGKJ) eingereichte Entwurf für die
Zusatzweiterbildung "Diabetologie" angenommen. "In Anbetracht einer stetig
steigenden Zahl von Diabeteserkrankungen sichert diese Zusatzweiterbildung
die Versorgung der Patienten auf Facharztniveau", sagt Professor Dr. med.
Baptist Gallwitz, Past-Präsident der DDG. Der Entwurf soll jetzt im
Konvergenzverfahren mit den Landesärztekammern abgestimmt werden.

Schließlich hat der Ärztetag die Errichtung eines nationalen Diabetesplans
für Deutschland gefordert. Damit soll "eine systematische Strategie für
die Verbesserung von Prävention, Therapie und Forschung zu Diabetes"
entwickelt werden, um auf die immer weiter ansteigenden Erkrankungszahlen
adäquat reagieren zu können. "Das Präventionsgesetz (...) kann einen
nationalen Diabetesplan nicht ersetzen", stellte das Ärztegremium fest.
"Dem stimmen wir uneingeschränkt zu", sagt Bitzer.

"Last but not least begrüßen wir es sehr, dass der Ärztetag den Klink
Codex 'Medizin vor Ökonomisierung' der DGIM annimmt, denn das stärkt unter
anderem die 'Sprechende Medizin' und damit auch die Diabetologie", sagt
Müller-Wieland.


Weitere Informationen finden Sie unter

ullrich@medizinkommunikation.org

bindeballe@ddg.info

www.ddg.info

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1246

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Diabetes Gesellschaft, Kerstin Ullrich, 16.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/170: Werbeverbot für Abtreibungen ... Beschluss des Deutschen Ärztetags begrüßt (Ärzte für das Leben)


Ärzte für das Leben e.V. (ÄfdL) - 15. Mai 2018

Pressemitteilung zu § 219a StGB Debatte

Werbeverbot für Abtreibungen: 

Ärzte für das Leben e.V. begrüßen Deutscher Ärztetag-Beschluss zur vollumfänglichen Beibehaltung



Münster - Bei dem am 11. Mai 2018 zu Ende gegangenen 121. Deutschen
Ärztetag haben sich die Delegierten gegen einen Wegfall oder eine
Einschränkung des in § 219a StGB kodifizierten Werbeverbots für
Abtreibungen ausgesprochen. "Ärzte für das Leben e.V. begrüßen diese
unerwartet klare Positionierung unseres Berufsstands zum Werbeverbot
für einen ärztlichen Eingriff, der stets die gezielte Tötung eines
Kindes vor seiner Geburt zur Folge hat", sagte Prof. Dr. Paul Cullen,
erster Vorsitzender des Vereins.

"Auch sehr zu begrüßen ist die Forderung des Ärztetags, die
individuelle Beratung und Hilfeleistung für Frauen in
Konfliktsituationen zu stärken. Das Defizit an "neutraler
Information", die sonst im Ärztetag-Beschluss indirekt postuliert
wird, ist aus unserer Sicht eine Schimäre der Medien und von einzelnen
Abtreibungsaktivisten. Auch darf die vom Ärztetag geforderte Stärkung
dieser Information sich nicht dergestalt ausformen, dass das
Werbeverbot durch die Hintertür ausgehöhlt wird. Insofern lehnen wir
etwa ein Anbieten von Abtreibungen über eine Praxis-Webseite, wie im
bekannten Fall der Ärztin Dr. Kristina Hänel aus Gießen, als ein
verstecktes Anwerben für diese tödliche Leistung weiterhin strikt ab."


Über Ärzte für das Leben e.V.

Der Verein "Ärzte für das Leben" fordert eine uneingeschränkte Kultur
des Lebens in der medizinischen Praxis und Forschung auf der Grundlage
der hippokratischen Tradition. Er finanziert sich ausschließlich über
die Beiträge seiner Mitglieder sowie durch Spenden. 

Mehr unter aerzte-fuer-das-leben.de

 * 

Quelle:

Ärzte für das Leben e.V.

Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

Dr. med. Dr. theol. h.c. Maria Overdick-Gulden

Markusberg 24e, 54293 Trier

Telefon: 0651 / 8200724

E-Mail: m.overdick-gulden@aerzte-fuer-das-leben.de

Internet: www.aerzte-fuer-das-leben.de
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STELLUNGNAHME/169: Deutschland braucht ein Primärarztsystem (Dt. Gesellschaft für Allgemeinmedizin und Familienmedizin)


Deutsche Gesellschaft für Allgemeinmedizin und Familienmedizin e. V. - 16.05.2018

Deutschland braucht ein Primärarztsystem



Hausärztinnen und Hausärzte sollten im Gesundheitssystem die erste
Anlaufstelle für Patientinnen und Patienten sein. 80 bis 90 Prozent aller
Beratungsanlässe können hier abschließend behandelt werden. Gleichzeitig
schützen Allgemeinmediziner so vor Über- und Fehlversorgung. In weiten
Teilen der Europäischen Union hat sich bereits ein gegliedertes
Primärarztsystem etabliert. Die Deutsche Gesellschaft für Allgemeinmedizin
und Familienmedizin (DEGAM) legt daher ein Positionspapier vor, in dem sie
die Vorteile erläutert und notwendige Maßnahmen definiert.

Bisher ist die Versorgungssituation in Deutschland von einer direkten und
parallelen Inanspruchnahme von hausärztlichen Praxen und Spezialisten
gekennzeichnet. Dieses System wird den Bedürfnissen indes nicht gerecht:
In einem optimal gegliederten System, das nachhaltig unnötige Wartezeiten
und Fehlversorgung vermeidet, sollten Hausärztinnen und Hausärzte erste
Ansprechpartner sein, denn sie behandeln 80 bis 90 Prozent aller
Patientenanliegen abschließend - in guter Qualität und besonders
kosteneffektiv.

Ein Gesundheitssystem mit einer hausärztlich koordinierten
Primärversorgung bietet nachweislich viele Vorteile. Patientinnen und
Patienten profitieren von einem niedrigschwelligen Zugang, sie sind
zugleich zufriedener mit der Versorgung und durch die höhere Qualität
verbessert sich der Gesundheitszustand der Bevölkerung. Und auch die
Spezialisten sind zufriedener, weil sie sich mehrheitlich dem widmen
können, wofür sie spezifisch ausgebildet wurden. Eine bessere
Kommunikation untereinander spart Ressourcen und trägt zur
Patientensicherheit maßgeblich bei.

Anlehnend an die neue Definition der Bundesärztekammer für ein
"hausarztgeleitete(s) Team von Fachkräften" in der Primärversorgung und im
Einklang mit den Sachverständigenratsgutachten von 2007 bis 2015 fordert
die DEGAM daher die Umsetzung eines Maßnahmenkatalogs (s.
Positionspapier), um die strukturellen Probleme des deutschen
Gesundheitssystems zu reduzieren und die ungesteuerte Inanspruchnahme von
Spezialisten zu unterbinden.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.degam.de/files/Inhalte/Degam-Inhalte/Ueber_uns/Positionspapiere/DEGAM_Positionspapier_Primärarztversorgung_final.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1230

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Allgemeinmedizin und Familienmedizin e. V.

Philipp Leson, 16.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHLAGANFALL/416: Studie eröffnet neue Behandlungsmöglichkeit für viele Schlaganfallpatienten (idw)


Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 16.05.2018

UKE-Studie eröffnet neue Behandlungsmöglichkeit für viele Schlaganfallpatienten



Eine von Wissenschaftlern des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf
(UKE) geleitete Studie ("WAKE-UP") hat erstmals gezeigt, dass auch
Patienten, die im Schlaf einen Schlaganfall erleiden und die Symptome
erst
nach dem Aufwachen am nächsten Morgen feststellen, von einer sogenannten
Thrombolyse profitieren können. Die Wiedereröffnung des verstopften
Blutgefäßes im Gehirn durch ein Medikament ist bisher nur möglich, wenn
der Symptombeginn bekannt ist und nicht länger als 4,5 Stunden
zurückliegt. In der WAKE-UP-Studie gelang es nun erstmals, mittels
MRT-Diagnostik geeignete Patienten für die Thrombolyse auszuwählen, auch
ohne
den Zeitpunkt des Schlaganfalls zu kennen.

Bei ihnen traten geringere neurologische Symptome oder Behinderungen
auf
als bei anderen Patienten. Die für die klinische Behandlung von rund
20
Prozent aller Schlaganfallpatienten wichtigen Studienergebnisse wurden
heute zeitgleich bei der European Stroke Organisation Conference in
Göteborg präsentiert und im Fachmagazin New England Journal of Medicine
veröffentlicht.

"Das positive Ergebnis der WAKE-UP-Studie ist ein großer Schritt zur
weiteren Verbesserung der Behandlung von Schlaganfallpatienten, da die
Studie die Möglichkeit eröffnet, eine große Zahl von Patienten mit einer
Thrombolyse zu behandeln, die bisher davon grundsätzlich ausgeschlossen
waren", sagt Prof. Dr. Götz Thomalla, Erstautor der Studie und Leitender
Oberarzt in der Klinik für Neurologie des UKE. "Die Behandlung auf der
Basis der MRT-Bildgebung ohne Wissen um den Zeitpunkt des Symptombeginns
stellt einen Paradigmenwechsel für die Thrombolyse beim Schlaganfall
dar."

Auch Prof. Dr. Christian Gerloff, Direktor der Klinik für Neurologie
und
Stellvertretender Ärztlicher Direktor des UKE, schätzt die Bedeutung
der
Studie ausgesprochen hoch ein: "Die Ergebnisse von WAKE-UP werden einen
direkten Effekt auf die klinische Praxis der Schlaganfallbehandlung
haben.
Auf der Basis der Studienergebnisse werden wir in Zukunft bei vielen
Schlaganfallpatienten eine bleibende Behinderung abwenden können."

Frühe Therapie schützt vor bleibenden neurologischen Symptomen und Behinderungen

Schlaganfall ist die zweithäufigste Todesursache und die häufigste Ursache
für bleibende Behinderung im Erwachsenenalter in der westlichen Welt.
Ursache ist in der Regel der Verschluss eines Blutgefäßes im Gehirn
(Ischämie) durch ein Blutgerinnsel (Thrombus). In der Folge stirbt das
durch das verschlossene Gefäß versorgte Hirngewebe ab. Das Blutgerinnsel
kann medikamentös durch die Behandlung mit einer Thrombolyse aufgelöst
werden. Geschieht dies rechtzeitig, können bleibende neurologische
Symptome oder eine Behinderung verhindert werden. Die intravenöse
Thrombolyse mit dem Wirkstoff Alteplase ist eine effektive und sichere
Akutbehandlung für den ischämischen Schlaganfall, wenn der Therapiebeginn
innerhalb der ersten 4,5 Stunden nach Symptombeginn erfolgt. "Bei rund
20
Prozent aller Patienten mit akutem Schlaganfall ist der genaue Zeitpunkt
des Symptombeginns jedoch unbekannt, etwa weil die Symptome erst beim
morgendlichen Erwachen bemerkt werden oder weil Patienten unbeobachtet
einen Schlaganfall erleiden und aufgrund von Sprachstörungen keine
Auskunft über den Symptombeginn geben können", erläutert Prof. Thomalla.
Diese große Gruppe von Patienten kam bislang allein aufgrund des fehlenden
Wissens um das Zeitfenster für eine Thrombolyse nicht in Frage.

Mit MRT geeignete Patienten für Thrombolyse identifizieren

In die WAKE-UP-Studie wurden Patienten mit akutem ischämischem
Schlaganfall und unbekanntem Zeitpunkt des Symptombeginns im Alter von
18
bis 80 Jahren eingeschlossen. Die Auswahl der Patienten für die Behandlung
erfolgte mittels Magnetresonanztomografie (MRT). Verwendet wurden zwei
spezielle Untersuchungssequenzen, die diffusiongewichtete Bildgebung
(Diffusion Weighted Imaging, DWI) und die "Fluid-Attenuated Inversion
Recovery"-Bildgebung (FLAIR). Aus früheren Untersuchungen war bekannt:
Zeigt sich im DWI eine akute Schlaganfall-Schädigung, im FLAIR jedoch
nicht eindeutig ("DWI-Flair-Mismatch"), dann befindet sich der Patient
mit
großer Sicherheit noch in einem Zeitfenster, in dem die Thrombolyse
effektiv und sicher angewandt werden kann.

In der WAKE-UP-Studie wurden 503 solcher Patienten behandelt - entweder
mit dem Wirkstoff Alteplase oder einem Scheinmedikament (Placebo). "Nach
90 Tagen war das klinische Ergebnis in der mit Alteplase behandelten
Gruppe signifikant besser als in der Placebogruppe", erklärte
Studienleiter Thomalla. So erreichten 53,3 Prozent der mittels Thrombolyse
behandelten Patienten ein sehr gutes klinisches Ergebnis, während dies
nur
bei 41,8 Prozent der Patienten in der Placebogruppe der Fall war. Prof.
Thomalla: "Dies entspricht einer absoluten Zunahme von Patienten, die
den
Schlaganfall ohne Behinderung überstanden haben, von 11,5 Prozent."
Patienten in der Alteplasegruppe hatten eine um 62 Prozent höhere Chance,
drei Monate nach dem Schlaganfall geringere neurologische Symptome oder
Behinderungen zu haben als die Patienten der Placebogruppe. Auch in
der
Selbsteinschätzung hinsichtlich Gesundheitszustand und Lebensqualität
nach
drei Monaten hatten die Patienten in der Alteplasegruppe signifikant
profitiert

Die WAKE-UP-Studie

WAKE-UP ist eine europäische, multizentrische, nicht-industriegeförderte
klinische Studie zur MRT-basierten Thrombolyse bei Patienten mit akutem
ischämischem Schlaganfall und unbekanntem Zeitpunkt des Symptombeginns,
zum Beispiel Bemerken der Schlaganfallsymptome beim Erwachen. Die durch
das 7. Rahmenprogramm der Europäischen Union mit 11,6 Millionen Euro
geförderte Studie wurde von Prof. Dr. Götz Thomalla und Prof. Dr.
Christian Gerloff aus der Klinik und Poliklinik für Neurologie des UKE
geleitet und an 70 Zentren in acht europäischen Ländern durchgeführt.
Dem
Studienkonsortium gehörte neben zahlreichen wissenschaftlichen und
klinischen Partnern auch die europäische Patientenorganisation Stroke
Aliance for Europe (SAFE) an. Ziel der Studie war der Nachweis der
Effektivität und Sicherheit der MRT-basierten Thrombolyse mit dem
Wirkstoff Alteplase bei Patienten, die Schlaganfallsymptome beim Erwachen
bemerkt haben oder bei denen aus anderen Gründen der Zeitpunkt des
Schlaganfalls unbekannt war. Das klinische Ergebnis wurde 90 Tage nach
Schlaganfall anhand etablierter neurologischer Skalen beurteilt. Der
primäre Endpunkt war dabei der Anteil der Patienten ohne neurologische
Symptome beziehungsweise mit minimalen neurologischen Symptomen ohne
Behinderung.


Literatur

Thomalla G., Gerloff C. et al.

MRI-Guided Thrombolysis for Stroke with Unknown Time of Onset

New England Journal of Medicine 2018b
DOI: 10.1056/NEJMoa1804355

Weitere Informationen unter 

www.wakeup-stroke.eu (Studienseite) und

www.uke.de/wakeup-w+f (UKE-Magazinbeitrag in "wissen + forschen").

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution347

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf, Saskia Lemm, 16.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1372: Algorithmen für die Leberchirurgie - weltweit sicherer operieren (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 16.05.2018

Algorithmen für die Leberchirurgie - weltweit sicherer operieren



Die Leber durchlaufen vier komplex verwobene Gefäßsysteme. Die
chirurgische Entfernung von Tumoren ist daher oft eine schwierige Aufgabe.
Das Fraunhofer-Institut für Bildgestützte Medizin MEVIS hat Algorithmen
entwickelt, die die Bilddaten von Patienten analysieren und chirurgische
Risiken berechnen. Leberkrebsoperationen werden damit besser planbar und
sicherer.

Jährlich erkranken weltweit 750.000 Menschen neu an Leberkrebs, viele
weitere entwickeln Lebermetastasen aufgrund anderer Krebserkrankungen. Ein
chirurgischer Eingriff bietet nach wie vor die besten Heilungschancen.
Doch schon geringe Veränderungen der chirurgischen Schnittführung können
dramatischen Einfluss auf das Operationsergebnis haben: Durch einen
falschen Schnitt kann der Zu- oder Abfluss des Blutes in der Leber gestört
und die Funktion des Organes beeinträchtigt werden. Die komplex ineinander
verschränkte Gefäßanatomie ist anhand von CT- oder MRT-Bildern kaum zu
durchschauen.

Das Fraunhofer-Institut für Bildgestützte Medizin MEVIS in Bremen hat eine
Software entwickelt, die radiologische Aufnahmen des Patienten analysiert.
Sie generiert ein detailliertes dreidimensionales Modell der Leber und
ihrer Gefäßsysteme. Ver- und Entsorgungsgebiete der Blutgefäße werden
berechnet und helfen, die Risiken möglicher Schnittführungen zur
Entfernung der Tumoren zu ermitteln.

Chirurgen können mit diesen Informationen ihre Operation genau
vorbereiten, indem sie die optimalen Schnitte am Bildschirm planen. Die
Analyse der Gefäßanatomie in der Umgebung des Tumors hilft zudem,
kritische Abschnitte des geplanten Vorgehens genau zu lokalisieren. Der
Chirurg erhält sozusagen eine Risikokarte des Resektionsweges und weiß, an
welchen Stellen wenig Spielraum für Abweichungen von der optimalen
Schnittführung besteht, der einzuhaltende Schnittkorridor also besonders
eng ist.

Die Software macht dabei auch Vorschläge für die Schnittführung. »Das sind
aber nur Vorschläge, die Entscheidung muss der Chirurg oder die Chirurgin
selber fällen«, sagt Dr. Andrea Schenk, Head of Liver Research bei MEVIS.
Studien belegen, dass Leberoperationen mit Hilfe der MEVIS-Analyse
effizienter und sicherer verlaufen. Zudem kann der Blutverlust reduziert
werden. Die Analysealgorithmen machen im Einzelfall auch eine besonders
heikle Operation sicher durchführbar, die in der Vergangenheit noch als zu
riskant galt.

Bahnbrechende Innovation bei der Leberlebendspende

Bei der Leberlebendspende wird das Organ im Spender geteilt und ein Teil
in den Empfänger verpflanzt. Nach der Operation müssen die beiden Teile in
Empfänger und Spender funktionieren und wieder wachsen. Die MEVIS-Analyse
der Leber zeigt den Medizinern, welche Funktionseinschränkungen aus der
bei der Teilung unvermeidlichen Durchtrennung großer Gefäße folgen, und
ermöglicht so Vorhersagen der postoperativen Leberfunktion bei Spender und
Empfänger. Das chirurgische Vorgehen kann so optimal angepasst werden, um
das Risiko des Organversagens nach der Operation zu minimieren.

Entscheidend für die Qualität der MEVIS-Analyse sind jedoch nicht allein
Algorithmen und Informatik-Knowhow. Wichtig ist der intensive Austausch
mit Chirurgen und Klinikexperten. »Erst durch diesen Austausch haben wir
gelernt, worauf es bei der Software in der Praxis ankommt und wie wir
unser System verbessern können«, erklärt Alexander Köhn.

Die Bremer Forscher scheuen dabei auch nicht den Gang in die Klinik, um
die praktischen Probleme der Ärzte zu erleben. Diese stehen vor der
Herausforderung, die Planungsdaten der MEVIS-Analyse in den Operationssaal
zu bringen. MEVIS-Experte Köhn hat in enger Zusammenarbeit mit Ärzten der
Universität Yokohama in Japan eine App für das iPad entwickelt. Dieses
kann der Chirurg, steril in Folie verpackt, in den OP mitnehmen und damit
während der Operation alle Planungsdaten einsehen.

Die App geht aber noch einen Schritt weiter. Sie kombiniert die
Planungsdaten mit Augmented Reality. Dazu schaltet der Arzt die Kamera im
iPad ein und richtet diese auf die Leber des Patienten. Das zuvor mithilfe
der Algorithmen generierte dreidimensionale Abbild der Patientenleber wird
dem Bild der Kamera überlagert und zeigt ortsgenau die Lage der Blutgefäße
und Tumoren unter der Leberoberfläche.

Joseph-von-Fraunhofer-Preis 2018

Seit 1998 arbeiten die Fraunhofer-Forscherinnen und Forscher in einer
langen Folge von Projekten an den bildverarbeitenden Algorithmen für den
Einsatz in der Medizin. Die Methode ist inzwischen als MEVIS-Analyse bei
Ärzten weithin bekannt und in der Praxis etabliert. Gemeinsam mit ihren
Kollegen Zidowitz und Köhn hat Teamleiterin Andrea Schenk nun den
Joseph-von-Fraunhofer-Preis des Jahres 2018 erhalten. Mit dem Preis würdigt die
Jury neben der wissenschaftlichen Exzellenz auch die praktische
Wirksamkeit der Operationsunterstützung, die langjährige Expertise des
MEVIS-Teams in der Leberchirurgie sowie den gesellschaftlichen
Vorbildcharakter des Forschungsprojekts.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://youtu.be/iiYOYWGQv0Y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft, Thomas Eck, 16.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KONTROLLE/010: Medikamente müssen wirken - und sicher sein (idw)


Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM) - 16.05.2018

Medikamente müssen wirken - und sicher sein



Risiken und Nebenwirkungen von Medikamenten können auch durch
Verunreinigungen der Produkte entstehen. Die Hersteller müssen das in
ihren Risikobewertungen berücksichtigen. Die Bundesanstalt für
Materialforschung und -prüfung (BAM) unterstützt sie dabei.

Expertinnen und Experten der BAM haben Referenzlösungen entwickelt, mit
denen die besonders gesundheitsschädlichen Stoffe Cadmium, Quecksilber,
Blei und Arsen in Arzneimitteln sicher kontrolliert werden können. Das
Projekt wurde vom European Directorate for the Quality of Medicines &
HealthCare (EDQM) in Straßburg initiiert.

Solche anorganischen Verunreinigungen bergen ein gesundheitliches Risiko
für die Patienten, weil sie abhängig von der Dosis, giftig sein können.
Mögliche Quellen der Verunreinigungen sind beispielsweise die Wirk- und
Hilfsstoffe, die in den Medikamenten enthalten sind, sowie das
Verpackungsmaterial oder Wasser, das im Produktionsprozess eingesetzt
wird.

Eine Verunreinigung kann zum Beispiel entstehen, wenn bei der Herstellung
der Wirk- und Hilfsstoffe schwermetallbelastete Ausgangsstoffe verwendet
werden.

BAM trägt zur Qualitätssicherung von Arzneimitteln in Europa bei

"Die vier Referenzlösungen sind geeignet für die Bestimmung von Cadmium,
Quecksilber, Blei und Arsen nach Vorgaben des Europäischen Arzneibuchs",
erläutert Dr. Silke Richter aus der Abteilung Analytische Chemie und
Referenzmaterialien der BAM das Ergebnis der Arbeit. "Mittlerweile sind
die Referenzlösungen als Referenzstandards für die Kontrolle dieser
Schwermetallverunreinigungen kommerziell erhältlich."

Die Entwicklung der Referenzlösungen erfolgte in Zusammenarbeit mit der
Physikalisch-technischen Bundesanstalt (PTB), dem Joint Research Centre
(JRC) der Europäischen Kommission und dem EDQM, das das Projekt
koordiniert hat.

Die deutschen Projektpartner BAM und PTB arbeiten seit mehr als 20 Jahren
im Bereich "Metrologischen Rückführbarkeit in der Chemie" eng zusammen,
das heißt: Expertinnen und Experten beider Einrichtungen entwickeln
erfolgreich chemische Verfahren, die die internationale Vergleichbarkeit
von Messergebnissen gewährleisten.


Hintergrund:


Die Europäische Arzneimittelagentur (EMA) hatte 2013 die internationale
Qualitätsleitlinie ICH Q3D als europäische Leitlinie übernommen
(EMA/CHMP/ICH/353369/2013). Demnach müssen Arzneimittelhersteller seit
Juni 2016 für die Neuzulassung ihrer Produkte nachweisen, dass sie die
Arzneimittel auf anorganische Verunreinigungen kontrollieren. Seit
Dezember 2017 gilt das auch für Produkte, die bereits vor diesem Zeitpunkt
zugelassen wurden.

Parallel hat die Europäische Arzneibuch-Kommission in Straßburg die
Referenz auf die Leitlinie in das Europäische Arzneibuch übernommen. Damit
ist die Leitlinie seit dem 1. Januar 2018 in den 38 Mitgliedsstaaten des
Europäischen Arzneibuchs und in der EU rechtlich verbindlich.

Die Leitlinie teilt 24 Elemente in vier Risikoklassen ein. Die Einteilung
erfolgt nach einer Risikobewertung, die die die Giftigkeit der Stoffe und
die Wahrscheinlichkeit, dass sie als Verunreinigung in Arzneimitteln
vorhanden sind, berücksichtigt. Das gesundheitliche Risiko durch
Verunreinigung von Arzneimitteln mit den Elementen Cadmium, Quecksilber,
Blei und Arsen ist als hoch eingeschätzt worden, sie wurden daher der
ersten Risikoklasse zugeordnet.

Aus diesem Grund haben BAM und PTB zunächst für die Bestimmung dieser vier
Elemente Referenzstandards entwickelt. Die Standards helfen den
Herstellern, die Qualitätsanforderungen des Europäischen Arzneibuchs zu
erfüllen und können über das EDQM bezogen werden.


Über die BAM

Die BAM gewährleistet Sicherheit in Technik und Chemie.
Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM) ist eine
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie.

Die BAM forscht, prüft und berät zum Schutz von Mensch, Umwelt und
Sachgütern. Im Fokus aller Tätigkeiten in der Materialwissenschaft, der
Werkstofftechnik und der Chemie steht dabei die technische Sicherheit von
Produkten und Prozessen. Dazu werden Substanzen, Werkstoffe, Bauteile,
Komponenten und Anlagen sowie natürliche und technische Systeme von
volkswirtschaftlicher Dimension und gesellschaftlicher Relevanz erforscht
und auf sicheren Umgang oder Betrieb geprüft und bewertet. Die BAM
entwickelt und validiert Analyseverfahren und Bewertungsmethoden, Modelle
und erforderliche Standards und erbringt wissenschaftsbasierte
Dienstleistungen für die deutsche Wirtschaft im europäischen und
internationalen Rahmen.

Sicherheit macht Märkte.

Die BAM setzt und vertritt für Deutschland und seine globalen Märkte hohe
Standards für Sicherheit in Technik und Chemie zur Weiterentwicklung der
erfolgreichen deutschen Qualitätskultur "Made in Germany".

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution368

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM)

M.A., LL.M./LL.B. Venio Quinque, 16.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/921: Berlin - 70 Jahre WHO ... Wie gesund ist die Welt?, Podiumsdiskussion am 24.05.2018


Veranstaltungsforum Holtzbrinck Publishing Group - 15.05.2018

70. ZEIT FORUM WISSENSCHAFT - 70 Jahre WHO - Wie gesund ist die Welt?

70 Jahre WHO - Wie gesund ist die Welt?



70 Jahre WHO - Wie gesund ist die Welt?

Donnerstag, 24. Mai 2018 - 19.00 Uhr

Einlass bis 18.55 Uhr

Leibniz-Saal, Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften

Markgrafenstraße 38

10117 Berlin


Im April 1948 hat die UNO die Gesundheit zum Menschenrecht erklärt und die
Weltgesundheitsorganisation WHO gegründet. Heute wird die WHO von 194
Mitgliedstaaten und mehr als 700 Organisationen unterstützt. Mehr als 7000
Menschen arbeiten in 150 Länderbüros.

70 Jahre nach der Gründung ist es Zeit für eine Bestandsaufnahme:
Gesundheit für alle Menschen - ist das Ziel erreichbar? Mit welchen
Mitteln? Und bis wann?

Welche Erfolge hat die WHO bisher vorzuweisen? Wo hat sie versagt? Wie
nachhaltig sind ihre Programme wirklich? Wer nimmt Einfluss auf ihre
Entscheidungen? Welche Rolle spielt die Pharmaindustrie? Wie mächtig kann,
wie mächtig soll die Organisation sein?

Diesen Fragen widmen sich namhafte Podiumsgäste beim 70. ZEIT FORUM
WISSENSCHAFT der Wochenzeitung DIE ZEIT, der ZEIT-Stiftung Ebelin und Gerd
Bucerius sowie des Deutschlandfunks und der Berlin-Brandenburgischen
Akademie der Wissenschaften.

ES DISKUTIEREN

Detlev Ganten, Ehrenvorsitzender des Stiftungsrats der Stiftung Charité,
Präsident des World Health Summit und Mitglied der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften
Rainer Merkel, Autor von Go Ebola Go. Eine Reise nach Liberia. (S. Fischer
Verlag)

Inga Osmers, Leiterin Berlin Medical Unit von Ärzte ohne Grenzen

MODERATION

Ulrich Blumenthal, Redakteur "Forschung aktuell", Deutschlandfunk
Andreas Sentker, Leiter Ressort Wissen, DIE ZEIT

BEGRÜßUNG

Frauke Hamann, Programmleiterin, ZEIT-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius

Im Anschluss laden wir Sie herzlich zu einem Umtrunk ein.

Eintritt frei.

Anmeldung unter: 

https://www.vf-holtzbrinck.de/veranstaltungen/zeit-forum-wissenschaft/zeit-forum-anmeldung.html

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.vf-holtzbrinck.de/veranstaltungen/zeit-forum-wissenschaft.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution646

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Veranstaltungsforum Holtzbrinck Publishing Group, Friederike Busch, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/4888: Warner Music Medien Newsletter KW 20 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 20

Hamburg, 17. Mai 2018



In Frankreich steht ihre aktuelle Single "Djadja" bereits auf
Platz #1 der Single-Charts. Nun bringt die ursprünglich aus Mali
stammende französische R&B-Sängerin Aya Nakamura ihren diesjährigen
Sommerhit nach Deutschland. "Djadja" [1] ist der erste Vorbote von
Ayas zweitem Album, das auf ihr in Frankreich Gold-veredeltes 2017er
Debütalbum "Journal Intime" folgt. Auf YouTube generierte das
begleitende Musikvideo zu "Djadja" bereits über 33 Mio. Views. Darin
wird Aya Nakamura von einem hartnäckigen Verehrer verfolgt, der sich
einen Korb nach dem anderen bei der 23-Jährigen abholt.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


TRACK OF THE WEEK • Rita Ora - "Girls (feat. Cardi B,
Bebe Rexha, Charli XCX)" 

Mit ihrer brandneuen Single "Girls" setzt UK-Superstar Rita Ora ihre
jüngste Serie internationaler Top-10-Hits fort und erfährt darauf
hochkarätige Unterstützung der Kolleginnen Cardi B, Bebe Rexha und
Charli XCX. "Girls" [2] folgt auf die Smash-Singles "Your Song",
"Anywhere" (UK: #2) und "For You (feat. Liam Payne)" (D: #1
Single-Charts) und wird auf Rita Oras kommendem Album zu finden sein.

"In den letzten paar Jahren war ich so inspiriert von all den
starken Frauen, die ich sah und die keine Scheu davor haben, die Welt
zu regieren. Jede von uns steht für das, was sie ist und wo sie
herkommt. Das ist eine Feier der Liebe", so Rita Ora über die
neue Single, die in der vergangenen Woche pünktlich zum Start ihrer
bereits restlos ausverkauften Europa-Tournee "The Girls Tour"
erschien.


AKTUELLES

BRYCE VINE

In den USA wird der aufstrebende, in L.A. beheimatete
Indie-Rap-Sänger und -Performer von Entertainment Weekly bereits als
"einer der Künstler, die 2018 das Zepter an sich reißen werden"
gehandelt. Und prompt legte er über Sire Records seine
Durchbruchs-Single "Drew Barrymore" vor, die in kürzester Zeit über
14 Mio. Streams generierte (#12 Spotify US Viral 50 / #19 Spotify US
Global 50).

Außerdem rangierte der Track auf Taylor Swifts "Favorite
Songs"-Playliste bei Apple Music und Spotify. In Folge des
offiziellen Musikvideos erschien vor Kurzem das offizielle
Remix-Video zu "Drew Barrymore (feat. Wale)", in dem Bryce Vine von
der perfekten Frau singt - hier [3] zu sehen.

Bryce Vine ist in seiner Heimat längst kein Unbekannter mehr. So
teilte er sich u.a. bereits mit Künstlern wie Hoodie Allen, gnash,
G-Eazy, Ludacris und Sage The Gemini die Bühne.


TRISTAN BRUSCH

Vielversprechend mit "Das Paradies" betitelt, siedelt sich Tristan
Bruschs am 08.06. erscheinendes Debütalbum zwischen Extravaganz und
Extrovertiertheit an. Um die Wartezeit zu überbrücken, veröffentlicht
der deutschsprachige Pop-Crooner nun das brandneue Video zum Track
"Zuckerwatte" - hier [4] zu sehen.

"Es duftet nach Zuckerwatte, Rauch, verschüttetem Bier" - in
seinem neuesten Streich 'Zuckerwatte' besingt Tristan Brusch den Reiz
der verbotenen Liebe. Dabei verzaubert er uns mit verspielter
Kirmes-Leierkasten-Musik, französischen Chanson-Elementen und wie
gewohnt cleveren Texten", lobt NOISEY.

Einen Tag vor Album-Veröffentlichung, gibt Tristan Brusch am 07.06.
eine kostenlose Release-Show im Berliner Monarch. Die
Gästelistenanmeldung erfolgt hier [5], allerdings nur solange Platz
ist. Tristan Brusch steht für Interviews zur Verfügung.


FAMILY OF THE YEAR

Die amerikanische Indie-Rockband Family Of The Year veröffentlicht
diesen Freitag ihr sehnlichst erwartetes neues Album "Goodbye
Sunshine, Hello Nighttime". Kurz zuvor hatte die Formation den neuen
Album-Track "Let Her Go" enthüllt - hier [6] im Lyric Video zu sehen.

Heute morgen waren die Kritikerlieblinge um Joe und Sebastian Keefe,
James Buckey und Christina Schroeter im ARD Morgenmagazin zu Gast und
performten dort "Let Her Go" [7] live. Der umwerfend schöne,
melodische Song folgt auf die zuvor erschienene Single "Hold Me
Down". [8]

Das 12 Tracks starke neue Album "Goodbye Sunshine, Hello Nighttime"
wurde von Greg Wells (Adele, Dua Lipa, The Greatest Showman)
produziert, überzeugt mit tiefgehender, introspektiver Erzählkunst
und satter Instrumentierung und steht für die neugefundene kreative
Klarheit des Quartetts.


TY DOLLA $IGN

Der Grammy-nominierte Singer/Songwriter und Producer Ty Dolla $ign
veröffentlichte im Herbst 2017 sein mit Hochspannung erwartetes
zweites Album "Beach House 3" - den Nachfolger seines fulminanten
2015er Debütalbums "Free TC" - mit Feature-Gästen wie u.a. Pharrell
Williams, Damian Marley, Skrillex, Lil Wayne, Future oder Wiz
Khalifa.

Ende vergangener Woche erschien nun eine Deluxe Version von "Beach
House 3", ergänzt um 5 zusätzliche Bonus-Tracks: "Pineapple (feat.
Gucci Mane & Quavo)", "Clout (feat. 21 Savage)", "Number", "South
Beach (feat. French Montana & Quavo)" sowie "Own Drugs (feat. Wiz
Khalifa)".

Nach "Side Effects" und "Ex" hatte Ty Dolla $ign zuletzt das
offizielle Musikvideo zum Album-Song "Don't Judge Me (feat. Future &
Swae Lee)" [9] enthüllt - ein wahrer Blickfang.


YONAKA

Yonaka nennt sich das explosive Rock-Quartett aus Brighton, dessen
2017 veröffentlichte Debüt-EP "Heavy" bereits überschwängliche
Kritiken erhielt. Am vergangenen Freitag kehrte die Band um Frontfrau
Theresa Jarvis mit ihrer trotzigen neuen Single "F.W.T.B" [10] zurück
- ein glühender Aufruf zur Selbstermächtigung.

"Der Song ist ein großes 'f*ck you' an alle, die versuchen, sich
dir in den Weg zu stellen und dich abzuweisen. Es geht darum, die
Kontrolle zurückzugewinnen, für dich selber einzustehen und dir Gehör
zu verschaffen", betont Jarvis.

Die Band wird in diesem Sommer eine ganze Reihe europäischer
Festivals bespielen, darunter das Primavera, Pukkelpop, Roskilde und
Frequency sowie hierzulande das Hurricane und das Southside. Kaum
verwunderlich, dass Music Week Yonaka auf Platz #3 der "am heißesten
gehandelten Bands für 2018" führte.


KIIARA

Ihre Hit-Single "Gold" machte sie quasi über Nacht zum Star und mit
bislang über 210 Mio. Streams zur viralen Sensation. "Gold" überholte
sogar Adeles "Hello" in den Spotify US Viral Charts / Global Viral
Charts und wurde zum Soundtrack der 2015er Apple Watch Kampagne.

Anfang 2016 legte Kiiara mit ihrer Single "Feels" (3 Mio. Streams)
sowie ihrer Debüt-EP "Low Kii Savage" nach und erlangte als Feature
auf der Linkin-Park-Single "Heavy" (D: 30 Mio. Streams) auch
hierzulande größere Bekanntheit.

Nun kehrt Kiiara mit ihrer brandneuen Single "Messy" zurück und
bringt im dazugehörigen Musikvideo [11] die Männerwelt zum Weinen.
"Kiiara hat die perfekte Mischung aus knackigen Vocals und
poppigem Elektro", schwärmt The Guardian.


VERÖFFENTLICHUNGEN


	
ALBUM 



	
VÖ

18.05.2018

18.05.2018

18.05.2018

18.05.2018

18.05.2018

25.05.2018

25.05.2018

25.05.2018

25.05.2018

25.05.2018

25.05.2018

25.05.2018

01.06.2018

08.06.2018

08.06.2018

15.06.2018

15.06.2018

15.06.2018

22.06.2018

22.06.2018

17.08.2018

24.08.2018


	
KONFIGURATION ARTIST

Digital The Front Bottoms

Physisch Otis Redding

Physisch Pink Floyd

Physisch Pink Floyd

Physisch & Digital Thomas Bartlett & Nico Muhly

Physisch Jeff Beck

Physisch Jethro Tull

Physisch Jethro Tull

Physisch Stone Temple Pilots

Physisch Vance Joy

Physisch & Digital HAEVN

Physisch & Digital Biffy Clyro

Physisch & Digital Matt Maltese

Digital Lily Allen

Physisch & Digital Shannon Shaw

Digital Chromeo

Physisch & Digital Ryuichi Sakamoto

Physisch & Digital Olivia Chaney

Digital Bebe Rexha

Digital Panic! At The Disco

Physisch & Digital Dan Owen

Physisch & Digital Marie Bothmer


	
TITEL

Ann EP

Dock Of The Bay Sessions (Vinyl & CD)

Pulse (Vinyl)

Relics (Vinyl)

Peter Pears: Balinese Ceremonial Music

Live At The Hollywood Bowl (Vinyl)

50 for 50 (CD)

50th Anniversary Collection (CD)

Stone Temple Pilots (Vinyl)

Nation Of Two (Vinyl)

Eyes Closed

MTV Unplugged (Live At Roundhouse, London)

Bad Contestant

No Shame

Shannon In Nashville

Head Over Heels

Ikari (Rage)

Shelter

Expectations

Pray For The Wicked

Stay Awake With Me

Marie Bothmer









  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=28ca8e89f50399a4b165f8601bd0a025152a92ad4fb13ee7c8ee6dcd76cb67754ed4b2d9c7f35bebcf068cf6368c0ba7

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=28ca8e89f50399a420f91ae124f6f471f0e3a2c75e5d564549de3bd38c4dc30f1df78dcd4c1882ae5e3fa26ba758bf2d

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=28ca8e89f50399a47164924a9d62da829fe7a21afc2d847a796c14713c44b6d695925d221d6eb1423a9f514b5d0eb82b

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=28ca8e89f50399a46d86877533aa9afc0f682a572dd7bb12d0f90da4bfea8531407625877e232eaea09257042fede7a9

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=28ca8e89f50399a46a09c0956666f05ffc17fcc5b4a56275332d8ab2cc1d2295ae43e9a2fe9f4894dc72059c0b3ac98d

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=28ca8e89f50399a43656752d1eb83c1ed4de66da125fa87d89bfdc5c4cbcead0b4c2bf26ff6587ebf2c5941b15bb89c4

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=28ca8e89f50399a44e8ecbf36c723905cfc79974b575eb73658aa5fecc41518673664d70f2d2a6befa8c65df85d1795f

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=28ca8e89f50399a456beaf4b0219d7cc42bb8e67364eb86719fada37d035b0e33f2d6a08856f81dbb94754cbdb501f61

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=28ca8e89f50399a4e1c93e9ba823dc889a455148cfefa13d69b7a5e4a9a09d85a746eedc73fdc84eef72a88266c356e1

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=28ca8e89f50399a40a3e4ccca845506575e859936706cc1fcd1d934bc75e7d545567a3d44fbdc3602a9919aeb49a444b

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=28ca8e89f50399a4762ed08c18a134d42d63af305521382249cb0ad2914c2b22c5e2db96e7cb5193360d990803931ddd

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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KLASSIK/10084: Mönchengladbach - Konzert mit dem Trio Belli-Fischer-Rimmer am 7. Juni 2018


Trio Belli-Fischer-Rimmer beim letztes Meisterkonzert der Saison



Seit zehn Jahren verbindet das Trio Belli-Fischer-Rimmer in der
ungewöhnlichen Besetzung mit Posaune, Schlagzeug und Klavier
verschiedenste Epochen und Stile. In ihren Konzerten präsentieren die
drei Musiker, in teilweise eigenen Bearbeitungen, Musik von Bach bis
Xenakis, von Debussy bis Piazzolla - und spannen mit umwerfender
Spielfreude eine Brücke zwischen Klassik, Jazz und Moderne.

Mit einem abwechslungsreichen und spannungsvollen Mix aus Musik von
Bernstein, Debussy, Bach, Schubert, Kurt Weill und Tom Waits wird das
Trio im Meisterkonzert am Donnerstag, dem 7. Juni um 20 Uhr mit seinem
neuesten Programm "Songs without words" für ein furioses Saisonfinale
sorgen - "frisch und unverbraucht und ungewöhnlich", wie die Presse
über die Auftritte der drei schreibt.

Frederic Belli, Johannes Fischer und Nicholas Rimmer schlossen sich
2008 als Preisträger des Deutschen Musikrats zu einem festen Trio
zusammen. Alle drei Musiker sind mehrfache Preisträger nationaler und
internationaler Wettbewerbe und konzertieren weltweit als Solisten und
Kammermusiker. Frederic Belli ist Soloposaunist des
SWR-Sinfonieorchesters BadenBaden/Freiburg, Nicholas Rimmer hat sich
als hochkarätiger Pianist einen Namen gemacht und unterrichtet an der
Musikhochschule Hannover, Johannes Fischer ist Solist, Dirigent,
Komponist und Professor an der Musikhochschule Lübeck.

Wegen der Restaurierung der Kaiser-Friedrich-Halle findet das
Meisterkonzert im Theater Mönchengladbach statt. Vor dem Konzert sind
die Besucher um 19.15 Uhr zu einer Programmeinführung mit den
Künstlern eingeladen.

Karten gibt es zum Preis von 9 bis 19 Euro (erm. 50 Prozent) zzgl. 
VVK-Gebühr an der Theaterkasse und allen bekannten VVK-Stellen sowie unter
www.ADticket.de. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KLASSIK/10083: Hannover - Kammerkonzert, Klaviertrio, Landesmuseum 03.06.2018


STAATSOPER HANNOVER - 3. KAMMERKONZERT: KLAVIERTRIO

FELIX MENDELSSOHN BARTHOLDY

Klaviertrio Nr. 2 c-Moll op. 66 (1845)

FRANZ SCHUBERT

Klaviertrio Nr. 1 B-Dur op. 99 (1826 / 27)



Zwei Klassiker des Klaviertrios erklingen beim Nachholtermin des 3.
Kammerkonzerts im Landesmuseum. Franz Schubert und Felix Mendelssohn
Bartholdy haben die Gattung mit je zwei Werken bereichert, geprägt und
weiter entwickelt. Ihre Klaviertrios entstanden in den letzten
Lebensjahren der Komponisten und gehören zu den späten
Kammermusikwerken. Mendelssohns 2. Klaviertrio op. 66 spiegelt ebenso
wie Schuberts 1. Klaviertrio op. 99 den Stilwandel im Spätstil der
Komponisten. MIT Igor Bolotovski (Violine), Leonid Gorokhov
(Violoncello) und Mariya Kim (Klavier)

NACHHOLTERMIN

SO, 03.06.18, 11:00 UHR, NDS. LANDESMUSEUM HANNOVER

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Juni 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10082: Hannover - Kammermusik für Bläser, Streicher und Klavier, Landesmuseum 24.06.2018


STAATSOPER HANNOVER

8. KAMMERKONZERT: KAMMERMUSIK FÜR BLÄSER, STREICHER UND KLAVIER



LUDWIG VAN BEETHOVEN

Quintett Es-Dur für Oboe, drei Hörner und Fagott (H. 19)

GUSTAV HOLST 

Sextett e-Moll für Oboe, Klarinette, Fagott, Violine, Viola,
Violoncello

AMILCARE PONCHIELLI

Quartett op. 110 für Flöte, Oboe, Es-Klarinette, B-Klarinette mit
Klavierbegleitung

WOLFGANG AMADEUS MOZART 

Quintett Es-Dur KV 452 für Oboe, Klarinette, Horn, Fagott und Klavier

Ein interessantes Programm in ungewöhnlicher Besetzung: Werke von
Gustav Holst, Amilcare Ponchielli und Wolfgang Amadeus Mozart zeigen
diese Komponisten von ihrer unbekannteren Seite.

MIT Bernadette Schachschal (Flöte), Nikolaus Kolb (Oboe), Maja Pawelke
und Katharina Arend (Klarinetten), Wiebke Husemann (Fagott), Renate
Hupka und Hana Liskova (Horn), Urara Oku (Violine), Nir Rom Nagy
(Viola), Marion Zander (Violoncello) und Christiane Frucht (Klavier)

SO, 24.06.18, 11:00 UHR, NDS. LANDESMUSEUM HANNOVER

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Juni 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8708: Aus aller Welt - 18.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Fünf Sterne und Lega planen Abkehr vom Sparkurs

In Italien haben sich die populistische Fünf-Sterne-Bewegung und die
rechte Lega auf ein gemeinsames Regierungsprogramm geeinigt. Darin
fordern die Parteien eine vollständige Abkehr vom Sparkurs der
Vorgängerregierung und einen radikalen Neuanfang der EU-Politik
gegenüber Moskau. Das Modell aus Steuereinnahmen und Sparpolitik zur
Reduzierung der Staatsschulden habe sein Ziel nicht erreicht, heißt
es in dem Dokument. Rußland wird in dem Vertragswerk nicht als
Bedrohung, sondern als wirtschaftlicher und kommerzieller Partner
angesehen. Die Mitglieder beider Parteien können jetzt bis Sonntag
über den ausgehandelten Koalitionsvertrag abstimmen.

18. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8708: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Falsche Handwerker bestehlen Tornado-Opfer

Während der Aufräumarbeiten nach dem Tornado in der
nordrhein-westfälischen Stadt Viersen haben falsche Handwerker
die Opfer des Wirbelsturms bestohlen. Die Polizei berichtete am
Freitag von zwei Fällen, in denen sich die vorgeblichen Dachdecker
Zugang zu Wohnungen älterer Menschen verschafften. Beide Male gaben
die Täter an, Reparaturarbeiten durchführen zu müssen. Dabei
erbeuteten sich mehrere hundert Euro und Schmuck.

18. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8705: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußland verlegt strategische Überschallflugzeuge an die Nordgrenze

Rußland baut seine Militärpräsenz in der Arktis weiter aus. Um seine
bisher schwer zugängliche Nordgrenze im Zuge der Eisschmelze besser
sichern zu können, sollen strategische Überschall-Bomber vom Typ
TU-160 die Arktis-Streitkräfte unterstützen. Dazu werden auch neue
Luftwaffenstützpunkte erschlossen. Noch in diesem Jahr sollen die
Flugzeuge bis nach Anadyr, eine rund 13.000 Einwohner zählende
Hafenstadt im autonomen Kreis der Tschuktschen, fliegen. Das teilte
der Befehlshaber der russischen Luft- und Weltraumkräfte Sergej
Kobylasch mit.

18. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8707: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Finanzminister Scholz weist Kritik zurück

Finanzminister Olaf Scholz (SPD) erntet für seine Budgetpläne viel
Kritik von der Union, der Opposition und der eigenen Partei. Von
Sparpolitik oder einem Sparhaushalt zu sprechen, sei falsch,
verteidigte Scholz zum Abschluß der Haushaltswoche im Bundestag
seinen Haushaltsentwurf. Die Regierung betreibe eine aktive
Investitionspolitik. Trotz eines neuen Rekords bei der
Steuerschätzung will Scholz keine neuen Schulden machen. Die
Opposition hatte der Regierung mangelnde Investitionen vorgeworfen.

18. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8706: Tragisches und Kurioses - 18.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ascheregen nach heftigem Vulkanausbruch auf Hawaii

Nach der Explosion eines Kraters speit der Vulkan Kilauea auf Hawaii
Lavafontänen und Asche. Über 9.000 Meter stieg eine Aschewolke in den
Himmel. Die Alarmstufe Rot für die Insel Big Island wurde
aufrechterhalten, der Luftraum in der Umgebung blieb für den
Flugverkehr gesperrt. Die Behörden warnen vor weiteren heftigen
Eruptionen und umherfliegende Gesteinsbrocken. Der Kilauea war am 3.
Mai wieder aktiv geworden.

18. Mai 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7791: Aus Forschung und Technik - 18.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



US-Astronauten erledigen Außenarbeiten an der ISS

Die NASA-Astronauten Andrew Feustel und Richard Arnold haben während
eines mehrstündigen Außeneinsatzes Wartungsarbeiten an der
Internationalen Raumstation ISS vorgenommen und ein Leck im
Kühlsystem gesucht. Zudem absolvierten die beiden Raumfahrer
Vorarbeiten für den Austausch ausgedienter Pumpen des
Wärmeregulierungssystems. Nach sechseinhalb Stunden kehrten Feustel
und Arnold in die Station zurück. Ein weiterer Ausstieg ist für den
14. Juni geplant.

18. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7803: Aus aller Welt - 18.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Ägypten öffnet Grenzübergang zum Gazastreifen während des Ramadans

Ägyptens Präsident Abdel Fattah al-Sisi läßt den Grenzübergang zum
südlichen Gazastreifen für die Zeit des Fastenmonats Ramadan öffnen.
Das Leid der Brüder dort solle gelindert werden, ließ al-Sisi
verlauten. Nach Ablauf der Frist wird das Leid in der mit Hilfe
Ägyptens seit fast zehn Jahren weitgehend abgeriegelten
Palästinenserenklave weitergehen. Zur Zeit beträgt z. B. die
Jugendarbeitslosigkeit dort mehr als 60 Prozent. Ein großer Teil der
rund zwei Millionen Bewohner des Gazastreifens ist auf humanitäre
Hilfe angewiesen. Ohne Änderung der Verhältnisse wird das
Küstengebiet laut Uno in zwei Jahren unbewohnbar sein. Bei der
Protestkundgebung am Montag sind am Grenzzaun mindestens 60
Palästinenser von israelischen Scharfschützen erschossen und mehr als
2700 weitere verletzt worden. Der UNO-Menschenrechtskommissar
al-Hussein erklärte bei einer Dringlichkeitssitzung des
Menschenrechtsrats in Genf, es lägen faktisch keine Hinweise für die
Behauptung vor, daß die israelischen Soldaten alles getan hätten, um
die Opferzahl so niedrig wie möglich zu halten. Die Palästinenser
würden von der israelischen Besatzungsmacht in einem giftigen Slum
eingepfercht und jeder Würde beraubt.

18. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7764: Medizin und Gesundheitswesen - 18.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Künstliche Süßstoffe der Gesundheit abträglich

Viele Menschen, die mit ihrem Gewicht nicht einverstanden sind,
setzen auf künstliche Süßstoffe, um bei Getränken und Speisen nicht
auf die beliebte Geschmacksrichtung verzichten zu müssen. Seit
einiger Zeit wächst die Kritik an diesen künstlichen Süßmachern, da
ihr Verzehr der Gesundheit abträglich sein soll. Inzwischen kamen
zwei Studien zu dem Ergebnis, daß Menschen, die häufig zu künstlich
gesüßten Diätgetränken und -speisen greifen, später dreimal häufiger
an Schlaganfall und Demenz erkranken.

18. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7791: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Brauerei Härle darf nicht für sein Bier als bekömmlich werben

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat der Privatbrauerei Clemens Härle in
Leutkirchen am Donnerstag untersagt, auf den Etiketten ihrer Flaschen
mit dem Wort "bekömmlich" zu werben. Der Rechtsstreit darum begann
2015, als der Verband Sozialer Wettbewerb (VSW) aus Berlin wegen des
Wortes gegen das Allgäuer Unternehmen eine einstweilige Verfügung
erwirkte. Der Brauereichef Gottfried Härle ließ daraufhin das
indizierte Wort auf den Etiketten von rund 30.000 Bierflaschen mit
einem Filzstift durchstreichen und legte Berufung ein. Er scheiterte
jedoch wie jetzt in Karlsruhe vor dem Landgericht Ravensburg und dem
Oberlandesgericht Stuttgart. Härle leitet das Familienunternehmen in
vierter Generation. Seit Anfang des 20. Jahrhunderts werden Härles
Biere in der Reklame als bekömmlich bezeichnet. Seit den
Dreißigerjahren wirbt die Brauerei mit dem Slogan "Wohl bekomm's!".
Bis zuletzt hieß es "Bekömmlich, süffig - aber nicht schwer" oder
auch "feinwürzig und herzhaft im Geschmack, erfrischend bekömmlich
für den großen und kleinen Durst". Gottfried Härle versteht solche
Slogans als reine Qualitätsaussage. Aber das Oberlandesgerichts
Stuttgart interpretierte das Wort "bekömmlich" als Suggestion einer
gesundheitsfördernden Wirkung. Das Wort ist dem Gericht zufolge als
Langzeitversprechen auf Schadensfreiheit auch bei längerem Konsum zu
verstehen. Außerdem dürfen Aussagen über alkoholhaltige Getränke
nicht mehrdeutig sein. Die Health-Claims-Verordnung der EU verbietet
die Werbung für Biersorten mit einem Alkoholgehalt von mehr als 1,2
Volumenprozent Werbung mit gesundheitsbezogenen Angaben. Die Biere
von Härle haben einen Gehalt 2,8 bis 5,1 Prozent.

18. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7715: Sprache, Kunst und Medium - 18.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Ruhrgebietsmuseen nehmen Abschied von der Kohle

Von den 19 Museen, die sich mit Ruhr-Kunst befassen, nehmen bis auf
die Häuser in Hagen und Hamm alle an dem Megaprojekt "Kunst & Kohle"
teil, das sich die kommenden Monate auf die unterschiedlichste Weise
mit dem Thema Bergbau und Verhüttung befaßt. Anlaß ist der endgültige
Abschied von der Kohlegewinnung und -verarbeitung als mächtiger
Industrie in diesem Jahr.

Thema ist unter anderem die harte und schmutzige sowie teils
gefährliche und totbringende Arbeit unter Tage und in den Stahlhütten,
die den involvierten Unternehmern zu riesigen Vermögen verhalf.

Wie die Westfälische Rundschau berichtete, bringen die 17 Häuser für
ihre rund 150 künstlerischen Positionen schätzungsweise 2,5 Mio. Euro
auf, die teils durch Sponsoren, aber auch die Museen selbst finanziert
werden.

18. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7781: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Belgrad läßt Folgen von Uranmunition im Jugoslawienkrieg untersuchen

Das Parlament in Belgrad stellt nach Angaben seiner Sprecherin
Gojkovic eine Kommission zusammen, welche sich mit dem Bombenkrieg
der NATO 1999 gegen Serbien befassen wird. Der Anlaß sind bösartige
Tumore unter anderem von Kindern, deren Eltern in den 1990 Jahren
geboren wurden. Das berichtete der serbische Präsident Vucic im
Radiologischen Institut der serbischen Hauptstadt. Vucic macht für
Krebserkrankungen die NATO verantwortlich, die im damaligen Krieg
abgereichertes Uran eingesetzt hat. Laut Gojkovic gibt es auch unter
den italienischen Militärs, die im Kosovo und Metochien eingesetzt
waren, 300 Krebstote und rund 4000 Krebskranke. Auf Grundlage der
Erkenntnisse der Untersuchungskommission wird Serbien Klagen gegen
die NATO-Staaten anstrengen, die am Krieg gegen die damalige
Bundesrepublik Jugoslawiens beteiligt waren. Von der
Parlamentskommission berichteten am Freitag das russische
Nachrichtenportal Sputnik sowie das Deutsche Ärzteblatt.

18. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7795: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Merkel besucht Putin in Sotschi

Bundeskanzlerin Merkel ist am Freitag nach Sotschi am Schwarzen Meer
geflogen, um mit dem russischen Präsidenten Putin über die
Beziehungen von Deutschland und Rußland sowie internationale Krisen
zu sprechen. Unter anderem dürfte es um das von Washington
torpedierte Iranabkommen, die Handels- und Sanktionspolitik der USA,
den Bau der Ostseepipeline Nord Stream 2 sowie die Kriege in Syrien
und der Ostukraine gehen. Es ist das erste Treffen von Merkel und
Putin nach ihrer beiden Wiederwahl ins Amt.

18. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7765: Tragisches und Kurioses - 18.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Belgische Polizei schießt auf Kleinbus mit 30 Menschen

In Belgien haben Polizisten am Donnerstag einen Kleinbus verfolgt und
mit Schüssen zum Stehen gebracht, in dem sich offenbar 30 illegal
eingewanderte Kurden befunden hatten. Bei der Aktion nahe der
südbelgischen Stadt Mons wurde ein zweijähriges Mädchen getötet.

Entgegen ersten Behauptungen der Staatsanwaltschaft wurde die Kleine 
doch von einem Projektil getötet, das in den Kopf eindrang. Das ergab 
heute eine Obduktion.

Von den 26 Erwachsenen und übrigen drei Kindern wurde nach einem
Bericht des britischen Guardian niemand weiter verletzt. Sämtliche
Insassen wurden aber verhaftet.

Die kurdisch-irakische Familie, zu der auch ein dreijähriger Junge
gehört, war nach einem Bericht der Deutschen Welle vor einem Monat
gegen ihren Willen nach Deutschland abgeschoben worden, offensichtlich
aber nach Belgien zurückgekehrt. Wie es weiter hieß, ist ihr
eigentliches Ziel Großbritannien.

18. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7792: Arbeit, Soziales und Familie - 18.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Chiles Bischöfe bieten Papst Rücktritt an

Die 34 katholischen Bischöfe in Chile haben Papst Franziskus
Rücktrittsgesuche eingereicht. Das Kirchenoberhaupt wurde gebeten,
jeden Fall einzeln zu prüfen. Das teilte die chilenische
Bischofskonferenz nach einem Treffen mit dem Papst in Rom mit.
Hintergrund ist die Affäre um Kindesmißbrauch durch einen Pfarrer und
Priesterausbilder sowie die jahrelange Deckung der Vorgänge durch die
katholischen Kirche des südamerikanischen Landes. Die chilenischen
Bischöfe bitten die Opfer von Kirchenangehörigen, den Papst und alle
Katholiken um Verzeihung. Zuvor hatte der Papst die chilenische
Kirchenführung in einem vertraulichen Schreiben für den aus dem
Skandal folgenden Vertrauensverlust in die katholische Kirche
verantwortlich gemacht.

18. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7775: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 18.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Kaum noch Haie und Rochen in deutschen Gewässern

Überfischung, veränderte Lebensbedingungen, Schadstoffe und
Klimawandel sind nicht nur Probleme der großen Weltmeere. Auch Nord-
und Ostsee leiden darunter. Insbesondere um Knorpelfische wie Haie
und Rochen ist es in deutschen Meeren schlecht bestellt. So sollen
der Gewöhnliche Stechrochen und der Glattrochen nicht mehr in
deutschen Meeresgebieten anzutreffen sein. Nagelrochen und Dornhai
sind vom Aussterben bedroht, Hundshai und Sternrochen gelten als
gefährdet.

18. Mai 2018
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WIRTSCHAFT/7780: Märkte und Finanzen - 18.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Energiebilanz der Kryptowährung Bitcoin

Der niederländische Ökonom Alex de Vries hat eine Untersuchung zum
Energieverbrauch bei der Erzeugung von Einheiten der Kryptowährung
Bitcoin und beim Handel damit vorgelegt. Die Studie wurde von
wissenschaftlichen Gutachtern geprüft und im Wissenschaftsmagazin
Joule veröffentlicht. Demnach verbraucht die Erzeugung von Bitcoin
mindestens 2,55 Gigawatt. Dieser Wert kann im laufenden Jahr auf 7,67
Gigawatt steigen. Dann halten sich Aufwand und Ertrag für die
Bitcoin-Schürfer die Waage. Die Energiemenge entspricht einem halben
Prozent des Stromverbrauchs der Welt. Zum Vergleich kann die Leistung
eines Atomkraftwerks mit einem Gigawatt angegeben werden. Eine
einzige Bitcoin-Transaktion benötigt mit 237 Kilowattstunden soviel
Strom wie ein Durchschnittshauhalt in den Niederlanden in einem
Monat. Der Stromverbrauch beim sogenannten Mining von Bitcoin ist
systemisch. Derjenige, der die schnellsten stromfressenden Computer
bereitstellt, erhält neue Bitcoin gutgeschrieben. Die
Rechenanforderung steigen im Laufe der Zeit an, so daß Bitcoin
inzwischen nur noch von professionellen Serverfarmen erzeugt werden.
Diese stehen oft in Ländern mit geringen Stromkosten. Die
Stromerzeugung wiederum ist dann günstig, wenn dabei keine hohen
Umweltauflagen zu beachten sind. De Vries hat in seinen Berechnungen
noch nicht den Energieaufwand für die Kühlung der Rechner einbezogen.
Mit Kühlung käme der derzeitige Verbrauch auf 2,55 Gigawatt.

18. Mai 2018
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WISSENSCHAFT/7798: Aus Forschung und Technik - 18.05.2018 (SB)




VOM TAGE



SMS-Schreiben nicht ohne Gefahren

Ob selbst erlebt oder nur gehört - wer kennt nicht die Geschichte
eines Smartphone-Nutzers, der mit seinem Gerät so beschäftigt war,
daß er für sich oder seine Umwelt zur Gefahr wurde. Offenbar ist an
dieser urbanen Legende etwas dran. Hirnforscher der University of
West-Sydney wollen festgestellt haben, daß sich das Hantieren mit dem
Smartphone nicht mit den Anforderungen des Alltags verträgt. Bei
ihren Untersuchungen hatten sie mehrere Durchläufe mit Testpersonen
durchgeführt, die sie mal ungestört, mal auf dem Handy lesend und mal
SMS schreibend eine gerade Strecke laufen ließen. Anschließend
analysierten sie deren Bewegungsablauf. Resultat: Insbesondere der
Gang der SMS-Schreiber wich deutlich von der geraden Linie ab - und
das nicht nur wegen sinkender Aufmerksamkeit. Allzuoft schien auch
das Gleichgewicht gestört gewesen zu sein. Viele SMS-Schreiber hätten
sich wie Roboter bewegt, so die Forscher, damit ihr Handy möglichst
wenig wackelte und die Augen die Schrift fokussieren konnten.
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STERN/377: ALMA und VLT finden Hinweise auf Sternentstehung nur 250 Millionen Jahre nach dem Urknall (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - 16.05.2018

ALMA und VLT finden Hinweise auf Sternentstehung nur 250 Millionen Jahre
nach dem Urknall



Pressemitteilung der Europäischen Südsternwarte (Garching) - Astronomen
haben anhand von Beobachtungen des Atacama Large Millimeter/Submillimeter
Arrays (ALMA) und des Very Large Telescope (VLT) der ESO festgestellt,
dass die Sternentstehung in der weit entfernten Galaxie MACS1149-JD1 in
einem unerwartet frühen Stadium begann, nur 250 Millionen Jahre nach dem
Urknall. Gleichzeitig entspricht diese Entdeckung auch dem Nachweis des am
weitesten entfernten Sauerstoffs im Universum. Es handelt sich bei
MACS1149-JD1 zudem um die am weitesten entfernte Galaxie, die jemals von
ALMA oder dem VLT beobachtet wurde. Die Ergebnisse werden am 17. Mai 2018
in der Zeitschrift Nature veröffentlicht.




[image: Bild: © ALMA (ESO/NAOJ/NRAO), NASA/ESA Hubble Space Telescope, W. Zheng (JHU), M. Postman (STScI), the CLASH Team, Hashimoto et al.]

Hubble- und ALMA-Aufnahme von MACS J1149.5+2223.

Bild: © ALMA (ESO/NAOJ/NRAO), NASA/ESA Hubble Space Telescope, W. Zheng (JHU), M. Postman (STScI), the CLASH Team, Hashimoto et al.



Ein internationales Astronomenteam hat mit ALMA eine entfernte Galaxie
namens MACS1149-JD1 beobachtet. Dabei entdeckten sie ein sehr schwaches
Leuchten von ionisiertem Sauerstoff in dieser Galaxie. Auf seinem Weg
durch das Weltall wurde dieses Infrarotlicht durch die Expansion des
Universums auf eine mehr als zehnmal längere Wellenlänge gedehnt, bis es
die Erde erreichte und von ALMA nachgewiesen wurde. Das Team folgerte,
dass das Signal vor 13,3 Milliarden Jahren (oder 500 Millionen Jahre nach
dem Urknall) ausgesendet wurde, was es zum am weitesten entfernten
Sauerstoff macht, der jemals von einem Teleskop erfasst wurde [1]. Die
Anwesenheit von Sauerstoff ist ein deutliches Zeichen dafür, dass es noch
frühere Generationen von Sternen in dieser Galaxie gegeben haben muss.

"Ich war begeistert, das Signal des entfernten Sauerstoffs in den
ALMA-Daten zu sehen", erläutert Takuya Hashimoto, Erstautor des neuen
Fachartikels, in dem die Entdeckung beschrieben wird, und Forscher an der
Osaka Sangyo Universität und dem National Astronomical Observatory of
Japan. "Diese Entdeckung verschiebt die Grenzen des beobachtbaren
Universums."

Neben dem von ALMA aufgenommenen Sauerstoff wurde mit dem Very Large
Telescope (VLT) der ESO auch ein schwächeres Signal von Wasserstoff
detektiert. Der aus dieser Beobachtung ermittelte Abstand zur Galaxie
stimmt mit dem Abstand aus der Sauerstoffbeobachtung überein. Dies macht
den MACS1149-JD1 zur entferntesten Galaxie mit einer präzisen
Entfernungsmessung und zur entferntesten Galaxie, die jemals mit ALMA oder
dem VLT beobachtet wurde.

"Wir sehen diese Galaxie heute so, wie zu der Zeit aussah, als das
Universum erst 500 Millionen Jahre alt war - in der sie bereits eine
Population entwickelter Sterne enthält", erklärt Nicolas Laporte, ein
Forscher am University College London (UCL) in Großbritannien und
Zweitautor des Artikels. "Wir sind also in der Lage, mit diese Galaxie in
eine noch frühere, völlig unbekannte Periode der kosmischen Geschichte
einzutauchen."

Die erste Zeit nach dem Urknall gab es im Universum keinen Sauerstoff; er
wurde erst durch die Fusionsprozesse der ersten Sterne erzeugt und dann
freigesetzt, als diese Sterne starben. Der Nachweis von Sauerstoff in
MACS1149-JD1 zeigt, dass diese früheren Sterngenerationen 500 Millionen
Jahre nach Beginn des Universums bereits gebildet und Sauerstoff
ausgestoßen haben müssen.

Aber wann kam es zu dieser ersten Sternentstehungsphase? Um dies
herauszufinden, rekonstruierte das Team die frühere Geschichte von
MACS1149-JD1 anhand von Infrarot-Daten, die mit dem NASA/ESA Hubble Space
Telescope und dem NASA Spitzer Space Telescope aufgenommen wurden. Sie
fanden heraus, dass die beobachtete Helligkeit der Galaxie durch ein
Modell gut erklärt wird, bei dem der Beginn der Sternentstehung nur 250
Millionen Jahre nach der Entstehung des Universums stattfand [2].

Der Zustand der Sterne in MACS1149-JD1 wirft die Frage auf, wann die
allerersten Galaxien aus der völligen Dunkelheit auftauchten, eine Epoche,
die die Astronomen romantisch als "kosmische Dämmerung" bezeichnen. Durch
die Bestimmung des Alters von MACS1149-JD1 hat das Team effektiv gezeigt,
dass Galaxien früher existierten als die, die wir derzeit direkt sehen
können.

Richard Ellis, leitender Astronom am UCL und Koautor der Arbeit, schließt:
"Die Bestimmung, wann die kosmische Dämmerung eintrat, ist sozusagen der
Heilige Gral der Kosmologie und Galaxienbildung. Mit diesen neuen
Beobachtungen von MACS1149-JD1 kommen wir der Geburt des Sternlichts
näher! Da wir alle aus recycelter Sternmaterie bestehen, ist das in
Wirklichkeit auch unsere eigene Herkunft."


Endnoten

[1] ALMA hat mehrfach den Rekord für die Detektion des entferntesten
Sauerstoffs aufgestellt. Im Jahr 2016 haben Akio Inoue und seine Kollegen
an der Universität Osaka Sangyo mit ALMA ein Signal von Sauerstoff
entdeckt, das vor 13,1 Milliarden Jahren ausgesandt wurde. Einige Monate
später hat Nicolas Laporte vom University College London 13,2 Milliarden
Jahre alten Sauerstoff mit ALMA nachgewiesen. Nun haben die beiden Teams
ihre Kräfte gebündelt und diesen neuen Rekord erreicht, was einer
Rotverschiebung von 9,1 entspricht.

[2] Dies entspricht einer Rotverschiebung von etwa 15.

Zusatzinformationen

Die hier präsentierten Forshcugtnsergebnisse von T. Hashimoto et al.
erscheinen am 17. Mai 2018 unter dem Titel "The onset of star formation
250 million years after the Big Bang" in der Zeitschrift Nature.

Die beteiligten Wissenschaftler sind: Takuya Hashimoto (Osaka Sangyo
University/National Astronomical Observatory of Japan), Nicolas Laporte
(University College London, Großbritannien), Ken Mawatari (Osaka Sangyo
University, Japan), Richard S. Ellis (University College London,
Großbritannien), Akio. K. Inoue (Osaka Sangyo University, Japan), Erik
Zackrisson (Uppsala University, Schweden), Guido Roberts-Borsani
(University College London, Großbritannien), Wei Zheng (Johns Hopkins
University, Baltimore, Maryland, United States), Yoichi Tamura (Nagoya
University, Japan), Franz E. Bauer (Pontificia Universidad Católica de
Chile, Santiago, Chile), Thomas Fletcher (University College London,
Großbritannien), Yuichi Harikane (University of Tokyo, Japan), Bunyo
Hatsukade (The University of Tokyo, Japan), Natsuki H. Hayatsu (University
of Tokyo, Japan; ESO Garching), Yuichi Matsuda (National Astronomical
Observatory of Japan/SOKENDAI, Japan), Hiroshi Matsuo (National
Astronomical Observatory of Japan/SOKENDAI, Sapporo, Japan), Takashi
Okamoto (Hokkaido University, Sapporo, Japan), Masami Ouchi (University of
Tokyo, Japan), Roser Pelló (Université de Toulouse, France), Claes-Erik
Rydberg (Universität Heidelberg), Ikkoh Shimizu (Osaka University, Japan),
Yoshiaki Taniguchi (Open University of Japan, Chiba, Japan), Hideki
Umehata (University of Tokyo, Japan) and Naoki Yoshida (University of
Tokyo, Japan).

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 15 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO ermöglicht astronomische Spitzenforschung,
indem sie leistungsfähige bodengebundene Teleskope entwirft, konstruiert
und betreibt. Auch bei der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Astronomie spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle.
Die ESO verfügt über drei weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in
Chile: La Silla, Paranal und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO
mit dem Very Large Telescope (VLT) das weltweit leistungsfähigste
Observatorium für Beobachtungen im Bereich des sichtbaren Lichts und zwei
Teleskope für Himmelsdurchmusterungen: VISTA, das größte
Durchmusterungsteleskop der Welt, arbeitet im Infraroten, während das VLT
Survey Telescope (VST) für Himmelsdurchmusterungen ausschließlich im
sichtbaren Licht konzipiert ist. Die ESO ist außerdem einer der
Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor, APEX und ALMA, dem größten
astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro Armazones unweit des
Paranal errichtet die ESO zur Zeit das European Extremely Large Telescope
(E-ELT) mit 39 Metern Durchmesser, das einmal das größte optische Teleskop
der Welt werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.


Weitere Informationen unter:

https://www.eso.org/public/germany/news/eso1812/

- Webversion der Preseemitteilung mit weiteren Bildern und Videos

https://www.eso.org/public/archives/releases/sciencepapers/eso1815/eso1815a.pdf

- Fachartikel in Nature

https://www.eso.org/public/images/archive/search/?adv=&subject_name=Very%20Large%20Telescope

- Fotos vom VLT

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, Dr. Carolin Liefke, 16.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/535: Neu entdecktes Protein arbeitete schon in den allerersten Organismen (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 17.05.2018

Neu entdecktes Protein arbeitete schon in den allerersten Organismen

Wissenschaftler stoßen auf neuen Baustein eines Zellprozesses: Das cAMP
Rezeptor Protein SbtB kontrolliert den Kohlendioxid-Stoffwechsel in
Cyanobakterien






[image: Foto: © Khaled Selim]

Lichtmikroskopische Aufnahme von Zellen des Cyanobakteriums
Synechocystis sp. PCC6803

Foto: © Khaled Selim



Leben auf der Erde wird erst durch die sogenannte CO2 Fixierung während
der Photosynthese möglich: Pflanzen nehmen Kohlenstoffdioxid auf und
verwandeln es in organische Moleküle wie z.B. Glucose. Dieser Prozess
entstand vor über 2,7 Billionen Jahren in der Organismengruppe der
Cyanobakterien, die diese Fähigkeit später auf das Reich der Algen und
Pflanzen ausdehnten. Wissenschaftler haben nun ein neues Protein entdeckt,
das an diesem komplexen Vorgang beteiligt ist, indem es die Aufnahme von
CO2 in die Zelle kontrolliert. Khaled Selim und Professor Karl Forchhammer
vom Interfakultären Institut für Mikrobiologie und Infektionsmedizin
(IMIT) der Universität Tübingen beschreiben das Protein SbtB zusammen mit
Kollegen des Tübinger Max-Planck Instituts für Proteinevolution und
Forschern der Universität Rostock erstmals im Fachmagazin Proceedings of
the National Academy of Sciences (PNAS).

Das nun identifizierte Protein SbtB ist an der Wahrnehmung von
unterschiedlicher Versorgung mit Kohlenstoffdioxid beteiligt und
ermöglicht Cyanobakterien, sich an verschiedene Lebensräume anzupassen.
SbtB gehört zu einer Familie an Signalproteinen, die den "Pegelstand" der
Moleküle ATP (Adenosintriphosphat) und ADP (Adenosindiphosphat) messen,
die als Energiespeicher einer Zelle dienen. Das neue Protein bindet sich
aber auch an das Nukleotid cAMP, das nicht am Energiestoffwechsel
beteiligt ist. Bisher kannte man cAMP nur als einen zentralen Botenstoff
des Glucose-Stoffwechsels, beispielsweise bei der Regulierung des
Blutzuckerspiegels.




[image: Abbildung: © Khaled Selim]

Die Strukturen eines Signalproteins (rot) überlagern sich mit dem neu
entdeckten cAMP Sensor SbtB (blau), der Pfeil deutet die
Nukleotid-Bindetasche an.

Abbildung: © Khaled Selim



Mit SbtB wurde nun ein Protein entdeckt, das den Botenstoff cAMP nutzt, um
damit den CO2-Haushalt von Cyanobakterien zu regulieren. Die
Wissenschaftler sind damit auf eine neue Form einer cAMP Signalkaskade
gestoßen, der Übermittlung von Signalen in einem Zellprozess. Da
Cyanobakterien zu den ältesten Organismengruppen der Erde gehören, kann
dies als Hinweis gelten, dass cAMP schon in den allerersten Organismen
eine zentrale Rolle in der Regulierung des Kohlenstoff-Stoffwechsels
hatte.

Publikation:

Khaled A. Selim, Florian Haase, Marcus D. Hartmann, Martin Hagemann, and
Karl Forchhammer.

PII-like signaling protein SbtB links cAMP sensing with cyanobacterial
inorganic carbon response.

Proceedings of the National Academy of Sciences (PNAS), USA.

https://doi.org/10.1073/pnas.1803790115




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, Antje Karbe, 17.05.2018
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MELDUNG/342: Entwicklung durch Modularität - ein urzeitliches Konstruktionsprinzip (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 17.05.2018

Entwicklung durch Modularität - ein urzeitliches Konstruktionsprinzip

Internationales Forscherteam charakterisiert genetischen Atlas der
Schalenbildung von Mollusken



(pug) Weichtiere wie Schnecken, Muscheln und Tintenfische, die
sogenannten Mollusken, sind eine evolutionär überaus erfolgreiche
Tiergruppe. Seit ihren Ursprüngen im Präkambrium vor mehr als 540 Millionen
Jahren haben sie sich einer Vielzahl von unterschiedlichsten Habitaten
angepasst. Ein internationales Forscherteam der Universität Göttingen, der
Universität von Burgund und des Naturkundemuseums Paris vermutet, dass diese
Entwicklungsfähigkeit unter anderem am modulartigen Aufbau des
schalenbildenden Gewebes liegt. Die Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift
GigaScience erschienen.

Nach den Arthropoden - Gliederfüßern wie Insekten, Spinnen und Krebstieren
- sind Mollusken der zweitartenreichste Tierstamm der Welt. Die Evolution
ihrer Schale hat eine enorme Vielfalt an Form, Größe, Farbe und Struktur
von der Nano- bis zur Makroskala hervorgebracht. Das komplexe
Zusammenspiel der Gene und Proteine, die an der Schalenbildung von
Schnecken und Muscheln beteiligt sind, wird erst allmählich entschlüsselt.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler konnten nun eine Reihe meist
neuer Gene identifizieren, die an der Bildung der Schale einer heimischen
Süßwasserschnecke beteiligt sind, und die Aktivität der Gene mit
bestimmten Regionen des schalenbildenden Gewebes, dem Mantel, verbinden.
Dabei ließen sich fast alle schalenformenden Gene einer von fünf Zonen des
Mantels zuordnen, die mutmaßlich die Eigenschaften der verschiedenen
Schichten der Schale bestimmen.

"Dieses modulartige Arrangement erlaubt es den verschiedenen
Molluskenarten, die Eigenschaften verschiedener Schichten der Schale zu
verändern, beispielsweise der äußeren pigmentierten Schicht oder der
inneren Perlmuttschicht, ohne dabei die anderen Schichten zu beeinflussen.
Sie können somit effizienter auf evolutionären Druck reagieren", sagt
Prof. Dr. Daniel J. Jackson, Leiter der Studie und der Arbeitsgruppe
Evolution der Metazoen an der Universität Göttingen. "Diese Art der
Modularität lässt sich auch bei Arthropoden beobachten, und sie ist ein
Grund dafür, dass es so viele Insekten, Spinnen und Krebse gibt."

Die Studie ist die erste groß angelegte Untersuchung, die Beobachtungen
auf der Ebene des Proteoms (Gesamtheit aller Proteine), des Transcriptoms
(Gesamtheit aller RNA-Moleküle) und der räumlichen Aktivität der
schalenformenden Gene miteinander verbindet. Die Forscherinnen und
Forscher wollen ihre Ergebnisse nun weiter ergründen, um zu verstehen, wie
die Schale tatsächlich aufgebaut ist.


Originalveröffentlichung: 

Ines Herlitze et al. 

Molecular modularity and asymmetry of the molluscan mantle revealed by a
gene expression atlas.

GigaScience 2018.

Doi: 10.1093/gigascience/giy056.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, Thomas Richter, 17.05.2018
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SEISMIK/140: Neue Studie zu Erdbeben zwischen Halle und Leipzig (idw)


Universität Leipzig - 17.05.2018

Neue Studie zu Erdbeben zwischen Halle und Leipzig



Ein Team von Wissenschaftlern aus Potsdam, Leipzig, Halle und Hannover
hat in einer aktuellen Studie die Ursache von ungewöhnlich tiefen Erdbeben
in der Metropolregion Leipzig-Halle in den Jahren 2015 und 2017 untersucht
und diese im "Journal of Seismology" veröffentlicht. Dabei haben die
Geophysiker der Universität Leipzig, des Landesamts für Geologie und
Bergbau in Halle und Wissenschaftler der Bundesanstalt für
Geowissenschaften und Rohstoffe Hannover (BGR) unter Federführung des
Deutschen GeoForschungs-Zentrums (GFZ) in Potsdam neue Methoden
angewandt.

Diese ermöglichten es erstmals, Details der Bruchmechanik dieser schwachen
Beben aufzulösen und in einen tektonischen Zusammenhang zu setzen. Daraus
wird deutlich, dass großräumige, geologische Verwerfungssysteme zwischen
Halle und Leipzig, welche die gesamte Erdkruste durchziehen und bisher als
nicht aktiv eingestuft wurden, durch Erdbeben reaktiviert werden könnten.

Sollte sich diese These erhärten, dann wären auch Erdbeben, die zu Schäden
in der Metropolregion führen könnten, möglich. Die Wissenschaftler
untersuchen Szenarien für Schadensbeben und mahnen mehr Forschung zur
besseren Vorbereitung auf solche Fälle an. In den Jahren 2015 und 2017 gab
es zwei Erdbeben - jeweils mit einer Magnitude von ungefähr 3. Sie waren
zwischen Halle und Leipzig von der Bevölkerung in bis zu 50 Kilometer
Entfernung zum Epizentrum spürbar, verursachten aber keine Schäden. Die
zwei Erdbeben waren die bisher stärksten instrumentell aufgezeichneten
Beben nördlich der Erdbebenzone zwischen dem Vogtland und Gera.

Der Seismologie-Verbund Mitteldeutschland, der Zusammenschluss
seismologisch tätiger Einrichtungen in Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen, überwacht diese Region schon seit 1996 und hat seitdem immer
wieder schwächere Erdbeben um Leipzig lokalisiert. Das Besondere an den
Beben in den Jahren 2015 und 2017 ist, dass diese weithin spürbar waren
und ungewöhnlich tief in der Unterkruste zwischen 22 und 29 Kilometern
unter der Erdoberfläche ihren Ursprung hatten. "Erdbeben in dieser Tiefe
beunruhigen uns Seismologen, da sie Hinweise auf größere Verwerfungen
geben und die Möglichkeit von stärkeren Erdbeben wahrscheinlicher machen",
sagt Sigward Funke, Leiter der Erdbebenüberwachung an der Universität
Leipzig.

Aus solchen Gründen suchen die Seismologen der BGR seit einiger Zeit
gezielt nach kleinen Tiefherdbeben in Mittel- und Norddeutschland. Was in
der Region um Halle und Leipzig aber bisher völlig offen blieb, war die
Frage, auf welchen Verwerfungen diese stattfinden und wie diese im Raum
orientiert sein könnten. "Wir haben bei der Untersuchung der Bruchmechanik
der Beben von Halle und Leipzig erstmals neue Verfahren eingesetzt, die
wir am GeoFoschungsZentrum Potsdam speziell für die Auswertung schwacher
Beben entwickelt haben", sagt Prof. Torsten Dahm, Leiter der Sektion
Erdbeben und Vulkanphysik am GFZ. "Dies hat gezeigt, dass beide Beben sehr
wahrscheinlich auf derselben Bruchfläche nur wenige Kilometer voneinander
entfernt aufgetreten sind." Die Forscher sehen daher durchaus die
Möglichkeit, dass die Segmente der Bruchzone zwischen den bisherigen
Ereignissen in Zukunft brechen könnten. "Um zu sehen, was das bedeuten
könnte, haben wir Szenarien solcher möglichen Erdbeben entwickelt, und die
Wellenausbreitung sowie erwartete Bodenbewegungen für solche Ereignisse
simuliert", betont Dahm.

Die Ergebnisse ihrer Studie alarmieren das Team: Erdbeben wie das von
Roermond im niederländisch-deutschen Grenzgebiet im Jahr 1992 (Magnitude
5,3) würden in der Leipziger Bucht zu ähnlich starken Bodenbewegungen und
Schäden führen. Sigward Funke sagt: "Auf solche Ereignisse sind wir nicht
gut vorbereitet, und neben der Weiterführung der bisherigen
Erdbebenbeobachtung wäre mehr geophysikalische Forschung wichtig, um
mögliche Konsequenzen für die Region zu minimieren."


Originaltitel der Veröffentlichung im "Journal of Seismology":

"Seismicity in the block mountains between Halle and Leipzig, Central
Germany: centroid moment tensors, ground motion simulation, and felt
intensities of two M ≈ 3 earthquakes in 2015 and 2017",
DOI: 10.1007/s10950-018-9746-9


Weitere Informationen unter:

https://link.springer.com/article/10.1007%2Fs10950-018-9746-9

http://media.gfz-potsdam.de/gfz/sec21/regina/2017_internetposter/leipzig_2017_04_29/poster.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Susann Huster, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/465: Gletscherschmelze unter Beobachtung (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
17.05.2018

Gletscherschmelze unter Beobachtung

• AWI beteiligt sich mit zwei Millionen Euro an den Kosten für eine
neue Satellitenmission

• Start GRACE-FO-Mission am 22. Mai 2018 (12.47 Uhr Ortszeit PST;
21.47 Uhr deutsche Zeit)



Vor einigen Monaten verglühten die zwei Erdbeobachtungs-Satelliten der
GRACE-Mission in der Atmosphäre. Zwar war dieses Ende planmäßig, doch riss
es den Experten des Alfred-Wegener-Instituts eine Lücke in die Erforschung
der Eisverluste in der Antarktis und in Grönland. Nun startet endlich die
Nachfolge-Mission. Sie wird wesentlich dazu beitragen, den künftigen
Meeresspiegelanstieg besser abschätzen zu können.

Eine der größten Gefahren des Klimawandels ist zweifellos der
fortschreitende Meeresspiegelanstieg, der umso größer ausfallen wird, je
stärker die mächtige Eisdecke auf Grönland und in der Antarktis schmilzt.
Um die Massenverluste dieser großen Eisschilde besser einschätzen zu
können, werten Wissenschaftler des Alfred-Wegener-Instituts,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI), permanent
Erdbeobachtungsdaten von Satelliten aus. Eines der wichtigsten
Raumfahrzeug-Duos waren für sie die GRACE-Satelliten, die seit dem Jahr
2002 im Orbit kreisten, 2017 aber im hohen Alter von 15 Jahren außer
Dienst gestellt und Anfang dieses Jahres zum Verglühen kontrolliert in die
Erdatmosphäre gelenkt wurden. Seitdem fehlte den AWI-Experten und der
internationalen Forschergemeinde eine wichtige Informationsquelle zum
Zustand der großen Eisschilde.

Um nun die Lücke zu schließen, wird am 22. Mai 2018 vom Vandenberg
Luftwaffenstützpunkt in Kalifornien (USA) der Nachfolger GRACE Follow-On
(GRACE-FO) in den Orbit geschossen. "Wir sind sehr froh darüber", sagt der
AWI-Geophysiker Ingo Sasgen. "Die erste GRACE-Mission hat uns 15 Jahre
lang eine einzigartige und hochinteressante Zeitreihe über die
Massenverluste der Eisschilde geliefert. Seit Juni 2017 ist die Zeitreihe
unterbrochen und wir haben zum Beispiel keine Daten zur letzten
Schmelzsaison in Grönland. Es ist gut, dass die Messungen jetzt
weitergehen."

GRACE ist die Abkürzung für "Gravity Recovery And Climate Experiment", was
man frei mit "Schwerefeld-Messung und Klimaexperiment" übersetzen kann.
Wie der Name andeutet, haben die Satelliten die Aufgabe, das Schwerefeld
der Erde einmal pro Monat komplett zu vermessen. Diese Schwerefelddaten
werden von verschiedenen Experten zu ganz unterschiedlichen Zwecken
genutzt. Sie sind aber eben auch für die AWI-Forscher besonders wichtig,
denn die Eismassenveränderung in Grönland und der Antarktis macht sich
auch im Schwerefeld der Erde deutlich bemerkbar. Geht mehr Eis durch
Schmelzen und Gletscherkalben verloren als durch Schneefall hinzukommt,
nimmt das Gewicht der Eisschilde ab und damit die Erdanziehungskraft vor
Ort. Die GRACE-Messungen verraten also, ob, wo und wie viel die Eisschilde
in der Summe wachsen oder schrumpfen.
Die beiden Satelliten fliegen in einem Abstand von etwa 220 Kilometern
hintereinander her und überprüfen mit einem Mikrowellenradar permanent
ihren Abstand zueinander. Überfliegt der erste Satellit einen Bereich mit
erhöhter Schwerkraft, wird er leicht angezogen und dadurch beschleunigt.
Der Abstand zum zweiten vergrößert sich. Diese Abweichung verrät, wie
stark die Schwerefeldänderung in einem Umkreis von etwa 400 km ist. Dabei
ist die Messgenauigkeit des Mikrowellenradars erstaunlich. Er misst den
Abstand zwischen den beiden Satelliten auf einige Mikrometer genau.

Auch bei der neuen GRACE-Mission kommt der Mikrowellenradar zum Einsatz.
"Man hat auf bewährte Technik gesetzt, um schnell eine zweite Mission
starten zu können und nicht zu viel Zeit zu verlieren und Datenlücken zu
riskieren", erklärt Ingo Sasgen. "Zusätzlich ist aber noch ein
Lasermessgerät an Bord, das während dieser Mission getestet wird. Es ist
rund 25-mal genauer als der Mikrowellenradar und kann damit die Analyse
des Schwerefeldes noch verbessern."

Die wissenschaftliche Betreuung der aktuellen GRACE-FO Mission liegt wie
beim Vorgänger beim Deutschen GeoForschungsZentrum (GFZ) und bei der NASA.
Das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt führt im Auftrag des GFZ den
Missionsbetrieb durch. Das AWI wiederum bringt seine Eis-Expertise ein und
hat sich an den Kosten für die Falcon-9-Trägerrakete von SpaceX mit zwei
Millionen Euro beteiligt.

Ingo Sasgen und seine Kollegen benötigen die Daten von GRACE-FO nicht nur,
um einen Eindruck zu bekommen, wie die großen Eisschilde auf die
fortschreitende globale Erwärmung schon jetzt reagieren. Sie füttern damit
auch mathematische Modelle, sogenannte numerische Klimamodelle, um besser
abzuschätzen, wie sich die Eisverluste künftig entwickeln könnten. Obwohl
GRACE-FO sehr genaue Schwerefeldmessungen durchführt, kombinieren die
AWI-Experten die Daten mit Messungen anderer Satelliten, zum Beispiel mit
denen von CryoSat-2. Dieser tastet die Erde mit Radarstrahlen ab, um die
Höhe der Eisbedeckung mit hoher Auflösung zu bestimmen. So lässt sich mit
CryoSat-2 zum Beispiel recht gut erkennen, an welcher Stelle eines
Gletschers viel Schnee niedergegangen ist. GRACE-FO tastet ein Raster von
400 Kilometern ab, das ist recht grob. CryoSat-2 hat mit typischerweise
fünf Kilometern eine deutlich höhere Auflösung. Doch auch CryoSat-2 hat
seine Grenzen. Die Radarstrahlen dringen ein wenig in Schnee und Eis ein,
was die exakte Messung der Schnee- oder Eishöhe schwierig macht, vor allem
weil man die genauen Bedingungen vor Ort nicht kennt. Das AWI führt
deshalb zusätzlich Kalibrationsmessungen mit seinen Forschungsflugzeugen
durch. Eine weitere Unsicherheit: Schnee sackt nach und nach unter seinem
Gewicht in sich zusammen. Auch das verfälscht die Höhenmessung. "Ob eine
Veränderung der Eis- und Schneehöhe durch eine solche Kompaktierung oder
durch Schmelze ausgelöst wurde, können wir allein mit CryoSat-2-Daten
nicht feststellen. Dazu brauchen wir wiederum GRACE Follow-On", sagt Ingo
Sasgen. "Denn die Veränderung des Schwerefeldes zeigt uns, ob es
tatsächlich Eis- und Schneemassenverluste gibt." Die Daten der
verschiedenen Satelliten ergänzen sich also sehr gut, weil jeder seine
Stärken hat.

Mit dem Start von GRACE-FO schließt sich jetzt nach rund einem Jahr eine
Lücke im Feld der Wissenschafts-Satelliten. Wie beim Vorgänger ist die
Missionsdauer von GRACE-FO zunächst für fünf Jahre geplant. Ingo Sasgen
hofft, dass die zweite Generation genau wie die erste aber vielleicht
sogar 15 Jahre durchhält. "Dann hätten wir insgesamt eine Zeitreihe von
rund 30 Jahren. Für Klimamodelle wäre das eine wirklich aussagekräftige
Zeitspanne. Diese Daten dürften noch in Jahrzehnten für die Klimaforschung
von Bedeutung sein."


Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen der
gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 18 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung,

Ralf Röchert, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1485: Bose-Einstein-Kondensat im Riesenatom - Uni Stuttgart untersucht exotisches Quantenobjekt (idw)


Universität Stuttgart - 17.05.2018

Bose-Einstein-Kondensat im Riesenatom - Universität Stuttgart untersucht
exotisches Quantenobjekt



Passt eine ultrakalte Wolke aus zehntausenden Rubidium-Atomen in ein
einzelnes Riesenatom? Forscherinnen und Forschern am 5. Physikalischen
Institut der Universität Stuttgart ist dies erstmals gelungen. Sie zeigten
einen ganz neuen Ansatz, die Wechselwirkung von geladenen Kernen mit
neutralen Atomen bei weitaus niedrigeren Temperaturen zu untersuchen, als
es bisher möglich war. Dies könnte einen wichtigen Schritt darstellen, um
in Zukunft quantenmechanische Effekte in der Atom-Ion Wechselwirkung zu
studieren. Das renommierte Fachjournal Physical Review Letters und das
populärwissenschaftliche Begleitjournal Physics berichteten darüber.(*)

In dem Experiment regten die Forscherinnen und Forscher ein Elektron eines
einzelnen Atoms in einem Bose-Einstein-Kondensat mit Laserstrahlen in
einen riesigen sogenannten Rydberg-Orbit an. Dadurch hält sich das
angeregte Elektron bis zu 3.7µm vom Kern entfernt auf, fünfzehntausend Mal
weiter als im Grundzustand. Das Quantengas wurde in einer winzig kleinen
optischen Dipolfalle gehalten. Die Wolke aus vielen Tausend Atomen war
damit um den Faktor drei kleiner als der Elektronenorbit.

"Die Durchführung des Experiments war für uns eine spannende
Herausforderung, da Riesenatome sehr sensibel auf elektrische Störfelder
reagieren" so Kathrin Kleinbach, Doktorandin am 5. Physikalischen Institut
der Universität Stuttgart. Das Rydberg-Elektron befindet sich weit weg vom
Kern und bildet zusätzlich einen Faraday'schen Käfig, so dass kleine
elektrische Felder den geladenen Kern nicht beschleunigen (und damit
aufheizen) können. So lässt sich die Wechselwirkung zwischen dem positiv
geladenen Kern des Riesenatoms und dem Quantengas erforschen.

Damit bietet das Experiment erstmals die Möglichkeit, die Wechselwirkung
zwischen neutralen Teilchen und dem geladenen Kern des Riesenatoms bei
extrem kalten Temperaturen zu erforschen. Im Vergleich zu bisherigen
Experimenten, welche diese Wechselwirkung untersuchen, bietet die neue
experimentelle Herangehensweise eine tausendmal kältere Umgebung, weniger
als ein millionstel Grad vom absoluten Temperaturnullpunkt entfernt. Damit
kommt das Forscherteam einem Temperaturbereich sehr nahe, in dem
Quanteneffekte eine Rolle spielen sollten und zu exotischen bisher
unerforschten Materieformen führen könnten. Die Untersuchung dieser
Effekte ist für die Grundlagenforschung im Bereich der Quantenchemie und
möglicher neuer Materieformen von Bedeutung.

Die Arbeit entstand im Zentrum für Integrierte Quantenwissenschaft und
-technologie IQST. Im IQST haben sich die Universitäten Ulm und Stuttgart
sowie das Max-Planck-Institut für Festkörperforschung zusammengeschlossen,
um aus abstrakter Quantenphysik neue technologische Ansätze zu entwickeln.
Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen sowie Praktiker und
Praktikerinnen aus den Bereichen Physik, Chemie, Biologie, Mathematik und
Ingenieurwissenschaften erforschen darin die Welt der Quanten in ihrer
ganzen Breite und kooperieren teilweise direkt mit der Industrie.


(*) Originalpublikation:

Ionic Impurity in a Bose-Einstein Condensate at Submicrokelvin
Temperatures:

K. S. Kleinbach, F. Engel, T. Dieterle, R. Löw, T. Pfau, and F. Meinert,

Phys. Rev. Lett. 120, 193401, 10 May 2018

https://journals.aps.org/prl/abstract/10.1103/PhysRevLett.120.193401

Populärwissenschaftlicher englischer Beitrag:

https://physics.aps.org/synopsis-for/10.1103/PhysRevLett.120.193401




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution80
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Stuttgart, Andrea Mayer-Grenu, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





MELDUNG/781: Countdown für Kilogramm, Kelvin und Co. (idw)


Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) - 17.05.2018

Countdown für Kilogramm, Kelvin und Co.



Mit dem diesjährigen Weltmetrologietag (wie immer am 20. Mai) startet der
Countdown für den fundamentalen Wandel beim Internationalen
Einheitensystem (SI). In einem Jahr, am 20. Mai 2019, tritt das neue oder
revidierte SI dann in Kraft.

Noch ist der Wert des kleinen Platinzylinders in einem Safe im Pariser
Vorort Sèvres unermesslich - sagt dieses Objekt doch der Welt seit mehr
als hundert Jahren, was ein Kilogramm ist. Doch schon sehr bald wird sich
sein Wert auf den reinen Kurswert von Platin reduzieren. Denn die Welt des
präzisen Messens steht vor einem fundamentalen Wandel. Die physikalischen
Einheiten wie das Kilogramm für die Masse oder das Kelvin für die
Temperatur werden auf die stabilste nur denkbare Basis gestellt, indem sie
sich in Zukunft auf Naturkonstanten beziehen werden. Der diesjährige
Weltmetrologietag (wie immer am 20. Mai) will diesen Wandel ins
öffentliche Bewusstsein rücken. Genau ein Jahr später, am
Weltmetrologietag des Jahres 2019 soll dann das neue Einheitensystem in
Kraft treten. Die Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB), als
nationales Metrologieinstitut Deutschlands die oberste Instanz bei allen
Fragen rund ums Messen, ist mit Forschung und Kommunikation an diesem
fundamentalen Wandel entscheidend beteiligt.

Die Welt ist sich in vielen Dingen nicht einig. Aber in einer
Angelegenheit durchaus: Alle wollen mit denselben Maßen messen. Ein
Wunsch, der in einer globalisierten Welt auch wirtschaftlich mehr als
vernünftig ist. Und so sind es an die 100 Staaten (die insgesamt rund 98 %
des weltweiten Wirtschaftsaufkommens repräsentieren), die mittlerweile den
entsprechenden Staatenvertrag, die sogenannte Meterkonvention,
unterzeichnet haben oder als assoziierte Mitglieder dabei sind. Dieser
Vertrag hat eine sehr lange Tradition. Bereits im Jahr 1875 (eben am 20.
Mai) unterzeichneten ihn die ersten 17 Staaten, darunter Deutschland (und
übrigens auch das damalige Königreich Bayern).

Jeder Staat der Meterkonvention wurde sodann mit den Maßen der
Gemeinschaft versorgt, also zunächst dem Ur-Meter und dem Ur-Kilogramm
bzw. hochgenauen Kopien dieser "heiligen" Objekte. Was zunächst wie ein
Königsweg für die Harmonisierung des weltweiten Messens erschien,
entpuppte sich allerdings im Laufe der Zeit als holpriger Pfad. Denn alle
(großen) Dinge dieser Welt verändern sich, so auch die Maßverkörperungen
wie der Kilogrammzylinder. Was allerdings nur deutlich wird, wenn man sehr
genau hinschaut.

Wenn jemand das genaue Hinschauen und das genaue Messen beherrscht, dann
sind es die Metrologen dieser Welt. Und so entschlossen sich die Staaten
der Meterkonvention schon vor vielen Jahren, die Einheiten auf ein
festeres Fundament zu stellen. Denn nicht nur das Kilogramm war und ist
von dieser Instabilität betroffen, sondern auch die Einheiten für die
Temperatur (das Kelvin) und für die Stromstärke (das Ampere). Das Kelvin
hängt bisher von einer ganz genauen Isotopenzusammensetzung des
verwendeten Wassers ab, und das Ampere bezieht sich auf eine sehr
idealisierte Definition zweier unendlich langer Leiter. All diese
Einheiten brauchen eine neue, verlässlichere Basis. Und tatsächlich können
die gegenwärtigen Unzulänglichkeiten von Kilogramm, Kelvin und Co. behoben
werden. In den letzten Jahren (teilweise auch Jahrzehnten) haben die
metrologischen Laboratorien der Welt dafür ganze Arbeit geleistet. Die
Messkünstler haben der Natur ganz tief in die Karten geschaut und die
Werte bestimmter Naturkonstanten nach allen Regeln der Kunst gemessen.
Mithilfe dieser Naturkonstanten, etwa dem Planck'schen Wirkungsquantum und
der Boltzmann-Konstante, sollen die Einheiten nun stabil und damit
zukunftssicher definiert werden. (Ein Erklärungsversuch, was diese
Konstanten sind und warum sie zu den Lieblingen der Metrologen gehören,
findet sich auf den Webseiten der PTB. Siehe: Weitere Informationen).

Die Messungen in den Laboratorien sind abgeschlossen, sieben
Naturkonstanten haben ihre festen Werte bekommen. Damit können sich die
Einheiten wie das Kilogramm, das Kelvin oder das Ampere auf eine stabile
und universelle Zukunft freuen. Denn wenn sich Naturkonstanten nicht
ändern (oder dies zumindest nicht alltagsrelevant tun), dann sind auch die
Einheiten, die sich auf sie beziehen, unveränderlich. Und überdies sind
die Einheiten in einem sehr allgemeinen Sinn "überall verständlich", denn
die Naturkonstanten gelten nicht nur auf unserer kleinen Erde, sondern
tatsächlich überall und immer - im Universum und für alle Zeiten. Der
Fahrplan hin zu einem fundamental umgebauten Einheitensystem (übrigens:
alle Schulbücher müssen umgeschrieben werden), sieht so aus, dass sich die
Staaten der Meterkonvention zu einer Generalkonferenz im November in
Versailles treffen und aller Voraussicht nach den Umbau des
Einheitensystems beschließen werden. Am Weltmetrologietag des Jahres 2019
soll dann das neue Einheitensystem in Kraft treten. Meter und Kilogramm,
diese Kinder der französischen Revolution, werden dann den Anspruch von
damals ("A tous les temps. A tous les peuples.") auf ganz neue Weise
einlösen. (jes/ptb)


Weitere Informationen:

Die PTB hat zahlreiche Informationen zum neuen Einheitensystem erarbeitet
und zusammengetragen, um die Hintergründe und die Bedeutung dieser
bevorstehenden Revolution zu erklären. Eine Auswahl davon finden Sie hier:

www.youtube.ptb.de:

(alternativ - und mit Download-Möglichkeit - auch hier zu finden:

www.ptb.de/cms/presseaktuelles/lehrer-materialien-zum-si)

"Vorhang auf für die neuen Stars am Einheitenhimmel"
(Eine Animation zum neuen Einheitensystem)

www.ptb.de/cms/presseaktuelles/lehrer-materialien-zum-si:

(alternativ auch hier zu finden:

www.ptb.de/cms/forschung-entwicklung/forschung-zum-neuen-si)

"Immer und überall konstant"

(Naturkonstanten - ein Erklärungsversuch. 3 Seiten, pdf)

"Das neue Internationale Einheitensystem"

(Informationsbroschüre, 6 Seiten, pdf oder gedruckt)

"Experimente für das neue Internationale Einheitensystem (SI)"

(Sammlung mehrerer Aufsätze zum Thema, pdf oder gedruckt)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution395

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB),

Dipl.-Journ. Erika Schow, 17.05.2018
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KURSUS/613: Lippstadt - Kursreihe für Angehörige zum Thema "Demenz" startet am 7. Juni 2018


Kursreihe für Angehörige zum Thema Demenz 

Kostenloses Angebot startet im Juni



Lippstadt. Etwa 80 Prozent aller Pflegebedürftigen werden ohne
Unterstützung von professionellen Hilfen zu Hause betreut, meistens
durch nahe Angehörige. Diese fühlen sich dabei oftmals sowohl
körperlich als auch psychisch überfordert. Daher bieten das 
Demenz-Servicezentrum Münsterland und die AOK NordWest in Kooperation 
mit dem DemenzNetzwerk Lippstadt, der trägerunabhängigen Pflegeberatung
Lippstadt und dem ESTA-Bildungswerk in Lippstadt eine kostenlose
Kursreihe für Angehörige zum Thema "Leben mit Demenz" an.

"Viele Angehörige fühlen sich mit der Übernahme der Pflege vor neue
Aufgaben gestellt, müssen ihre Lebenspläne ändern, werden rund um die
Uhr beansprucht und fühlen sich oft emotional und körperlich
überfordert", weiß Anita Polder von der trägerunabhängigen
Pflegeberatung der Stadt Lippstadt. Die Kursreihe gibt Informationen
an die Hand und bietet genügend Raum für Fragen und
Erfahrungsaustausch zum Thema Demenz. Ziel ist es, Perspektiven für
Betreuung zu entwickeln, die sowohl die Bedürfnisse des Erkrankten als
auch die der Angehörigen berücksichtigen, so Polder.

Die Kursreihe findet an vier Terminen - 7.6., 11.6., 14.6., 18.6. -
von 17.00 bis 20.15 Uhr in den Räumlichkeiten des ESTA-Bildungswerks
direkt am Bahnhof (Bahnhofsplatz 1) statt. An jedem Termin wird ein
anderer Themenschwerpunkt besprochen. Als Referenten konnten für die
verschiedenen Schwerpunkte Dr. Bernd-Joachim Forsting (Facharzt für
Neurologie und Psychiatrie), Elisabeth Groth-Hollmann (Demenzberatung
der Caritas im Kreis Soest), Anita Polder (trägerunabhängige
Pflegeberatung Stadt Lippstadt), Sabine Pulino (Pflegepädagogin ESTA -
Bildungswerk), Sonja Steinbock (Demenz-Servicezentrum Münsterland) und
Mathilde Tepper (Sozialpädagogin, Soziales und Mehr) gewonnen werden.

Anmeldungen nimmt die trägerunabhängige Pflegeberatung der Stadt
Lippstadt unter der Nummer 980-687 (Gerhard Madeheim) und 980-681
(Anita Polder) entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Mai 2018

Stadt Lippstadt

Frau Scharte, Pressestelle,

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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AUSSEN/2041: CIA-Chefin Gina Haspel - Trump belohnt blinden Gehorsam


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Mai 2018

CIA-Chefin Gina Haspel: Trump belohnt blinden Gehorsam



Zur Bestätigung von Gina Haspel als neue CIA-Chefin erklärt Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechtspolitik und Humanitäre Hilfe:

Die Bestätigung von Gina Haspel ist ein schwerer Rückschlag für die Menschenrechtspolitik weltweit. Mit dieser Personalie befördert der US-Präsident eine Frau, unter deren Verantwortung Folter angewandt wurde. Damit wird blinder Gehorsam belohnt, und Despoten sowie ihre Schergen werden weltweit geradezu ermuntert, völkerrechtswidrige Praktiken gegen Häftlinge einzusetzen. Dies ist in Zeiten, da Menschenrechte weltweit immer mehr beschränkt werden, ein verheerendes Signal.

Gegen die neue CIA-Chefin und frühere Leiterin eines US-Geheimgefängnisses in Thailand liegt eine Anzeige beim Generalbundesanwalt vor; er geht dem Anfangsverdacht auf das Vorliegen von Straftaten nach dem Völkerstrafgesetzbuch nach.

Sollte Haspel im Rahmen einer US-Regierungsdelegation nach Deutschland kommen, würde sie eventuell Immunität genießen; in allen anderen Fällen müsste die neue Chefin sich zumindest auf Nachfragen seitens der Justiz einstellen. Laut Art. 6 Antifolterkonvention könnte ihr bei uns gegebenenfalls sogar auch Haft drohen. Es gibt ein weltweit anerkanntes, absolutes Folterverbot. Da darf es für Frau Haspel keine Ausnahmeregelung geben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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GESUNDHEIT/1003: Ebola - Entschieden handeln und nachhaltige Gesundheitsversorgung aufbauen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Mai 2018

Alle Jahre wieder Ebola: Entschieden handeln und nachhaltige Gesundheitsversorgung aufbauen



Zur Ebola-Krise in der Demokratischen Republik Kongo erklärt Ottmar von Holtz, Obmann im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung:

Das Ebola Virus breitet sich aus in der Demokratischen Republik Kongo und die Angst vor einer weiteren Epidemie steigt. Vor drei Jahren hielt die ganze Welt monatelang den Atem an, als der letzte große Ebola-Ausbruch in Westafrika rund 11.000 Menschenleben gefordert hat. Die Region erhielt kurzfristig hohe finanzielle Mittel zur Eindämmung der Krise. Als das Schlimmste überstanden war, klang die Aufmerksamkeit für die Region wieder ab. Aus den Erfahrungen wurden anscheinend keine Konsequenzen gezogen: Es wurden keine großflächigen strukturellen Veränderungen in der örtlichen Gesundheitsversorgung und Aufklärung angestoßen und unterstützt. Dabei müssen solche Krankheiten präventiv verhindert werden; wir dürfen nicht erst reagieren, wenn der Ausbruch längst da ist. Es gilt, erneute Ausbrüche und vor allem eine flächendeckende Verbreitung zu verhindern.

Die Bundesregierung sollte ihre finanziellen Mittel nutzen, um Länder bei dem Aufbau von zuverlässigen Gesundheitssystemen zu unterstützen. Es gilt, Krankenstationen zu bauen, medizinisches Personal auszubilden, in den Schulen aufzuklären und hygienische Sanitäranlagen aufzubauen. Diese gesundheitliche Krise in der Demokratischen Republik Kongo bedeutet eine zusätzliche Last für die Bevölkerung, die in vielen Regionen von schrecklichen bewaffneten Konflikten gebeutelt ist. Es ist schrecklich, dass die vielen zivilgesellschaftlichen Bemühungen um eine Lösung der politischen Probleme im Land durch solche Krisen zusätzlich geschwächt werden.

Da die Seuche jetzt aber nun mal bereits ausgebrochen ist, muss die Bundesregierung alles daran setzen, sie so schnell wie möglich einzudämmen. Die WHO warnt seit mehreren Wochen und weist dringlich darauf hin, dass sie mehr Geld braucht. Liebe Herren Minister Müller und Spahn, packen Sie es an und senden Sie schnelle Unterstützung!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Mai 2018
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GESUNDHEIT/1002: Pflegebedürftige erhalten mehr Leistungen




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Mai 2018

Pflegebedürftige erhalten mehr Leistungen

 
Zur Gegenfinanzierung der erwarteten Mehrausgaben im Pflegebereich erklärt Kordula Schulz-Asche, Sprecherin für Pflegepolitik:
 
Die Kosten der Pflege steigen an allen Enden und Minister Spahn verspricht Beitragssenkungen. Seriöse Finanzplanung geht anders!

Die Mehrkosten für mehr und bessere Pflege müssen finanziert werden und dürfen keinesfalls an den Pflegebedürftigen hängenbleiben. Es wird Zeit, dass die Bundesregierung den unsinnigen Pflegevorsorgefonds endlich auflöst und das Geld sofort für die Pflege verfügbar macht. Die versprochenen Beitragssenkungen von Minister Spahn in der Krankenversicherung sind vor dem Hintergrund dieser absehbaren Erhöhung des Pflegebeitrags reine Effekthascherei: Der Minister spielt kurzsichtiges Jojo mit den Kassenbeiträgen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Mai 2018
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INNEN/3094: Sondersitzung des Innenausschusses zur Aufklärung der Missstände im BAMF


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Mai 2018

Sondersitzung statt Sonntagsreden: Aufklärung nicht auf den Sankt Nimmerleinstag verschieben



Die Grüne Bundestagsfraktion hat für kommenden Donnerstag eine Sondersitzung des Innenausschusses zur Aufklärung der Missstände im Bundesamt für Migration und Flucht (BAMF) beantragt. Hierzu erklärt Luise Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Dass das BAMF reformiert und einer strukturellen Prüfung unterzogen werden muss, ist unstrittig. Statt aber mit der Debatte um einen Untersuchungsausschuss nach einer schnellen Schlagzeile zu suchen und damit die Aufklärung und Lösung der Probleme unnötig zu verzögern, muss das Parlament jetzt aktiv werden und seine Kontrollfunktion ausüben.

Alle Karten müssen auf den Tisch. Deshalb haben wir heute eine Sondersitzung des Innenausschusses zu den Missständen beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge beantragt und die Teilnahme des Bundesinnenministers an der Sitzung eingefordert. Im Zentrum muss die Aufklärung der Vorfälle in der Bremer Außenstelle stehen, aber auch die bereits bekannten strukturellen Mängel in der Behörde.

Mehrfach haben wir Minister Seehofer aufgefordert, uns Zugang zu den internen Berichten des BAMF zu geben und haben immer wieder von unserem Fragerecht Gebrauch gemacht. Bisher ohne Erfolg.

Minister Seehofer hat es jetzt in der Hand, ob es zu einem Untersuchungsausschuss kommt. Es hängt an ihm und seinem Willen, vollumfänglich über alle bestehenden Defizite zu informieren und aufzuklären. Wenn er kooperiert, wird es keinen Untersuchungsausschuss brauchen. Die nächste Gelegenheit bekommt er dafür in der kommenden Woche.

Darüber hinaus fordern wir die Einsetzung einer unabhängigen Expertenkommission mit Vertreterinnen und Vertretern aus der Anwaltschaft und Richterschaft, Kirchen, Wohlfahrtsverbänden und der Wissenschaft. Diese unabhängige Expertenkommission muss sich der Aufgabe einer umfassenden Organisations- und Strukturreform des Behördenaufbaus und der Asylverfahren annehmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Mai 2018
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UMWELT/1749: Weltbienentag - Bundesregierung muss Kurswechsel für echten Bienenschutz einleiten


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Mai 2018

Weltbienentag - Bundesregierung muss Kurswechsel für echten Bienenschutz einleiten



Zum Weltbienentag am 20.Mai erklären Harald Ebner, Sprecher für Gentechnik und Bioökonomiepolitik, und Steffi Lemke, Sprecherin für Naturschutz:

Harald Ebner: "Schon jetzt ist der zum allersten Mal stattfindende UNO-Weltbienentag ein voller Erfolg. Soviel Aufmerksamkeit für Bienen war selten. Es reicht aber nicht, am Weltbienentag einmal kurz an die Artenvielfalt zu denken und ein paar Bienenstöcke im Regierungsviertel aufzustellen. Ohne echten Kurswechsel in der Agrarpolitik werden wir Bienen und andere Insekten nicht retten. Kanzlerin und Agrarministerin müssen jetzt liefern und handfeste Bienenpolitik machen. Als erstes müssen schleunigst alle Bienengifte von den Äckern."

Steffi Lemke: "Ich fordere von der Bundesregierung das Aussterben der Wildbienen in Deutschland zu stoppen. Es ist ein Skandal, dass die Bundesregierung sich dazu bereits 2007 verpflichtet hat, aber seitdem überhaupt nichts für ihren Schutz unternommen hat. Es ist erschreckend, dass in Deutschland die Hälfte aller Wildbienenarten auf der "Roten Liste" stehen und bereits 39 Wildbienenarten ausgestorben sind."

 * 

Quelle:
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UMWELT/1748: Anton Hofreiter zum Schutz des Wattenmeers


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Mai 2018

Anton Hofreiter zum Schutz des Wattenmeers



Zu Deutschlands Übernahme des Vorsitzes der trilateralen Kooperation zum Schutz des Wattenmeers erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Zum Schutz der Wattenmeere trägt Bundesumweltministerin Svenja Schulze als Chefin der trilateralen Kooperation eine besondere Verantwortung. Sie muss sich vehement für eine verträgliche Fischerei und Schifffahrt in diesen sensiblen Lebensräumen engagieren, denn die außerordentliche Tier- und Pflanzenvielfalt im Watt steht weiterhin auf der Kippe.

Wenn Svenja Schulze auf der Wattenmeerkonferenz gegenüber den Nachbarstaaten glaubwürdig sein will, muss sie sich auch ernsthaft um den Meeresschutz in der Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) kümmern. Und da haben ihr die Vorgängerregierungen einen dicken Stapel Hausaufgaben hinterlassen. Die Bundesumweltministerin muss handfeste verbindliche Maßnahmen in den Meeresschutzgebieten entwickeln und sich dafür im Zweifel auch gegenüber Fischereiwirtschaft, Bergbau und Bundeswehr stark machen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Mai 2018
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EUROPA/902: EU-Kommission sollte Maßnahmen zur Luftreinhaltung unterstützen, nicht



behindern
�����������������������������������������������������������������������
Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. Mai 2018

EU-Kommission sollte Maßnahmen zur Luftreinhaltung unterstützen,
nicht behindern



Wegen schlechter Luftqualität klagt die EU-Kommission gegen
Deutschland und fünf weitere Länder vor dem Europäischen Gerichtshof
(EuGH). Hierzu können Sie die verkehrspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela Ludwig MdB, wie folgt zitieren:

"Die EU-Kommission sollte Deutschland bei seinen bereits laufenden
Maßnahmen zur Luftreinhaltung unterstützen. Die Klage ist das
Gegenteil davon. Hierfür fehlt mir jedes Verständnis. Auch die jetzt
vom Bundesumweltministerium geforderten Hardware-Nachrüstungen führen
in die Sackgasse, weil sie eine Investition in die Vergangenheit
darstellen. Die Union setzt sich für zukunftsorientierte Lösungen und
moderne Technologien ein."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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GESUNDHEIT/682: Verbesserungen in der Pflege gibt es nicht umsonst


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 18. Mai 2018

Verbesserungen in der Pflege gibt es nicht umsonst



Zur aktuellen Diskussion um eine mögliche Erhöhung des Beitragssatzes
in der Pflegeversicherung können Sie die gesundheitspolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karin Maag, mit folgenden
Worten zitieren:

"Den Vorstoß von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn, dass wir offen
darüber sprechen müssen, ob wir die Beitragssätze für die
Pflegeversicherung leicht - beispielsweise um 0,2 Prozentpunkte -
anheben sollten, begrüße ich. Einen moderaten Anstieg erachte ich für
sinnvoll. Insofern mache ich mir seine Forderung gerne zu eigen.

Es ist allen klar, dass eine bessere Personalausstattung, bessere
Löhne und mehr Zeit für die Patientinnen und Patienten nicht umsonst
zu haben sind. Daher ist es nur folgerichtig, wenn wir dann als
Solidargemeinschaft der Versicherten bereit sind, auch etwas höhere
Beiträge in Kauf zu nehmen. Ich bin sehr zuversichtlich, dass wir
hierfür auch die Zustimmung der Versicherten erhalten, schließlich
entspricht eine bessere Pflege gerade im hohen Lebensalter dem Wunsch
einer breiten Mehrheit unserer Bevölkerung.

Im Übrigen erinnere ich daran, dass wir mit den drei
Pflegestärkungsgesetzen die Leistungen der Pflegeversicherung in den
vergangenen Jahren ausgebaut haben. Jährlich stehen schon jetzt fünf
Milliarden Euro mehr zur Verfügung. Zudem erreichen die Leistungen
der Pflegeversicherung durch die neuen Pflegegrade mehr als eine
halbe Million Menschen, die auf pflegerische Hilfe angewiesen sind,
erstmals. Das betrifft gerade die Gruppe der Menschen mit
Demenzerkrankungen.

Ich möchte daher ausdrücklich betonen, dass wir an diesen Reformen
konsequent anknüpfen werden, um die Rahmenbedingungen in der Pflege
für alle Betroffenen noch besser zu machen. Jeder Euro, den wir dafür
aufwenden, ist gut angelegtes Geld."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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UMWELT/773: Summende Superhelden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Mai 2018

Summende Superhelden

Weltbienentag am 20. Mai rückt gesellschaftliche Bedeutung von Bienen
und Imkern ins öffentliche Bewusstsein



Am 20. Mai ist der erste Weltbienentag. Dazu erklären die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta
Connemann, sowie der Vorsitzende der Arbeitsgruppe Ernährung und
Landwirtschaft, Albert Stegemann:

Gitta Connemann: "Kleine Tiere, große Wirkung - Bienen sind
summende Superhelden. Sie sorgen für blühende Felder und Honig.
Inzwischen gibt es wieder 870.000 Bienenvölker in Deutschland. Und
die Zahl der Imker steigt - in Stadt und Land. Die ca. 130.000 Imker
engagieren sich tagtäglich für unsere Natur. Jeder von uns kann auf
seinem Balkon oder Garten den Tisch für Bienen und andere Bestäuber
decken. Bei der Suche nach bienenfreundlichen Pflanzen hilft die
?Bienen-App? des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft.
Dies ist nur eine der vielen Maßnahmen von Bundesministerin Julia
Klöckner. Bienenschutz wird bei uns großgeschrieben. Es war die
Union, die ein bundesweites Bieneninstitut gegründet hat. Hier wird
intensiv geforscht und wissenschaftlich bewertet. Mit gut drei
Millionen Euro fördert das Bundesministerium konkrete Projekte zum
Schutz der Bienen. Und darüber hinaus stellt es weitere Mittel im
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe ?Verbesserung der Agrarstruktur und
des Küstenschutzes? (GAK), des Bundesprogramms Ökologischer Landbau
und andere Formen nachhaltiger Landwirtschaft (BÖLN) sowie für das
Deutsche Bienenmonitoring zur Verfügung."

Albert Stegemann: "Es ist gut, dass die lebenswichtige
Bedeutung der Bienen für uns alle am Weltbienentag sichtbar wird. Wir
unterstützen Bundesministerin Julia Klöckner darin, bessere
Lebensbedingungen für Bienen in Deutschland zu gewährleisten. Dazu
zählt das kürzlich in Brüssel beschlossene Verbot bienenschädlicher
Neonikotinoide. Dazu zählt aber auch die Erarbeitung einer
Ackerbaustrategie, um die Nahrungsgrundlage für Bienen zu verbreitern
sowie den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln weiter zu verringern.
Hier setzen wir auf die Chancen, die sich aus der Digitalisierung im
Sinne einer Landwirtschaft 4.0 ergeben."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1787: Zeitsouveränität statt Entgrenzung der Arbeitszeit


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Mai 2018

Zeitsouveränität statt Entgrenzung der Arbeitszeit



"Alle bisherigen Initiativen zur Flexibilisierung der Arbeitszeit hatten das gleiche Ziel, das Arbeitszeitgesetz im Sinne der Arbeitgeber zu lockern. Die SPD scheint gar nicht zu merken, dass sie sich hier vor den Karren der Arbeitgeber spannen lässt. Die Arbeitgeber wollen Beschäftigte, die rund um die Uhr verfügbar sind. Diese Idee eines unbegrenzten Arbeitstages ist nicht neu, sondern entspringt dem Denken des frühindustriellen 19. Jahrhunderts. Die Digitalisierung wird von den Arbeitgebern lediglich als Scheinargument vorgeschoben, um fundamentale Rechte der Beschäftigten auszuhebeln. Das Arbeitszeitgesetz aufzuweichen ist weder sinnvoll noch notwendig. Schon heute gibt es genug Möglichkeiten, Arbeitszeiten flexibel zu gestalten", erklärt Jessica Tatti, Sprecherin der Fraktion DIE LINKE für Arbeit 4.0, zur Ankündigung einer Initiative für flexiblere Arbeitszeiten durch Bundesarbeitsminister Hubertus Heil. Tatti weiter:

"Immer mehr Menschen werden durch überlange Arbeitszeiten und Dauerstress am Arbeitsplatz krank. Der Anstieg der Krankentage aufgrund arbeitsbedingter psychischer Erkrankungen in den letzten 15 Jahren ist dramatisch. Eine Bundesregierung, die Arbeitszeiten über zehn Stunden hinaus ermöglicht, wird dieses Problem nicht bekämpfen, sondern verschärfen. Beschäftigte wollen nicht arbeiten ohne Ende, sondern mehr Zeitsouveränität und eine bessere Work-Life-Balance. Dafür brauchen wir eine gesetzliche Ausweitung der zwingenden Mitbestimmungsrechte von Betriebs- und Personalräten auf Dauer und Lage der Arbeitszeiten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. Mai 2018
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AUSSEN/1725: Deutschland und die EU dürfen sich nicht zu Lakaien Trumps machen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Mai 2018

Deutschland und die EU dürfen sich nicht zu Lakaien Trumps machen



"Die Klarheit, mit der die EU-Kommission auf die US-Drohungen gegen im Iran tätige europäische Unternehmen reagiert, ist sachgerecht und angemessen. Der Versuch des US-Präsidenten, dem Rest der Welt seinen Willen aufzuzwingen, missachtet das Selbstbestimmungsrecht souveräner Staaten. Es ist auch Peter Altmaier dringend anzuraten, jetzt nicht abzuwiegeln, sondern ebenfalls klare Kante zu zeigen", erklärt Klaus Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Diskussion über die Rettung des Iran-Abkommens. Ernst weiter:

"Die Europäische Union und Deutschland würden sich zum willfährigen Lakaien Trumps machen lassen, wenn sie nicht alle legalen Möglichkeiten ausnützen würden, um die Übergriffigkeit der USA abzuwehren. Wenn solchen Methoden nicht von Anfang an mit klarer Haltung begegnet wird, wird Trump geradezu ermutigt, seine Interessen mit immer dreisteren Methoden und gegen alle internationalen Regeln durchzusetzen.

Es ist fair und auch in der Verordnung zum Schutz vor Auswirkungen extraterritorialer Anwendung von einem Drittland vorgesehen, dass wirtschaftliche Nachteile betroffener Unternehmen ausgeglichen werden. Auch europäische Unternehmen haben ein Interesse, dass sie vor der Trump-Administration geschützt werden. Das gilt auch für den Energie-Bereich, wo die USA ebenfalls dabei sind, alle Register zu ziehen, um Nordstream 2 zu verhindern und Absatzmärkte für eigenes Flüssiggas zu sichern."

 * 
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INNEN/4934: Petra Pau zum Thema "Arbeitsdefinition Antisemitismus" 


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Mai 2018

Schlicht verantwortungslos



Zum Thema "Arbeitsdefinition Antisemitismus" erklärt Petra Pau, Mitglied im Vorstand der Fraktion DIE LINKE:

"Im September 2017 hatte die Bundesregierung die 'Arbeitsdefinition Antisemitismus' der International Holocaust Remembrance Alliance (IHRA) übernommen. Das hatte ich begrüßt.

Nun, acht Monate später, wollte ich wissen, inwieweit das in den Fachbereichen, zum Beispiel Bildung und Justiz sowie in den Sicherheitsbehörden relevant ist. Die Antwort der Bundesregierung zusammengefasst:

'Das liegt in der Eigenverantwortung der jeweiligen Ressorts. Die Bundesregierung erfasst dies im Einzelnen nicht'. Das wiederum führt mich zu der Frage:

Ist das Ausdruck eines libertären Regierungsstils, bei dem jeder machen und lassen kann, was er will? Oder ist das schlicht verantwortungslos?"

 * 
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UMWELT/626: Mehr Insekten braucht das Land


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Mai 2018

Mehr Insekten braucht das Land



"Der dramatische Insektenschwund geht uns alle an. Insekten sichern nicht nur als Bestäuber unsere Nahrungsgrundlage, sondern sie sind ein existenzieller Teil des Ökosystems, zum Beispiel als Nahrung für Kleinsäuger, Vögel und Fledermäuse. Ihre Bedeutung für die Allgemeinheit ist nicht hoch genug einzuschätzen. Honigbienen liefern darüber hinaus wertvolle Produkte wie Honig oder Wachs, zum Beispiel als Grundlage für Arzneimittel", erklärt Kirsten Tackmann, agrarpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zum Weltbienentag am 20. Mai. Tackmann weiter:

"Der Insektenschwund ist nur ein Symptom für ein krankes System, in dem übermächtige Handels- und Verarbeitungskonzerne für eigene Profite Erzeugerpreise erpressen, die deutlich unter den Kosten für eine nachhaltige Landwirtschaft liegen. Dieses System lässt auch zu, dass Bodenspekulanten die Bodenpreise explodieren lassen und damit ortsansässige Landwirtschaftsbetriebe ruinieren. Diese Systemfehler gehen auf Kosten von Mensch und Natur. Wer diese Ursache nicht beseitigen will, schmiert nur weiße Salbe auf eine lebensgefährliche Wunde.

Die sinkende Zahl an Insekten hat mit dem Einsatz hoch insektengefährlicher Pflanzenschutzmittel zu tun, die zur Sicherung maximaler Ernten eingesetzt werden im Versuch, zu niedrige Erzeugerpreise zu kompensieren. Zudem fehlen vielfältige, auch später blühende Ackerkulturen und insektenfreundliche Randstreifen an Feldwegen, Gewässern und Waldrändern. Hecken haben kaum noch Platz, weil sie der Effizienz der Ackernutzung im Wege stehen und die Flächenprämie reduzieren.

Immerhin ist das Thema insektenfreundliche Landwirtschaft inzwischen in immer mehr Betrieben angekommen. Und es würden noch mehr mitmachen, wenn die Maßnahmen zur Kompensation der Probleme ausreichend honoriert würden und mit weniger Hürden, zum Beispiel Anlastungsrisiken, verbunden wären.

Wir alle sind auf Insekten einschließlich Nutzinsekten wie Honig- und Wildbienen angewiesen. Deshalb will DIE LINKE eine am Gemeinwohl orientierte Landwirtschaft, die sicherstellt, dass man auch dann von dieser Arbeit leben kann, wenn man mit Respekt für die Natur arbeitet.

Aber auch jede und jeder Einzelne kann in seinem persönlichen Umfeld dazu beitragen. In jedem Garten, auf jedem Balkon und auf kommunalen Flächen kann insektenfreundliche Bepflanzung nicht nur für Insekten bessere Lebensbedingungen sichern, sondern auch unser eigenes Lebensumfeld deutlich aufwerten."

 * 
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UMWELT/625: EU-Klage gegen Luftverschmutzung in Deutschland - Gesundheitsschutz geht vor den Schutz der Autokonzerne


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Mai 2018

Klage der EU-Kommission - Gesundheitsschutz geht vor den Schutz der Autokonzerne



"Die Klage der EU ist ein Desaster für die Bundesregierung und ein Beleg dafür, dass Union und SPD jahrelang die Interessen der Autokonzerne über den gesundheitlichen Schutz der Bürgerinnen und Bürger gestellt haben. Folgerichtig zieht die Europäische Kommission die Bundesregierung wegen der schlechten Luftqualität endlich zur Verantwortung. Wir haben nämlich ein Recht auf saubere Luft in unseren Städten", erklärt Ingrid Remmers, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der eingeleiteten Klage der EU vor dem EuGH. Remmers weiter:

"Die Bundesregierung muss nun endlich wirksame Maßnahmen zur Verbesserung der Luftqualität ergreifen. Ein Instrument, mit dem sich schnell bessere Resultate erzielen lassen, sind Hardware-Nachrüstungen auf Kosten der Hersteller. Für reine Luft und Unversehrtheit muss zahlen, wer das Desaster zu verantworten hat: die Autoindustrie.

Laut Merkel sind Hardware-Nachrüstungen zu kostenintensiv, da Kosten und Nutzen in keinem vernünftigen Verhältnis zueinander stehen. Diese Argumentation ist jedoch absurd. Jährlich sterben zirka 6.000 Menschen vorzeitig an verkehrsbedingten Stickoxidemissionen. Zudem drohen Deutschland im Falle einer Verurteilung hohe Strafzahlungen von 400.000 Euro pro Tag. In Anbetracht unseres Gesundheitsschutzes und der hohen Bußgelder dürften 15 Milliarden Euro für die technischen Nachrüstungen der manipulierten Fahrzeuge auf Kosten der Autoindustrie mehr als verhältnismäßig sein. Statt der Profitmaximierung der Autokonzerne muss die Bundesregierung endlich das Wohl der Bürgerinnen und Bürger im Blick haben."

 * 
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UMWELT/624: EU-Klage gegen Luftverschmutzung in Deutschlang ist Quittung für Einfluss der Auto-Lobby


DIE LINKE - Presseerklärung vom 17. Mai 2018

EU-Klage ist Quittung für übermächtigen Einfluss der Auto-Lobby



Zur Klage der EU-Kommission gegen Deutschland wegen zu schmutziger Luft erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Die Klage der EU-Kommission wegen Luftverschmutzung ist die Quittung für den übermächtigen Einfluss der Auto-Lobby in der Bundesregierung. Autokanzlerin Angela Merkel und ihre CSU-Verkehrsminister sind willige und treue Vollstrecker der Autoindustrie, deren Profite sie über die Gesundheit der Menschen und über Recht und Gesetz stellen.

Frau Merkel scheint ihren Amtseid nicht mehr richtig zu erinnern: Denn es heißt dort nicht, "meine Kraft dem Wohle der deutschen Autoindustrie zu widmen, ihren Nutzen zu mehren und Schaden von ihr wenden". Die Kanzlerin sollte sich den Menschen in diesem Land und nicht den Betrügern in den Chefetagen der Autokonzerne verpflichtet fühlen.

 * 
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VERKEHR/492: Diesel-Chaostage in der Groko


DIE LINKE - Presseerklärung vom 18. Mai 2018

Diesel-Chaostage in der Groko



Während sich Bundeskanzlerin Angela Merkel und Verkehrsminister Andreas Scheuer weiter schützend vor die Autoindustrie stellen, haben Umweltministerin Svenja Schulze und das Umweltbundesamt nach der EU-Klage wegen Luftverschmutzung die Nachrüstung älterer Diesel-Fahrzeuge gefordert. Das Kraftfahrt-Bundesamt ruft zudem 60.000 Geländewagen von Porsche wegen Abgasbetrug zurück.

Dazu erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Es herrschen mal wieder Chaostage in der kleinsten Großen Koalition aller Zeiten. Jeder macht beim Diesel-Skandal was er will und keiner was er soll: nämlich nichts - das ist die offizielle Leitlinie der Bundesregierung. Doch ausgerechnet jetzt ruft selbst das traditionell schläfrige und industriefreundliche Kraftfahrt-Bundesamt 60.000 Porsches wegen Abgasbetrug zurück. Das sollte der Bundesregierung, insbesondere Autokanzlerin Angela Merkel und ihrem als Verkehrsminister getarnten Auto-Lobbyist mit CSU-Parteibuch, wirklich zu denken geben. Ebenso, dass die Umweltministerin und die zentrale Umweltbehörde als Reaktion auf die EU-Klage Nachrüstungen fordern.

Die SPD muss endlich zeigen, ob sie als Inhaberin des Umweltresorts weiterhin folgenlos gute Absichten bekundet, während die Unionsresorts ungehindert eine entgegengesetzte Politik machen. Oder ob sie wirklich etwas für Menschen, Klima und Umwelt tun will statt nur für dicke Luft in der kleinsten Groko aller Zeiten zu sorgen. Es ist an der Zeit, dass sich die SPD mehr um das Klima hier draußen, als um das Betriebsklimas der Groko sorgt.

DIE LINKE fordert als zentrale Maßnahme gegen Luftverschmutzung in den Ballungsräumen den Nulltarif bei Bus und Bahn: Schon im kommenden Jahr muss der Nulltarif in 15 Städten getestet und zudem Maßnahmen zur Qualitäts- und Kapazitätssteigerung ergriffen werden. Ab 2022 soll der kostenfreie ÖPNV flächendeckend realisiert werden, Kommunen und Nahverkehrsunternehmen müssen erhebliche Unterstützung vom Bund bekommen. Die Automobilindustrie muss als Hauptverursacher der Luftverschmutzung mit vier Milliarden Euro durch eine fünfjährige zweckgebunden Sonderabgabe zur Verbesserung der Luftqualität ihren finanziellen Beitrag leisten.

 * 
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BUNDESTAG/7177: Heute im Bundestag Nr. 326 - 18.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 326

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 18. Mai 2018, Redaktionsschluss: 09.52 Uhr

1. Diskussion über Terrorabwehrzentrum

2. Stand zur Vergabe von Drittmitteln



1. Diskussion über Terrorabwehrzentrum

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) Der 1. Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz")
hat in einer Sachverständigenanhörung die Rolle des Gemeinsamen
Terrorabwehrzentrums (GTAZ) der Nachrichtendienste und Polizeien von
Bund und Ländern erörtert. Dabei wurde die Frage, ob die Einrichtung
einer eigenen gesetzlichen Grundlage bedürfe, kontrovers diskutiert.
Das GTAZ wurde 2004 zum Zweck des Informationsaustauschs gegründet. Im
Laufe des Jahres 2016 befasste es sich sieben Mal mit dem späteren
Breitscheidplatz-Attentäters Anis Amri, gelangte aber bis zuletzt
nicht zu der Einschätzung, dass von ihm eine unmittelbare Gefahr
ausging.

Vor allem die Fachjuristen unter den zum Thema "Föderale
Sicherheitsarchitektur" geladenen Experten drängten auf eine solide
Rechtsgrundlage für das GTAZ. Dass eine solche besondere Regulierung
bislang fehle, sei "verfassungsrechtlich nicht tragbar", sagte der
Mainzer Staatsrechtler Matthias Bäcker. Angesichts der Intensität des
Datenaustauschs, der im GTAZ stattfinde, sei ein "Kontrollmechanismus"
dringend geboten.

Der Kölner Strafrechtler Nikolaos Gazeas erklärte, ein GTAZ-Gesetz
müsse mindestens die Aufgaben definieren, die die im Berliner
Stadtteil Treptow angesiedelte Einrichtung zu erfüllen haben, ihre
Struktur beschreiben und die beteiligten Behörden benennen. Überdies
bedürfe es einer Ermächtigungsgrundlage für den Austausch von Daten
sowie einer Regelung, wie die Fachaufsicht über das GTAZ zu führen
sei.

Gazeas äußerte sein Befremden über den "vehementen" Widerstand gegen
eine solche gesetzliche Grundlage, den er vor allem von Praktikern aus
Polizei und Nachrichtendiensten erfahre. Dabei gehe es überhaupt nicht
darum, die Tätigkeit des GTAZ einzuschränken, sondern vielmehr, sie
auf "verfassungsrechtlich validen Boden" zu stellen. Genau das werde
ihm aber nie geglaubt. Gatzeas zitierte aus einem Gespräch mit einem
Nachrichtendienstler, der die Befürchtung geäußert habe, ein
GTAZ-Gesetz werde seinen Aktionsradius einschränken. Auf den Hinweis,
genau dies sei gar nicht beabsichtigt, habe der Mann erwidert: "Das
kriegen die in Berlin sowieso nicht hin, ein Gesetz so zu formulieren,
dass wir unsere Arbeit wie bisher machen können."

Der frühere Verfassungsschutzpräsident Heinz Fromm wies darauf hin,
das GTAZ sei nichts weiter als eine "Plattform" für die Zusammenarbeit
der beteiligten Behörden. Ihr besonderer Wert bestehe darin, gemeinsam
vorhandenes Wissen zusammenzuführen und für Analysen, Einschätzungen
und Prognosen zu nutzen. Ein GTAZ-Gesetz, das lediglich die bisherige
Praxis festschreibe, wäre "unproblematisch", meinte Fromm: "Aber ob
das gelingt, ohne dass es zu Friktionen kommt, ist zweifelhaft. Ich
fürchte, dass, was bisher Gutes bewirkt wurde, in Teilen in Frage
gestellt würde."

Der ehemalige Vizepräsident des Bundeskriminalamtes Jürgen Maurer
widersprach dem Eindruck, im GTAZ herrschten derzeit gesetzlose
Verhältnisse. Es gebe eine klare Rechtsgrundlage, nämlich die
bestehenden gesetzlichen Regelungen für die beteiligten Behörden. Der
Bayreuther Staatsrechtler Heinrich Amadeus Wolff nannte es eine
"falsche Vorstellung", anzunehmen, das GTAZ sei selber eine Behörde.
Es sei lediglich ein "Runder Tisch", und eine gesetzliche Regelung
müsse nicht mehr festlegen, als dass an diesem Runden Tisch
Informationen ausgetauscht werden dürfen. Der Bonner Staatsrechtler
Klaus Gärditz wies darauf hin, dass eine Ausgestaltung des GTAZ als
Behörde dem grundgesetzlichen Verbot der Mischverwaltung von Bund und
Ländern widerspräche.

 * 

2. Stand zur Vergabe von Drittmitteln

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung ist laut des Statistischen
Bundesamtes im Jahr 2015 erneut der größte Drittmittelgeber der
Deutschen Hochschulen. Das schreibt die Linke in ihrer Kleinen Anfrage
(19/2096). Die Fraktion möchte wissen, wie hoch die Summe der
Drittmittel ist, die die Bundesregierung in den vergangenen zehn
Jahren an Hochschulen in öffentlicher Trägerschaft vergeben hat und
wie hoch der jährliche absolute und prozentuale Zuwachs dieser
Drittmittel in den vergangenen zehn Jahren war.

 * 
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BUNDESTAG/7176: Heute im Bundestag Nr. 325 - 17.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 325

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 17. Mai 2018, Redaktionsschluss: 16.17 Uhr

1. Zusätzliche Bundeskompetenzen umstritten

2. Allergieerkrankungen geben Rätsel auf

3. 104 Anträge auf Sterbehilfe



1. Zusätzliche Bundeskompetenzen umstritten

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) In einer Sachverständigenanhörung des 1.
Untersuchungsausschusses ("Breitscheidplatz") ist es am Donnerstag zu
einer Kontroverse über die Frage gekommen, ob zur besseren Abwehr
terroristischer Gefahren der Bund gegenüber den Ländern mehr
Kompetenzen erhalten müsse. Mehrere der zum Thema "Föderale
Sicherheitsarchitektur" geladenen Experten erklärten eine stärkere
Zentralisierung für geboten und auch verfassungsrechtlich machbar.
Dagegen stand der Einwand, dass die im Umgang der Behörden mit dem
späteren Breitscheidplatz-Attentäter Anis Amri festgestellten Fehler
nicht auf strukturelle Ursachen, sondern auf Pannen im Verfahren
zurückzuführen seien.

Der Mainzer Staatsrechtler Matthias Bäcker vertrat die Auffassung,
dass das Grundgesetz für eine striktere Koordinierung zwischen Bund
und Ländern und sogar "partielle Zentralisierung" der Terrorabwehr
"erhebliche Spielräume" eröffne. So biete die Strafverfolgungsbefugnis
von Bundeskriminalamt und Bundesanwaltschaft eine Handhabe,
strafrechtliche Instrumente "sehr weit beim Bund zu zentralisieren"
oder zumindest dem Bund im Rahmen einer "Mischverwaltung"
Aufsichtsbefugnisse zuzuweisen. Ebenso ließe sich auf dem Feld der
polizeilichen Prävention die Führungsrolle des Bundeskriminalamtes
gegenüber den Landesbehörden weiter stärken. Zur Identifizierung
sogenannter Gefährder sei ein länderübergreifend einheitliches
Verfahren mittlerweile vereinbart; möglich wäre nach Ansicht Bäckers
auch hier eine ausschließliche Bundeskompetenz.

Der ehemalige Chef der Berliner Landespolizeischule Otto Dreksler
sprach sich für die Abschaffung der Landeskriminalämter sowie der
Landesämter für Verfassungsschutz aus. Die Existenz dieser
nachgeordneten Behörden habe eine "enorme Bremswirkung" und sei einer
"gemeinsamen Lageerfassung und -beurteilung nicht dienlich". Die in
den fünfziger Jahren konzipierte föderale Sicherheitsarchitektur sei
den heutigen Herausforderungen, insbesondere der Doppelbedrohung durch
radikalislamischen Terrorismus und Flüchtlingsströme, nicht mehr
gewachsen. Der frühere Verfassungsschutzpräsident Heinz Fromm empfahl
ein administratives Weisungsrecht des Bundesamtes gegenüber den
Landesämtern für Verfassungsschutz.

Dagegen erklärte der ehemalige Vizepräsident des Bundeskriminalamts
Jürgen Maurer, dass er sich in 35 Dienstjahren als "zentraler
Polizist" von einem "föderalen Skeptiker" zu einem "glühenden
Verfechter des Föderalismus" gewandelt habe. Die Notwendigkeit, in
Gremien von Bund und Ländern Übereinkünfte zu finden, "hat uns
genützt", sagte Maurer. Nicht von ungefähr sei in allen bisherigen
Krisen der inneren Sicherheit abgesehen von der Bildung gemeinsamer
Lagezentren an den Grundprinzipien des Föderalismus nicht gerüttelt
worden. Die im Fall Amri gemachten Fehler wären nach Maurers
Überzeugung durch andere Strukturen nicht zu vermeiden gewesen,
sondern seien durch Defizite im Verfahrensablauf entstanden.

Ähnlich argumentierte der Freiburger Staatsrechtler Benjamin
Rusteberg. Er wies darauf hin, dass schon die Ausstattung der
unterschiedlichen Behörden in Bund und Ländern mit nicht kompatibler
Informationstechnik erhebliche Fehlerquellen berge. So erfordere die
Datenübermittlung eine Vielzahl von Übertragungsschritten, die jeder
für sich fehleranfällig seien. Der Bayreuther Rechtswissenschaftler
Heinrich Amadeus Wolff machte geltend, dass zahlreiche
Gesetzesnovellen der vergangenen Jahre die Bundeskompetenzen bereits
"bis an die Grenze des verfassungsrechtlich Zulässigen" ausgeweitet
hätten.

 * 

2. Allergieerkrankungen geben Rätsel auf

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Allergische Erkrankungen sind nach Angaben der
Bundesregierung "von großer bevölkerungsmedizinischer Relevanz". Laut
Robert-Koch-Institut (RKI) werde bei 30 Prozent der 18- bis
79-jährigen Bevölkerung in Deutschland mindestens eine allergische
Erkrankung im Verlauf des Lebens diagnostiziert, heißt es in der
Antwort (19/2091) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/1864) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Das Problem werde angesichts der hohen Fallzahlen dieser
"Volkskrankheit" und der teilweise deutlichen Einschränkungen der
Lebensqualität, die damit einhergingen, sehr ernst genommen.
Allergische Reaktionen seien fehlgeleitete Antworten des Immunsystems
auf körperfremde, eigentlich unschädliche Substanzen. Neben
genetischen Veranlagungen seien auch Umwelteinflüsse von Bedeutung.

Eine zufriedenstellende wissenschaftliche Erklärung für die Zunahme
allergischer Erkrankungen in den Industrieländern gebe es bislang
nicht. Diskutiert werde die sogenannte Hygiene-Hypothese. Dabei werde
der Anstieg von Heuschnupfen und Asthma mit einer geringen Exposition
mit Keimen, Parasiten und mikrobiellen Komponenten in früher Kindheit
in Verbindung gebracht.

Studien deuteten ferner auf einen statistischen Zusammenhang zwischen
steigender Stickstoffdioxid-Konzentration und allergischen Beschwerden
hin. Die Belastung mit Stickstoffdioxid und Feinstaub sei in
Deutschland aber rückläufig. Es gebe Hinweise darauf, dass Hitze, Ozon
und Feinstaub die Morbidität für Lungen- und
Herz-Kreislauf-Erkrankungen erhöhen könnten. Wissenschaftliche Studien
enthielten auch Hinweise auf einen Zusammenhang zwischen Kohlenmonoxid
und Allergien. Kohlenmonoxid habe als Luftschadstoff jedoch auch eine
stark abnehmende Bedeutung.

 * 

3. 104 Anträge auf Sterbehilfe

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Seit dem 2. März 2017 sind beim Bundesinstitut für
Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) 104 Anträge auf Erlaubnis zum
Erwerb eines Betäubungsmittels zur Selbsttötung gestellt worden.
Bisher sei keine solche Erlaubnis erteilt oder versagt worden, heißt
es in der Antwort (19/2090) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/1860) der FDP-Fraktion. Von den Antragstellern seien
inzwischen 20 verstorben.

Am 2. März 2017 hatte das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG)
entschieden, in einem "extremen Einzelfall" dürfe der Staat den Zugang
zu einem Betäubungsmittel nicht verwehren, das dem Patienten eine
würdige und schmerzlose Selbsttötung ermögliche. Die Bundesregierung
weist in der Antwort daraufhin, dass, abgesehen von dieser extremen
Notlage, auch nach Auffassung des BVerwG der Erwerb von
Betäubungsmitteln zum Zweck der Selbsttötung grundsätzlich nicht
erlaubnisfähig sei.

Voraussetzung für eine solche Notlage sei, dass eine andere zumutbare
Möglichkeit zur Verwirklichung des Sterbewunsches nicht zur Verfügung
stehe. Von einer solchen Möglichkeit könne in der Regel dann
ausgegangen werden, wenn der Betroffene sein Leben durch einen
palliativ-medizinisch begleiteten Abbruch lebenserhaltender oder
-verlängernder Behandlungen beenden könne.

Die geschäftsmäßige Förderung der Selbsttötung sei in Deutschland
verboten. Mit Blick auf diese Werteentscheidung des Bundestages sei es
aus Sicht der Bundesregierung nicht vertretbar, auf die
Inanspruchnahme eines solchen Angebotes in einem anderen Staat zu
verweisen.

Was die rechtlichen und tatsächlichen Schlussfolgerungen aus der
Entscheidung des BVerwG betrifft, sind den Angaben zufolge die
Beratungen der Bundesregierung noch nicht abgeschlossen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1667: Kanzlerin Merkel zum Gipfel der Europäischen Union mit den Staaten des westlichen Balkan (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift Pressekonferenz in Sofia - Donnerstag, 17. Mai 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel zum Gipfel der Europäischen
Union mit den Staaten des westlichen Balkan



BK'in Merkel: Guten Tag, meine Damen und Herren! Ich freue mich sehr, dass
wir heute hier in Sofia sein können. Die bulgarische Präsidentschaft hat
einen sehr, sehr wichtigen Gipfel zwischen der Europäischen Union und den
Mitgliedstaaten des westlichen Balkan organisiert. Ich möchte deshalb auch
ganz besonders Boyko Borisov, dem Ministerpräsidenten, Dank sagen, der dies
alles vorbereitet hat.

Dem vorausgegangen ist eine Vielzahl von Aktivitäten. Auch ich hatte mich
mit einer Reihe von Staats- und Regierungschefs der Länder des westlichen
Balkan getroffen und habe natürlich auch heute die Zeit für bilaterale
Gespräche genutzt. Insofern war das eine Phase der Intensivierung der
Beziehungen mit diesen Ländern. Donald Tusk und Jean-Claude Juncker haben
ja jeweils auch Reisen durchgeführt.

Wir haben dieses Treffen und werden im Juli noch ein Treffen im Rahmen des
sogenannten Berliner Prozesses haben. Heute ging es hier vor allem auch um
die Frage der Interkonnektivität, also der Zusammenarbeit und der
europäischen Unterstützung dafür. Es gibt wichtige Infrastrukturprojekte,
die jetzt deutliche Fortschritte machen. Wir wissen ja aus unserer eigenen
Erfahrung, dass da, wo sich Menschen begegnen können, auch die Spannungen
abgebaut werden können. Deshalb glauben wir, dass wir hier auch sehr
schnell Fortschritte erzielen sollten.

Natürlich haben am Rande dieses Gipfels auch verschiedene Fragen eine Rolle
gespielt. Wir freuen uns zu hören, dass die Gespräche zwischen Griechenland
und Mazedonien Fortschritte machen - die beiden Länder haben deutlich
gemacht, dass es bedeutende Fortschritte sind -, auch wenn sie noch nicht
am Ziel sind. Es wäre sehr zu wünschen, dass die Namensfrage geklärt werden
kann, weil davon natürlich gerade für Mazedonien sehr viel abhängt und dann
ein Problem gelöst sein könnte.

Wir haben am Rande natürlich auch über die verschiedenen Probleme innerhalb
der einzelnen Länder gesprochen. Ich selbst habe auch bilaterale Gespräche
mit dem montenegrinischen Ministerpräsidenten und dem mazedonischen
Premierminister geführt.

Wir haben hier heute keine Entscheidung über Erweiterungsfragen getroffen,
sondern das wird auf dem Juni-Rat eine Rolle spielen. Aber klar ist, dass
all diese Länder eine klare Beitrittsperspektive zur Europäischen Union
haben. Das ist heute hier auch noch einmal wieder deutlich geworden.

Gestern Abend haben wir uns mit drei Themen beschäftigt, zum einen mit der
Frage der Innovationsfähigkeit der Europäischen Union. Wir haben alle
konstatiert, dass wir im Rahmen der Digitalisierung Nachholbedarf gegenüber
den führenden Ländern dieser Erde haben und deshalb auch unsere
Forschungskooperation intensivieren wollen. Wir wollen vor allen Dingen
auch neue Methoden einführen, insbesondere im Umgang mit disruptiven
Innovationen. Deutschland und Frankreich haben hierzu in einem Vorschlag
eine gemeinsame Position vertreten, die auch sehr viel Zustimmung von den
anderen Teilnehmern bekommen hat.

Wir haben darüber hinaus über das Iran-Abkommen gesprochen. Alle
Mitgliedstaaten der Europäischen Union stehen zu diesem Abkommen - auch
weiterhin und trotz der Tatsache, dass die Vereinigten Staaten von Amerika
entschieden haben, nicht mehr dabei zu sein. Wir werden in diesem Lichte
jetzt natürlich die Gespräche mit den Vereinigten Staaten von Amerika, aber
auch mit den anderen Partnern des Abkommens weiterführen, um zu schauen,
dass der Iran in diesem Abkommen bleibt, und um zweitens mit dem Iran auch
über weitere Themen zu sprechen, die wir genauso wie die Vereinigten
Staaten von Amerika mit Sorge sehen, unter anderem das ballistische
Programm, das der Iran hat und das er weiter entwickelt.

Wir haben dann über die Frage des Handels gesprochen. Sie wissen, dass es
eine Ausnahme für Stahl- und Aluminiumzölle bis Ende dieses Monats gibt.
Wir haben deutlich gemacht, dass wir a) eine unbefristete Ausnahme von
diesen Zöllen wollen und b) bereit sind, über vier Punkte zu sprechen.
Diese vier Punkte betreffen auf der einen Seite den reziproken Marktzugang
für Industriegüter und auch den reziproken Zugang zu dem Vergabewesen von
öffentlichen Aufträgen. Zweitens geht es um eine engere Zusammenarbeit im
Bereich von LNG, von Gas, drittens um eine ausgewählte regulatorische
Zusammenarbeit und viertens um eine gemeinsame Position der EU und der
Vereinigten Staaten von Amerika zu einer weiteren Reform der
Welthandelsorganisation. Auch über dieses Thema gab es Einigkeit. Diese
Positionen werden wir jetzt über die Kommission an die Handelsminister
weitergeben, die am 22. Mai noch einmal tagen werden. Damit, glaube ich,
ist auch der politische Rahmen für die Gespräche klar, die die Kommissarin
Malmström dann mit der amerikanischen Seite führen kann.

Alles in allem gab es also inhaltsreiche Tage und breite Diskussionen. Dank
an die bulgarische Präsidentschaft für die hervorragende Organisation des
ganzen Gipfels!

Frage : Frau Bundeskanzlerin, Sie haben vorhin von der Beitrittsperspektive
gesprochen. Es waberte einmal durch den Kommissionspräsidenten das
Zieldatum 2025 durch Europa. Ist das ein Zieldatum, das Sie für realistisch
halten?

BK'in Merkel: Ich halte von diesem Zieldatum nichts, weil es um einen
Beitritt geht, der auf Fortschritten in der Sache basiert sein muss.
Deshalb geht es nicht um einen Zeithorizont, sondern es geht um die Fragen:
Was ist erreicht? Inwieweit ist Rechtsstaatlichkeit durchgesetzt? Inwieweit
wird die Korruption bekämpft? Wie sind die sonstigen Rahmenbedingungen?
Inwiefern sind zum Beispiel Grenzstreitigkeiten beigelegt?

Wir wissen, dass Slowenien und Kroatien als zwei Mitglieder heute noch über
ihre Grenzen sprechen. Wir wollen nicht, dass sich das in Zukunft
wiederholt. Insofern war es eine sehr gute Nachricht, dass Kosovo jetzt das
Grenzabkommen mit Montenegro unterzeichnet hat.

Das heißt also: Das muss regelbasiert sein, es müssen Bedingungen erfüllt
sein, und es muss nicht ein Zeitrahmen vorgegeben sein, sondern die
Bedingungen sind das Entscheidende. Das entscheidet dann auch über die
Geschwindigkeit.

Frage : Frau Bundeskanzlerin, Sie werden ja morgen nach Sotschi fahren, um
den russischen Präsidenten zu treffen. Trügt der Eindruck oder stimmt es,
dass Trump und seine aggressive Handelspolitik Sie gerade auch ein bisschen
in die Arme von Putin treiben? Die deutsche Wirtschaft kommt ja immer mehr
unter Druck - unter anderem eben auch in Russland - durch diese neue
Sanktionsliste, die Oligarchenliste, die die USA verhängt haben. Wie gehen
Sie mit dem Problem um? Wo sehen Sie da die Möglichkeit auch für die
deutsche Wirtschaft, wieder aus dieser Zwickmühle herauszukommen, in der
sie gerade steckt?

BK'in Merkel: Nein, diese Dinge sind voneinander unabhängig. Ich werde,
wenn man so will, sozusagen meinen Antrittsbesuch machen, was die neue
Legislaturperiode angeht, und das bedeutet, dass ich, wie ich es in der
Vergangenheit auch gemacht habe, von Zeit zu Zeit mit dem russischen
Präsidenten spreche. Das ist vollkommen unabhängig davon, welche Probleme
wir jetzt gerade in der Situation mit den Vereinigten Staaten haben.

Natürlich werde ich mit ihm über das Iran-Abkommen sprechen. Natürlich
werden wir über Syrien reden. Wie immer, werden wir auch über die Frage der
Ukraine reden. Das ist also klar. Aber die Frage von Sanktionen zum
Beispiel gegenüber der Wirtschaft hat etwas mit der Erfüllung des Minsker
Abkommens zu tun, mit sonst gar nichts.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, ich hätte gerne etwas zum Iran gefragt: Sind
Sie auch der Meinung, dass europäische Unternehmen, wenn man sie angesichts
der amerikanischen Drohungen schon nicht dazu bewegen kann, mit dem Iran
weiterhin Geschäfte zu machen, für den Verlust dieser Geschäfte entschädigt
werden sollten? Der französische Präsident hat nämlich von Kompensationen
gesprochen.

Ich habe noch eine kurze Zusatzfrage. Die EU-Kommission hat Deutschland ja
gerade wegen schmutziger Luft in den Städten verklagt. Werfen Sie sich
selbst das Versäumnis vor, dass man die EU-Richtlinie in den letzten Jahren
nicht schnell genug umgesetzt hat?

BK'in Merkel: Die Umsetzung muss ja vor Ort erfolgen, und die
Bundesregierung hat jetzt auch in beispielloser Weise, muss ich sagen,
Förderprogramme für die betroffenen Kommunen aufgelegt. Wir sind auf einem
sehr, sehr guten Weg - die Europäische Kommission kennt diesen Weg ja auch -
, und ich glaube, dass wir in verschiedenen Bereichen auch sehr schnell
Fortschritte machen werden. Es hat auch im letzten Jahr wieder weniger
Städte gegeben, in denen diese Verletzungen vorgekommen sind. Insofern
werden wir diesen Weg jetzt ganz konsequent weitergehen.

Beim Iran-Abkommen ist es so: Wir können schauen, ob wir kleineren und
mittleren Unternehmen bestimmte Erleichterungen geben. Das wird zurzeit
geprüft. Aber wenn es darum geht, bei entsprechenden Maßnahmen der
Vereinigten Staaten von Amerika in einer umfassenden Weise die gesamte
Wirtschaft zu entschädigen, können und dürfen wir keine Illusionen schüren,
glaube ich.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, noch einmal zum Erweiterungsthema: Sie haben
den Gipfel im Juni erwähnt. Kann und wird Deutschland denn einer Öffnung
der Beitrittsverhandlungen gegenüber Albanien und Mazedonien zustimmen?

BK'in Merkel: Darüber sind wir im Augenblick im Diskussionsprozess. Es gibt
auch - eigentlich täglich - Fortschritte bei der Erfüllung bestimmter
Bedingungen; bei Mazedonien spielt natürlich auch die Lösung der
Namensfrage eine Rolle. Dann werden wir das mit dem Deutschen Bundestag
diskutieren, weil wir hier ja auch eine gemeinsame Entscheidung brauchen.
Das heißt also, dazu kann ich heute nicht mehr als das sagen, was ich
bisher schon gesagt habe.

Donnerstag, 17. Mai 2018

 * 
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GESUNDHEIT/921: Elektronische Patientenakte als effektives Angebot


FDP-Pressemitteilung vom 18. Mai 2018

BEER: Elektronische Patientenakte als effektives Angebot



Zur Rede des Bundesministers für Gesundheit zum Haushaltsetat des
Gesundheitsministeriums erklärt die FDP-Generalsekretärin Nicola
Beer:

"Mit keinem Wort spricht Herr Spahn in seiner Rede die dringend
notwendigen Innovationen im Gesundheitssektor an. Der
Bundesgesundheitsminister hat zwar richtigerweise die Situation im
Pflegebereich und die Entlastung der Versicherten bei den Beiträgen
in den Vordergrund gestellt, digitale Möglichkeiten für die Medizin
und die Patienten jedoch völlig ignoriert.

Was wir jetzt brauchen, ist eine zügige und realisierbare Alternative
zum Fehlschlag der elektronischen Gesundheitskarte: Wir Freie
Demokraten fordern deshalb, dass die elektronische Patientenakte
flächendeckend und für alle auf freiwilliger Basis zur Verfügung
gestellt wird. Ärzte und Pflegeeinrichtungen können so bei Bedarf in
Echtzeit auf Daten zur Diagnose und Behandlung zugreifen - eine
deutliche Vereinfachung, nicht nur für Mediziner und Pfleger, sondern
auch für Patienten. Dabei wollen wir das Recht der Bürgerinnen und
Bürger auf informationelle Selbstbestimmung stärken: Sie sollen
selbst entscheiden, ob sie das Angebot der elektronischen
Patientenakte in Anspruch nehmen wollen."

 * 
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WIRTSCHAFT/2965: Italienisches Regierungsprogramm gefährdet die Finanzstabilität der EU


FDP-Pressemitteilung vom 18. Mai 2018

KLINZ: Italienisches Regierungsprogramm gefährdet die
Finanzstabilität der EU



Anlässlich der Veröffentlichung des geplanten italienischen
Regierungsprogramms erklärt Dr. Wolf Klinz, Mitglied des
FDP-Präsidiums und wirtschaftspolitischer Sprecher der FDP im
Europäischen Parlament:

Die angekündigte Wirtschaftspolitik der neuen italienischen Regierung
erschwert jede tiefere wirtschaftliche Integration Europas und
gefährdet die Finanzstabilität der EU. Wer gleichzeitig
Rentengeschenke, ein Grundeinkommen und eine Flat Tax einführen will,
plant nicht, seine Schulden den gemeinsamen Regeln entsprechend im
Zaum zu halten. Aufgrund der vorgesehenen nationalen Egopolitik der
italienischen Populistenregierung ist das Brechen der europäischen
Haushaltsregeln vorprogrammiert. Baldige finanzielle Schwierigkeiten
Italiens können nicht ausgeschlossen werden. Wer mit diesen
finanzpolitischen Hasardeuren noch immer einen gemeinsamen
Eurohaushalt oder eine Vergemeinschaftung der
Bankeneinlagensicherungen fordert, spielt wissentlich mit dem Feuer.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1003: Demokratie muss gepflegt werden (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 60/2018

Im Sozialausschuss:

Demokratie muss gepflegt werden



Stuttgart. Der Ausschuss für Soziales und Integration hat sich in
seiner Sitzung am Donnerstag, 17. Mai 2018, mit Vertretern der
Landeskoordinierungsstelle Demokratiezentrum Baden-Württemberg
ausgetauscht. "Wir haben großes Interesse daran, Demokratie zu
pflegen", betonte der Vorsitzende des Gremiums, Rainer Hinderer (SPD).

Wolfgang Antes (Geschäftsführer der Jugendstiftung Baden-Württemberg)
und Günter Bressau (Landeskoordination Demokratiezentrum
Baden-Württemberg) berichteten gemeinsam mit ihren
Fachstellenleiterinnen und -leitern in einem Gespräch über die Arbeit
der Landeskoordinierungsstelle Demokratiezentrum Baden-Württemberg.
Wie der Vorsitzende darlegte, verstehe sich die Einrichtung als
Bildungs-, Dienstleistungs- und Vernetzungszentrum im Handlungsfeld
Extremismus, präventiver Bildungsarbeit und Menschenrechtsbildung. Es
sei eine Vielzahl von Organisationen vernetzt, die ihre Kompetenz und
ihr Fachwissen zur Verfügung stellen. Das Demokratiezentrum
Baden-Württemberg ist mit Regionalen Demokratiezentren und
Beratungsstellen in den Landkreisen Baden-Württembergs vertreten.
Hervorzuheben sei insbesondere die effiziente und multiprofessionelle
Zusammenarbeit aller Akteure, so Hinderer.

Des Weiteren habe sich der Ausschuss mit einem AfD-Antrag zur
Sicherheitssituation in Krankenhäusern befasst, berichtete Hinderer.
Nach Mitteilung der Baden-Württembergischen Krankenhausgesellschaft
(BWKG) lägen lediglich Einzelrückmeldungen vor, wonach der Bedarf an
Sicherheitspersonal in den letzten Jahren deutlich zugenommen habe.
Nach Auskunft der BWKG hätten Krankenhäuser im großstädtischen Bereich
mit entsprechendem Risikopotenzial monatliche Ausgaben für den
Sicherheitsdienst in Höhe von zirka 8.000 bis 20.000 Euro.

Verbale und teilweise auch körperliche Übergriffe gegenüber
Krankenhausmitarbeiterinnen und -mitarbeitern hätten nach Angaben der
BWKG in den letzten Jahren zugenommen. Dies entspräche einem
bundesweiten Trend, welcher nicht nur Krankenhäuser, Notärzte und
niedergelassene Ärzte beträfen, sondern auch andere Ersthelfer wie
Rettungsdienst, Feuerwehr und Katastrophenschutz.

"Seit vielen Jahren werden Verrohungstendenzen in der Gesellschaft
bemerkt, auch in Krankenhäusern", legte Hinderer dar. Die Menschen
hätten weniger Geduld und wollten keine langen Wartezeiten in Kauf
nehmen. Angreifer kämen aus allen sozialen Schichten, mit und ohne
Migrationshintergrund. "Das Problem muss gelöst werden, ohne
diskriminierende Sichtweise", hob Hinderer mit Seitenblick auf die
Begründung des AfD-Antrags hervor. "Wir müssen ordnungspolitisch
zeigen: Gewalt geht nicht."

Wie der Vorsitzende ausführte, habe der Bundesgesetzgeber 2017 das
"52. Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches - Stärkung des Schutzes
von Vollstreckungsbeamten und Rettungskräften" verabschiedet. Danach
könnten nun tätliche Angriffe gegen Vollstreckungsbeamte, Helfer der
Feuerwehr, des Katastrophenschutzes sowie Rettungskräfte mit erhöhten
Strafen geahndet werden. "Die Idee, den Schutz auch auf Bedienstete in
Krankenhäusern auszuweiten, wurde vom Ausschuss begrüßt", so Hinderer.

Laut Polizeilicher Kriminalstatistik (PKS) Baden-Württemberg befände
sich die Kriminalitätslage an Krankenhäusern seit dem Jahr 2011 auf
einem relativ konstanten Niveau. Die Gesamtzahl der strafbaren
Handlungen sei im Jahr 2017 um rund drei Prozent gesunken. Eine
Häufung von Vorfällen lasse sich in den Notaufnahmen beobachten,
häufig ausgelöst durch Stress durch die Wartesituation, lange
Wartezeiten und oft auch Alkohol.

Die Polizei biete landesweit verhaltensorientierte und
zielgruppenspezifische Beratungen zum Schutz vor Übergriffen am
Arbeitsplatz an. Nach Mitteilung der BWKG unterstützten viele baden-
württembergische Krankenhäuser ihre Mitarbeiter nicht nur durch
Sicherheitspersonal, sondern auch durch Schulungsmaßnahmen im Umgang
mit schwierigen Situationen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 60/2018 - 17.5.2018

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg

Referat Öffentlichkeitsarbeit, Haus des Landtags,

Konrad-Adenauer-Straße 3, 70173 Stuttgart

Telefon: 0711/2063-0

Telefax: 0711/2063-299

E-Mail: Post@Landtag-bw.de

Internet: http://www.landtag-bw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





BADEN-WÜRTTEMBERG/1002: Innenausschuss empfiehlt Änderung des Kommunalwahlrechts (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 58/2018

Beschluss am 16. Mai 2018

Innenausschuss empfiehlt Änderung des Kommunalwahlrechts



Stuttgart. Der Ausschuss für Inneres, Digitalisierung und Migration
empfiehlt dem Landtagsplenum, den Gesetzentwurf der Landesregierung
zur Änderung des Kommunalwahlrechts zu beschließen. Ein entsprechendes
Votum fasste das Gremium in seiner Sitzung am Mittwoch, 16. Mai 2018,
mehrheitlich. "Ziel der Gesetzesänderung ist es unter anderem, die
Organisation und Durchführung von Kommunalwahlen in verschiedenen
Punkten zu vereinfachen", sagte der Ausschussvorsitzende Karl Klein
(CDU). Uneinig war sich der Ausschuss, zu welchem Zeitpunkt das
Kommunalwahlrecht geändert werden soll, um Wahlrechtsausschlüsse für
Menschen mit Behinderung zu beenden.

Nach Angaben Kleins soll vor den nächsten Kommunalwahlen im Jahr 2019
das Kommunalwahlrecht aufgrund von Anregungen aus der kommunalen
Praxis und zur Vereinheitlichung mit Regelungen des Bundes und anderer
Länder in einzelnen Punkten angepasst und ergänzt werden. Der Entwurf
des "Gesetzes zur Änderung kommunalwahlrechtlicher Vorschriften" sieht
vor, dass in Gemeinden mit bis zu 3.000 Einwohnern, in denen keine
unechte Teilortswahl stattfindet, die Wahlvorschläge doppelt so viele
Bewerber enthalten dürfen wie Gemeinderäte zu wählen sind. Außerdem
soll die für die Kommunalwahlen maßgebliche Einwohnerzahl von
Gemeindeteilen gesetzlich definiert werden. Darüber hinaus soll
gesetzlich bestimmt werden, dass Mandatsträger einer vom
Bundesverfassungsgericht verbotenen Partei oder einer auf Grundlage
des Vereinsgesetzes verbotenen Wählervereinigung automatisch aus dem
kommunalen Gremium ausscheiden, legte Klein die wesentlichen Inhalte
des Entwurfs dar.

"Der Ausschuss war sich auch einig, dass die im Kommunalwahlrecht
geltenden Wahlrechtsausschlüsse für Menschen mit Behinderungen beendet
werden sollen", sagte Klein. Nicht einig waren sich die Fraktionen
dagegen, zu welchem Zeitpunkt dies erfolgen solle. Die SPD-Fraktion
habe mit einem Änderungsantrag vorgeschlagen, dieses Vorhaben im Zuge
der jetzigen Gesetzesänderung umzusetzen. Die Regierungsfraktionen
hätten dagegen ausgeführt, erst solle ein entsprechendes Urteil des
Bundesverfassungsgerichts abgewartet werden. Erst danach solle die
Gesetzesänderung erfolgen, jedoch noch rechtzeitig vor der nächsten
Kommunalwahl. Der Ausschuss habe den Änderungsantrag mehrheitlich
abgelehnt, so der Vorsitzende Karl Klein.
 *
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BAYERN/4908: 78.000 km Stau - Neuer Rekord 2017 in Bayern (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 18. Mai 2018

78.000 km Stau - Neuer Rekord 2017 in Bayern 

SPD-Fraktionschef Markus Rinderspacher gibt der CSU-Verkehrspolitik eine Mitschuld und fordert mehr Bahn statt Lkw



Autofahrer standen im Jahr 2017 auf Bayerns Autobahnen 16.000 Stunden im Stau, das entspricht knapp 667 Tagen. Gegenüber dem Vorjahr entspricht das einer erneut deutlichen Erhöhung von 15 Prozent. Das geht aus einer parlamentarischen Anfrage (PDF, 160 kB) von SPD-Landtagsfraktionschef Markus Rinderspacher an das Innenministerium hervor.

Rinderspacher spricht von "bayerischen Blechlawinen in gigantischen Dimensionen" und wirft der CSU-Alleinregierung "dramatische Versäumnisse in der Verkehrspolitik vor: "Bayern droht der Verkehrskollaps - und die CSU schaut tatenlos dabei zu, wie sich endlose Fahrzeugschlangen durch die bayerischen Landschaften wälzen."

Die CSU-Regierung in Bayern wie auch deren Verkehrsminister im Bund hätten es versäumt, Teile des wachsenden Lkw-Verkehrs verstärkt von der Straße auf die Schiene zu bewegen und die unterschiedlichen Verkehrsträger mit dem Ausbau von Gleisanschlüssen, Umschlaganlagen und Güterverkehrszentren besser miteinander zu kombinieren. "Wer den Schienenverkehr so vernachlässigt wie die CSU, kann über immer neue Staurekorde auf den bayerischen Autobahnen nicht verwundert sein", betont Rinderspacher.

Die Prognose für den Schwerlastverkehr auf bayerischen Straßen zeigt einen deutlich überproportionalen Anstieg von 2007 bis 2025 um 40,1 Prozent. Dies entspricht einem durchschnittlichen Wachstum von 1,9 Prozent pro Jahr (Verkehrsprognose 2025 als Grundlage für den Gesamtverkehrsplan Bayern).

Insgesamt belief sich die bayerische Staustrecke in 2017 auf 78.000 Kilometer in 9.000 Staus. Das entspricht einem Plus von fast 30 Prozent gegenüber dem Vorjahr. "Der bayerische Autobahnstau reicht zweimal um den Erdball", rechnet der SPD-Politiker vor, "die Strecke entspricht dem fast zehnfachen der Entfernung München-Peking." Jeden Tag gab es letztes Jahr in Bayern 25 Staus, ein Zuwachs gegenüber dem Vorjahr von fast einem Drittel.

Laut Antwort der Staatsregierung sind die Hauptursachen der Stauentwicklung zu 50 Prozent auf ein hohes Verkehrsaufkommen zurückzuführen, in 33 Prozent der Fälle werden Staus durch Unfälle verursacht, in 14 Prozent sind Baustellen Stauursache. Rinderspacher fordert auf neuralgischen Streckenabschnitten den Ausbau intelligenter Verkehrsbeeinflussungsanlagen einschließlich temporärer Standstreifennutzung, "damit der Verkehr besser fließt und auch bei erhöhtem Verkehrsaufkommen nicht alles zum Stehen kommt".

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4370: EU-Klage zur Luftreinhaltung - Schluss mit der Veto-Politik des Senats! (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 17. Mai 2018

EU-Klage zur Luftreinhaltung: Schluss mit der Veto-Politik des Senats!



Die EU-Kommission verklagt Deutschland wegen zu schmutziger Luft vor dem Europäischen Gerichtshof. Damit bestätigt sich auch die Kritik der Fraktion DIE LINKE am Luftreinhalteplan für Hamburg in seiner gerichtlich erzwungenen Fortschreibung. "Die auf Kante geplanten Maßnahmen reichen nicht für den Schutz der Bevölkerung vor der gesundheitsschädlichen Luftbelastung", kommentiert Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der Fraktion. "Die Bremsspuren der BWVI bei der Umsetzung der EU-Grenzwerte ziehen sich durch die ganze Planung des Senats. Und PR-Aktionen wie Durchfahrtsverbötchen auf wenigen Metern können nicht nachhaltig und ausreichend sein."

Hat der Senat sich zehn Jahre lang geweigert, in Sachen Luftreinhaltung effektiv zu handeln, zwingt ihn nun die jetzt bekannt gewordene Klage der EU-Kommission dazu. "Die Kumpanei mit der Automobilindustrie muss ein Ende haben", fordert Jersch. "Senator Horch muss seine Veto-Politik unverzüglich beenden und sich endlich für nachhaltige Maßnahmen wie die Hardwarenachrüstung der Dieselfahrzeuge auf Kosten der Automobilindustrie einsetzen. Und er muss endlich ein Bekenntnis zur blauen Plakette ablegen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 17. Mai 2018
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HAMBURG/4369: Senats-Tricksereien beim City-Hof - LINKE fordert Akteneinsicht und Abrissstopp (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 17. Mai 2018

Senats-Tricksereien beim City-Hof: DIE LINKE fordert Akteneinsicht und Abrissstopp



Seit Jahren versucht der Senat mit allen Mitteln, den Abriss des City-Hofs, der vier Hochhäuser am Klosterwall, durchzusetzen. Das will die Fraktion DIE LINKE nun durch einen Antrag in der Hamburgischen Bürgerschaft stoppen. Denn wie durch ihre Anfrage (Drs. 21/12931) bekannt wurde, sieht das UNESCO-Beratungsgremium ICOMOS durch einen Abriss das Weltkulturerbe Speicherstadt und Kontorhausviertel gefährdet. "Der bisherige Umgang des Senats mit dem Denkmalschutz war schon übel. Doch mit dem Verschweigen der heftigen Kritik des UNESCO-Beratungsgremiums setzt der Senat dem Ganzen noch die Krone auf und gefährdet auch noch das Weltkulturerbe", kritisiert Heike Sudmann, stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion. "Der Senat scheut die öffentliche Debatte wie der Teufel das Weihwasser. Und er arbeitet mit allen Tricks."

So habe der Senat versucht, seine Abrissgenehmigung auch damit zu begründen, dass Wohnungen bei einem Erhalt des City-Hofs nicht genehmigt werden könnten. Das musste er später zurücknehmen (vgl. http://daten.transparenz.hamburg.de/Dataport.HmbTG.ZS.Webservice. GetRessource100/GetRessource100.svc/92d06b70-a547-4781-b8e7-c7f41dcd43db/ Akte_760.05-01.pdf.).

"Das unwürdige Agieren des Senats muss beendet werden", fordert Sudmann. "Das vom Gesetz geforderte 'überwiegende öffentliche Interesse' zur Rechtfertigung eines Denkmalabrisses ist nicht gegeben. Deshalb fordern wir die sofortige Einstellung aller Abrissmaßnahmen sowie ein neues Verfahren für den City-Hof. Außerdem wollen wir eine Akteneinsicht für die Bürgerschaft durchzusetzen, damit die Tricksereien aufgedeckt werden können."

Die Anfrage und den Antrag der Fraktion DIE LINKE finden Sie im Anhang dieser Mitteilung.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4818: Stickoxidwerte - EU-Kommission zieht Konsequenz aus Jahren des Verschleppens (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 17.05.2018

EU-Kommission zieht Konsequenz aus Jahren des Verschleppens



Aufgrund der zu hohen Stickoxidwerte in Städten hat die EU-Kommission
heute angekündigt, Deutschland und fünf weitere EU-Staaten zu
verklagen. Dazu erklärt Jutta Blatzheim-Roegler, verkehrspolitische
Sprecherin:

"Die EU-Kommission hat über Jahre hinweg den betroffenen Ländern immer
wieder neue Gelegenheiten gegeben, effektive und wirksame Maßnahmen
einzuleiten, um die Stickoxidgrenzwerte in den Städten einzuhalten.
Deutschland kam den Forderungen bekanntlich nicht nach. Zuletzt trat
die Bundesregierung mit Alibi-Vorschlägen an EU-Kommissar Karmenu
Vella heran. Andere Vorschläge, wie die Einführung eines ticketlosen
Nahverkehrs, erwiesen sich als Luftnummern, an deren Umsetzung die
Bundesregierung auch kein wirkliches Interesse hatte. Die Hersteller
von Dieselautos als eigentliche Verursacher des Problems blieben
jedoch von Konsequenzen verschont. Bis heute hat die Bundesregierung
sie nicht verpflichtet, für Nachrüstungen zu sorgen oder an ihre
Kundinnen und Kunden Entschädigungen für Dieselautos mit zu hohen
Emissionswerten zu zahlen.

Die Klage der EU-Kommission hat die Chance, das schuldhafte Zögern der
Bundesregierung in der Verkehrspolitik nun endlich zu beenden. Damit
Deutschland wieder durchatmen kann, muss die Bundesregierung die
Automobilindustrie in die Verantwortung nehmen und eine
Investitionsoffensive anstoßen, um eine echte Verkehrswende mit einem
Bündel von Maßnahmen hinzukriegen: Dazu gehört der ÖPNV-Ausbau in
Stadt und Land, die Forcierung der E-Mobilität und Vorfahrt für den
Fuß- und Radverkehr, um die Emissionen aus dem Verkehrssektor endlich
dauerhaft zu senken.

In Rheinland-Pfalz ist mit dem Programm Saubere Mobilität für die
betroffenen Städte ein Anfang gemacht worden. Was mit Unterstützung
durch Bund und Land möglich ist, zeigt die Mainzer "Mainzelbahn", für
die ursprünglich fünf Millionen Fahrgäste jährlich prognostiziert
wurden, mit ihren jetzt schon 6,4 Millionen Fahrgästen pro Jahr. Das
Beispiel zeigt: Beherzte Entscheidungen in der Verkehrspolitik werden
belohnt, wenn sie in die richtige Richtung gehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Mai 2018
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ARBEIT/1189: Mehr Geld für die Förderung von Arbeit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Mai 2018

Arbeitsgruppen: Haushalt, Arbeit und Soziales

Mehr Geld für die Förderung von Arbeit



Michael Groß, zuständiger Berichterstatter;

Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin:

Mit dem vorgelegten Haushalt stärken wir nicht nur unser Sozialstaatsprinzip, sondern auch die Teilhabe am Arbeits- und Gesellschaftsleben, eine gute und stabile Rente sowie die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Zeiten des digitalen Wandels.

"Mit rund 140 Milliarden Euro nutzen wir 41 Prozent des gesamten Bundeshausaltes für die Förderung von Arbeit, Stabilisierung der Rente, Sicherung des Lebensunterhalts und soziale Absicherung. Für etwa 150.000 Menschen eröffnen sich durch den Sozialen Arbeitsmarkt echte Chancen, wieder auf dem Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. Ganze vier Milliarden Euro wollen wir bis 2022 für einen Sozialen Arbeitsmarkt als Regelinstrument bereitstellen. Das ist im Sinne der sozialen Teilhabe ein Paradigmenwechsel, für den die SPD seit vielen Jahren gekämpft hat.

Weiterhin stabilisieren wir die gesetzliche Rente. Rund 94 Milliarden Euro stehen als Bundeszuschuss an die Rentenkasse zur Verfügung. Das schafft Sicherheit und hält die Beitragssätze stabil. Damit niemand, der eine Rente bezieht, zum Sozialamt gehen muss, weil das Geld nicht zum Leben reicht, wollen wir die Grundrente einführen. Diese wird zehn Prozent über der Grundsicherung liegen. Das bedeutet für viele Menschen nach einem langen Arbeitsleben mehr Gerechtigkeit. Dazu gehören auch eine verbesserte Erwerbsminderungsrente und der Ausbau der Kindererziehungszeiten (Mütterrente). Über die Finanzierung der Mütterrente muss dabei noch einmal dringend nachgedacht werden: Wir halten perspektivisch eine ausschließliche Finanzierung aus Steuermitteln für absolut gerechtfertigt.

Neben der Förderung von Arbeit und der Prävention von Arbeitslosigkeit wollen wir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auch finanziell entlasten. Den Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung senken wir um 0,3 Prozent.

Die Bundesagentur für Arbeit bauen wir zu einer Bundesagentur für Arbeit und Qualifizierung um. Dadurch und durch das Recht auf Weiterbildungsberatung, das wir einführen werden, unterstützen wir alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, auch um sich für die Anforderungen von Arbeit 4.0 fit zu machen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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FINANZEN/1815: Bundeshaushalt 2018 - solide, gerecht, zukunftsgestaltend


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Mai 2018

Arbeitsgruppe: Haushalt

Bundeshaushalt 2018 - solide, gerecht, zukunftsgestaltend



Johannes Kahrs, haushaltspolitischer Sprecher:

Der Bundeshaushalt 2018 ist solide finanziert, sozial gerecht und zukunftsorientiert. Bundesfinanzminister Olaf Scholz hat mit seinem ersten Haushaltsentwurf bewiesen, dass die Haushalts- und Finanzpolitik in den nächsten Jahren in guten Händen liegt.

"Wir investieren in die Zukunft, wir entlasten die Bürgerinnen und Bürger und stärken den sozialen Zusammenhalt in unserem Land. Und das alles geht ohne neue Schulden. Wir setzen den Koalitionsvertrag um und bilden die prioritären Maßnahmen im Haushalt ab.

Die Investitionen erreichen mit über 180 Milliarden Euro in den Jahren 2018 bis 2022 ein Rekordniveau. Wir stellen bis Ende dieser Legislaturperiode über 46 Milliarden Euro für prioritäre Maßnahmen aus dem Koalitionsvertrag zur Verfügung. Hinzu kommen noch einmal rund zehn Milliarden Euro aus der neuen Steuerschätzung.

Wir fördern mit diesem Haushalt den sozialen Ausgleich und gesellschaftlichen Zusammenhalt in unserem Land. Wir investieren in den sozialen Wohnungsbau. Mit Einführung eines sozialen Arbeitsmarktes geben wir Langzeitarbeitslosen eine Perspektive. Hierfür hat die SPD seit vielen Jahren gekämpft.

Wir unterstützen Familien durch Erhöhung des Kindergeldes, des Kinderzuschlags und Einführung des Baukindergeldes. Durch Ausweitung des Bildungs- und Teilhabepaketes schaffen wir beste Bildungsvoraussetzungen für alle. Mit dem Abbau des Soli und der Abmilderung der kalten Progression wird die große Mehrheit aller Bürgerinnen und Bürger mehr netto vom brutto erhalten.

Außenpolitisch steht für uns eine aktive Friedens- und Entwicklungspolitik im Vordergrund. Hierfür werden die Etats des Auswärtigen Amtes, des Verteidigungsministeriums und des Ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung sehr gut ausgestattet.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten setzen die personelle Verstärkung unserer Sicherheitsbehörden fort. Dafür schaffen wir 2.500 neue Stellen bei der Bundespolizei, beim Bundeskriminalamt, beim Zoll und anderen Behörden.

Die Opposition verschließt die Augen vor den Fakten und verliert sich stattdessen in ideologischen Grabenkämpfen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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UMWELT/1159: Weltbienentag - Aktionsprogramm Insektenschutz rasch umsetzen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Mai 2018

Arbeitsgruppe: Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Weltbienentag - Aktionsprogramm Insektenschutz rasch umsetzen



Carsten Träger, umweltpolitischer Sprecher:

Am 20. Mai findet erstmalig der Weltbienentag statt. Das Aktionsprogramm Insektenschutz ist ein wichtiger Schritt zur Rettung der Bienen. Es muss jetzt rasch im Kabinett verabschiedet und danach umgesetzt werden.

"Pünktlich zum Weltbienentag am 20. Mai ist das Thema Bienensterben auch im Kanzleramt angekommen. In der Haushaltsdebatte rief die Bundeskanzlerin den Deutschen Bundestag dazu auf, den Weltbienentag zu nutzen, um ,wirklich an die Artenvielfalt zu denken und etwas Gutes für die Bienen tun'. Das begrüßen wir ausdrücklich.

Vielleicht hätten die Kanzleramts-Redenschreiber ihrer Chefin auch aufschreiben sollen, dass ihre Umweltministerin Svenja Schulze bereits vor zwei Wochen ein Aktionsprogramm Insektenschutz vorgelegt hat, das genau diese Ziele umsetzen soll. Erwähnt hat die Kanzlerin stattdessen ihre Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner, die sich zu einem netten Foto-Termin mit ihrem slowenischen Kollegen verabredet hat - zur Rettung der Bienen. Wenn es denn hilft, gerne.

Besser als Appelle und Event-Termine sind jedoch konkrete politische Maßnahmen. Das Aktionsprogramm Insektenschutz von Svenja Schulze befindet sich in der Ressortabstimmung. Es muss jetzt rasch im Kabinett verabschiedet und danach umgesetzt werden. Das würde den Bienen wirklich helfen - und damit uns allen.

Denn mit dem Aktionsprogramm sind die Weichen gestellt: Für mehr Insektenschutz, für mehr Klima- und Naturschutz und nicht zuletzt für das Ende von Glyphosat und Co. Der Einsatz von Glyphosat muss beendet werden, so ist es im auch Koalitionsvertrag verankert. Das Aktionsprogramm ist der erste Schritt zur Umsetzung dieses Ziels.

Umweltministerin Svenja Schulze hat ihrer Kollegin Julia Klöckner ein hervorragendes Konzept vorgelegt, mit dem beide Hand in Hand den Koalitionsvertrag umsetzen und das Bienensterben eindämmen können."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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BERUF/1876: Durchblick beim Veredeln von Glas - Ausbildung für Flachglastechnologen neu geordnet (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 17.05.2018

Durchblick beim Veredeln von Glas - Ausbildung für Flachglastechnologen
neu geordnet



Transparent, elegant, funktionell soll es sein - und alles muss präzise
passen: Mit hohem handwerklichen Geschick, Sorgfalt und Genauigkeit
bearbeiten, schneiden und veredeln Flachglastechnologen und
-technologinnen industriell Flachglas für Fenster, Schaufenster und
Vitrinen, Sicherheitsgläser für Banken oder auch Scheiben für
Solaranlagen. Gemeinsam mit den Sozialpartnern und Sachverständigen aus
der betrieblichen Praxis hat das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB)
im Auftrag der Bundesregierung diese Ausbildungsordnung modernisiert. Sie
tritt zum 1. August 2018 in Kraft und löst die 27 Jahre alte Verordnung
für Flachglasmechaniker/-innen ab.

Flachglastechnologen und -technologinnen schneiden Glasscheiben auf die
erforderliche Größe zu und veredeln die Produkte durch Zierschliffe,
Sandstrahlen, Bedrucken und Versiegeln. Hierbei ist hochpräzises Arbeiten
erforderlich. Bei der Modernisierung der Ausbildungsordnung wurden die
Automatisierung, Vernetzung und Digitalisierung des innerbetrieblichen
Material- und Warenflusses ebenso berücksichtigt wie die Steuerung
automatisierter Produktions- und Schneidanlagen.

Die Ausbildung endet mit der Prüfung vor der Industrie- und Handelskammer
in zwei zeitlich getrennten Teilen. Teil 1, der vor dem Ende des zweiten
Ausbildungsjahres durchgeführt werden soll, wird dabei mit 30 Prozent im
Gesamtergebnis der Abschlussprüfung bewertet. Rund die Hälfte der
Jugendlichen mit einem im Jahr 2016 hier neu abgeschlossenen
Ausbildungsvertrag verfügte über einen Hauptschulabschluss.

Flachglastechnologen und -technologinnen arbeiten hauptsächlich in Werk-
und Produktionshallen glasverarbeitender Betriebe. Die Ausbildung eröffnet
Interessierten nach erfolgreichem Abschluss die berufliche
Aufstiegsmöglichkeit zum/zur Geprüften Industriemeister/-in - Fachrichtung
Glas.

Im Zuge der Modernisierung der Ausbildungsordnung wurde auch der darauf
abgestimmte Rahmenlehrplan für die Berufsschule von der
Kultusministerkonferenz (KMK) überarbeitet.


Weitere Informationen unter:

www.bibb.de/neue-berufe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), Andreas Pieper, 17.05.2018
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MELDUNG/591: Tag des offenen Hofes am 9. und 10. Juni 2018 (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Tag des offenen Hofes am 9. und 10. Juni

Mehr als 500 Höfe öffnen ihre Tore



Bundesweit öffnen am 9. und 10. Juni wieder hunderte Bauernfamilien
ihre Höfe und gewähren Einblick in ihre Arbeit. Der Präsident des
Deutschen Bauernverbandes (DBV), Joachim Rukwied, ruft dazu auf, diese
Möglichkeit zu nutzen, die vielfältigen Angebote aus der
Landwirtschaft wahrzunehmen: "Schauen, anfassen, sich informieren -
der Tag des offenen Hofes ist die beste Gelegenheit, moderne
Landwirtschaft und die Menschen, die dahinterstehen, persönlich
kennenzulernen. Wir laden Sie herzlich ein, unsere
landwirtschaftlichen Betriebe zu besuchen. Nutzen Sie diese Chance!"

Der Tag des offenen Hofes ist eine gemeinsame Initiative des Bundes
der Deutschen Landjugend, des Deutschen LandFrauenverbandes und des
DBV. Dabei werden die Bäuerinnen und Bauern den Dialog mit ihren
Besuchern suchen und ihnen ihre Arbeit erklären. "Der Tag des offenen
Hofes bringt Menschen zusammen - Landwirte und Verbraucher, Jung und
Alt, Stadt und Land. Einmal im Jahr an einem bundesweiten Wochenende,
doch auch an jedem Tag auf jedem Hof. Er ermöglicht den legalen Zugang
zu landwirtschaftlichen Betrieben, so dass sich jede und jeder ein
eigenes Bild von unserer Landwirtschaft machen kann", so Nina Sehnke,
Vorsitzende des Bundes der Deutschen Landjugend. Die Bäuerinnen und
Bauern ermöglichen den Blick in den Stall, führen landwirtschaftliche
Maschinen vor, zeigen, was der Acker trägt und sorgen mit frischen
Produkten aus eigener Erzeugung für das leibliche Wohl.

"Gerade die Frauen auf den Höfen nutzen ihre Kompetenzen, um
Verbraucherinnen und Verbrauchern die Landwirtschaft näherzubringen.
Der Tag des offenen Hofes bietet uns LandFrauen die Chance, durch
persönliche Begegnungen ein besseres Verständnis für einander zu
entwickeln", betont Petra Bentkämper, Präsidiumsmitglied des Deutschen
LandFrauenverbandes.

Seit 1992 findet der Tag des offenen Hofes regelmäßig alle zwei Jahre
statt. Dabei beteiligen sich Betriebe mit allen landwirtschaftlichen
Arbeitsschwerpunkten: Ackerbau, Obst- und Gemüseanbau, Geflügel-,
Rinder- und Schweinehaltung, Ökolandbau, Biogaserzeugung, Gartenbau,
Fischwirtschaft, Weinbau, Direktvermarktung. Jeder Hof bietet ein
eigenes Programm in ländlicher Atmosphäre. Besucher können wählen
zwischen informativen Angeboten wie Feldgesprächen, Fotoausstellungen,
Stallführungen oder Aktionen wie Trecker-Rallye und Kremserfahrten,
auch mal mit Musikkapelle im Innenhof.

Unterstützt wird das Großereignis von der Landwirtschaftlichen
Rentenbank.

Weitere Informationen und eine detaillierte Übersicht der
teilnehmenden Betriebe gibt's online 

https://www.die-deutschen-bauern.de/tag-des-offenen-hofes
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DEMOSKOPIE/749: Mehrheit unterstützt das Festhalten am Iran-Atomabkommen (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Deutschlandtrend im ARD-Morgenmagazin

Mehrheit unterstützt das Festhalten am Iran-Atomabkommen



Nach dem Ausstieg der USA aus dem Iran-Atomabkommen fordern acht von
zehn Deutschen (81 Prozent), dass die EU am bestehenden Vertrag mit
dem Iran festhält. Nur jeder Zehnte (10 Prozent) plädiert dafür, den
USA zu folgen und das Abkommen ebenfalls zu kündigen.


Staatliche Investitionen für Bundesbürger wichtiger als
Schuldenabbau

60 Prozent der Deutschen sprechen sich dafür aus, die
Steuer-Mehreinnahmen für staatliche Investitionen zu verwenden. Einem
Drittel (34 Prozent) ist es dagegen wichtiger, dass der Staat damit
Schulden tilgt. Staatliche Investitionen werden am häufigsten von
Anhängern der Linken (72 Prozent), der SPD (67 Prozent) und der Grünen
(64 Prozent) bevorzugt, weniger häufig von den Wählern der FDP (58
Prozent), AfD (56 Prozent) und der Union (55 Prozent).


Sonntagsfrage: Union legt zu, SPD verliert

Wenn am Sonntag Bundestagswahl wäre, käme die Union auf 33 Prozent der
Wählerstimmen, die SPD auf 17 Prozent. Für die AfD entschieden sich 14
Prozent der Befragten. Die Grünen würden 13 Prozent der Bürgerinnen
und Bürger wählen, die Linke zehn Prozent und die FDP acht Prozent.
Insgesamt würde die Regierungskoalition aus Union und SPD 50 Prozent
der Stimmen erreichen.

Im Vergleich zum DeutschlandTrend vom 9. Mai 2018 gewinnen Union und
Linke jeweils einen Prozentpunkt hinzu, SPD und AfD verlieren jeweils
einen Prozentpunkt. Die Stimmenanteile für die Grünen und die FDP
bleiben unverändert.


Studieninformation

Der DeutschlandTrend ist eine Umfrage von Infratest dimap im Auftrag
des "ARD Morgenmagazins". Befragt wurden vom 14. bis 16. Mai 1.009
Wahlberechtigte.

Die Fehlertoleranz liegt bei 1,4 (bei einem Anteilswert von 5%) bis
3,1 (bei einem Anteilswert von 50%) Prozentpunkten. Die vollständige
Untersuchung kann telefonisch unter (02150) 20 65 62 oder (0172) 24 39
200 (Agentur Ulrike Boldt) angefordert werden.

Die Ergebnisse werden im "ARD-Morgenmagazin" am Freitag, 18. Mai 2018
veröffentlicht.


Die Fragen im Wortlaut:

1. Die USA wollen aus dem Atomabkommen mit dem Iran aussteigen und
neue Sanktionen gegen den Iran verhängen. Die Europäische Union möchte
hingegen weiterhin an dem Abkommen festhalten. Wie sehen Sie das?
Sollte die EU am Abkommen festhalten oder wie die USA aus dem Abkommen
aussteigen?

2. Der Bundesfinanzminister kann in diesem Jahr Steuer-Mehreinnahmen
in Milliardenhöhe verbuchen. Wenn sich Deutschland zwischen dem Abbau
von Schulden und staatlichen Investitionen entscheiden müsste: Was
wäre Ihnen wichtiger?

3. Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

 * 
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REDE/032: Angela Merkel zum Haushaltsgesetz 2018, 16.05.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Rede von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel zum Haushaltsgesetz 2018 vor
dem Deutschen Bundestag am 16. Mai 2018 in Berlin:



Herr Präsident!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, guten Morgen!

Ich glaube, es ist für jedermann erkennbar, dass der Haushalt 2018 und die
dazugehörige mittelfristige Finanzplanung wieder sehr gute Daten aufweisen.
Das ist außerordentlich erfreulich. Es wird inzwischen manchmal schon für
selbstverständlich gehalten. Aber dass wir die höchste Beschäftigung seit
der Wiedervereinigung haben, dass wir seit 2014 keine neuen Schulden
machen, das ist alles andere als selbstverständlich.

Wir werden im nächsten Jahr erstmals seit 2002 mit der Gesamtverschuldung
wieder dort liegen, wohin der Europäische Stabilitätspakt uns verweist,
nämlich unterhalb von 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. 2012, nach der
internationalen Finanz- und Wirtschaftskrise, lag die Gesamtverschuldung
bei knapp 80 Prozent. Dass wir das schaffen, das ist nichts anderes als
Generationengerechtigkeit pur und das Denken an die Menschen, die nach uns
leben werden. Deshalb ist das gut.

Der Internationale Währungsfonds hat in seinen gerade abgeschlossenen
Artikel-IV-Konsultationen, die er mit Deutschland geführt hat, die
Entwicklung der deutschen Volkswirtschaft als "beeindruckend" bezeichnet.
Fiskalische Spielräume sollten genutzt werden, um das Wachstumspotenzial zu
erhöhen, staatliche Investitionen in die Infrastruktur sollten getätigt
werden, Investitionen in Bildung sollten gestärkt werden, Verfahren sollten
beschleunigt werden. Das ist genau das, was wir in unserem
Koalitionsvertrag niedergelegt haben und was sich auch in diesem Haushalt
widerspiegelt. Das findet also auch international durchaus Unterstützung.

Aber unabhängig von diesen guten Zahlen und Werten erreichen uns täglich
beunruhigende Nachrichten aus allen Teilen der Welt, leider auch aus
Teilen, die sehr nah an der Europäischen Union liegen: die schrecklichen
Bilder aus Syrien inklusive der Bilder von Giftgasangriffen in jüngster
Zeit, die Kündigung des Atomabkommens mit dem Iran durch die Vereinigten
Staaten von Amerika, die Bombardierung von Stellungen auf den Golanhöhen
durch den Iran, ein drohender Handelsstreit zwischen den USA und der
Europäischen Union, tägliche Waffenstillstandsverletzungen an der
Kontaktlinie in der Ukraine, Terroropfer, auch am letzten Wochenende wieder
in Paris und in Indonesien; 70 Jahre Israel, das war ein Tag zum Feiern,
und trotzdem 59 tote Palästinenser und viele, viele Verwundete.

Wir verfolgen diese Schlagzeilen täglich, die uns vor Augen führen, in
welch unruhiger und auch unübersichtlicher Welt wir leben. Wir wissen
inzwischen, dass wir uns von diesen Ereignissen nicht abkoppeln können.
Nach dem Arabischen Frühling, der von vielen auch als arabisches Beben
bezeichnet wird, ist die Region vor unserer Haustür unruhig geworden: der
Bürgerkrieg in Syrien seit 2011, der Sturz von Gaddafi in Libyen mit dem
Zerfall der staatlichen Ordnung, 2014 die Annexion der Krim, die Probleme
in der Ostukraine, 2014 der IS in Syrien und im Irak, der Völkermord an den
Jesiden im Irak und die in Rakka, geplanten Attentate, die Paris - "Charlie
Hebdo" - so erschüttert haben. Die sicherheitspolitische Situation in
unserer Nachbarschaft hat sich gravierend verändert. Das hat tiefgreifende
Auswirkungen, auch auf uns. Sie zeigen uns einmal mehr: Ein Land alleine
kann mit Sicherheit Sicherheit nicht garantieren. Deshalb ist uns bewusst
geworden, was wir vielleicht oft fast schon stereotyp gesagt haben: Unsere
Sicherheit hängt unauflösbar mit der unserer Nachbarschaft zusammen;
Deutschland braucht für seine eigene Sicherheit eine Einbindung in
Bündnisse als Mitglied der Europäischen Union und als Mitglied der Nato.
Trotz aller Schwierigkeiten, di
e wir in diesen Tagen haben, sind und bleiben die transatlantischen
Beziehungen deshalb von herausragender Bedeutung. Das bleibt eine
Konstante.

Aber diese transatlantischen Beziehungen müssen Meinungsunterschiede
aushalten, auch gerade in diesen Tagen. Das zeigt sich insbesondere an der
Kündigung des Nuklearabkommens mit dem Iran durch die Vereinigten Staaten
von Amerika. Wir haben über ein Jahrzehnt verhandelt, um dieses Abkommen
zustande zu bringen. Dieses Abkommen ist alles andere als ideal; aber der
Iran hält sich nach allen Erkenntnissen der Internationalen
Atomenergiebehörde an die Verpflichtungen aus diesem Abkommen. Dieses
Abkommen ist einstimmig vom UN-Sicherheitsrat indossiert worden. Deshalb
glauben wir, Großbritannien, Frankreich, Deutschland, aber mit uns auch die
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, dass es nicht richtig ist,
dieses Abkommen jetzt, in dieser Situation zu kündigen.

Das bedeutet nicht etwa, dass wir mit dem, was der Iran ansonsten tut,
zufrieden sein können. Wir müssen über mehr sprechen: über das ballistische
Raketenprogramm, über den Einfluss, den der Iran und die Hisbollah in
Syrien ausüben und über andere Fragen. Die Frage, die wir zu beantworten
haben und die wir so anders beantwortet haben als die Vereinigten Staaten
von Amerika, lautet aber: Kann man besser sprechen, wenn man dieses
Abkommen kündigt, oder kann man besser sprechen, wenn man in diesem
Abkommen bleibt? Wir glauben, dass man besser miteinander weiterreden kann
und muss - ich sage das ausdrücklich, weil das ballistische Raketenprogramm
auch und gerade eine Gefährdung der Sicherheit Israels ist -, wenn man in
diesem Abkommen bleibt. Genau in diesem Sinne hat der Bundesaußenminister
gerade gestern Abend wieder Gespräche geführt.

Wir wissen auch - das zeigt sich jeden Tag drängender -, dass wir natürlich
eine politische Lösung in Syrien brauchen, dass das Leben der Menschen in
Syrien unter einem unglaublichen Schrecknis abläuft. Die Hälfte der
Bürgerinnen und Bürger Syriens ist inzwischen auf der Flucht: ein großer
Teil innerhalb Syriens, ein anderer Teil außerhalb Syriens.

Beim Kampf gegen den IS sind wir vorangekommen. Deutschland hat sich an der
Anti-IS-Koalition und an den Operationen gegen Daesh beteiligt, durch
Ausbildung der Peschmerga im Irak und durch Luftüberwachung. Aber
inzwischen ist aus dem Bürgerkrieg in Syrien, dem Kampf gegen den
islamistischen Terrorismus, ein Regionalkonflikt gigantischen Ausmaßes
geworden, der ohne Russland, ohne die Türkei, ohne den Iran, ohne 
Saudi-Arabien, ohne Jordanien und im Grunde auch ohne Europa nicht zu lösen ist.

Aber wahr ist auch - der Schriftsteller Mathias Énard, der gerade den
Literaturpreis der Konrad-Adenauer-Stiftung bekommen hat, hat das
beklemmend zu Papier gebracht -: Europa ist immanent betroffen und hat
gleichzeitig zur politischen Lösung dieses Konflikts bisher nicht
ausreichend beigetragen; ich sage das auch selbstkritisch. Deshalb sind wir
froh, dass wir jetzt der sogenannten Small Group angehören, in der
Frankreich, Großbritannien, Deutschland, Jordanien, Saudi-Arabien und die
USA gemeinsam nach Lösungen suchen. Natürlich muss aber auch die sogenannte
Astana-Gruppe - Türkei, Iran und Russland - mit in die Gespräche einbezogen
werden. Das kann bedeuten, dass wir endlich auch die Arbeit des 
UN-Vermittlers de Mistura besser unterstützen können. Ich glaube, es ist aller
Mühe wert - obwohl ich mir keine Illusionen hinsichtlich der
Kompliziertheit dieses Konflikts mache -, dass wir uns politisch stärker
engagieren. Das wird die Bundesregierung tun.

Auch für einen anderen Konflikt in unserer Umgebung, mit dem wir uns schon
viel beschäftigt haben, dem zwischen Russland und der Ukraine, gibt es nur
eine politische Lösung; militärisch ist er nicht zu lösen. Wir tun das im
Normandie-Format. Wir versuchen, das Abkommen von Minsk wiederzubeleben,
obwohl es schon deprimierend ist, dass es jede Nacht zu
Waffenstillstandsverletzungen an der Kontaktlinie kommt und dass es immer
wieder Behinderungen der Beobachter der Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa gibt, denen ich im Übrigen von dieser Stelle aus
einmal herzlichen danken möchte. Jahre über Jahre dort diese Arbeit zu tun,
das sind wirklich friedenssichernde Maßnahmen.

Deutschland hat immer den vernetzten Ansatz befürwortet. Die neue
Bundesregierung wird dies verstärkt tun. Wir wissen: Wir können solche
Probleme nur lösen, indem wir Entwicklung betreiben, indem wir politische
Lösungen suchen und indem wir als Ultima Ratio auch militärische Gewalt
einsetzen. Aber militärische Gewalt alleine wird das Problem nicht lösen.
Wir haben - sozusagen symptomatisch dafür - in unserem Koalitionsvertrag
vereinbart, dass wir die Entwicklungsausgaben und die Verteidigungsausgaben
eins zu eins erhöhen, um deutlich zu machen, dass uns dieser vernetzte
Ansatz nicht irgendein, sondern ein zentrales Anliegen ist.

Aber wir müssen Verpflichtungen auf allen Seiten einhalten; das heißt, die
ODA-Quote, die wir noch nicht erreicht haben, auf der einen Seite und die
Ziele von Wales beziehungsweise der Nato auf der anderen Seite. Diesen
Zielen fühlen wir uns verpflichtet. Das haben wir auch im Koalitionsvertrag
niedergelegt. Der Bundesfinanzminister hat gestern gesagt: "Ein
verteidigungspolitisches Konzept wird nicht schon dadurch gut, dass es
teuer ist." Das stimmt; das ist unbestritten. Aber die Frage lautet ja
anders. Die Frage lautet: Was brauchen wir für eine Bundeswehr, damit sie
den heutigen Anforderungen Rechnung trägt?

Ich möchte an dieser Stelle auf das Weißbuch 2006, das wir auch in einer
Großen Koalition verabschiedet haben, hinweisen. In diesem Weißbuch haben
wir uns voll auf die Auslandseinsätze konzentriert. Damals galt der Satz
von Peter Struck, den er richtigerweise gesagt hat: "Die Sicherheit
Deutschland wird auch am Hindukusch" - "Hindukusch" steht pars pro toto -
"verteidigt." Das war absolut richtig.

Aufgrund der Ereignisse im Jahre 2014 und aufgrund dessen, was vor unserer
Haustür passiert - zum Beispiel auch im Raum Syrien -, hat die Nato 2014
beschlossen - das haben wir im Übrigen im Weißbuch 2016 nachvollzogen -,
dass neben den Auslandseinsätzen auch die Landes- und Bündnisverteidigung
wieder von größerer Bedeutung sind.

Genau an diesem Punkt sind wir bei den Herausforderungen, vor denen die
Bundeswehr und natürlich auch die Bundesregierung gestellt sind. Wir müssen
unsere Soldatinnen und Soldaten nicht nur in den Auslandseinsätzen so
ausrüsten und ausstatten, dass sie ihre Einsätze gut absolvieren können,
sondern wegen der Landes- und Bündnisverteidigung müssen sie gleichermaßen
auch zu Hause in viel größerer Breite Material und Ausrüstung zur Verfügung
gestellt bekommen, um die zusätzlichen Aufgaben, die wir heute haben,
bewerkstelligen zu können: die Luftraumüberwachung im Baltikum, die
Rückversicherung für Polen und die drei baltischen Staaten - dafür sind wir
als Rahmennation in Litauen tätig -, die Verstärkung des Korps in Stettin
und die Engagements in Rumänien und Bulgarien.

Dafür muss man schneller Truppen verlegen können und nicht nur jeden
hundertsten Soldaten vernünftig ausstatten - diese Zahl habe ich einfach
mal herausgegriffen; ich bin keine Expertin -, während alle anderen mit
wenig Übungsgerät auskommen müssen. Um diese Aufgaben schultern zu können,
muss in großer Breite entsprechende Ausrüstung zur Verfügung gestellt
werden. Das ist eine Aufgabe, vor der die Bundeswehr steht.

Die zweite Aufgabe ist, die große Herausforderung der Digitalisierung zu
bewältigen. Hier geht es zum einen um die Digitalisierung der Strukturen
der Bundeswehr, zum anderen aber auch um völlig neue Fähigkeiten, zum
Beispiel die Cyberfähigkeit. Es war richtig, ein Cyberkommando
einzurichten, denn die hybride Kriegsführung ist zum Beispiel Teil der
Militärdoktrin Russlands - ganz offiziell beschrieben. Darin sind sie gut;
und hier müssen wir natürlich wehrhaft sein können. Ansonsten werden wir
keine Chance haben.

Es geht nicht um Aufrüstung, sondern ganz einfach um Ausrüstung. Ich finde,
darüber sollten wir einen ruhigen Dialog führen, zum Beispiel auch mit dem
Wehrbeauftragten, der das alles wunderbar ausdrücken kann, insbesondere in
seinen Berichten. Wir sollten einfach helfen, dass auch der Wehrbeauftragte
wieder positive Berichte schreiben kann.

Daran zeigt sich, dass wir unsere Außenpolitik natürlich auf
Multilateralismus ausrichten. Der Multilateralismus steht im Augenblick
unter großem Druck. Wir wissen: Weil der Multilateralismus unter so großem
Druck steht, muss Europa sein eigenes Schicksal stärker in die eigenen
Hände nehmen, als das bislang der Fall war. Deshalb brauchen wir
europäische Antworten.

Es war eine gute Nachricht, dass wir in sehr kurzer Zeit nach dem Schock,
den wir hatten, als Großbritannien beschlossen hat, aus der Europäischen
Union auszutreten, als Erstes ein jahrzehntelang ruhendes Projekt auf die
Beine gebracht haben, nämlich eine europäische Verteidigungsunion, eine
strukturierte Zusammenarbeit. Im Rahmen dieser strukturierten
Zusammenarbeit gibt es jetzt erste Projekte. Bei einigen dieser Projekte
übernimmt Deutschland im Übrigen auch Verantwortung.

Die wichtige Botschaft ist aber eigentlich eine andere: Wenn Sie sich die
Zahl der Waffensysteme der Mitgliedstaaten der Europäischen Union
anschauen, dann sehen Sie, dass wir auf stolze 178 kommen. Wenn Sie sich
die Zahl der Waffensysteme der Vereinigten Staaten von Amerika ansehen,
dann sehen Sie, dass sie auf 30 kommen. Die Vereinigten Staaten geben rund
3,5 Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts für Verteidigung aus, die
Europäische Union liegt im Mittel unter zwei Prozent. Mit 178
Waffensystemen kann man überhaupt nicht effizient sein. Das heißt, eine
große Aufgabe wird darin bestehen, dahin zu kommen, dass wir mit
einheitlichen Systemen viel effizienter und in der Ausbildung auch viel
einfacher miteinander agieren können. Daraus werden wir auf lange Zeit
einen großen Nutzen ziehen können. Das ist allemal richtig und ein
Riesenfortschritt, der zu einem neuen Pfeiler in der europäischen
Zusammenarbeit führt.

Die dritte große Aufgabe, die Europa zu schultern hat, ist die Beantwortung
der Frage, wie wir die Migration regeln und steuern. Das wird ein Thema
sein, das uns über Jahre - ich sage: Jahrzehnte - beschäftigen wird, mit
der Nachbarschaft Syriens, aber vor allen Dingen dann auch mit der
Nachbarschaft Afrikas.

Deshalb ist es richtig, dass wir an einem gemeinsamen europäischen
Asylsystem arbeiten. Deshalb war es richtig, Frontex einzuführen. Aber mit
knapp 1.400 Polizisten bei Frontex werden Sie die Außengrenzen der
Europäischen Union mit Sicherheit nicht schützen können. Deshalb ist eine
der großen Aufgaben der Zukunft, Frontex zu stärken und vernünftig
auszurüsten, und Deutschland wird dazu seinen Beitrag leisten.

Wir wissen auch: Abschottung alleine wird nicht helfen, wenn wir nicht auch
Ursachen von Flucht und Vertreibung bekämpfen. Ich habe über die politische
Lösung in Syrien und über den Kampf gegen den IS im Irak gesprochen. Und
die große Aufgabe - Gerd Müller würde jetzt den Marshallplan mit Afrika
nennen, was ich unterstütze - heißt hier, auch wieder in einer gemeinsamen
europäischen Kraftanstrengung - denn unsere europäische Entwicklungspolitik
ist nicht immer effizient - wirklich zur Entwicklung von Afrika
beizutragen.

Das hat zwei Komponenten. Die eine Komponente ist die humanitäre Hilfe. Wir
haben das erlebt. Als die Flüchtlinge in Jordanien und Libanon kein Geld
mehr hatten, um Lebensmittel zu kaufen und ihre Kinder zu beschulen, war
der Druck, zu fliehen, ins Unermessliche gewachsen.

Aber wenn Sie sich heute die Budgets der UN-Hilfsorganisationen anschauen,
dann ist die Wahrheit: Obwohl wir ein Vielfaches mehr tun, ist
international längst nicht so viel getan worden, wie getan worden sein
müsste. Alle Budgets, ob Hochkommissariat der Vereinten Nationen für
Flüchtlinge, ob Welternährungsprogramm, sind dramatisch defizitär, und wir
müssen unsere Stimme, wo immer es geht, erheben und natürlich auch unseren
Beitrag für diese humanitären Fragen leisten.

Aber es darf natürlich jetzt auch nicht so sein, dass wir den gesamten
Entwicklungsetat sozusagen für humanitäre Hilfe umwidmen. Denn Entwicklung
findet ja nicht ausreichend statt. Dann ist es auch richtig, dass wir uns
fragen: Sind unsere Mittel und Methoden der Entwicklungshilfe eigentlich
ausreichend? Ich sage nein. Die klassische Entwicklungshilfe alleine reicht
nicht aus. Wir müssen überlegen, wie wir wirtschaftlichen Schwung in die
Dinge bringen, wie wir auch mit Kreditinstrumenten, mit Hermes und vielem
anderen mehr, noch mehr Investitionen in Afrika möglich machen, aber
natürlich auch durch das, was Wolfgang Schäuble in der G20-Präsidentschaft
gemacht hat: durch bessere Rahmenbedingungen - Compact with Africa - ein
gutes Investitionsumfeld schaffen. Anders wird wirtschaftliche Entwicklung
dort nicht in Gang kommen. Nur mit staatlichen Geldern wird das nicht
klappen.

Natürlich brauchen wir viertens in Europa eine Stärkung der Wirtschafts-
und Währungsunion. Wir sind durch die Krisen gekommen. Wir haben heute eine
Situation, in der alle europäischen Mitgliedstaaten, die den Euro haben,
wieder wachsen. Die Beschäftigung steigt. Aber das kann uns nicht
zufriedenstellen, weil wir natürlich wissen, dass im Augenblick die
Europäische Zentralbank eine Politik fährt, die nicht auf Dauer so
weitergehen wird. Deshalb ist die Aufgabe, die Euro-Zone nachhaltig zu
stärken und krisenfest zu machen, ferner, dass es darüber intensive
Diskussionen gibt und dass wir darüber sprechen, was die nationale
Verantwortlichkeit ist.

Viele der Politiken in Europa sind nicht vergemeinschaftet. Wir können
alleine kein Handelsabkommen mehr abschließen, aber wir können natürlich
alleine Arbeitsmarktpolitik machen. Jeder hat das in nationaler
Verantwortung. Die Budgethoheit ist in nationaler Verantwortung. Die Frage
der Wettbewerbsfähigkeit beziehungsweise der Genehmigungen ist in vielen
Bereichen - nicht in allen; vieles ist auch europäisch geregelt - in
nationaler Verantwortung. Deshalb liegt die Aufgabe zuallererst zu Hause,
in den einzelnen Mitgliedstaaten, dazu beizutragen, dass die
Wettbewerbsfähigkeit besser wird, und zwar nicht besser gegenüber unserem
europäischen Durchschnitt, sondern besser gegenüber dem, was global
notwendig ist.

Die globale Sicht auf eine gemeinsame Währungsunion ist so, dass man sagt:
Ihr müsst auch irgendwo Letztverantwortung haben. Wir wollen wissen, ob ihr
alle gemeinsam zum Euro steht. Deshalb ist es richtig und gut, den
Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) weiterzuentwickeln, ihm auch
Aufgaben zu geben in Richtung eines internationalen Währungsfonds. Das
können wir alleine. Und deshalb stimme ich auch zu, dass, wenn der
Risikoabbau national weit vorangegangen ist, wir einen Common Backstop
haben und dieser Common Backstop auch beim ESM angesiedelt sein könnte, so
wie der Bundesfinanzminister das gestern gesagt hat.

Dann haben wir die Aufgabe, zu überlegen: Wie können wir die Konvergenz der
Euro-Zone und die Stabilität der Euro-Zone sicherstellen? Da finden im
Augenblick Gespräche statt. Wir haben im Augenblick zwei Projekte. Das eine
Projekt ist die Euro-Zone, auch die finanzielle Ausstattung, meinetwegen
ein Investitionshaushalt oder Ähnliches, wie wir es in unserer
Koalitionsvereinbarung geschrieben haben. Aber gleichzeitig haben wir die
Beratungen zur mittelfristigen finanziellen Vorausschau in Europa. Jetzt
sage ich mal: Der Finanzminister ist großzügig, aber irgendwie gelten auch
für ihn die Grundrechenarten. Das heißt, deutlich mehr in den europäischen
Haushalt und noch deutlich mehr in den Euro-Zonen-Haushalt geben und
trotzdem die Stabilitätskriterien einhalten, das ist natürlich nicht ganz
einfach. Deshalb werden wir mit Frankreich genau über die Wechselwirkungen
sprechen: Was müssen wir in den Haushalt packen? Nach dem Austritt
Großbritanniens sind 85 Prozent des Bruttoinlandsprodukts der Europäischen
Union in der Euro-Zone. Weitere Frage: Was müssen wir speziell als
Absicherung gegebenenfalls noch im Euro-Haushalt machen? Diese Gespräche
finden statt, und wir werden bis zum Juni-Rat darüber Einvernehmen
erzielen. Das ist im Übrigen die einzige noch richtig offene Frage - unter
all den Vorschlägen, die gemacht wurden. Ich glaube, dass wir schon ganz
schön weit vorangekommen sind.

Dann geht es natürlich auch um die Erweiterung. Hier geht es im
Wesentlichen um die Frage: Wie geht es weiter mit dem westlichen Balkan?
Ich werde heute nach Sofia fliegen. Wir werden uns morgen mit Vertretern
der Mitgliedstaaten des westlichen Balkans treffen. Dass sie die
europäische Perspektive haben, ist unbestritten. Jetzt ist die Frage: Wie
und unter welchen Bedingungen können wir das machen? Aber ich kann nur
sagen: Der westliche Balkan und die Situation dort entscheiden über Krieg
und Frieden in unserer absoluten Nachbarschaft. Schauen Sie nur, wie
schnell dort die Funken hochschlagen zwischen Serbien und Kosovo, innerhalb
von Bosnien und Herzegowina, wie schwierig es ist, die Namensfrage von
Mazedonien zu klären, wie man um Grenzabkommen ringt. Kosovo hat nun
endlich mit Montenegro ein Grenzabkommen geschlossen - ein Riesenerfolg,
wenn man sich vor Augen führt, dass selbst heute noch keine Klarheit
zwischen Slowenien und Kroatien über den Seezugang herrscht, obwohl
Kroatien und Slowenien Mitglieder der Europäischen Union sind. Im Übrigen
ist das wieder ein Grund, zu sagen: Bevor Grenzfragen nicht geklärt sind,
niemals Beitritt eines Landes! Das muss ich im Rückblick sagen. Es ist
immens wichtig, dass wir uns um diese Fragen kümmern und zur
wirtschaftlichen Stärkung beitragen.

Das alles ist wichtig für Europa. Um unser Wohlstandsversprechen in Europa
einzuhalten, geht es jetzt auch um die Schaffung eines digitalen
Binnenmarktes. Wir haben eine Unzahl von Verordnungen, die wir umsetzen
oder noch verhandeln müssen. Hier geht es sehr stark um die
Wettbewerbsfähigkeit Europas, und deshalb geht es auch sehr stark um die
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands.

Ich habe das schon oft gesagt und sage das heute wieder: Vielleicht ist das
ambitionierteste Projekt - weil wir zum Teil ganz neu denken müssen - die
Frage: Wie gestalten wir diesen umfassenden gesellschaftlichen Wandel, der
mit der Digitalisierung verbunden ist? Es geht nicht nur darum, dass wir
die Infrastruktur ausbauen müssen; das müssen wir auch. Und da können wir
auch besser werden. Eines Tages muss es möglich sein, die App wieder
abzuschaffen, mit der man die Funklöcher der Bundesnetzagentur mitteilt.
Allerdings zu glauben, dass es reicht, dies den Telekommunikationsanbietern
mitzuteilen, ist nicht sehr erfolgversprechend, weil damit die Funklöcher
noch nicht weg sind. Die Anbieter brauchen manchmal Druck. Natürlich müssen
wir nach der Tatsache, dass wir uns auf den 50-Megabit-pro-Sekunde-Ausbau
konzentriert haben, in Zukunft nur noch Breitbandanschlüsse, also Glasfaser
oder Kabel, fördern; das ist klar. Dazu haben wir die entsprechenden
Programme, dazu haben wir die Vorhaben. Der Bundesfinanzminister hat
gesagt, dass zusätzliche Mittel in einen Digitalfonds kommen, damit wir
anfangen können und nicht wieder zwei Jahre warten müssen, bevor es endlich
losgeht. Die Ausschreibungen müssen so sein, dass die Leute vor Ort die
Mittel auch nutzen können und nicht in Bürokratie ersticken; auch das haben
wir gelernt. Daran werden wir arbeiten.

Aber das geht ja weiter. Es geht um Forschung und Entwicklung. Wir zählen
zu den fünf Ländern, die am meisten für Forschung und Entwicklung ausgeben.
Aber es ist richtig, dass wir uns vorgenommen haben, den Anteil, der heute
bei 2,94 Prozent des Bruttoinlandsprodukts liegt, auf 3,5 Prozent im Jahre
2025 zu erhöhen, weil es heute Länder gibt, die bereits diese 3,5 Prozent
erreicht haben.

Da ist es natürlich von entscheidender Bedeutung, dass wir im industriellen
Bereich, insbesondere im Mobilitätsbereich bei der Digitalisierung vorne
mit dabei sind. Bei der Digitalisierung im Konsumentenbereich haben wir den
Anschluss ja verloren. Da nutzen wir alle asiatische oder amerikanische
Geräte; daran haben wir uns gewöhnt - okay. Das werden wir auch so schnell
nicht aufholen.

Aber jetzt, wo es um unsere industriellen Grundlagen geht, um das Internet
der Dinge - wir sind ein Land, das noch eine hohe industrielle
Wertschöpfung hat -, da müssen wir vorne mit dabei sein. Da reichen Platz
fünf, Platz sechs oder sonst was nicht aus; sonst werden wir kein führendes
Industrieland mehr sein.

Ich fange bei der Mobilität an. Die Mobilität wird sich dramatisch
verändern. Deshalb ist es natürlich nicht nur zu kritisieren, sondern
eigentlich auch unfassbar, sage ich mal, welches Vertrauen die deutsche
Automobilindustrie im Zusammenhang mit dem Dieselskandal verspielt hat. Es
ist jetzt unsere Aufgabe, der Industrie zu sagen: Ihr müsst
verlorengegangenes Vertrauen selber wiedergutmachen; das ist nicht die
Aufgabe der Politik.

Aber ich sage auch: Es kann auch nicht in unserem Interesse sein, dass wir
durch politische Maßnahmen die Automobilindustrie so schwächen, dass sie
keine Kraft mehr für die eigentlichen Zukunftsinvestitionen hat. Das ist
die Auseinandersetzung, die wir jetzt führen, zum Beispiel um
Hardwarenachrüstung.

Die Gutachten liegen jetzt auf dem Tisch. Sie müssen bewertet werden. Dann
werden wir auch die Kommunen wieder einladen. Dann wird das Forum Diesel
tagen. Aber Tausende von Euro - egal ob es 2.000, 3.000 oder 5.000 sind -
und zwei bis drei Jahre Beschäftigung zahlreicher Ingenieure mit der Frage,
wie man die Typenzulassung kriegt, weil man an dem Motor etwas geändert
hat: Ist das die richtige Beschäftigung für die Automobilindustrie? Oder
müssen wir nicht alle Kräfte zusammennehmen und der Automobilindustrie
sagen: "Ihr müsst jetzt in die Mobilität der Zukunft investieren, ins
autonome Fahren, in alternative Antriebe; dabei unterstützen wir euch"?

Da gibt es für mich einen Punkt, der mich seit Jahren umtreibt. Ich bin
froh, dass da bei der Wirtschaft jetzt ein Umdenken stattfindet: die
Tatsache, dass behauptet wird, die Batteriezellproduktion könnten wir in
Europa nicht mehr haben. Ich sage Ihnen: Die Batterie macht rund 40 Prozent
der Wertschöpfung eines Autos der Zukunft aus - jetzt nehmen wir mal an,
die Elektromobilität ist die Antriebstechnologie der Zukunft, was nicht
sicher ist -, und dazu kommt noch 20 bis 30 Prozent digitale Wertschöpfung.
Der eine Teil kommt dann aus Amerika oder Asien; der andere Teil, die
Batterie, kommt auch, definitiv, aus Asien. Was ist dann noch die
Wertschöpfung, die wir hier in Europa haben?

Deshalb sage ich: Wir brauchen eine strukturierte Förderung. Die
Europäische Kommission sieht solche Möglichkeiten vor. Wir machen das jetzt
schon bei Chips, wo wir eine Kraftanstrengung vornehmen, um auch in die
Zellproduktion einzusteigen. Nur ohne wirtschaftlichen Druck und ohne
wirtschaftliche Mitmacher geht das natürlich nicht; das können wir nicht
als Staat machen. Deshalb bin ich dankbar, dass einige in der
Automobilindustrie da umdenken. Wir werden das unterstützen.

Wir brauchen die konsequente Digitalisierung von Verwaltung, was im Übrigen
kompatibel mit der Gesundheitskarte sein sollte. Das sage ich dem
Geburtstagskind Jens Spahn heute mal. Er hat heute Geburtstag.

Wir brauchen einen Zugang der Bürgerinnen und Bürger für alle
Verwaltungsleistungen. Das zu schaffen, wird natürliche eine große
Kraftanstrengung sein. Und wir brauchen eine nationale Bildungsoffensive,
sowohl durch den DigitalPakt Schule als auch im Bereich der Weiterbildung
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Denn die Veränderungen, die jetzt
im technischen Bereich stattfinden, haben natürlich massive Auswirkungen
auf das, was in Zukunft gebraucht wird.

Wir haben heute schon einen großen Fachkräftebedarf, den wir befriedigen
müssen. Deshalb ist es richtig, dass wir ein Fachkräftezuwanderungsgesetz
auf den Weg bringen werden, denn wir wollen die Wirtschaft stärken. Das
Ganze hängt im Augenblick gar nicht mehr an den hohen Sozialabgaben oder an
der Steuerfrage; es hängt daran, dass man in Deutschland einfach niemanden
mehr findet. Da müssen wir helfen, dass die Wirtschaft in Deutschland
bleiben kann und hier Wertschöpfung betreibt und dass sie nicht irgendwohin
weggehen muss, weil sie hier keine Fachkräfte findet. Deshalb ist das die
richtige Antwort.

Für uns wird das noch eine Riesenanstrengung sein. Ich bin im Übrigen sehr
dankbar, dass die Koalitionsfraktionen sich entschieden haben, zwei 
Enquete-Kommissionen, die im Zusammenhang mit der Digitalisierung stehen, zu
beschließen.

Eine dieser Kommissionen beschäftigt sich mit der künstlichen Intelligenz.
Wir sind seit 20, 30 Jahren relativ gut dabei, was künstliche Intelligenz
anbelangt. Aber jetzt sind wir in einer Situation, in der wir den Anschluss
vielleicht schon ein bisschen verloren haben oder zu verlieren drohen.
Warum? Weil plötzlich zwei Entwicklungen zusammenkommen: die Entwicklung
der künstlichen Intelligenz - Algorithmen und Ähnliches - als solche plus
die Fähigkeit, riesige Mengen an Daten zu verarbeiten.

Jetzt ist es bei der künstlichen Intelligenz so: Sie entwickelt sich nur
gut, wenn sie viele große Datenmengen verarbeiten kann. Bei den Datenmengen
ist natürlich die Frage - wir reden gerade über die Umsetzung der
Datenschutz-Grundverordnung -: Wie hantieren wir mit den Daten, und wie
stellen wir viele - im Übrigen: oft anonymisierte - Daten zur Verfügung?
Aber zu glauben, wir könnten bei der künstlichen Intelligenz vorne sein und
bei den Daten so restriktiv wie möglich sein, ist genauso, wie wenn man
Kühe züchten will und ihnen kein Futter gibt; das ist einfach so. Deshalb
ist die Kommission "Ethik der Daten" wichtig, aber sie darf nicht so enden,
dass Daten sozusagen zum raren Gut gemacht werden. Aus Daten kann man
nämlich neue Produkte entwickeln.

Die Tatsache, dass Daten zu einem wichtigen Faktor in der sozialen
Marktwirtschaft werden, bedeutet im Grunde, dass wir neu denken müssen: vom
Steuersystem bis zu den sozialen Sicherungssystemen. Wir erleben das ja bei
Folgendem: Natürlich ist es nicht in Ordnung, dass Google, Amazon, Facebook
- und wie sie alle heißen; "GAFA", wie man so schön sagt - keine Steuern in
Europa zahlen. Aber zu sagen: "Passt mal auf, jetzt erfinden wir mal
einfach eine virtuelle Betriebsstätte, und die besteuern wir, als wäre es
eine richtige Betriebsstätte" - wozu wird das führen? Wir sind eine der
großen Exportnationen. Die Unternehmen, die deutschen Unternehmen haben
Betriebsstätten irgendwo in China oder sonst wo. Dann werden die
Heimatländer sagen: "Okay, das sind richtige Betriebsstätten. Jetzt
besteuern wir die auch." Deshalb sind wir zögerlich in Bezug auf bestimmte
Vorschläge, die gemacht werden. Wir sind es nicht deshalb, weil wir nicht
finden, dass man Steuern zahlen muss.

Aber wenn wir hier ein Unternehmensteuerrecht dergestalt haben, dass wir
ein altes Körperschaftsteuerrecht und da die Besteuerung der
Internetkonzerne haben, und wenn wir anschließend nicht mehr wissen, ob ein
Auto ein rollendes Internet ist oder ob ein Auto noch in die alte
Körperschaftsteuerkategorie gehört: Da müssen wir Steuersysteme finden, die
miteinander kompatibel sind. Deshalb sind die Arbeiten der OECD so wichtig.
Und deshalb können wir da jetzt nicht einfach mal so einen Schlag machen
und sagen: "Für zwei Jahre probieren wir mal was aus", sondern wir müssen
es vernünftig durchdenken. Das heißt aber nicht, dass wir nichts tun.

Ähnlich wird es damit sein, dass Daten auch einen Wert haben wie Arbeit
oder anderes. Darüber müssen wir dringend diskutieren. Vielleicht können
wir dabei auch die entsprechenden Fachleute einbinden.

Ich habe so lange über Digitalisierung gesprochen, weil ich glaube, dass
davon der Wohlstand, die Einlösung des Wohlstandsversprechens, abhängt.
Wenn wir uns unsere Koalitionsvereinbarung anschauen - das spiegelt sich
alles im Haushalt wider -, dann können wir feststellen: Wir sind in dieser
Richtung wirklich gut vorangegangen. Wir haben jetzt ein Digitalkabinett;
das wird vor der Sommerpause tagen. Wir werden einen Digitalrat einrichten,
der uns ganz spezifisch bei Dingen berät, die wir noch nicht so wissen,
über Entwicklungen, die wir haben. Wir haben die digitale Kooperation
zwischen den Ressorts der Bundesregierung verbessert, auch durch die
Staatsministerin für Digitalisierung im Kanzleramt. Bei dem Digitalkabinett
kommt übrigens heraus: Jeder Minister ist heute in bestimmter Weise ein
Digitalminister. Das durchzieht alle Bereiche der Gesellschaft. Deshalb
werden wir da zusammenarbeiten. Ich werde demnächst auch zu einer Anhörung
zur künstlichen Intelligenz einladen, damit wir feststellen, wo wir stehen
und damit wir vor allen Dingen auch sagen können, was fehlt und wo wir
besser zusammenarbeiten müssen.

Im Übrigen ist das ein klassischer Gegenstand der deutsch-französischen
Kooperation. So haben wir es auch in unserer Koalitionsvereinbarung
verabredet. Frankreich und Deutschland werden heute in Sofia beim
Abendessen, bei dem wir über Innovation sprechen, einen Vorschlag machen,
wie wir mit disruptiven Innovationen in Europa umgehen; Stichwort "Defense
Advanced Research Projects Agency". So etwas braucht auch Europa, und das
muss gemeinsam gemacht werden.

Nun haben wir unsere Koalitionsvereinbarung verabschiedet, und dabei hat
uns umgetrieben, dass die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland das Leben
aus der Perspektive betrachten: "Wie stellt sich das für mich dar?" und
nicht aus der Perspektive betrachten: "Wer ist gerade für was zuständig?"
Deshalb sind wir an einigen Stellen über uns hinausgewachsen, so sage ich
es mal als CDU-Mitglied. Wir haben jetzt die Möglichkeit, Schulen nicht nur
in finanzschwachen Kommunen zu fördern. Wir haben uns entschlossen, mehr
für den sozialen Wohnungsbau zu tun. Wir haben uns entschlossen, mehr für
die Gemeindeverkehrsfinanzierung zu tun - all das ist mit
Grundgesetzänderungen verbunden.

Das ist für den Bund in der Kombination mit dem Bund-Länder-Finanzausgleich
nicht so eine triviale Entscheidung, denn durch den neuen 
Bund-Länder-Finanzausgleich, der in dieser Legislaturperiode, nämlich im Jahr 2020, in
Kraft tritt, schwächt der Bund auch seine finanziellen Möglichkeiten. Olaf
Scholz hat gestern richtigerweise darauf hingewiesen: Wenn wir die
Verantwortung für den sozialen Wohnungsbau den Ländern geben, wenn der Bund
mehr in den Bund-Länder-Finanzausgleich gibt, wenn beim
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz der Schwerpunkt bei den Ländern liegt
und sich in der Folge die Investitionssumme des Bundes um die
entsprechenden Anteile verringert, dann darf man nicht sagen: Der Bund
investiert nicht mehr. So kann man das nicht machen. Wir haben gesagt: Wir
geben das Geld dahin, wo am besten damit gearbeitet werden kann. Das darf
man dann aber nicht als Erstes 14 Tage später wieder vergessen. Trotzdem
investieren wir ja mehr. Wir investieren übrigens nicht nur Steuergelder,
sondern wir haben auch die Erlöse aus der Versteigerung der 5G-Frequenzen;
wir werden daraus etwas machen.

Unser Problem ist im Augenblick nicht, dass wir zu wenig Geld für
Investitionen haben; unser Problem ist, eine Baufirma zu finden und
Genehmigungen zu erhalten. Deshalb müssen wir die Verfahren im
Genehmigungsrecht beschleunigen und versuchen, für mehr Gründungen zu
sorgen, damit wir da vorankommen.

Im Wohnungsbaubereich ist es außerdem richtig und wichtig, die Absetzung
für Abnutzung und das Baukindergeld einzuführen. Das alles sind Incentives,
wie man heute so sagt, also Anreize, um besser zu leben.

Der Riesenbereich der Sicherheit ist für uns wichtig. Auch hier werden wir
Kooperationen eingehen. Der Pakt für den Rechtsstaat ist überhaupt nicht
denkbar, wenn man nicht mit Kommunen und Ländern zusammenarbeitet. Das
heißt, die ganze Koalition ist auf ein sehr kooperatives Verhalten des
gesamten föderalen Systems angelegt. Ich setze darauf, dass das, was wir an
Geldern für bestimmte Zwecke ausgeben, von den Ländern und Kommunen dann
auch wirklich für diese Zwecke verwendet wird. Da werden wir schon sehr
darauf achten, dass das nicht irgendwo verschwindet.

Ein Riesenbereich neben der Sicherheit ist natürlich auch die Steuerung und
Ordnung der Migration im Innern. Deshalb haben wir uns für die 
AnKER-Zentren entschieden. Ich finde, jetzt sollten auch alle dazu stehen. Die
Vorschläge des Bundesinnenministers an dieser Stelle sind wirklich sehr
praxisorientiert. Mit Verlaub: Wenn man am 19. April, wo wir noch nicht
einmal 100 Tage im Amt waren, aufgrund von Missständen im Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge, die Missstände sind, sagt, der Minister habe die
Sache nicht im Griff, muss ich dazu ehrlich sagen: Das ist etwas komisch.
Unter Koalitionsfreunden wollte ich das noch einmal angemerkt haben.

Wir orientieren die sozialen Sicherungssysteme auf die Zukunft. Gestern
wurde die Rentenkommission eingesetzt; das wird ein hartes Stück Arbeit.
Wir werden natürlich in Pflege und Gesundheit Riesenkraftanstrengungen
machen müssen. Wir brauchen mehr Fachkräfte; auch hier gibt es ein
Riesenproblem. Ich glaube, wir alle sind uns im Übrigen einig - das fällt
ja in weiten Teilen in die Kompetenz der Länder -: Dass man in den
Pflegeausbildungsberufen bis vor kurzem Schulgeld bezahlt hat und keine
Ausbildungsvergütung bekam, gehört zu den Anachronismen der Bundesrepublik
Deutschland. Dass man das, kurz bevor die Republik 70 wird, noch abschafft,
dafür bin ich sehr dankbar.

Es geht auch darum, die natürlichen Lebensgrundlagen zu sichern. Ich nenne
das Stichwort "Klimaschutz". Wir werden eine Kommission einsetzen, die sich
mit dem Ausstieg aus der Braunkohle befasst. Sie erinnern sich: Vor mehr
als zehn Jahren haben wir uns mit dem Ausstieg aus der Steinkohle befasst.
Wir haben es so hinbekommen, dass dieses Jahr die letzte Grube schließt,
aber die Menschen, die dort gearbeitet haben, diesen Wechsel auch
verkraften konnten und er mit ihnen gestaltet wurde. So muss es auch bei
der Braunkohle sein: erst fragen, was aus der Region wird, dann aussteigen,
und nicht erst Aussteigedaten festlegen und sich dann überlegen, was aus
den Menschen wird. Nur so wird ein Schuh daraus.

Wir werden auch auf eine lebenswerte Umwelt achten: mehr Tierwohl, mehr
vernünftige Landwirtschaft. Ich hoffe nur, dass die Europäische Union in
der Lage ist, die Entbürokratisierung der zweiten Säule, die sich diesem
Thema widmet, hinzubekommen. Ansonsten werden wir es nicht schaffen.

Ich will mit etwas schließen, was vielleicht manch einem ein bisschen klein
vorkommt, was aber ein großes Thema ist: Am 20. Mai, nächste Woche, wird
zum ersten Mal der Weltbienentag stattfinden - im Übrigen eine Initiative
von slowenischen Imkern. Die Bienen stehen inzwischen pars pro poto für
das, was wir unter Artenvielfalt, unter Natur, darunter, wie sie
funktionieren muss und soll und wie wir sie schützen müssen, verstehen.
Deshalb sollten wir an diesem Tag an die Artenvielfalt denken und etwas
Gutes für die Bienen tun. Deutschland, Julia Klöckner, und der slowenische
Agrarminister haben hierzu eine Vereinbarung geschlossen, wie wir auf
diesem Feld mit Slowenien zusammenarbeiten wollen - ein kleines Teilchen
eines guten, ganz präzisen und konkreten Einsatzes.

Sie sehen: Wir haben viel Arbeit. Wir wollen das auch tun. Die
Bundesregierung wird mit Nachdruck arbeiten.
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REPRESSION/1598: Flucht - Genehmigungslager für Migranten ... (SB)




Menschen in Lager zu sperren hat nicht nur in Deutschland, hierzulande
jedoch eine besonders finstere historische Tradition. Angesichts der
damaligen Greuel sollte es sich von selbst verbieten, jemals wieder
auf deutschem Boden und ebensowenig im Dienste deutscher Interessen
anderswo ähnliches auch nur in Erwägung zu ziehen. Da es jedoch einst
hieß, von deutschem Boden dürfe nie wieder Krieg ausgehen, die
Bundeswehr aber seit ihrer Beteiligung am Angriff auf dem Balkan
längst an zahlreichen Schauplätzen ihre Waffen vorhält, ist die
Brüchigkeit solcher Tabus hinlänglich bekannt. Es ist nur eine Frage
der Zeit und des ideologischen Transformationsprozesses, bis die
hiesigen Herrschaftsinteressen nach innen und außen wieder auf eben
jene Mittel zurückgreifen, derer sich Staatsgewalt seit jeher bedient.
Was immer die Bundesrepublik in Abgrenzung von undemokratischen
Regimen und insbesondere im Kontrast zur vorangegangenen Phase
totalitärer Staatlichkeit an grundsätzlicher Andersartigkeit für sich
reklamiert, kennt letzten Endes keine roten Linien, die nicht bei
Bedarf perforiert und überschritten würden.

Daß dies nach zwei mitentfesselten und verlorenen Weltkriegen wie auch
dem NS-Staat im geschichtsträchtigen hiesigen Marschgepäck ganz
spezifischer gedanklicher, sprachlicher und politisch-administrativer
Manöver bedarf, liegt auf der Hand. So kommt denn auch die Intention,
mißliebige Menschen und Personengruppen in Ergänzung zum Strafvollzug
zum Zwecke perfektionierter Verfügung in geschlossenen und bewachten
Lagern festzuhalten, zunächst auf leisen Sohlen daher, vorerst getarnt
hinter positiv konnotierten Fassaden. Propaganda, die als solche zu
identifizieren und bestimmten Interessen zuzuordnen ist, geht
klammheimlich in Denkkontrolle über, wenn ideologische Konstrukte
gleichsam zu unhinterfragbaren Mustern gerinnen.

Erst nennt man das Kind keinesfalls beim Namen und stellt im
Orwellschen Neusprech die Verhältnisse auf den Kopf. Dann gibt sich
einer als Volkes Stimme aus und macht den Eisbrecher. Daraufhin hagelt
es harschen Protest, der solange wiedergekäut und gedreht und gewendet
wird, bis die Spreu grundsätzlicher Kritik vom Weizen konstruktiver
Problemlösungen getrennt ist. Unterdessen hat sich der vordem
tabuisierte Begriff dank seines unablässigen Gebrauchs in die Debatte
eingeschlichen und dort breitgemacht. Er löst keinen Brechreiz mehr
aus, sondern nimmt Zug um Zug den Charakter eines Sachverhalts an,
über den es sich selbstverständlich nachzudenken lohne, schließlich
dürfe eine offene Diskussion keine Aspekte von vornherein
ausschließen. Bald herrscht Einigkeit darüber, daß der monierte
Vorstoß übereilt und unausgegoren sei, weshalb eine gründlichere
Planung und erweitere Mitsprache angemahnt werden müsse. Am Ende geht
im Wust der Argumente, wie man das Ganze besser angehen und handhaben
könnte, der Ausgangspunkt vollends unter. An die Stelle der
Unvereinbarkeit von Mensch und Lager ist der kasernierte Insasse
getreten, dessen Einweisung, Verwahrung und Entsorgung eben
rechtssicher, kompetent und reibungsarm organisiert und exekutiert
werden müsse.

Niemand hat die Absicht, in Deutschland Lager zu errichten! Klingelt
da was? Horst Seehofer hat das allerdings auch nicht gesagt. Nachdem
die "Transitzentren" oder "Transitzonen" bayerische Unikate geblieben
sind, hat der Bundesinnenminister die "Ankerzentren" als bundesweite
Einrichtungen auf den Weg gebracht. Die Bezeichnung erscheint im
Koalitionsvertrag und steht für "Ankunft, Entscheidung, Rückführung".
Asylbewerber sollen gar nicht erst wirklich ins Land gelassen werden,
wo sie sich verteilen und verflüchtigen oder womöglich sogar
integrieren könnten, sondern in besagten Aufnahmestellen unterkommen,
bis sie in Kommunen verteilt oder aber in ihr Herkunftsland
abgeschoben werden. Die Idee dabei ist natürlich neben der
Abschreckung, schutzsuchende Menschen schneller und in größerer Zahl
wieder loszuwerden und dorthin zurückzutreiben, wo sie vor Krieg,
Armut und Verfolgung geflohen sind. Von Identifizierung und
Kooperationszwang über konzentrierten behördlichen Zugriff bis hin zur
Bleibepflicht und strafferen Abschiebung ist mit deutscher
Gründlichkeit an alles gedacht, was beim gegenwärtigen
Entwicklungsstand des Vorhabens erforderlich scheint.

In einer Pilotphase soll bis zum Herbst 2018 eine Reihe von
Ankerzentren eingerichtet werden. Damit fangen jedoch die Probleme der
Umsetzung an, die derzeit hochkochen. Während Seehofer von bis zu 40
Ankerzentren in ganz Deutschland ausgeht und voreilig mehrere
kooperierende Bundesländer genannt hat, machen diese auf breiter Front
einen Rückzieher. Niedersachsen erklärt, überhaupt nicht gefragt
worden zu sein, Nordrhein-Westfalen dementiert angebliche Zusagen und
fordert vorab einen Intergrationsgipfel von Bund, Ländern und
Kommunen. Auch andere CDU-geführte Bundesländer wie Schleswig-Holstein
und Sachsen-Anhalt verweigern Seehofer die Unterstützung. Nach Lage
der Dinge sind nur Bayern und Sachsen bereit, sich an dem Pilotprojekt
zu beteiligen. [1]

Harte Worte fallen von unerwarteter Seite. Wie Jörg Radek,
Vorsitzender der Gewerkschaft der Polizei in der Bundespolizei,
erklärt, handelt es sich seines Erachtens um Lager, in denen
Schutzsuchende kaserniert und von der Bevölkerung isoliert werden. Die
Betroffenen sollten sich anscheinend nicht wohlfühlen, obwohl sie
monatelang dort verbleiben müßten, was Aggressivität bewirke. Radek
zufolge solle man auch nicht die Bundespolizei mit den Ankerzentren
beauftragen, da die Unterbringung von Asylsuchenden keine Sache des
Bundes sei. Probleme wie in der Landeserstaufnahmestelle in Ellwangen
in Baden-Württemberg, wo etwa 200 Migranten zunächst die Abschiebung
eines Togoers verhinderten, will die Bundespolizei offensichtlich
nicht an den Hacken haben. Um dies zu betonen, darf schon mal der
Begriff "Lager" fallen, wobei sich der polizeiliche Blick auf die
sogenannte Gefahrenanalyse fokussiert.

Wie der zeitweilige Spagat zwischen Bundes- und Landespolitik und
womöglich auch dem Für und Wider der Ankerzentren zugunsten eines
gangbaren Auswegs beendet werden könnte, führt die schwarz-grüne
Koalition in Hessen vor. Auf Bundesebene fordert die Union solche
Asyl- und Abschiebezentren, die Grünen lehnen die neuen Ankerzentren
ab. Wie Ministerpräsident Volker Bouffier erklärt, werde Hessen kein
Ankerzentrum einrichten, weil es schon eines gebe, das alle vom Bund
geforderten Aufgaben erfülle, nur besser sei und anders heiße: die
Erstaufnahmeeinrichtung für Flüchtlinge in Gießen. Dort arbeiteten
Jugendamt, Bundesagentur für Arbeit, das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge und das Verwaltungsgericht Hand in Hand. Im Schnitt würden
drei Viertel aller Asylanträge nach einem Monat entschieden. Im ersten
Quartal 2018 seien 300 Flüchtlinge freiwillig aus Gießen in ihre
Heimat zurückgekehrt, 200 wurden abgeschoben. Dem schloß sich die
grüne Landtagsfraktion mit der Empfehlung an, "statt immer neuer
unausgegorener Vorschläge der Bundesebene" in der Debatte um die
Organisation von Erstaufnahmeeinrichtungen für Flüchtlinge einen Blick
nach Gießen" zu richten. [2]

Die Kritik an den Ankerzentren ist offenbar auch in anderen
Bundesländern nicht grundsätzlicher Natur. Der Integrationsminister
von Nordrhein-Westfalen, Joachim Stamp, verlangt fundierte
Informationen statt "Stammtischparolen". Grundsätzlich könnten die
Ankerzentren dazu beitragen, die Verfahren zu beschleunigen, aber nur,
wenn sie richtig gestaltet würden, so der FDP-Politiker. In
Sachsen-Anhalt warnt CDU-Innenminister Holger Stahlknecht, die Zentren
könnten falsche Erwartungen wecken, wenn suggeriert werde, daß dadurch
automatisch die Zahl der Abschiebungen steige. In seinem Bundesland
scheiterten 70 Prozent der Abschiebungen, weil die Herkunftsstaaten
die Menschen nicht zurücknehmen wollten: "Da liegt der viel größere
Handlungsbedarf." Von einer breiten Front gegen das Prinzip der
Ankerzentren auf Ebene der Bundesländer kann ungeachtet der aktuellen
Kontroverse also keine Rede sein. [3]

Wie Menschenrechtsorganisationen kritisieren, führe die langfristige
Unterbringung in solchen mit Stacheldraht gesicherten und von der
Bundespolizei bewachten Massenunterkünften zu einer Stigmatisierung
der dort lebenden Menschen. Sie würden vom Kontakt zur Bevölkerung
ausgeschlossen, schreiben Pro Asyl und Flüchtlingsräte in einer
gemeinsamen Erklärung. Wer Menschen über viele Monate in Ankerzentren
einsperre, zerstöre dadurch jegliche Integrationsperspektive. Nach
eineinhalb Jahren der Isolierung werde es enorm schwierig für die
Menschen, in einem normalen Leben Fuß zu fassen, so
Pro-Asyl-Geschäftsführer Günter Burkhardt. In der hohen Zahl teils
traumatisierter Menschen, die ohne Beschäftigung und Perspektive
aufeinander sitzen, sehen auch die Vertreter der Caritas ein
Hauptproblem. Sie fordern eine Auflösung der großen Zentren, eine
dezentrale Unterbringung und unter Auflagen Zugang zum Arbeitsmarkt.
[4]

Wohin der Kurs führen soll, stellte demgegenüber Bundeskanzlerin
Angela Merkel klar, die Seehofer in einer Generaldebatte im Bundestag
verteidigte, da die geplanten Zentren sinnvoll und sehr
praxisorientiert seien. "Ich finde, wir sollten auch alle dazu
stehen", erinnerte sie an den Koalitionsvertrag. [5] Dies
unterstreicht, daß eine Kritik zu kurz greift, die sich lediglich an
Seehofer, der Bayernwahl im Oktober oder aktuellen Kontroversen der
Tagespolitik reibt. Die Ankerzentren sind ein Pilotprojekt, das der
Errichtung von Lagern in Deutschland zur Durchsetzung verhelfen soll.
Repressive Innenpolitik beginnt bei einer Bevölkerungsgruppe wie den
Flüchtlingen, die sich leichter als andere bezichtigen, ausgrenzen und
sanktionieren läßt, doch sie endet nicht damit. Gelingt es nicht, die
Ankerzentren zu verhindern, werden weitere Lager folgen, die aus Sicht
der Staatsräson zur Verwahrung überflüssiger, delinquenter oder
widerständiger Personenkreise das Mittel der Wahl sind, wenn es
größere Mengen an Menschen ohne Gerichtsurteil einzusperren gilt.


Fußnoten:

[1] www.tagesschau.de/inland/asylzentren-seehofer-101.html

[2] www.hessenschau.de/politik/hessen-hat-irgendwie-ein-ankerzentrum-und-braucht-darum-keines,ankerzentren-debatte-100.html

[3] www.zeit.de/politik/deutschland/2018-05/ankerzentren-bundeslaender-unterstuetzung-verweigerung-horst-seehofer

[4] www.merkur.de/politik/blick-hinter-kulissen-wird-transitzentrum-manching-bald-zum-ankerzentrum-9871270.html

[5] www.sueddeutsche.de/politik/bundeslaender-viel-gegenwind-fuer-seehofers-geplante-asylzentren-1.3982551
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ASIEN/893: Koreakonflikt - Systemablösung ... (SB)


Koreakonflikt - Systemablösung ...



Der koreanische Friedensprozeß, der seit den Olympischen Winterspielen
im Februar durch eine ungewöhnlich rasante Entspannung der
internationalen Diplomatie den Atem verschlagen hat, ist ins
Schlingern geraten. Auslöser war die überraschende Erklärung
Pjöngjangs am 16. Mai, die USA könnten das geplante Gipfeltreffen
zwischen Präsident Donald Trump und dem nordkoreanischen
Staatsoberhaupt Kim Jong-un am 12. Juni in Singapur und alle damit
verbundenen Hoffnungen vergessen, hielten sie an ihrer bisherigen
Politik des "maximal Drucks" fest und untermauerten diese weiterhin
mit völlig unrealistischen Forderungen. Um die Ernsthaftigkeit der
Botschaft zu unterstreichen, sagten die Nordkoreaner ihre Teilnahme an
einem vorgesehenen Treffen am selben Tag mit Vertretern der
südkoreanischen Regierung in der Demilitarisierten Zone (DMZ) am 38.
Breitengrad ab.

Auslöser des "Basta"-Ausbruchs der Nordkoreaner waren erstens der
Beginn umfangreicher amerikanisch-südkoreanische Militärmanöver und
zweitens extrem provokante Äußerungen von Trumps neuem Nationalen
Sicherheitsberater John Bolton. Das Ärgernis Kriegsspiel ließ sich
rasch beseitigen. Am 16. Mai trafen der Oberkommandierende der
US-Streitkräfte auf der koreanischen Halbinsel, Armeegeneral Vincent
Brooks, und der südkoreanische Verteidigungsministerium Song Young-moo
zu einer Krisensitzung zusammen. Gemeinsam strichen sie den geplanten,
von Nordkorea monierten Einsatz der zum Transport von Atomwaffen
geeigneten "strategischen" US-Flugzeugtypen B-52 und F-22 beim
Militärmanöver mit dem Namen "Max Thunder", das am 11. Mai angefangen
hat und bis zum 25. Mai dauert.

Das zügige Handeln von Brooks und Song dürfte in Pjöngjang die Gemüter
etwas beruhigt haben. Leider ist jedoch davon auszugehen, daß der
zweitgenannte Störfaktor - John Bolton - die Bemühungen um eine
Beilegung der Koreakrise solange torpedieren wird, bis ihn entweder
Trump feuert oder ein regelrechter Krieg in Ostasien ausgebrochen ist.
Bereits in der ersten Hälfte der Nuller Jahre, als er im Washingtoner
Außenministerium Staatssekretär für Rüstungskontrolle war, hat der
neokonservative Hardliner zielstrebig die Konfrontation mit jenen
Ländern gesucht - nämlich dem Irak, dem Iran und Nordkorea -, welche
der damalige US-Präsident George W. Bush in seiner ersten Rede zur
Lage der Nation 2002 zu einer "Achse des Bösen" hochstilisiert hatte.

Bolton hat eine führende Rolle beim Zusammenzimmern der vollkommen
verlogenen Begründung (sic) für den angloamerikanischen Einmarsch 2003
und den damit einhergehenden gewaltsamen Sturz des "Regimes" Saddam
Husseins gespielt. Zusammen mit Vizepräsident Dick Cheney hat er
damals jede Versöhnungsgeste aus dem Iran als Schwindel abgetan, um
den Traum der pro-israelischen Neocons von einer Beseitigung der
"Mullahkratie" in Teheran aufrechtzuerhalten. Es dürfte kein Zufall
der Geschichte sein, daß die Administration Trump weniger als einen
Monat nach dem Eintritt Boltons das 2015 von Barack Obama und John
Kerry mühsam ausgehandelte Atomabkommen mit dem Iran aufgekündigt hat.

Während der Amtszeit von George Bush jun. haben sich die Nordkoreaner
über die Hinterhältigkeiten Boltons derart geärgert, daß sie ihn
öffentlich als "menschlichen Abschaum" bezeichneten und schließlich zu
keiner Begegnung mit seiner Beteiligung bereit waren. In der neuen
Position als Nationaler Sicherheitsberater hat es Bolton schnell
geschafft, die stille Korea-Diplomatie des Ex-CIA-Chefs und neuen
US-Außenministers Mike Pompeo zu torpedieren. Während Pompeo heimlich
nach Pjöngjang reiste, sich dort mit Kim Jong-un traf und den
Nordkoreanern eine Normalisierung der Beziehungen und umfangreiche
US-Investitionen in Aussicht stellte, trat Bolton mehrmals im
Fernsehen auf und verkündete, Washington schwebe in Sachen
"Denuklearisierung" auf der koreanischen Halbinsel das "Modell Libyen"
vor. Damit gab er klar zu erkennen, daß er sich mit keiner anderen
Lösung der Koreakrise als der vollständigen Kapitulation Pjöngjangs
zufriedengeben würde.

Seit 2011 haben die Nordkoreaner mehrmals in öffentlichen
Stellungnahmen sowie bei Gesprächen mit Siegfried Hecker, dem
ehemaligen Leiter des nationalen Atomlabors der USA in Los Alamos -
übrigens der einzige Ausländer, der jemals das nordkoreanische
Testgelände betreten durfte - das Schicksal Libyens als mahnendes
Beispiel angeführt, warum sie soviel Wert auf die Schaffung einer
eigenen nuklearen Abschreckung legten. 2003, unter dem Eindruck der
Vorgänge im Irak, hat Muammar Gaddhafi, um sich mit dem Westen zu
versöhnen, auf sein rudimentäres Atomprogramm verzichtet. Die
Uranzentrifugen, die Tripolis aus Pakistan von Abdul Qadeer Khan, dem
Vater der "islamischen Bombe", erhalten hatte, ließen die Libyer in
die USA abtransportieren. Die einseitige Abrüstungsmaßnahme dürfte
Gaddhafi schwer bereut haben, als acht Jahre später die NATO-Mächte
USA, Frankreich und Großbritannien einen islamistischen Aufstand gegen
ihn unterstützten und ihn bestialisch ermorden ließen.

Von Libyen als "Modell" zu sprechen kommt der Drohung gleich, Kim
Jong-un und seine Getreuen könnten alle Bedingungen Washingtons
erfüllen und trotzdem der Willkür der US-Führungselite zum Opfer
fallen. Wozu noch verhandeln, wenn der weiße Mann doch nur mit
gespaltener Zunge redet, dürften sich die Nordkoreaner in den letzten
Tagen gefragt haben. Wie sehr Bolton mit seinen Äußerungen die
Regierung in Pjöngjang in Rage versetzt hat, zeigt die mehrmalige
namentliche Erwähnung des ehemaligen UN-Botschafter George W. Bushs in
der Erklärung aus Pjöngjang am 16. Mai. Darin hieß es, der Vergleich
zwischen Nordkorea und Libyen sei "absolut absurd". Während Gaddhafi
lediglich über einige Zentrifugen verfügte, sei Nordkorea nach den
erfolgreichen Tests einer Wasserstoffbombe und einer
Interkontinentalrakete im vergangenen Jahr eine echte Atommacht, die
weder das "erbärmliche Schicksal" Libyens oder des Iraks erleiden,
noch sich der "Erpressung oder den Drohungen" der USA beugen werde.

In der Stellungnahme bekannte sich Nordkorea weiterhin zum Ziel der
"Denuklearisierung", mit der bereits durch den Abbau des Testgeländes
Punggye-ri begonnen worden ist, und rief Trump dazu auf, mit
"Ehrlichkeit" auf die "Großzügigkeit" Pjöngjangs zu antworten. Der
Versuch solcher "Schein-Patrioten" wie Bolton, Nordkorea an die Wand
zu drücken, um es zur "einseitigen" Abrüstung zu zwingen, sei zum
Scheitern verurteilt, so Vizeaußenminister Kim Kye Gwan.

Trump hat für seine Verhältnisse ungewöhnlich verhalten auf die
Ermahnungen aus Pjöngjang reagiert. Das "Modell Libyen" - die
militärische Vernichtung - werde nur eintreffen, wenn das
Gipfeltreffen mit Kim scheitere und es zu keiner Annäherung komme, so
der US-Präsident. Gleichzeitig hob der ehemalige New Yorker
Bauunternehmer die wirtschaftlichen Vorteile einer Verständigung
zwischen den USA und den beiden Koreas, Nord und Süd, hervor. Trump
scheint tatsächlich die Begegnung mit Kim zu einem Erfolg machen zu
wollen. Kommt es zu einer Verständigung zwischen Pjöngjang und
Washington, geht Trump als derjenige in die Geschichtsbücher ein, dem
es gelang, den seit 1953 im Waffenstillstand befindlichen Koreakrieg
zu beenden.

Anders sehen die Absichten von John Bolton aus. Noch im Februar
plädierte dieser im Wall Street Journal für einen präventiven
Militärschlag gegen die nordkoreanischen Atomanlagen. Im März vertrat
er im Nachrichtensender Fox News die Position, baldige Verhandlungen
mit Pjöngjang hätten eine positive Seite; je früher sie scheiterten,
womit er fest rechne, um so schneller könne man das Pentagon mit der
Lösung des Problems Nordkorea beauftragen.
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FRAUEN/729: Massenunterkünfte sind ein Risiko für geflüchtete Frauen (medica mondiale)


medica mondiale - 17. Mai 2018

AnKER-Zentren begünstigen Gewalt gegen geflüchtete Frauen

medica mondiale und Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel
kritisieren geplante Massenunterkünfte



"Die nach dem Vorbild der 'Transitzentren' in Bayern geplanten Unterkünfte
setzen vor allem auf Rückführung und Isolation statt auf Schutz und
Integration von Geflüchteten", kritisiert Monika Hauser, Gründerin der
Frauenrechtsorganisation medica mondiale in einer gemeinsamen
Pressemitteilung mit dem Bundesweiten Koordinierungskreis gegen
Menschenhandel - KOK e.V. Beide Organisationen befürchten, dass
insbesondere Frauen und Mädchen in den Massenunterkünften vermehrt von
Gewalt betroffen sein werden.

Es sei davon auszugehen, dass unabhängige Beratungsstellen wie die des KOK
kaum Zugang zu den geplanten Einrichtungen bekämen. Das zeige sich bereits
in den bayerischen Transitzentren. Dazu Naile Tanis, Geschäftsführerin des
KOK e.V.: "Die Identifizierung von besonders schutzbedürftigen
Personengruppen wie allein reisende Frauen, Betroffene von sexualisierter
Gewalt oder Menschenhandel ist in derartigen Massenunterkünften schwer
möglich. Zudem erhöhen Isolation und fehlender Schutz die Gefahr, in
Deutschland ausgebeutet oder erneut Opfer von Gewalt zu werden."

In den Ankunfts-, Entscheidungs- und Rückführungs-Zentren sollen alle nach
Deutschland eingereisten Schutzsuchenden untergebracht werden und sich dort
je nach Bleibeperspektive bis zum Ende ihres Asylverfahrens aufhalten. Die
Gewerkschaft der Polizei warnt vor einem "erheblichen Aggressions- und
Gefährdungspotenzial" in solchen Massenunterkünften. "AnKER-Zentren
bedeuten einen großen Rückschritt in Sachen Gewaltschutz", erklärt Monika
Hauser. Massenlager mit bis zu 1.500 Menschen erhöhten das sowieso
bestehende Risiko für Frauen und Mädchen, Opfer geschlechtsspezifischer
Gewalt zu werden. Hauser weiter: "Anstatt Gelder in ein Projekt zu
investieren, das Gewalt gegen Frauen begünstigt, sollte die Bundesregierung
langfristig weitere Mittel für Gewaltschutzkonzepte zur Verfügung stellen."

medica mondiale und der KOK appellieren an die Bundesregierung, keine
AnKER-Zentren einzurichten. Vielmehr müsse die Bundesregierung Geflüchtete
vor (sexualisierter) Gewalt und Ausbeutung in Unterkünften schützen und sie
menschenwürdig unterbringen. Allen schutzsuchenden Menschen müsse darüber
hinaus ein faires Asylverfahren sowie psychosoziale und medizinische
Versorgung garantiert werden.

Seit 25 Jahren setzt sich medica mondiale für Frauen und Mädchen in Kriegs-
und Krisengebieten ein. Neben gynäkologischer, psychosozialer und
rechtlicher Unterstützung bietet medica mondiale Programme zur
Existenzsicherung und leistet politische Menschenrechtsarbeit.

Der KOK e. V. ist ein bundesweiter, 1999 gegründeter Zusammenschluss von
gegenwärtig 38 Fachberatungsstellen und weiteren Organisationen, die sich
gegen Menschenhandel, Ausbeutung und Gewalt an Migrantinnnen einsetzen.

 * 

Quelle:

medica mondiale e.V.

Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Hülchrather Str. 4, 50670 Köln

Telefon: +49-(0)221 / 93 18 98-0, Fax: +49-(0)221 / 93 18 98-1

E-Mail: info@medicamondiale.org

Internet: www.medicamondiale.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Mai 2018 
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GEWERKSCHAFT/281: Deutsches Rotes Kreuz - Dritte Tarifrunde ohne Ergebnis (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
18. Mai 2018

Deutsches Rotes Kreuz: Dritte Tarifrunde ohne Ergebnis



Berlin - Im bundesweiten Tarifkonflikt zwischen der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und dem Deutschen Roten Kreuz
(DRK) für die Beschäftigten im Geltungsbereich des
DRK-Reformtarifvertrages ist die dritte Verhandlungsrunde am
Donnerstagabend in Berlin ohne Ergebnis beendet worden. Beide Seiten
haben vereinbart, die Tarifverhandlungen in einer vierten Runde am 5.
Juni 2018 in Berlin fortzusetzen.

In der laufenden Tarifrunde fordert ver.di Entgeltsteigerungen von
7,5 Prozent, mindestens jedoch 200 Euro pro Monat, bei einer Laufzeit
von zwölf Monaten. Die Ausbildungsvergütungen sollen um 150 Euro pro
Monat angehoben werden.

Um ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen, hatten sich in dieser
Woche am Montag und Dienstag Beschäftigte in mehreren Bundesländern
an Warnstreiks beteiligt. Am Dienstag nahmen über 900 Streikende an
einer Kundgebung in Mannheim teil.

Bundesweit arbeiten beim DRK insgesamt rund 150.000 Menschen. Für
rund 50.000 Beschäftigte gelten die zwischen ver.di und der
Bundestarifgemeinschaft DRK tariflich vereinbarten Arbeits- und
Entgeltbedingungen. Die Beschäftigten beim Deutschen Roten Kreuz sind
tätig im Rettungsdienst, im Krankenhaus, in der Altenpflege, in der
Behindertenpflege, in Kindertagesstätten, in der Kinder- und
Jugendhilfe, in der Bildungsarbeit und im Blutspendedienst.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18.05.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/1455: Hamburg - Fachtag "Politische Perspektiven für ein sozialeres Hamburg" am 23. Mai 


Fachtag "Politische Perspektiven für ein sozialeres Hamburg" am 23. Mai im Rathaus Hamburg



Zum Abschluss der großen Veranstaltungsreihe "Mut gegen Armut", die ihre Abgeordneten
zu Initiativen, Betroffenen und Engagierten in 16 Stadtteilen geführt hat, lädt die Fraktion
DIE LINKE für Mittwoch, 23. Mai zu einer Fachtagung von 14 bis 18:30 Uhr im Rathaus
Hamburg. Gemeinsam mit Expert_innen und Teilnehmenden möchte DIE LINKE vor dem
Hintergrund der Veranstaltungsreihe politische Perspektiven für ein sozialeres Hamburg
entwickeln und bündeln: Wo ist der politische Handlungsbedarf besonders groß? Was muss
politisch geschehen? Was soll in einem Armutsbekämpfungsprogramm für Hamburg
aufgenommen werden? Was kann und muss auch auf Landesebene sofort getan und
umgesetzt werden?

Die Fraktionsvorsitzenden Sabine Boeddinghaus und Cansu Özdemir moderieren Referate
und Diskussion unter anderem mit Alexander Fischer, Staatssekretär für Arbeit und Soziales
DIE LINKE in Berlin ("Armutsbekämpfung in Großstädten - Was kann Hamburg von Berlin
lernen?" und Prof. Dr. Heinz-Josef Bontrup "Sozialpolitik statt Schuldenbremse".

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 17. Mai 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1663: Fortschritt bei Gesprächen zwischen ver.di und Ryanair (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
18. Mai 2018

Fortschritt bei Gesprächen zwischen ver.di und Ryanair



Berlin - In den Gesprächen zwischen der Fluggesellschaft Ryanair und der
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) wurden am Donnerstag
die Weichen für die Aufnahme von Tarifvertragsverhandlungen gestellt.
"Nur ein Tarifvertrag kann nachhaltige Verbesserungen und
gleichwertige Arbeitsbedingungen für alle Flugbegleiterinnen und
Flugbegleiter bei Ryanair in Deutschland sicherstellen", bekräftigte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle.

Die Wahl für eine Tarifkommission, die in den Verhandlungen die
Interessen der Kabinenbeschäftigten an den augenblicklich zehn Basen
in Deutschland vertritt, beginnt in der nächsten Woche. Ryanair hatte
ver.di Mitte April ein Angebot für eine Annerkennungsvereinbarung
unterbreitet und Gespräche angeboten.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18.05.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





UNTERNEHMEN/2716: BMW - Nachweis über Dieselmanipulationen bringt Vorstand in Erklärungsnöte (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 17.05.2018

BMW: Nachweis über illegale Dieselmanipulationen bringt Vorstand in
Erklärungsnöte

BUND und Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre fordern die
BMW AG auf, ihrer klimapolitischen Verantwortung endlich gerecht zu werden



Nach jahrelangen Beschwichtigungen, BMW habe mit dem Abgasskandal nichts
oder zumindest nur sehr wenig zu tun, musste der BMW-Vorstandvorsitzende
Harald Krüger heute ein anteiliges Schuldgeständnis ablegen. Die bisherige
Position, der Konzern stehe im Dieselskandal gut da, wurde lange von
Aktionärinnen und Aktionären geglaubt. Für kritische Experten wie dem BUND
war aber nicht zuletzt seit den im April 2016 veröffentlichten, offiziellen
Messungen des Bundesverkehrsministeriums klar, dass auch Fahrzeuge der BMW
AG beim Betrieb auf der Straße deutlich höhere Stickoxid-Werte aufweisen,
als im Labor. Gedeckt von der aktuellen Rechtsauffassung der
Bundesregierung blieben diese Erkenntnisse lange folgenlos.

Im Rahmen der heutigen Aktionärsversammlung sagte der BUND-Verkehrsexperte
Jens Hilgenberg in seiner Rede vor Ort: "Die Zeiten, in der die BMW AG
behaupten konnte, dass sie mit dem Dieselabgasskandal nichts zu tun haben
und niemals illegal manipuliert wurde, sind endgültig vorbei. Seit drei
Wochen ist es offiziell: Auch bei BMW hat das Kraftfahrt-Bundesamt (KBA)
unzulässige Abschalteinrichtungen festgestellt. Mit der Folge eines
offiziellen Rückrufes für die betroffenen BMW-Modelle."

Bei den vom Rückruf betroffenen Modellen handelt es sich nicht um ältere
Euro 5-Fahrzeuge, vielmehr sind Modelle der aktuell noch immer kaufbaren
Abgasnorm Euro 6 betroffen. BMW-Modelle dieser Norm werden tagtäglich als
Neuwagen ausgeliefert. Hilgenberg: "Während die Aktionäre tolle
Geschäftszahlen feiern, fahren nur wenige hundert Meter weiter fabrikneue
Euro 6-Diesel-Pkw aus der BMW-Welt auf unseren Straßen, die einen Nachweis
über die Wirksamkeit ihrer Abgasnachbehandlung schuldig bleiben. Der BUND
sieht die BMW AG in der Pflicht, das Verursachen von Schäden an Mensch und
Umwelt schnellstens abzustellen. Das von uns bereits vor einem Jahr
geforderte Verkaufsverbot für Fahrzeuge der Abgasnorm Euro 6, wenn diese
ihre gesetzlichen Schadstoffgrenzwerte nicht auch beim Realbetrieb auf der
Straße einhalten, ist mehr denn je von Nöten."

Der BUND und der Dachverband fordern zudem die BMW AG auf, ihrer
klimapolitischen Verantwortung endlich gebührend Rechnung zu tragen.
Hilgenberg: "Modelle wie der angekündigte BMW X8 stehen in einem
Missverhältnis zu den nationalen und internationalen Klimazielen. Statt
immer größer, schwerer, schneller, erwarten wir Modelle, die kleiner,
leichter und bei Produktion und Betrieb ressourcensparend sind." BMW kann
noch dieses Jahr zeigen, wie ernst die Beteuerungen zu Klimaschutz
und Antriebswende sind. "Eine klare und öffentliche Positionierung zu
ambitionierten CO2-Grenzwerten für Pkw in Europa für die Jahre 2025 und
2030 wäre ein klares Signal. Zumal schärfere gesetzliche Vorgaben mit den
Ankündigungen in Sachen Ausbau der E-Flotte kompatibel wären. Voraussetzung
dafür ist allerdings, dass BMW die angekündigten Elektroautos nicht
hauptsächlich in Asien und Nordamerika verkaufen und dann wohl auch
produzieren will, sondern ebenso in Deutschland."

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





MELDUNG/569: Verfassungsbeschwerde - Kein Kfz-Massenabgleich an Grenzübergängen (Piraten)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Verfassungsbeschwerde der PIRATEN:

Kein Kfz-Massenabgleich an Grenzübergängen!



Leipzig. Ein Jahr nach Inkrafttreten des "Gesetzes zur Verbesserung der
Fahndung bei besonderen Gefahrenlagen und zum Schutz von Beamtinnen und
Beamten der Bundespolizei durch den Einsatz von mobiler Videotechnik" hat
Patrick Breyer, Themenbeauftragter der Piratenpartei für Datenschutz,
Verfassungsbeschwerde gegen die Ermächtigung der Bundespolizei zum
Massenabgleich von Kfz-Kennzeichen eingereicht.[1]

"Ein Kfz-Massenabgleich ist der Türöffner für eine Gesichtserkennung, wie
sie die Bundespolizei in Berlin bereits erprobt, also der Prototyp einer
permanenten massenhaften Kontrolle der gesamten Bevölkerung", erklärt Ute
Elisabeth Gabelmann, politische Geschäftsführerin der Piratenpartei. "Es
geht beim Kfz-Massenabgleich keineswegs nur um die Sicherstellung
gestohlener Fahrzeuge, sondern auch um Ausschreibungen von Personen zur
Kontrolle (diese Personen werden bei jedem Antreffen kontrolliert) oder zur
Beobachtung (jedes Antreffen wird festgehalten). Insgesamt vermittelt ein
Kfz-Massenabgleich den Eindruck ständiger Überwachung, was für eine freie
Gesellschaft inakzeptabel ist."

Das Bundesverfassungsgericht will noch dieses Jahr über
Verfassungsbeschwerden gegen Landesgesetze zum Kfz-Massenabgleich in
Bayern, Hessen und Baden-Württemberg entscheiden. Bemerkenswert ist das
Eingeständnis Bayerns, dass sich 99% der maschinellen Treffermeldungen nach
Überprüfung als Falschmeldungen herausstellen (keine Übereinstimmung).[2]
Gescannt wurden u.a. anreisende Demonstranten gegen die Münchener
Sicherheitskonferenz 2014.


Quellen:

[1] Beschwerdeschrift 

www.daten-speicherung.de/wp-content/uploads/Beschwerdeschrift_BPolG_anon.pdf

[2] Kfz-Massenabgleich verursacht in 99 von 100 Fällen Fehlalarm

www.daten-speicherung.de/index.php/bayern-kfz-massenabgleich-verursacht-in-99-von-100-fallen-fehlalarm

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: 030 / 60 98 97 510, Fax: 030 / 60 98 97 519

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2105: Der Pfingstgeist strahlt heller als jedes Strohfeuer (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 18.05.2018

Der Pfingstgeist strahlt heller als jedes Strohfeuer

Pfingstbotschaft des bayerischen Landesbischofs und EKD-Ratsvorsitzenden
Heinrich Bedford-Strohm



"Wir aber haben nicht empfangen den Geist der Welt, sondern den Geist aus
Gott, damit wir wissen, was uns von Gott geschenkt ist. (1. Kor 2.12)" An
diese Unterscheidung der Geister erinnert der bayerische Landesbischof und
EKD-Ratsvorsitzende Heinrich Bedford-Strohm in seiner diesjährigen
Botschaft zum bevorstehenden Pfingstfest.

"Der Pfingstgeist ist gerade deswegen ein so besonderer Geist, weil er von
Kreuz und Auferstehung weiß. Wo wir ihm unser Herz öffnen, durch das Wort,
was wir hören, durch die Menschen, denen wir heute begegnen, durch die
wunderbare Musik, die unsere Seele erreicht und uns berührt, da spüren wir
vielleicht innerlich etwas von der Ganzheit, die der Geist uns schenkt."
Das Besondere und Verbindende des Pfingstgeistes liege dabei "in der
Ganzheit, die die Zerbrochenheit nicht wegdrängt und so letztlich zum
Strohfeuer wird. Der Pfingstgeist strahlt heller: Er wirft ein Licht auf
die Ganzheit, die durch die Zerbrochenheit hindurch die Kraft Gottes
erfahrbar macht. Es ist eine Ganzheit, die uns durch alle Dunkelheiten des
Lebens hindurch hin zum Licht führt."

Bedford-Strohm nimmt auch Bezug auf die aktuelle öffentliche Debatte über
die Bedeutung des Kreuzes. "Für uns als Christen ist das Kreuz nicht
Gegenstand des Streites unterschiedlicher politischer Überzeugungen,
sondern für uns ist das Kreuz das Zeichen unseres Herrn und Heilands Jesus
Christus, der gekreuzigt, gestorben und begraben und am dritten Tage
auferstanden ist von den Toten." Das Kreuz sei deshalb gerade in den
Identitätsdebatten unserer Tage etwas so Kostbares, "weil es für die
Verwandlung der Logik der Gewalt und der Ausgrenzung in eine Logik der
Liebe und der Gemeinschaft steht und genau darin Humanität ausstrahlt."

Seit Ende des vierten Jahrhunderts feiern Christen 50 Tage nach Ostern das
Pfingstfest. Der Name geht auf das griechische Wort "pentekoste" (der
Fünfzigste) zurück. In Erinnerung an die in der Bibel (Apostelgeschichte,
Kapitel 2) geschilderte Ausgießung des Heiligen Geistes wird Pfingsten auch
als Geburtstag der Kirche und Beginn der weltweiten Mission verstanden.

Der EKD-Ratsvorsitzende Heinrich Bedford-Strohm predigt am Pfingstsonntag
um 10 Uhr in der St. Matthäuskirche in München.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 54/2018 vom 18.05.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2104: Deutsch-Afrikanisches Bischofstreffen in Madagaskar und Reise von Kardinal Marx nach Südafrika (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 17.05.2018

"Die ganzheitliche Entwicklung des Menschen fördern"

VIII. Deutsch-Afrikanisches Bischofstreffen in Madagaskar und Reise von
Kardinal Marx nach Südafrika



Vom 23. bis 27. Mai 2018 findet auf Madagaskar das
VIII. Deutsch- Afrikanische Bischofstreffen statt. An der Begegnung, die
die "Ganzheitliche Entwicklung des Menschen" zum Thema hat, nehmen 16
Bischöfe aus Deutschland und Afrika teil.

Bis heute unterscheidet sich der wirtschaftliche Entwicklungsstand
europäischer Staaten deutlich von dem der afrikanischen Länder. Die
zunehmende Globalisierung mit ihren ökonomischen, sozialen und kulturellen
Umwälzungen betrifft jedoch die Gesellschaften auf beiden Kontinenten. Die
Frage nach geeigneten sozioökonomischen und soziokulturellen
Entwicklungsmodellen steht deshalb im Mittelpunkt des fünftägigen
Bischofstreffens, das von der Deutschen Bischofskonferenz gemeinsam mit der
panafrikanischen Bischofskonferenz SECAM ausgerichtet wird.

Die Bischöfe werden sich dabei am Begriff der "ganzheitlichen Entwicklung"
orientieren, den Papst Paul VI. in seiner Enzyklika Populorum progressio
(1967) in die internationale Diskussion eingeführt hat. Der Papst hat
damals einem einseitig ökonomisch verstandenen Entwicklungsdenken eine
Absage erteilt und stattdessen Strategien gefordert, die den ganzen
Menschen (in seinem sozialen Beziehungsreichtum und mit seinen 
geistig-kulturellen und spirituellen Dimensionen) und das Wohl aller Menschen in
den Blick nehmen. Deutsche und afrikanische Bischöfe stellen sich bei ihrer
Zusammenkunft in Madagaskar der Frage, wie "Entwicklung" bzw.
"ganzheitliche Entwicklung" angesichts der Globalisierung gestaltet werden
kann.

Zu den Teilnehmern gehören auf deutscher Seite der Vorsitzende der
Deutschen Bischofskonferenz, Kardinal Reinhard Marx (München und Freising),
der Vorsitzende der Kommission Weltkirche, Erzbischof Dr. Ludwig Schick
(Bamberg), Weihbischof Dr. Udo Bentz (Mainz), Weihbischof Dr. Johannes
Bündgens (Aachen) und Weihbischof Ludger Schepers (Essen). Die Hilfswerke
Misereor, Missio Aachen, Missio München und das Kindermissionswerk "Die
Sternsinger" sind durch ihre Hauptgeschäftsführer bzw. Präsidenten
vertreten. Als wissenschaftliche Referenten wurden Prof. Dr. Johannes
Wallacher (München) und P. Dr. Markus Luber (Frankfurt am Main) eingeladen.
Von afrikanischer Seite nehmen neben dem Vorsitzenden der
gesamtafrikanischen Bischofskonferenz SECAM, Erzbischof Gabriel Mbilingi
(Lubango, Angola), Bischöfe aus zehn weiteren afrikanischen Staaten teil.

Die Tradition Deutsch-Afrikanischer Bischofstreffen reicht in die 1980er
Jahre zurück. Seitdem kommen deutsche und afrikanische Bischöfe in
unregelmäßigen Abständen zusammen, um über Themen zu beraten, die die
Ortskirchen gemeinsam betreffen. Zuletzt fand das Deutsch-Afrikanische
Bischofstreffen 2011 in München und Berlin zum Thema "Afrikanische
Migration nach Europa" statt.

Kardinal Marx wird nach der Veranstaltung auf Madagaskar nach Südafrika
weiterreisen (27.-29. Mai 2018). Auf dem Programm stehen unter anderem
Begegnungen mit Kardinal Wilfrid Napier (Durban) und weiteren
südafrikanischen Bischöfen. Gemeinsam mit dem Erzbischof von Johannesburg,
Buti Tlhagale, wird der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz das
nationale Apartheid-Museum besuchen, um den Freiheitskampf des
südafrikanischen Volkes zu würdigen. Kardinal Marx kommt darüber hinaus der
Einladung der Südafrikanischen Bischofskonferenz nach und wird in Kapstadt
an einem Round-Table-Gespräch teilnehmen, das sich mit den schwerwiegenden
ökologischen und sozialen Problemen des Bergbaus befasst; mit Vertretern
von Minenunternehmen, Gewerkschaften und Kirchen wird der Kardinal über die
Grundsätze einer sozial verantworteten Marktwirtschaft und unternehmerische
Verantwortung sprechen.



Vom Bischofstreffen auf Madagaskar und der Reise des Vorsitzenden der
Deutschen Bischofskonferenz nach Südafrika wird auf www.dbk.de berichtet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 084 vom 17. Mai 2018

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06568: Opfer unersättlicher Schnellebigkeit (SB)


Ja, in früheren Tagen wurden Turniere noch bis auf den letzten Zug mit
strenger wissenschaftlicher Schärfe geführt. Nur die Bedenkzeit
schränkte das Maß wohlüberlegter Züge ein. Ansonsten stand jedem
Spieler die gesamte Schwungmasse seiner Gedanken zur Verfügung. Nach
reiflichem Denkprozeß rückte er jeweils seine Figuren auf das
bestmögliche Feld. Und gerade in den Stichpartien, die darüber
entschieden, wer den Sieg und damit die Preisgelder einfuhr, wurden
die Meister nicht unter Zeitdruck gesetzt und konnten nach bester
Manier unter sich den Gewinner ermitteln. Diese Tradition hat
spätestens seit Anfang der 1990er Jahren ausgedient. Ausgerechnet in
den Stichpartien wurde die Bedenkzeit auf das erbärmliche Maß einer
Schnellpartie heruntergedrückt. Plötzlich mußten die Meister in 20
Minuten in sogenannten "Tiebreaks" eine Art Jahrmarktsbudenschach
spielen. Der hohe wissenschaftliche und auch künstlerische Anspruch
ging damit mehr oder weniger vor die Hunde. Wer die Chronik dieser
neuen Entwicklung erforscht, sieht sich von einem fassungslosen
Dilemma eingeholt. Partien mit krummem Wuchs, zuweilen regelrecht
verkrüppelt und unansehnlich, beherrschen weitgehend das Bild.
Schauerlicher Höhepunkt dieser neuen Regelung war der WM-Kampf
zwischen Anatoli Karpow und Viswanathan Anand in Lausanne. Man möchte
man liebsten wegsehen vor dem Dilettantismus dieser Tiebreak-Partien,
die dann notfalls sogar im Blitzschach heruntergerasselt werden. Die
Entwicklung läßt sich wohl nicht mehr aufhalten, die Zeit siegte über
den Geist, der den Forderungen einer unersättlichen Schnellebigkeit
geopfert wurde. Im heutigen Rätsel der Sphinx aus dem 17. Interpolis-
Turnier in Tilburg 1993 gewann Karpow den ersten Preis und 100.000
Gulden, nachdem dieser in der zweiten Tiebreakpartie über seinen
Rivalen Wassili Iwantschuk triumphieren konnte. Iwantschuk spielte im
Diagramm, gehetzt von der Zeit, 1.Se2xd4? und verlor nach 1...Sg6-e5+
2.Kd3-e3 Se5-g4+ 3.Ke3-d3 Sg4-f2+ 4.Kd3-e3 Sf2-d1+ 5.Ke3-e2 - 5.Ke3-d3
Se4-f2+ - 5...Kd5xd4 6.Ke2xd1 Se4-c3+ 7.Kd1-c2 Sc3xa2 zunächst einen
Bauern und schließlich die Partie. Nun, Wanderer, gesetzt, Iwantschuk
hätte mehr Zeit zum Überlegen gehabt, wie wäre das Remis leicht zu
erzwingen gewesen?






[image: SCHACH-SPHINX/06568: Opfer unersättlicher Schnellebigkeit (SB)]



Iwantschuk - Karpow

Tilburg 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Zwar verlor Kasparow nicht so unsterblich wie seinerzeit Kieseritzky
gegen das Königsgambit, dafür hielt er freilich auch nicht so lange
durch. Kieseritzky wurde im 23. Zug mattgesetzt, Kasparow gab beim 15.
Zug auf, weil er eine Figur einbüßte: 9.h2-h4! Th8-g8 10.Kf1-g1 g5xh4
11.Th1xh4 Dh6-g6 12.Dd1-e2 Sf6xe4 13.Th4xf4 f7-f5 14.Sf3-h4 Dg6-g3
15.Sc3xe4 und Schwarz gab auf wegen der kompromittierenden Folge
15...f5xe4 16.Tf4xe4+ Lb7xe4 17.De2xe4+ Ke8-d8 18.De4xa8 Dg3-e1+
19.Lb5-f1
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/467: Studie - Schlafqualität beeinflusst Leistungsfähigkeit stärker als Schlafdauer (idw)


Jacobs University Bremen gGmbH - 17.05.2018

Studie: Schlafqualität beeinflusst Leistungsfähigkeit stärker als
Schlafdauer



Um tagsüber fit und leistungsfähig zu sein, spielen eine gesunde,
fettarme Ernährung sowie ungestörter Schlaf eine wichtige Rolle. Von
geringerer Bedeutung ist dagegen die Dauer des Schlafes. Das ist das
Ergebnis einer jetzt in der Zeitschrift "Health Behavior & Policy Review"
veröffentlichten Studie, die an der Jacobs University Bremen entstanden
ist.

Dr. Sonia Lippke, Professorin für Gesundheitspsychologie, hat gemeinsam
mit zwei Kolleginnen aus ihrer Forschungsgruppe die Wechselbeziehungen
zwischen Lebensqualität und Wohlbefinden einerseits und Schlaf und
Ernährung andererseits untersucht. Konkret ging es dabei um den Fettgehalt
der Nahrung sowie die Dauer und die Qualität des Schlafes.

Unzureichender Schlaf gilt generell gerade bei älteren Erwachsenen als
Risikofaktor für eine Reihe von chronischen Erkrankungen wie
Bluthochdruck, Herz-Kreislauf-Probleme oder Diabetes. Die Wissenschaft
widmet sich dem Faktor Schlaf deshalb in jüngster Zeit vermehrt.
Allerdings ist bislang wenig bekannt über die Zusammenhänge zwischen
Schlaf und verschiedenen Lebensstilfaktoren wie etwa Ernährung. "Es war
und ist uns deshalb wichtig, wechselseitige Einflüsse in diesem Bereich zu
erkunden", sagt Sonia Lippke. "Denn dies ermöglicht Empfehlungen und
Maßnahmen, die wiederum die Lebensführung verbessern können."

Für ihre Studie haben sie und ihr Team 126 Erwachsene befragt, die älter
als 50 Jahre waren. Auffällig war insbesondere der positive Einfluss von
fettreduzierter Ernährung und einem ungestörten, als gut empfundenen
Schlaf auf die Leistungsfähigkeit tagsüber. Bei Untersuchungsteilnehmern,
die von dieser Kombination profitierten, war die Dauer des Schlafes
hingegen von untergeordneter Bedeutung. Sieben bis acht Stunden Schlaf
gelten als ausreichend, aber es kommt insbesondere darauf an, dass diese
erholsam sind.


Quelle:

Tan, S. L., Whittal, A., & Lippke, S. (2018). 

Associations among Sleep, Diet, Quality of Life, and Subjective Health. 

Health Behavior & Policy Review, 5(2), 46-58.

Weitere Informationen unter:

www.jacobs-university.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution698

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Jacobs University Bremen gGmbH, Thomas Joppig, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2267: Halbmittelgewicht - wie man in den Wald ruft ... (SB)




Jarrett Hurds Replik auf Kell Brooks leichtfertigen Worte

Der in 22 Kämpfen ungeschlagene Jarrett Hurd, Weltmeister der Verbände
WBA, IBF und IBO im Halbmittelgewicht aus den USA, ist derzeit nicht
besonders gut auf Kell Brook zu sprechen. Auf YouTube läßt sich der
Brite in Interviews unter anderem darüber aus, daß Hurd überschätzt
werde und er gegen ihn antreten wolle, sofern dabei ein Titel auf dem
Spiel stehe. Wie der 27jährige US-Amerikaner dazu anmerkt, habe er
nicht nur einen, sondern gleich drei Gürtel zu bieten und sei
jederzeit bereit, die Herausforderung anzunehmen, falls Brook das
tatsächlich vorhabe. Wenngleich dieser ziemlich klein für einen Boxer
des Halbmittelgewichts sei, könne er gerne sein Glück versuchen und
herausfinden, ob er dieser Aufgabe gewachsen ist.

Hurd hat sich bei seinem letzten Auftritt am 7. April in einem Kampf
zweier Weltmeister knapp nach Punkten gegen Erislandy Lara
durchgesetzt und ihm den Gürtel des WBA-Superchampions abgenommen. Es
war ein schweres und nahezu ausgeglichenes Gefecht, in dem sich der
technisch überlegene Kubaner nur deshalb geschlagen geben mußte, weil
sein Gegner in den letzten vier Runden den Druck erhöhte. Kurz vor
Ende konnte Lara froh sein, nicht vorzeitig zu verlieren.

Kell Brook und sein Promoter Eddie Hearn werden sich indessen von
Hurds Replik kaum zu einem Kampf gegen ihn verleiten lassen. Sie
wollen im Herbst ein hochdotiertes innerbritisches Duell mit Amir Khan
auf die Beine stellen, dem nichts in die Quere kommen darf. Wäre
Jarrett Hurd nicht talentierter als Sergej Rabschenko, mit dem Brook
am 3. März bereits in der zweiten Runde kurzen Prozeß gemacht hat,
sähe die Sache anders aus. Dann würde das britische Gespann wohl
ernsthaft in Erwägung ziehen, sich auf denkbar einfache Weise diese
Titel zu sichern.

Der US-Amerikaner ist jedoch kein bloßer Weltmeister auf dem Papier
und kein Platzhalter, den man herumschubsen kann. Wagte sich Brook an
ihn heran, müßte er mit der dritten vorzeitigen Niederlage in seinen
letzten vier Kämpfen rechnen. Gennadi Golowkin stoppte ihn im
September 2016 in der fünften Runde, und gegen Errol Spence mußte er
im Mai 2017 im elften Durchgang die Segel streichen, wobei er in
beiden Fällen eine Fraktur an der Augenhöhle davontrug. Kaum besser
erging es dem 31jährigen Amir Khan, der im Mai 2016 gegen Saul
"Canelo" Alvarez eine schwere K.o.-Niederlage in der sechsten Runde
einstecken mußte. Trotz dieser Mißgeschicke ließe sich ein Kampf
zwischen Brook und Khan in England ausgezeichnet vermarkten. Diese
lukrative Perspektive würde Kell Brook sicher nicht preisgeben, indem
er das Risiko eingeht, Jarrett Hurd in der Hoffnung herauszufordern,
ihm die Titel im Halbmittelgewicht abzujagen.

Davon abgesehen war der Brite sicher nicht glücklich darüber, daß
Sadam Ali am vergangenen Wochenende den WBO-Titel in dieser
Gewichtsklasse verloren hat. Der Mexikaner Jaime Munguia setzte mit
seinem vorzeitigen Sieg in der vierten Runde ein starkes Zeichen, daß
mit ihm künftig zu rechnen ist. Kell Brook galt als Anwärter auf
diesen Gürtel, den er für eine vergleichsweise leichte Beute erachtet
haben dürfte. Nachdem ihm nun Munguia mit seinem Paukenschlag einen
Strich durch die Rechnung gemacht hat, steht der Brite abermals mit
leeren Händen da, ist doch kein Titel in dieser Gewichtsklasse mehr in
Sicht, den er sich leichterdings sichern könnte. [1]

Kaum hatte sich der Rauch seines spektakulären Triumphs über Sadam Ali
verzogen, als Jaime Munguia auch schon den WBC-Champin Jermell Charlo
zum Duell der Weltmeister aufrief. Könnte sich der 21jährige Mexikaner
diesen prestigeträchtigen Titel sichern, würde ihm das schlagartig
eine Popularität bescheren, die weit über die Wahrnehmung seines
jüngsten Erfolgs hinausreichte. Während Ali wenig bekannt war und ihm
nicht ernsthaft Paroli bieten konnte, gilt der in 30 Kämpfen
ungeschlagene Charlo derzeit als namhaftester Akteur dieser
Gewichtsklasse. In Mexiko wird die Trophäe des World Boxing Council
traditionell mehr als sonst irgendwo als die wichtigste, wenn nicht
gar einzig relevante erachtet. Und so unterstrich auch Munguia, wie
sehr ihm an diesem speziellen Gürtel liege, den er unbedingt in seinen
Besitz bringen wolle.

Der erhoffte Kampf gegen Jermell Charlo, dessen eine Minute älterer
Zwillingsbruder Jermall unterdessen das Mittelgewicht unsicher macht,
muß jedoch noch eine Weile auf sich warten lassen. Der Verband WBO hat
keine Zeit verloren und den neuen Weltmeister bereits wenige Tage nach
seinem Titelgewinn aufgefordert, in Verhandlungen mit dem
Pflichtherausforderer Liam Smith aus England zu treten, für den 26
Siege und eine Niederlage zu Buche stehen. Dessen Promoter Frank
Warren rechnet damit, daß dieser Kampf im August oder September über
die Bühne gehen könnte. Sollten sich die beiden Lager nicht bis
spätestens 15. Juni auf die Konditionen geeinigt haben, kommt es wie
in solchen Fällen üblich zur Versteigerung der Austragungsrechte.

Dabei würden beide Parteien oder auch weitere Interessenten verdeckte
Gebote beim Verband abgeben, worauf dann der Meistbietende den
Zuschlag erhält. Eine Möglichkeit, die zunächst gebotene Summe zu
erhöhen, um die Gegenseite doch noch zu überbieten, gibt es bei diesem
traditionellen Verfahren nicht. Wer großen Wert darauf legt, die
Rechte zu ersteigern, muß also sicherheitshalber mit einem relativ
hohen Betrag einsteigen. Die Summe des Meistbietenden ist zugleich die
Gesamtbörse des Kampfs, die sich die beiden Lager nach einem
bestimmten Schlüssel teilen. Da die Verbände bei Titelkämpfen
prozentual mitkassieren und somit von hohen Börsen profitieren, haben
sie kein Interesse daran, den seit langer Zeit üblichen Modus der
Versteigerung zu ändern.

Munguias Promoter Fernando Beltran würde zunächst eine freiwillige
Titelverteidigung in Mexiko vorziehen, ehe der WBO-Champion auf Liam
Smith trifft. Sollte die WBO ihre Zustimmung geben, würde dies
vermutlich mit der Auflage verbunden sein, gegen einen Kontrahenten
aus den Top 15 der WBO-Rangliste anzutreten. Auch Jaime Munguia hofft,
sich sofort seinen Landsleuten zu Hause als Champion vorstellen zu
dürfen. Er könnte sich eine Titelverteidigung in Tijuana gut
vorstellen, wo ein großes Stadion zahlreichen Zuschauern Platz böte.
[2]


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/05/jarrett-hurd-offers-kell-brook-a-world-title-shot/#more-263289

[2] www.boxingnews24.com/2018/05/jaime-munguia-wants-jermell-charlo-for-his-wbc-belt/#more-263294
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





SPIELZEIT/059: Highlights des Internationalen Tanzes der Saison 2018/2019 im Opernhaus (Stadt Bonn)


Stadt Bonn - Pressemitteilung von Dienstag, 15. Mai 2018

Das sind die Highlights des Internationalen Tanzes der Saison
2018/2019 



Bonn - Insgesamt 13 Compagnien aus zehn verschiedenen Ländern werden
in der Saison 2018/2019 mit hochkarätigen Produktionen im Bonner
Opernhaus zu Gast sein. Das kündigte Burhard Nemitz, Kurator der
Highlights des Internationalen Tanzes jetzt an.

Neben mehreren Deutschland-Premieren darf sich das Publikum auf das
zweitägige Gastspiel des weltberühmten Béjart Ballet Lausanne und auf
das Ballet du Grand Théâtre de Genève freuen. Letzteres wird mit der
Rekonstruktion einer Arbeit der Pionierin des deutschen Tanztheaters
im April 2019 zu Besuch sein: "Callas" von Reinhild Hoffmann.

Burkhard Nemitz blickte zudem auf die erfolgreiche Tanzgastspielreihe
zurück, die 2018 seit zehn Jahren am Theater Bonn stattfindet: 2008
eröffnete die brasilianische Tanzcompagnie Balé de la Cidade de Sao
Paulo mit ihrem Gastspiel. "Seit dieser Zeit waren über 100
verschiedene Compagnien zu Besuch. Das Publikum konnte 150 Arbeiten
verschiedener Choreografinnen und Choreografen kennenlernen, darunter
56 Deutschland-Premieren, zehn Europa-Premieren und drei
Uraufführungen", fasste Nemitz die Zahlen zusammen. "Mit einer
durchschnittlichen Auslastung von 87 Prozent können wir hier wirklich
von einer absoluten Erfolgsgeschichte sprechen", ergänzt
Generalintendant Dr. Bernhard Helmich im Vorfeld zur Pressekonferenz.
Der neue Spielplan ist ab sofort unter www.theater-bonn.de abrufbar.
Der Vorverkauf für Abonnentinnen und Abonnenten beginnt am Samstag,
26. Mai 2018, der freie Ticketverkauf startet eine Woche später, am 2.
Juni 2018.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 15. Mai 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/780: Bonn - Verdis "I due Foscari" am 3., 9., 24. und 29. Juni 2018


Verdis "I due Foscari" in der Bonner Oper



Bonn - "I due Foscari" ist erst die sechste Oper des jungen Giuseppe
Verdi. Das Werk zeigt in seinen großen theaterwirksamen Szenen und den
intimen, lyrischen Momenten jedoch schon seine spätere Meisterschaft.
Den Komponisten faszinierten der Stoff und die Protagonisten von Lord
Byrons Tragödie "The two foscari", die die Geschichte des Dogen
Francesco Foscari erzählt, dessen Familie durch Hass und Intrigen
zerstört wird.

Opernsänger Lucio Gallo, der die Rolle des Dogen übernimmt, ist
regelmäßiger Gast in großen internationalen Opern- und Konzerthäusern,
wie der Metropolitan Opera New York und der Wiener Staatsoper. Gezeigt
wird das Stück in der Neuinszenierung von Philipp Kochheim und unter
der Musikalischen Leitung von Will Humburg.

Mit dieser Produktion beschließt das Theater Bonn den Zyklus mit
frühen Verdi-Opern. In der Spielzeit 2019/2020 werden dann Verdis
Werke aus der mittleren Schaffensperiode auf die Bühne kommen. 
Weitere Informationen gibt es unter www.theater-bonn.de.

Termine: 3., 9., 24. und 29. Juni 2018

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 3. Mai 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - BALLETT/215: Hannover - New Steps, Tänzerinnen und Tänzer erproben eigene Choreographien, 9.+10.6.


Staatsoper Hannover - NEW STEPS



Mit New Steps bekommen Mitglieder des Ballettensembles die
Möglichkeit, sich selbst als Choreographen auszuprobieren.
Verantwortlich für viele Aufgaben, die sonst von anderen Menschen
erledigt werden, entwerfen sie Konzepte, Lichtstimmungen, Bühne und
müssen auch Fragen wie »Wird mein Stück verstanden?«, »Mit wem besetze
ich es?«, »Wann kann ich proben?« beantworten. Dieser Herausforderung
haben sich sieben Tänzerinnen und Tänzer des Ballets der Staatsoper
Hannover gestellt.

CHOREOGRAPHIEN U. A. VON Giovanni Visone, Lilit Hakobyan, Patrick
Michael Doe, Michele Stephanie Seydoux, Lauren Anne Murray, Demis
Moretti

PREMIERE SA, 09.06.18, 19:30 UHR, WEITERE VORSTELLUNG SO, 10.06.18,
18:30 UHR

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Juni 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/334: Abenteuer Wildbienen (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 18. Mai 2018

Abenteuer Wildbienen

BUND ruft zur Rettung von Wildbienen auf



Stuttgart. Der BUND Baden-Württemberg ruft Naturfreund*innen und
Gartenbesitzer*innen im Rahmen der diesjährigen Aktion "Abenteuer
Wildbienen" auf, Wildbienen - wie Hummeln - zu beobachten und sich für
ihren Schutz einzusetzen. "Die Aktion soll ein klares Zeichen gegen
das Insektensterben setzen. Wildbienen sind, wie Schmetterlinge und
andere Insekten auch, durch die Zerstörung wichtiger Lebensräume und
den immens hohen Pestizideinsatz bedroht.

Etwa die Hälfte der in Deutschland lebenden Wildbienen steht auf der
Roten Liste, rund 30 Arten sind vom Aussterben bedroht. Wir wollen
deshalb möglichst viele Menschen für Wildbienen sensibilisieren und zu
ihrem Schutz aufrufen", sagt Brigitte Dahlbender, Landesvorsitzende
des BUND Baden-Württemberg.

Hummeln sind wahrscheinlich nicht nur die bekanntesten, sondern auch
die sozialsten Wildbienen, weil sie wie die Honigbienen einen Staat
bilden. Wenn die Sonnenstrahlen den gefrorenen Boden erwärmen, gehören
die Hummeln zu den ersten Frühlingsboten. Die Hummelköniginnen, die im
Vorjahr begattet wurden, gründen nun einen neuen Hummelstaat.

Bienenparadies im Garten oder Balkon

"Jeder Gartenliebhaber und jede Balkonpflanzenfreundin kann jetzt
einen kleinen Beitrag zum Überleben der Hummeln und anderen Wildbienen
leisten", so Dahlbender. In jedem Garten sei Platz für einen
Reisighaufen, für Vogelnistkästen oder für einen Holzhaufen für
Wildbienen.

Neben der Hummel gibt es in Deutschland über 560 vorkommende
Wildbienenarten, denen die Vorliebe für Blüten gemein ist. Für ihr
Überleben ist es wichtig, dass sie die zur Nahrungsversorgung
wichtigen "Trachtpflanzen" finden. "Zur Unterstützung der Wildbienen
können Wildbienenliebhaber heimische Blühpflanzen, die vom Frühjahr
bis zum Herbst für ein durchgängiges Nahrungsangebot sorgen,
pflanzen", empfiehlt die Vorsitzende.

"Private Nistmöglichkeiten und lokale Nahrungsangebote werden das
Insektensterben nicht stoppen. Es gilt die Ausbreitung der Betonwüsten
in Städten und Dörfern sowie der Agrarwüsten in der Landwirtschaft
einzudämmen", fordert Dahlbender.

Mehr Informationen

www.bund.net/Wildbienen

www.bund-bawue.de/BUNDfuerBienen

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.05.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





AKTION/626: Stimmen für die Bienen (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 18. Mai 2018

Stimmen für die Bienen 



Berlin: Zum Weltbienentag am 20. Mai 2018 hat der Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) heute schon nach Berlin eingeladen, um
für Bienen und alle Insekten zu kämpfen. Im Rahmen einer Aktion
übergeben BUND-Aktivisten rund 180.000 Unterschriften zum Schutz von
Bienen und anderen Bestäubern an das Bundesumweltministerium. Mit
blühenden Wiesen, Pflanzaktionen, Aktivisten in Bienenkostümen und
Informationen rund um das Thema "A place to bee" demonstriert der
BUND, dass effektive Maßnahmen zum Schutz der Bienen und Insekten
dringend nötig sind.




[image: Aktion vor dem Reichstag: Unzählige Bienen(modelle) erobern Blumenwiese und Luft - Foto: © Jörg Farys / BUND]

Foto: © Jörg Farys / BUND



"Der anhaltende Insektenschwund hat dramatische Ausmaße angenommen. Es
ist höchste Zeit zum Handeln", sagt Olaf Bandt, Bundesgeschäftsführer
für Politik und Kommunikation beim BUND anlässlich der
Unterschriftenübergabe. So schrumpft die artenreichste Tiergruppe
sowohl bei den Arten als auch bei den Tieren pro Art. Um 75 Prozent
nahm die Biomasse der Insekten in den letzten 27 Jahren ab. "Wir
fordern von der Bundesregierung weitreichende, effektive und sofortige
Maßnahmen für die Bienen und alle Insekten. So ist über die Hälfte der
heimischen Wildbienen in ihrem Bestand gefährdet. Gerade für den
Menschen ist der Schutz der kleinen Bestäuber überlebenswichtig. Zwei
Drittel unserer Nahrungsmittel sind auf Bestäubung durch zum Beispiel
Bienen angewiesen", so Bandt weiter. Die weltweite Bestäubungsleistung
von Nutzpflanzen wird auf 200 bis 500 Milliarden Euro geschätzt.
Ebenso wichtig ist die Bestäubung von Wildpflanzen, denn diese sind
die Grundlage für sehr viele Insekten, Vögel und Säugetiere. Mit dem
massenhaften Insektenschwund ist das Funktionieren des Ökosystems in
Gefahr.

"Besonders in intensiven Agrarlandschaften ist die Artenvielfalt durch
Monokulturen, Pestizideinsatz und den Verlust von Lebensräumen in
einem großen Maße zurückgegangen. Dabei ist gerade die Landwirtschaft
auf Bestäuber angewiesen", sagt der BUND-Geschäftsführer. Die
wichtigsten Maßnahmen zum Schutz der kleinen Lebewesen sind: deutliche
Reduktion der Pestizidmenge, Verbot von bienengefährlichen Wirkstoffen
wie Neonikotinoide und von Ackergiften wie Glyphosat, Schutz und
Schaffung wichtiger Lebensräume wie Blühwiesen, Feldraine, Hecken und
Streuobstwiesen. Außerdem muss das Zulassungssystem für Pestizide
grundlegend reformiert werden. Kombinationseffekte und Langzeitwirkung
von Pestiziden werden momentan bei der Zulassung fast gar nicht
berücksichtigt.

Der BUND hatte gemeinsam mit der Aurelia-Stiftung bereits im April
2017 einen nationalen Bienenaktionsplan vorgestellt, der Maßnahmen zum
Schutz von Honigbienen, Wildbienen und anderen Bestäubern auflistet.
Zeitgleich startete die Unterschriften-Aktion. Mehr als 180.000
Menschen haben bis zum heutigen Tag teilgenommen und verlangen von der
Regierung endlich unsere Insekten zu schützen. Über 63.000 Menschen
fordern in einem weiteren Protestschreiben an Bundeskanzlerin Angela
Merkel einen schnellen nationalen Ausstieg aus dem Einsatz von
Glyphosat. "Wir freuen uns über das große Interesse der Bevölkerung am
Schutz unserer Insekten", sagt Bandt. "Das ist ein klares Signal an
die Politik, im Interesse der Bürgerinnen und Bürger zu handeln."

Positiv stimmen uns die Signale aus der Bundesregierung und von
Bundeskanzlerin Merkel zum Thema Artenvielfalt und über die Bedeutung
der Biene. Wir begrüßen und unterstützen das im Koalitionsvertrag
verankerte Aktionsprogramm Insektenschutz. "Den schönen Worten müssen
nun zügig konkrete Taten in Form von Gesetzen und Verordnungen folgen.
Das Aktionsprogramm Insektenschutz muss ambitionierte, messbare Ziele
und Maßnahmen enthalten und zügig umgesetzt werden", erklärt Bandt.
"Wir können uns nicht noch mehr Zeit lassen, mit dem Schutz der Bienen
und der Artenvielfalt zu starten, sonst ist nichts mehr zum Schützen
da."

Weitere Informationen zum Thema:

www.bund.net/bienenaktionsplan

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 18.05.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





BILDUNG/560: Schüler haben nur geringe Kenntnisse über Hummeln (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 17.05.2018

Schüler haben nur geringe Kenntnisse über Hummeln

Biologiedidaktiker entwickeln im Projekt "Hallo Hummel" neue
Unterrichtsmaterialien



Schülerinnen und Schüler besitzen nur ein sehr begrenztes Wissen über
Hummeln. Und dies, obwohl diesen wildlebenden Bienenarten eine
wichtige Rolle als Blütenbestäuber zukommt. Gerade im Frühling zählen
sie zu den ersten Insekten, die sich auf die Suche von Nektar und
Pollen begeben - und nebenbei für die Kirsch- oder Apfelernte des
Jahres sorgen.




[image: 'Hummelhaus' mit Hummel am Einflugloch - Foto: © Anne-Kathrin Sieg, JGU]

Durch die Ansiedlung von Hummeln in "Hummelhäusern" auf dem
Schulgelände sollen Schülerinnen und Schüler im Projekt "Hallo Hummel"
die Tiere in der Schule beobachten können und von ihnen lernen. Die
Hummelhäuser besitzen einen kleinen runden Eingang auf Bodenhöhe,
durch den die Tiere zu ihrem Nest gelangen oder die Behausung
verlassen.

Foto: © Anne-Kathrin Sieg, JGU



In ihrer aktuellen Studie, die in der Fachzeitschrift Insects
erschienen ist, kommen Biologiedidaktiker der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU) zu dem Ergebnis, dass die von ihnen
befragten Schülerinnen und Schüler durchschnittlich nur weniger als
die Hälfte aller Fragen zu Hummeln korrekt beantworten konnten. An der
Umfrage haben fast 900 Schüler mehrerer Gymnasien in Mainz und
Umgebung im Alter von 9 bis 20 Jahren teilgenommen. Die Fragen
erstreckten sich auf ein breites Spektrum rund um das Thema Hummeln:
Neben Aussehen und Körperbau widmete sich der für die Studie neu
entwickelte Fragebogen auch ihrer Lebensweise sowie der Rolle von
Hummeln in der Natur.

"Wir waren schon etwas überrascht, dass weniger als ein Drittel der
Fragen zum Körperbau der Hummeln und ihrem Kolonieleben korrekt
beantwortet wurden, und das obwohl die Befragten Hummeln gut von
anderen Insekten unterscheiden konnten", erläutert Anne-Kathrin Sieg,
die als Doktorandin in der AG Didaktik der Biologie die Umfrage mit
Unterstützung eines Bachelorstudenten durchgeführt hat. Sie nennt als
Beispiel, dass weniger als drei Prozent der Schüler die Position der
Beinpaare korrekt in einen Hummelkörper einzeichnen konnten. "Immerhin
wussten aber etwas mehr als zwei Drittel der Befragten, dass Hummeln
als Insekten drei Beinpaare haben!", so Sieg weiter. Ähnlich verhielt
es sich mit einem hartnäckigen Gerücht, dass Hummeln im Unterschied zu
Honigbienen nicht stechen können. Dies glaubten nahezu drei Viertel
der Schülerinnen und Schüler zu wissen. Nur ein knappes Viertel wählte
die richtige Antwort aus, dass Hummeln sehr wohl in der Lage sind zu
stechen.

Der Rückgang von Insekten und damit auch Bestäubern ist derzeit
alarmierend. Neben dem Verschwinden der Artenvielfalt hat der Rückgang
an Bestäubern nicht nur dramatische ökologische, sondern auch
gravierende ökonomische Folgen. Immerhin wurden Fragen zur Ökologie
und solche, die unsere Lebensmittelproduktion betreffen, mit
durchschnittlich 55 Prozent korrekt beantwortet. "Das Schicksal von
Wildbienen und allen voran unseren einheimischen Hummelarten kann uns
als Biologen nicht gleichgültig sein", erläutert Prof. Dr. Daniel
Dreesmann, Leiter der AG Didaktik der Biologie. Denn etwa drei Viertel
der Nutzpflanzen seien von der Bestäubung abhängig. Der weltweite Wert
der Bestäubung für die kommerzielle Nahrungsmittelproduktion wird auf
etwa 350 Milliarden US-Dollar pro Jahr geschätzt. "Wir kennen alle die
Bilder aus China, wo Menschen in Bäumen als Blütenbestäuber
fungieren", erläutert Dreesmann weiter und fügt hinzu, dass für ein
Verständnis des Insekten- und vor allem des Bienensterbens Wissen über
den Nutzen von Bestäubern wie Hummeln essentiell ist. Und dieses
sollte bereits in der Schule vermittelt werden.

In ihrem Projekt "Hallo Hummel" möchte Anne-Kathrin Sieg die
Ergebnisse der Studie nun in die Entwicklung von neuen Konzepten und
Materialien für den Biologieunterricht einfließen lassen. "Nur was man
kennt, das kann auch als schützenswert wahrgenommen werden", fasst sie
die Idee von "Hallo Hummel" zusammen. Bei dem dreijährigen Projekt
werden Schülerinnen und Schüler grundlegende Kenntnisse von Bestäubern
wie Hummeln erwerben und dabei auch erfahren, wie sich ihr eigenes
Verhalten auf die Umwelt auswirken kann.



Veröffentlichung:

Anne-Kathrin Sieg, Rudolf Teibtner & Daniel Dreesmann

Don't Know Much about Bumblebees? - A Study about Secondary School
Students' Knowledge and Attitude Shows Educational Demand

Insects, 10. April 2018

DOI: 10.3390/insects9020040

http://www.mdpi.com/2075-4450/9/2/40

Weiterführende Links:

https://www.biologiedidaktik.uni-mainz.de/

AG Didaktik der Biologie

Lesen Sie mehr:

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/4254_DEU_HTML.php 

Pressemitteilung "Vielfalt 'Durch die BLUME' entdecken: JGU verschickt
über 400 Forscher-Sets an Schulen in Rheinland-Pfalz" (02.03.2018)


http://www.uni-mainz.de/presse/59861.php 

Pressemitteilung "Erster Experimentierkoffer für Ameisenforschung im
Biologieunterricht an Mainzer Schule übergeben" (31.03.2014)

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news695924

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Petra Giegerich, 17.05.2018
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INITIATIVE/518: Bienen schützen! Pestizide stoppen! (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 18. Mai 2018 - Weltbienentag
(20.5.)

Bienen schützen! Pestizide stoppen!

BUND-Aktive setzen sich landesweit und bundesweit für den Schutz von
Bienen ein



Stuttgart. Der BUND Baden-Württemberg fordert zum Weltbienentag die
Landesregierung auf, sich stärker für den Schutz von Bienen und
anderen Insekten zu engagieren. Die BUND-Landesdelegierten haben bei
der Landesdelegiertenversammlung in Bad Boll (29.4.) in einer
Resolution und Aktion die Kommunen aufgefordert, auf ihren Flächen auf
Pestizide zu verzichten. Auf Bundesebene hat der BUND in einer
Online-Petition über 175.000 Unterschriften zum Schutz der Honigbienen
und Wildbienen gesammelt.

"Der Weltbienentag hält uns vor Augen: Insekten sterben und das hat
dramatische Ausmaße angenommen", sagt Brigitte Dahlbender,
Landesvorsitzende des BUND Baden-Württemberg. In den letzten 27 Jahren
ist die Biomasse der Insekten um 75 Prozent zurückgegangen. Über die
Hälfte der heimischen Wildbienen ist gefährdet." Das Insektensterben
hat schlimme Folgen für die Artenvielfalt und auch für uns Menschen.
Denn Insekten sind die Nahrungsgrundlage von Vögeln, Fischen und
Fledermäusen. Zwei Drittel unserer Nahrungsmittel sind auf die
Bestäubung durch beispielsweise Bienen angewiesen.

Pestizideinsatz drastisch reduzieren

Hauptverursacher für das Insektensterben sind die industrielle
Landwirtschaft und der Einsatz von Pestiziden. Pestizide vergiften
Insekten, Pflanzen und Böden. Alleine in Baden-Württemberg werden
jedes Jahr circa 3.000 Tonnen an Pestizidwirkstoffen versprüht. "Es
ist höchste Zeit zu handeln. Es braucht keine langjährigen Studien um
zu wissen, dass wir Insekten schützen müssen. Der Pestizideinsatz muss
bis 2025 um die Hälfte reduziert werden. Auf landeseigenen Flächen wie
Parks oder Straßenbegleitgrün kann die grün-schwarze Landesregierung
sofort den Pestizideinsatz einstellen und artenreiche Naturflächen
anlegen", so die BUND-Landeschefin. "Außerdem fordern wir den Schutz
und die Schaffung wichtiger Lebensräume wie Blühwiesen, Feldraine,
Hecken und Streuobstwiesen im ganzen Land."

Zwölf Kommunen in Baden-Württemberg sind (weitgehend) pestizidfrei


Die Delegierten des BUND in Baden-Württemberg haben bei der
Landesdelegiertenversammlung 2018 in Resolution und Aktion an Städte
und Gemeinden appelliert, die kommunalen Grün- und Freiflächen
pestizidfrei und insektenfreundlich zu pflegen. Bretten, Dornstadt,
Freiburg, Heidelberg, Karlsruhe, Kehl, Leimen, Münstertal, Pforzheim,
Singen, Tübingen und Wiesloch sind in Baden-Württemberg bereits
weitgehend oder komplett pestizidfrei. "Blütenreich mit einheimischen
Pflanzen und ohne Gift, sollte das Motto aller Kommunen in
Baden-Württemberg lauten", so Dahlbender.

Appell an Bundesregierung: Macht Deutschland A Place to Bee!

Der BUND Bundesverband hat bereits im April 2017 gemeinsam mit der
Aurelia-Stiftung einen nationalen Bienenaktionsplan vorgestellt, der
Maßnahmen zum Schutz von Honigbienen, Wildbienen und anderen
Bestäubern auflistet und eine Unterschriften-Aktion gestartet. Mehr
als 175.000 Menschen haben die Bundesregierung bereits aufgefordert,
endlich Maßnahmen zum Schutz der Insekten zu ergreifen. Immerhin ist
ein Aktionsprogramm Insektenschutz im Koalitionsvertrag verankert.
Dort ist zu lesen, dass der Großen Koalition die Bienen besonders am
Herzen liegen.

"Den schönen Worten aus dem Koalitionsvertrag müssen nun Taten folgen.
Das Aktionsprogramm zum Erhalt der Biodiversität muss mit
ambitionierten, messbaren Zielen und Maßnahmen gefüllt und zügig
umgesetzt werden. Wir können uns nicht noch mehr Zeit lassen, sonst
ist nichts mehr zum schützen da", so Brigitte Dahlbender.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.05.2018
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BIENEN/222: Illegaler Gensoja-Anbau bedroht Maya-Imker in Mexiko (Naturland)


Naturland e.V. - 17.05.2018

zum Weltbienentag am 20. Mai

Weltweites Bienensterben: Bienenhaltung in Mexiko durch illegalen
Gensoja-Anbau bedroht - Brief der Honigimporteure an mexikanischen
Präsidenten



Gräfelfing - Das weltweite Bienensterben ist eine der bedrohlichsten
Folgen der industriellen Landwirtschaft. Der Einsatz von Pestiziden
bedroht die Bienen ebenso, wie der generelle Zustand der
Agrarlandschaften. Diese sind auch in Deutschland immer leerer geräumt
und bieten kaum noch Lebensraum für Bienen und andere Insekten.




[image: Zwei offene Hände mit toten Bienen - Foto: © Robin Canul]

Foto: © Robin Canul



"Statt Agro-Chemie brauchen wir generell wieder mehr ökologische
Vielfalt auf unseren Wiesen und Feldern", fordert Hubert Heigl,
Präsident des Öko-Verbands Naturland, zum Weltbienentag am 20. Mai.
Das gelte umso mehr im internationalen Rahmen, wo Bienen und
Artenvielfalt zusätzlich durch Agro-Gentechnik und den damit
einhergehenden massiven Pestizideinsatz bedroht sind.

Beistand für die Maya-Imker - Brief an mexikanischen Präsidenten
Ein aktuelles Beispiel ist Mexiko, wo die natürlichen Wälder auf der
dünn besiedelten Halbinsel Yukatan einen wichtigen Lebensraum für
zahlreiche Wild- und Honigbienen bilden. Doch dieser Lebensraum wird
zunehmend zerstört durch den illegalen Anbau von Gensoja. Neben den
Bienen sind damit auch die indigenen Maya-Imker in ihrer Existenz
bedroht, darunter zahlreiche Naturland Imker.

Naturland unterstützt die Maya-Imker im Kampf um ihre Existenz.
Gemeinsam mit zahlreichen deutschen und europäischen Honig-Importeuren
fordert der internationale Öko-Verband den mexikanischen Präsidenten
Peña Nieto auf, den illegalen Gensoja-Anbau auf der Halbinsel endlich
effektiv zu stoppen.

"Fast die Hälfte der mexikanischen Honigexporte geht nach Deutschland,
und deutsche Verbraucher wollen keine Gentechnik, schon gar nicht im
Honig", betont Manfred Fürst, Leiter der internationalen Abteilung bei
Naturland und zugleich Koordinator des IFOAM Apiculture Forum, der
weltweiten Vereinigung der Öko-Imker. Deutschland ist ein wichtiger
Honig-Importeur, da nur etwa 20 Prozent des Bedarfs durch die
heimische Produktion gedeckt werden.

Europäische Honig-Importeure gegen Gensoja-Anbau

"Wir zeigen uns solidarisch mit dem Einsatz der Maya-Gemeinden gegen
den legalen und illegalen Anbau von gentechnisch veränderten
Pflanzen", heißt es in einem auf Initiative von Naturland verfassten
Brief, den nun der europäische Honig-Verband F.E.E.D.M. sowie zehn
Honig-Importeure aus Deutschland, Österreich und Dänemark an Präsident
Peña Nieto geschickt haben. Darin heben die Unternehmen die hohe
Qualität des Honigs aus Yukatan hervor und warnen zugleich, dass der
für die Region wirtschaftlich wichtige Export nach Europa bedroht
wäre, wenn die Gefahr einer gentechnischen Verunreinigung des Honigs
bestünde.

Neben dem europäischen Dachverband der Honigabfüller und Händler
F.E.E.D.M., dessen Mitglieder für etwa 90% des gesamten Honig-Imports
nach Europa stehen, haben sich folgende Unternehmen auch direkt an der
Briefaktion an die mexikanische Regierung beteiligt:

- Dreyer-Bienenhonig, Uelzen

- dwp, die WeltPartner, Ravensburg

- El Puente, Die Fair Trade Pioniere, Nordstemmen

- EZA Fairer Handel, Köstendorf/Österreich

- GEPA - The Fair Trade Company, Wuppertal

- Honig-Wernet, Waldkirch

- HONIGMAYR, Tenneck/Österreich

- HOYER, Polling

- Jakobsens Honey, Aulum/Dänemark

- Sonnentracht, Bremen

Hintergrund

Eigentlich darf auf der Halbinsel Yukatan seit einem Urteil des
Obersten Gerichtshofs Mexikos von 2015 kein Gensoja mehr angebaut
werden. Naturland hatte die Maya-Gemeinden damals zusammen mit
Imkervereinigungen, Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen aus aller
Welt in ihrem juristischen Kampf unterstützt. Dieser Kampf ist aber
noch lange nicht zu Ende, wie eine Delegation von Maya-Imkerinnen bei
einem Besuch in der Naturland Zentrale in Gräfelfing im Herbst 2017
berichtete.

"2016 hat die mexikanische Regierung bei einem Monitoring selbst
festgestellt, dass weiterhin Gensoja angebaut wird. Aber es passiert
zu wenig", beklagt Irma Gómez González, Agraringenieurin und
Imkerei-Beraterin. Vielmehr komme es durch den illegalen Anbau und den
Pestizid-Einsatz zur Verseuchung des Grundwassers und großflächigen
illegalen Waldrodungen. Die Pestizide schwächen die Bienen oder diese
finden schlicht keine Nahrung mehr. Dadurch sinkt dann die
Honigproduktion, die neben der Landwirtschaft das wichtigste
wirtschaftliche Standbein der Maya-Familien bildet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilun, 18.05.2018
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POLITIK/427: Niedersachsen ist Bienenland (NMELV)


Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz - 18. Mai 2018

Niedersachsen ist Bienenland



Hannover. "Als wichtigste Bestäuberin von Wild- und Kulturpflanzen
verdient die Biene unseren ganz besonderen Schutz", betonte
Agrarministerin Barbara Otte-Kinast anlässlich des Weltbienentages
(20. Mai). Diesem Schutz hat sich das Ministerium selbst verschrieben:
Rund 150.000 Bienen leben im Garten des Gebäudes an der Calenberger
Straße in Hannover. Die drei Völker werden von Imkerin Tina Heinz vom
Verein "Hannover summt!" betreut. Die Ernte des leckeren
Frühjahrshonigs steht demnächst an.

Niedersachsen ist Bienenland: Neben der Förderung des Instituts für
Bienenkunde in Celle engagiert sich das Landwirtschaftsministerium mit
einer Vielzahl an Aktivitäten für das kleine Nutztier. Um die
Nahrungsgrundlage der Bienen zu sichern, wird ein Blühstreifenprogramm
angeboten. Mit rund 3.645 Betrieben und 15.500 Hektar (2017) nehmen
immer mehr Landwirte an dem Programm teil, um den Bienen quasi den
Tisch zu decken.

Bundesweit einmalig ist der "Imkerbonus": Hierbei wird die Kooperation
mit Imkern mit 100 Euro pro Hektar zusätzlich honoriert. "Das stärkt
zusätzlich die Zusammenarbeit von Imkerei und Landwirtschaft und was
noch viel wichtiger ist - Imker und Landwirte kommen ins Gespräch",
sagte Barbara Otte-Kinast. Der überwiegende Anteil der einjährigen
Blühstreifen wurde seit Einführung des "Imkerbonus" in Kooperation mit
Imkern angelegt. Für 2016 waren es ca. 9.930 Hektar Blühstreifen.

Dass Imkern gerade bei der jungen, städtischen Bevölkerung wieder "in"
ist, führt die Ministerin auch auf das Nachwuchsprogramm zurück. Mit
136.000 Euro fördert die Landesregierung das Förderprogramm für den
Neuimker. Nach nur sechs Jahren konnten damit mehr als 2.650 Neuimker
mit knapp 12.000 Bienenvölkern gefördert werden, was einem jährlichen
Zuwachs von ca. 500 Imkern und rund 2.000 Völkern entspricht.

Erst kürzlich eröffnete die Ministerin das erste Bienenhaus der
Schaumburger Waldimkerei in Reinsdorf. Es ist ein bundesweit
einzigartiges Konzept, das von den Vereinten Nationen mit der
Auszeichnung im Rahmen des Wettbewerbes "UN-Dekade Biologische
Vielfalt" gewürdigt wurde. In den Aufbau flossen auch EU-Fördermittel.
"Wir müssen alles dafür tun, die hohe Bedeutung der Biene für unser
Leben zu erhalten", sagte Ministerin Barbara Otte-Kinast. Die
Niedersachsen seien erfreulich engagierte Partner der Bienen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 33/18, 18.05.2018
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POLITIK/426: Auftakt deutsch-slowenische Bienen-Allianz und Start der Initiative "Bienen füttern" (BMEL)


Presseinformation des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft - 17.05.2018

"Blüht hier was? Stadt und Land gemeinsam für Bienen!"

Auftakt der deutsch-slowenischen Bienen-Allianz und Start der
Initiative "Bienen füttern"



Im Vorfeld des ersten Weltbienentages am 20. Mai hat
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner heute ihren
slowenischen Amtskollegen Dejan Zidan sowie Vertreter der
Landwirtschaft, Imkerei, Umweltverbänden und kommunaler Unternehmen zu
einem Bienenaktionstag in Berlin begrüßt.

Bundesministerin Klöckner betonte: "Wir heißen heute unsere neusten
Mitarbeiter willkommen: unserer beiden Bienenvölker. Ich freue mich
sehr, dass wir am 20. Mai den ersten Weltbienentag feiern, um die
große Bedeutung dieses kleinen Nutztiers in den Fokus zu rücken.

Bienen sind systemrelevant. Auch wenn sie klein sind, ihre Wirkung ist
immens groß: Stellen Sie sich eine Welt ohne Bienen vor - wir hätten
weniger Obst, Gemüse und Blumen. Unser Gast, mein slowenischer Kollege
Dejan Zidan, hat den ersten Weltbienentag initiiert - mit deutscher
Unterstützung.

Wir starten heute die deutsch-slowenische Bienen-Allianz: Wir haben
vereinbart, unsere wissenschaftliche Zusammenarbeit im Imkerbereich zu
intensivieren. Und wir wollen bei Verhandlungen zur Gemeinsamen
Agrarpolitik nach 2020 gemeinsam vorgehen, um bienenfreundliche
Maßnahmen noch effizienter zu fördern. Wir fördern bereits die Aussaat
von speziell auf Bienen zugeschnittenen Blühpflanzen. Hier leisten die
Landwirte einen wichtigen Beitrag: Es ist besonders erfreulich, dass
wir heute auch die bäuerlichen Familien mit an Bord haben. In den
kommenden Wochen will ich weitere Partner für unsere Bienen-Allianz
gewinnen.

Wir alle können gemeinsam mehr tun: Wir haben hier in meinen Haus
bereits bienenfreundliche Blumen angepflanzt. Je günstiger die
Nahrungsgrundlage für die Bienen ist, desto robuster sind sie
gegenüber Krankheiten und Umwelteinflüssen. Wir haben unsere Kampagne
"Bienen füttern!" neu aufgelegt: Mit unserer Bienen-App und in
Zusammenarbeit in über 500 Gartencentern in ganz Deutschland kann man
sich informieren, welche Pflanzen als "Bienenbüffets" geeignet sind.
Zahlreiche Menschen engagieren sich bereits und gestalten Balkone und
Gärten mit dem wichtigen Bienenfutter. Ich habe auch alle anderen
Ministerien und die Bundesländer eingeladen, mitzumachen und mit
Bienenfutter auf ihren Außenflächen, einen aktiven Beitrag zum
Bienenschutz zu leisten. Das müssen uns die Bienen wert sein. Auch die
vielen kommunalen Unternehmen und der Bauernverband sind dabei. Dafür
will ich heute im Namen der Bienen "Danke" sagen."

Der stellvertretende Premierminister und Minister für
Landwirtschaft, Forsten und Ernährung der Republik Slowenien, Dejan
Zidan erklärte:

"Ich möchte mich herzlichst bedanken, bei Deutschland und der
Ministerin Julia Klöckner, für die Unterstützung der Slowenischen
Initiative zum Weltbienentag und der Organisation der heutigen
Festivitäten, mit denen wir die Bedeutung der Bienen und anderer
Bestäuber für den Anbau unserer Lebensmittel hervorheben wollen. Den
Weltbienentag verstehe ich als Pflicht, mehr für den Schutz der Bienen
zu leisten, wir müssen den Schutz der Biodiversität aktiver angehen
und wir müssen vor allem erfolgreicher bei der Bekämpfung des Hungers
in der Welt sind, wobei die Biene und andere Bestäuber einen großen
Beitrag dazu leisten. Slowenien hat den 20. Mai als Weltbienentag
nicht ohne Grund vorgeschlagen. Auf der nördlichen Hemisphäre sind die
Bienen in Mai am aktivsten, sie fangen an sich zu vermehren und
zugleich ist in dieser Zeit ihre Rolle als Bestäuber besonders
wichtig. Auf der südlichen Hemisphäre, im Herbst, fängt die Honigernte
an. Der 20. Mai ist aber auch der Geburtstag von an Antona Jansa
(1734-1773), einem Pionier der modernen Imkerei. Er wurde von Maria
Theresia damals als Lehrer auf die neu gegründete Schule für Imkerei
berufen. Der erste Weltbienentag ist aber nur der Anfang eines
Prozesses zum Schutz der Bienen und anderer Bestäuber, in den wir
Regierungen aller Länder, die Wirtschaft und die Gesellschaft
einbinden müssen um erfolgreich zu sein. Die Botschaft, dass es
wichtig ist die Bienen und andere Bestäuber zu schützen, muss jeden
erreichen. Wir müssen mehr tun als nur reden; wir müssen Handeln und
Maßnahmen für die Erhaltung dieser Insekten ergreifen und die
Entwicklung einer nachhaltigen und modernen Imkerei in der ganzen Welt
fördern."

Der Präsident des Deutschen Bauernverbands, Joachim Rukwied
erklärte: 

"Bienen haben als Bestäuber für uns Bauern eine enorme Bedeutung. Wir
sind uns unserer Verantwortung für die Natur sehr wohl bewusst. Schon
jetzt legen die Landwirte zahlreiche Blühflächen und Bienenweiden an,
damit die Insekten Nahrung finden. Das sollen noch mehr werden. Für
die Bauern und den Deutschen Bauernverband sind Bienen essentiell."

Hintergrund

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) hat am
heutigen Donnerstag, 17. Mai, um 13 Uhr zum Auftakt der deutsch-slowenischen 
Bienenallianz geladen. Eine intensive Zusammenarbeit
zwischen Deutschland und Slowenien im Bereich der Forschung fördert
den Bienenschutz, zumal die Gefahren für die Bienen Grenzen
überschreiten und die Herausforderungen vergleichbar sind.

Ziel der "Gemeinsamen Absichtserklärung" ist es, den
wissenschaftlichen Austausch zu fördern, die Entwicklung gemeinsamer
Forschungsprojekte zu unterstützen und einen regelmäßigen
Wissenstransfer zu ermöglichen.

Zum Ausbau der Artenvielfalt fördert das BMEL im Rahmen des
EU-Agrarhaushalts die Aussaat von speziell auf Insekten und Bienen
zugeschnittenen Blühpflanzen. Ebenfalls die Ackerbaustrategie, die in
dieser Legislaturperiode vorgelegt wird, legt den Fokus auf
Insektenschutz und Artenvielfalt und die Bepflanzungen des BMEL sind
bienenfreundlich gestaltet. Bundeslandwirtschaftsministerin Julia
Klöckner setzt sich auch bei ihren Ressortkollegen und den
Ministerpräsidenten der Länder dafür ein, mehr Insektenfutter auf
ihren Dächern oder Grünanlagen anzulegen, um mit gutem Beispiel voran
zu gehen. Besonders im kommunalen Bereich gibt es sehr viele Flächen
im Außenbereich, die begrünt werden. Hier gibt es großes Potential, um
noch mehr Bienenfutter in den Gemeinden bereitzustellen.

So kann sichergestellt werden, dass Bienen an möglichst vielen
Standorten im gesamten Bundesgebiet für die Vegetationsperiode
ausreichend Nahrung finden. Auch der Verband kommunaler Unternehmen
e.V. hat sich daher am heutigen Aktionstag beteiligt. Einen wichtigen
Beitrag zum Bienenschutz leisten ebenfalls die Imker.
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner führte heute ein
Gespräch mit dem Präsidenten des Deutschen Imkerbundes, Peter Maske,
über den Schutz der Biene. Inhaltlich ging es unter anderem um die
Verbesserung der Ernährungssituation der Biene innerhalb der
Gemeinsamen Agrarpolitik.

Die BMEL-Kampagne "Bienen füttern" informiert bereits seit dem Jahr
2014 darüber, wie im Garten oder auf dem Balkon das Nahrungsangebot
für Bienen und Insekten erweitert werden kann. Gartencenter und
Baumärkte unterstützen die Kampagne, indem sie bienenfreundliche
Pflanzen kennzeichnen. Vielfältige Materialien, unter anderem eine
Bienen-App, Postkarten, Aufhänger für die Gartencenter, Flyer und ein
Bienenlexikon helfen dabei, die richtige Auswahl an Pflanzen zu
treffen.

Um an den Erfolg der Initiative "Bienen füttern" anzuknüpfen, wird sie
auch 2018 weiter geführt. Startpunkt für die Wiederauflage der
diesjährigen Aktion ist der 17. Mai.

 * 

Quelle:

Presseerklärung Nr. 42 vom 17.05.2018

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn

Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

Dienstsitz Berlin:

Besucheranschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3174, -3208, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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VERBAND/345: Bauernverband zum Weltbienentag (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Bauernverband zum Weltbienentag

Rukwied: Bienen haben für uns Bauern enorme Bedeutung



Bei einer Veranstaltung zum Weltbienentag gemeinsam mit der
Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner,
macht der Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV), Joachim
Rukwied, deutlich, dass auch die Imkerei Teil der Landwirtschaft ist
und Bienen essentiell für alle Bereiche sind: "Bienen und andere
Bestäuber haben für uns Bauern eine enorme Bedeutung. Wir sind uns
unserer Verantwortung für die Natur sehr wohl bewusst." In einer
aktuell vorgestellten Ackerbaustrategie bekennen sich die führenden
Verbände der deutschen Landwirtschaft dazu, verstärkt dazu
beizutragen, die Artenvielfalt wieder zu erhöhen. "Schon jetzt legen
die Landwirte zahlreiche Blühflächen und Bienenweiden an, damit die
Insekten Nahrung finden. Das soll noch mehr werden", so DBV-Präsident
Joachim Rukwied. Den Dialog mit den Imkern werde man weiter ausbauen
und die Möglichkeiten des Greening der Europäischen Agrarpolitik
verstärkt nutzen. Man habe mit den Imkern das gemeinsame Interesse,
dass zukünftig Hemmnisse für mehr bienenfreundliche Maßnahmen in der
Europäischen Agrarpolitik ausgeräumt und Landwirte nicht durch
Bürokratie und starre Auflagen ausgebremst werden.

Bundesweit wurden bereits im Jahr 2017 auf rund 260.000 Hektar
Puffer-, Wald- und Feldrandstreifen, brachliegende Flächen und
Landschaftselemente angelegt, was über 350.000 Fußballfelder oder 1 x
der Fläche des Saarlands entspricht. Zusätzlich werden auf etwa
930.000 Hektar Zwischenfrüchte und Untersaaten angebaut, was über 1,25
Mio. Fußballfelder oder 0,5 x der Fläche Sachsens entspricht und auf
175.000 Hektar Leguminosen, was über 235.000 Fußballfeldern oder
Fläche von Berlin, Hamburg und Bremen zusammen gleichkommt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.05.2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030/31 904 407, Fax: 030/31 904 431

E-Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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POLITIK/361: Deutschland übernimmt Präsidentschaft der Wattenmeerzusammenarbeit (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 18. Mai 2018

Deutschland übernimmt Präsidentschaft der Wattenmeerzusammenarbeit


Deutschland, Dänemark und die Niederlande treten gemeinsam für
erfolgreichen Schutz des Wattenmeeres ein



Bei der dreizehnten trilateralen Regierungskonferenz im
niederländischen Leeuwarden haben sich Deutschland, Dänemark und die
Niederlande auf zahlreiche Maßnahmen zum Schutz des Weltnaturerbes
Wattenmeer geeinigt. Dazu gehört auch eine intensivere Zusammenarbeit
zwischen den Akteuren der Wattenmeer-Region und den westafrikanischen
und arktischen Staaten beim Vogelschutz. Alle drei Regionen liegen an
der ostatlantischen Zugvogelroute. Bundesumweltministerin Svenja
Schulze, die die deutsche Delegation in Leeuwarden leitete, übernahm
bei dem Treffen die Präsidentschaft der Wattenmeerzusammenarbeit für
die nächsten vier Jahre.

Schulze: "Das Wattenmeer ist ein weltweit einzigartiger Naturraum und
völlig zu Recht Weltnaturerbe. Damit haben wir auch eine globale
Verantwortung, nicht zuletzt für die Millionen Zugvögel, die das
Wattenmeer jedes Jahr als Raststätte und Drehscheibe für ihren
Weiterflug in die Arktis oder nach Afrika nutzen. Darum wollen wir in
den nächsten Jahren die Zusammenarbeit mit diesen Regionen ausbauen.
Denn nur gemeinsam können wir es schaffen, dieses einzigartige
Ökosystem zu schützen."

Bei der Zusammenarbeit mit Westafrika geht es unter anderem um die
Unterstützung von Schutzmaßnahmen, Fortbildungen zum Vogelschutz oder
zum Schutzgebietsmanagement, koordinierte Vogelzählungen oder einen
Austausch zwischen Wattenmeer-Experten und den
Nationalparkverwaltungen von Mauretanien und Guinea-Bissau. Unter
deutscher Präsidentschaft soll in den nächsten Jahren auch die
Zusammenarbeit mit den arktischen Staaten ausgebaut werden.

Zur Stärkung der Zusammenarbeit unter den Wattenmeeranrainern wird ein
neues Partnerschaftszentrum in Wilhelmshaven gebaut. Ein sogenanntes
Partnership Hub soll zudem die Akteure der Region verbinden und
unterstützen, z. B. bei den Themen nachhaltiger Tourismus,
Umweltbildung oder Forschung.

Zu den weiteren Schwerpunkten der deutschen Präsidentschaft gehören
die Erstellung eines gemeinsamen integrierten Managementplans für das
gesamte Gebiet des Weltnaturerbes Wattenmeer, die weitere Förderung
der Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit und die Sicherung und
Weiterentwicklung des langjährigen Trilateralen
Umweltbeobachtungsprogramms als einem wesentlichen Pfeiler der
Kooperation.

Alle vier Jahre kommen die für Naturschutz zuständigen Ministerinnen
und Minister der drei Kooperationsländer zu einer Wattenmeerkonferenz
zusammen. Dort beschließen sie auch die Arbeitsschwerpunkte für die
kommenden vier Jahre. Mit dem Abschluss der Konferenz in Leeuwarden
geht die Präsidentschaft der Wattenmeerzusammenarbeit von den
Niederlanden auf Deutschland über.

Deutschland, Dänemark und die Niederlande arbeiten seit 40 Jahren
erfolgreich zum Schutz des Wattenmeeres zusammen. Das gesamte
niederländisch-deutsch-dänische Wattenmeer steht seit 2014 auf der
UNESCO-Liste der inzwischen 49 marinen Weltnaturerbe-Stätten, unseren
"Kronjuwelen der Ozeane".




Die Leeuwarden-Erklärung finden Sie unter

http://waddensea-secretariat.org

Weitere Informationen:

http://www.bmu.de/WS1322

http://waddensea-secretariat.org

https://www.umwelt-im-unterricht.de/wochenthemen/schutz-fuer-das-weltnaturerbe-wattenmeer/

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 101/18, 18.05.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMUB)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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COMIC STRIP/0076: Hartze - Feinstaub ... (SB)
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ERSTAUFLAGE/952: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2958 (SB)


Wim Vandemaan

Jede Zeit hat ihre Drachen

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2958



Ernst Ellert, TLD-Agent Opiter Quint und USO-Spezialist Zau befinden
sich neben Homunk, dem ehemaligen Boten von ES, der Zeitforscherin
Aichatou Zakara und der USO-Agentin Manaz Wynter an Bord des Dolans
JASON, der auf dem ferronischen Raumschiff NEÈFOR unterwegs
ist.

Ellert, Quint und Zau sind in den Geist des seit 30.000 Jahren toten
Thoogondu Khuulespiu eingetaucht und haben so das Protokoll des
Zerwürfnisses erforscht. Nun leiden vor allem Quint und Ellert unter
einer Art posttraumatischer Belastungsstörung. Sie haben Mühe damit,
die Jahrtausende zu überbrücken, bis sie wieder im Hier und Jetzt
ankommen. Nur Zau, der selbst aus einer anderen Zeit stammt, scheint
davon nicht betroffen zu sein.

Im Protokoll des Zerwürfnisses haben sie miterlebt, wie der
Wissenschaftler Khuulespiu eine Technik entwickelt hat, mit der er die
Erinnerungen von Intelligenzen re-engrammieren konnte und wie diese
Technik von der Gilde des Gondus mißbraucht worden ist, um der
Superintelligenz Wanderer, wie ES bei den Thoogondu genannt wird, eine
Falle zu stellen. Sie haben miterlebt, wie Wanderer zurückgeschlagen
hat und ein Sturm über das Gondunat gekommen ist, der die Thoogondu
aus der Milchstraße gefegt hat. Khuulespiu ist der einzige Thoogondu,
der zurückbleiben durfte - allerdings nicht in seiner leiblichen
Gestalt, sondern als in eine hyperkristalline Struktur eingebettetes
Bewußtsein.

Quint und Ellert läßt vor allem der Umstand keine Ruhe, daß die
Thoogondu damals auf brutale Weise mit einem Haluter namens Nor Efech
experimentiert haben. Und heute leiden die Haluter unter einer
seltsamen Krankheit. Homunk sagt, daß man genauere Informationen über
das Verhältnis zwischen Lemurern, Halutern und Thoogondu im
Sokarsystem finden kann.

Am 5. April 1552 NGZ erreichen sie in diesem System den Mond Kaikiark
des Gasriesen Sokambur, der weder Besiedlungsreste noch irgendwelche
Lebensformen aufweist, da trotz einer Sauerstoffatmosphäre keine
Biosphäre existiert. Aber es wird dort das Wrack eines alten
arkonidischen Raumschiffs gefunden, das im ewigen Eis begraben liegt.
Mit Hilfe von TARA-IX-Inside-Robotern kann zu dem Schiff vorgedrungen
werden. Es gelingt den TARAs, das Lebenserhaltungssystem des Schiffes
zu aktivieren, aber die Speicher und Logbücher der Positronik sind
gelöscht worden. Seltsam ist auch, daß die Luft völlig keimfrei ist.
Da der alte Überlichtantrieb fast ausgebrannt ist, scheint das Schiff
einen langen Weg zurückgelegt zu haben.

Im Bereich der Mannschaftsquartiere findet man die Leiche einer
arkonidischen Frau. Neben ihrer Bahre steht ein altertümlicher
Medoroboter, der den Leichnam vor 12.000 Jahren medizintechnisch
konserviert hat. Eine alte arkonidische Buchröhre wird gefunden. Sie
ist das Tagebuch der Toten, bei der es sich um die Essoya Suuna
handelt. Sie war in der Epoche der Methankriege eine Kriegspsychologin
an Bord des Raumschiffes VRITRA und stand im Dienst des Imperators
Grishkan XI. Manaz Wynter ist in der Lage, die altarkonidische Schrift
zu lesen und zu übersetzen.

Suuna gehörte nicht dem Adel an. Als Geliebte des Kommandanten
Trebon da Minterol hatte sie jedoch einen tieferen Einblick in die
politischen Geschehnisse dieser Zeit als ein gewöhnlicher Arkonide.

Auf dem Planeten Dvornux im Kumugiasystem arbeiteten die mit den
Maahks verbündeten Cwuaur an der Entwicklung einer Waffe, mit der
arkonidische Energieschutzschirme geknackt werden könnten. Trebon
hatte den Auftrag, die Methanatmer zu vertreiben und die
Forschungsunterlagen der Cwuaur sicherzustellen oder zu vernichten.
Nach für beide Seiten verlustreichen Kämpfen zerstörte er Dvornux mit
einer Arkonbombe.

Die Haluter setzten sich in diesem Krieg jeweils für die unterlegene
Seite ein, weshalb ihre Schiffe von keiner der Kriegsparteien
angegriffen wurden. Für die Arkoniden war ein solches Verhalten nicht
einschätzbar. Als die Maahks die Bedrängten waren, wurden sie von den
Halutern unterstützt, was diese automatisch zu Feinden der Arkoniden
machte.

Trebon da Minterol gelang es, eines der beiden Haluterschiffe, die
sich in den Kampf einmischten, abzuschießen. Daraufhin tauchte an der
Peripherie des Kumugiasystems ein Raumschiff auf, das keinerlei
Strukturerschütterung erzeugte.

Das Tagbuch macht deutlich, daß es vor Jahrtausenden einen Kontakt
zwischen Arkoniden, Caluriern, die man bislang für Sagengestalten
gehalten hat, und Galkiden gegeben hat, wovon weder der TLD, noch die
USO und vermutlich auch die Arkoniden bislang nichts wußten. Von den
Galkiden weiß man, daß sie alle 256 Jahre einen sogenannten Hythridd
durchführen. Sie löschen alle historischen Archive und sämtliche
privaten Aufzeichnungen, sogar ihre persönlichen Namen. Damit wollen
sie einen irgendwie gearteten Untergang verhindern. In dem Tagebuch
findet Aichatou Zakara die Zeichnung eines Gemen. Suuna hatte auf der
VRITRA für einen kurzen Moment ein ihr vollkommen unbekanntes Wesen
gesehen und es skizziert.

Suuna berichtet weiter, daß sich von Bord des fremden Schiffes der
Calurier Lethuur gemeldet und den Arkoniden ein Bündnis gegen die
Haluter angeboten hat. Lethuur, zwei Galkiden namens Ventrord
Gulnustan und Noshnar Orrasadh und ein Thoogondu namens Tomoughash
teilten den Arkoniden mit, daß sich die Haluter zwar eingeschlechtlich
fortpflanzen, aber für eine gewisse Diversität sorgen. Sollte zum
Beispiel eine tödliche Krankheit auftauchen, die alle Haluter
betrifft, würde das ganze Volk aussterben. Deshalb hätten sie einen
externen Genpool angelegt, in dem sie Erbgut lagerten. Manchmal
setzten sie sich bei ihren ausgedehnten Reisen äußeren Einflüssen aus,
die ihr persönliches Genom veränderten. Wenn nötig, reparierten sie
den Schaden, aber manchmal fügten die Änderungen einen neuen
interessanten Effekt in ihr Genom ein. Dann stellten sie es der
gesamten Population zur Verfügung. Wer immer wollte, konnte auf diesen
Pool zugreifen.

Die Waffe gegen die Haluter, von der Lehuur sprach, bestand in der
Manipulation eines solchen Genpools. Tomoughash hatte einen
genetischen Defekt komponiert, der über Viroide in die Haluter-DNS
eingeschleppt werden konnte. Viroide sind hundertmal kleiner als ein
komplettes Virus. Erst innerhalb eines Chromosoms komplettieren sie
sich - zu spät, um von den Sicherheitsmembranen des Pools
herausgefiltert zu werden. Das komplettierte Virus kann sich dann in
einem Chromoson einlagern und die Konstruktion einer Keimzelle
anregen, die sich teilen und den Virus vermehren würde. Die Krankheit
bricht aber nicht sofort aus. Sie benötigt eine Art Startimpuls von
außen, der zu gegebener Zeit von Lehuur ausgelöst werden wird. Dieser
Zeitraum wäre gekommen, wenn das Imperium der Arkoniden akut dem
Untergang geweiht ist, wovon es zu dem damaligen Zeitpunkt jedoch noch
weit entfernt war. Da sich die Arkoniden aber gerade in der Nähe des
Mondes Kaikiark aufhielten, auf dem sich ein Genpool der Haluter
befand, war der Moment für eine Infizierung günstig.

Drei im Kumugiasystem zurückgebliebene Maahk-Wracks ließ man auf den
Mond stürzen. In ihnen versteckt befanden sich Sicherheitszellen mit
Arkoniden an Bord, die den Genpool mit Viroiden versetzten.

Um die Haluter dazu zu bringen, auf den Pool von Kaikiark zuzugreifen,
mußte jedoch der auf einer anderen Welt befindliche Haupt-Genpool
vernichtet werden - eine Selbstmordmission, die Trebon mit der VRITRA
übernahm. Er sorgte jedoch zuvor unter Angabe falscher Gründe dafür,
daß alle Besatzungsmitglieder seines Schiffes, an denen ihm etwas lag -
 darunter auch Suuna -, auf ein Lazarettschiff verlegt wurden. Suuna
wunderte sich über die plötzliche Unnahbarkeit Trebons, ahnte aber
nicht, daß sie ihn niemals wiedersehen würde. Später, nach einem
langen erfüllten Leben, kehrte sie an den Ort zurück, an dem sie ihren
Geliebten zuletzt gesehen hatte, um dort zu sterben.
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BEGEGNUNG/1858: Hanau - Erzählcafé für Senioren am 29. Mai 2018


Erzählcafé Kesselstadt/Weststadt des Hanauer Seniorenbüros am 29.
Mai 



Das nächste Erzählcafé Kesselstadt/Weststadt des Hanauer Seniorenbüros
in Kooperation mit der Initiative Nachbarschaftshilfe Kesselstadt e.
V. findet am Dienstag, 29. Mai, von 15 bis 16.30 Uhr im
Olof-Palme-Haus (OPH), Pfarrer-Hufnagel-Straße 2 statt. Das
ehrenamtliche Team freut sich über rege Teilnahme. Für die
musikalische Untermalung sorgt - wie immer - Elo Acklau.

Elke Reinstorf ist auch in diesem Jahr mit vielen Geschichten im
Gepäck von einer vierteljährlichen Reise durch Südamerika zurück
gekehrt. Von dieser erlebnisreichen Reise erzählt sie, unterstützt
durch zahlreiche Dias.

Wer regelmäßig an der Erzählcafé-Veranstaltung teilnimmt, braucht sich
für das Erzählcafé nicht anzumelden. Neue Gäste aus Kesselstadt sind
immer willkommen. Anmeldungen und Informationen gibt Bärbel Beisiegel
unter der Rufnummer 06181- 77393 oder im Seniorenbüro unter der
Telefonnummer 06181-66820 0.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Mai 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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MARKT/4118: Magdeburg - Nächster Gratisflohmarkt am 2. Juni 2018


Nächster Gratisflohmarkt am 2. Juni

Anlieferungen auch am 22. und 29. Mai möglich



Der nächste Gratisflohmarkt des Städtischen Abfallwirtschaftsbetriebes
ist am 2. Juni. Gut erhaltene Haushaltsgegenstände, Bücher, Möbel und
Geschirr können von 10.00 bis 13.00 Uhr auf dem Betriebshof in der
Liebknechtstraße 84 verschenkt oder getauscht werden.

Auch Schallplatten, CDs, Spielzeug und andere Dinge, die zum Wegwerfen
zu schade sind, können kostenlos abgegeben werden. Für jeden
Flohmarktliebhaber wird am 2. Juni sicher etwas dabei sein.

Anlieferungen dafür sind auch am 22. und 29. Mai, jeweils von 14.00
bis 17.00 Uhr, möglich.

Ziel des Gratisflohmarktes ist es, zur Abfallvermeidung beizutragen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 15. Mai 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





TOUR/7203: Hanau - Seniorenfahrten zur Kahltalmühle am 8. und 15. Juni 2018


Mit dem Seniorenbüro zur Kahltalmühle



Das Hanauer Seniorenbüro teilt mit, dass die für den 8. Juni
vorgesehene Wanderung von etwa 10 Kilometern zur Kahltalmühle in
Kälberau aus terminlichen Gründen auf Freitag, 15. Juni, verschoben
werden muss. Treffpunkt ist um 8.30 Uhr in der Eingangshalle des
Hanauer Hauptbahnhofs zunächst zur Bahnfahrt nach Kahl. Die
Fahrtkosten werden vor Ort bezahlt.

Von Kahl aus wird mit dem Ehrenamtlichen Josef Gehringer über den
Degen-Weg in Richtung Alzenau durch das Gelände der Gartenschau zur
Einkehr in Kälberau gewandert. Von der Kahltalmühle aus geht es nach
der Stärkung zu Fuß zurück nach Alzenau und von dort aus mit der Bahn
nach Hanau, Ankunft dort ist gegen 18 Uhr. Anmeldungen beim
Seniorenbüro unter der Telefonummer 06181-668200.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Mai 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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